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Vorwort

Stadtebauliche Vertrage zdhlen neben Bebauungspldnen heute zum unverzichtba-
ren Kernbestand stiadtebaulicher Instrumente der Kommunen. Ob es um die Neu-
erschlieBung ,auf der griinen Wiese” oder die Neuordnung vorgenutzter Areale
geht, ob ein Einzelhandelsprojekt, ein Biro- und Gewerbestandort oder ein
Wohngebiet entwickelt werden soll — meist werden wichtige Fragen der Umset-
zung und Finanzierung stadtebaulicher Ziele in stidtebaulichen Vertrdgen gere-
gelt. Auch wenn die Gestaltungsmoglichkeiten in solchen Vertrdgen erheblich fle-
xibler sind und deutlich tber das hinausgehen, was durch Festsetzung in einem
Bebauungsplan verlangt werden kann, bestehen doch vielfiltige rechtliche Bin-
dungen, die es beim Abschluss der Vertrage zu beachten gilt.

Zeitnah zum Inkrafttreten der gednderten Rechtsgrundlagen fiir ErschlieBungsver-
trage und andere stidtebauliche Vertrige im Baugesetzbuch (BauGB) im Juni
2013 erscheint das Handbuch ,Stadtebauliche Vertrage” in vierter Auflage. Mit
dem zweiten Innenentwicklungsgesetz (BGBI. | 2013, S. 1548) wurde die friihere
Regelung zum Erschliefungsvertrag in § 124 BauGB aus dem Kontext des Er-
schliefungsbeitragsrechts endgiiltig herausgelost und in § 11 BauGB integriert.
Die bislang in § 124 BauGB enthaltene Regelung zum Erschliefungsvertrag wurde
aufgehoben. In § 124 BauGB verblieben ist lediglich die frither in Abs. 3 Satz 2
der Vorschrift zu findende Bestimmung, der zufolge die Gemeinde verpflichtet ist,
die ErschlieBung selbst durchzufiihren, soweit sie das zumutbare Angebot eines
Dritten ablehnt, die im Bebauungsplan vorgesehene Erschliefung vorzunehmen.
Diese Anderungen und auch schon die mit der Klimaschutznovelle 2011 vorge-
nommene Erweiterung der gesetzlichen Grundlage in § 11 BauGB sowie Verdn-
derungen in anderen damit verkniipften Rechtsgebieten machten eine grundle-
gende Uberarbeitung des Handbuchs ebenso notwendig wie die durch die Ober-
gerichte in zahlreichen Entscheidungen vorgenommene Weiterentwicklung der
Rechtsprechung.

Neue aus der Rechtsprechung resultierende Entwicklungen gab es unter anderem
bei den ,Einheimischenmodellen” und beim Folgekostenvertrag {iber die Kosten
sozialer Infrastruktur. Bei den Folgekostenvertragen hat das Bundesverwaltungsge-
richt in mehreren Entscheidungen den Weg aufgezeigt, wie auf der Basis von mit-
einander verzahnter Infrastrukturplanung und stddtebaulicher Entwicklungspla-
nung eine vertraglich basierte Kosteniibernahme der Vorhabentrdger und Grund-
stiickseigentiimer rechtssicher ausgestaltet werden kann. Diese neue Rechtslage
ist in dem neuen Handbuch genauso eingearbeitet wie die zwischenzeitlich durch
die Gerichte vorgenommene weitere Kldarung von Abgrenzungs- und Auslegungs-
fragen. Beriicksichtigt wird die gesamte Palette der moglichen Vertragsgegenstan-
de stadtebaulicher Vertrdge. Dabei werden steuer-, vergabe- und beihilferechtli-
che Implikationen genauso thematisiert wie die sich aus dem AGB-Recht erge-
benden Anforderungen.
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Auch die 4. Auflage wurde inhaltlich erweitert. Neu aufgenommen wurden die
bislang fehlenden Vertrdge aus dem Bereich des Sanierungsrechts iber die Durch-
fihrung von Ordnungs- und Baumallnahmen. Ein breiterer Raum wird auch den
Vertrdgen im Kontext der kommunalen Bemiihungen bei Klimaschutz und Ener-
giewende eingerdumt. Insbesondere ist dabei auch der Blick auf das Energiefach-
recht mit der Energieeinsparverordnung (EnEV) und dem Erneuerbare-Energien-
Waidrmegesetz (EEWadrmeG) zu richten.

Die durchweg positiven Riickmeldungen zu den Vorauflagen haben uns veran-
lasst, an dem bewdhrten Konzept des Handbuchs festzuhalten. Dies bedeutet vor
allem auch, dass Gliederungsstruktur und Gestaltung des Buchs dem Leser die
Orientierung und Benutzung erleichtern sollen. Wie die Vorauflage enthélt das
Handbuch zahlreiche Vertragsmuster und Regelungsbeispiele, die sich im Sinne
des Baukastenprinzips verwenden lassen — Muster und Beispiele konnen bedarfs-
gerecht zu einem maligeschneiderten Vertrag zusammengestellt werden. Das
Handbuch liefert den Praktikern in den Kommunalverwaltungen, aber auch
Rechtsanwdlten, Investoren und Developern konkrete Hinweise zur Entwicklung
von vertraglichen Regelungen, die den besonderen Anforderungen des Einzelfalls
genugen.

Berlin, im September 2013

Arno Bunzel

Diana Coulmas

Gerd Schmidt-Eichstaedt



Hinweise zur Benutzung als Arbeitshilfe und Handbuch

Dieses Buch kann als Arbeitshilfe und Handbuch bei der Ausarbeitung von fir
den Einzelfall maBRgeschneiderten stadtebaulichen Vertridgen dienen. Die folgen-
den Benutzerhinweise sollen dem Leser dabei die Orientierung erleichtern.

Als Anhang ist dem Buch ein Muster fiir einen stddtebaulichen Vertrag nach § 11
BauGB angefiigt. Dieses Muster beriicksichtigt die typischen Regelungsgegenstan-
de von stadtebaulichen Vertrdgen mit Ausnahme von Vertrdgen zur Regelung ei-
ner freiwilligen Umlegung. Angesichts der Vielfalt der moglichen Vertragsgegen-
stdnde nach Art und Umfang wird ein stddtebaulicher Vertrag im Einzelfall eine
mehr oder weniger grofe Regelungsdichte aufweisen. Die im Vertragsmuster auf-
geflihrten Leistungspflichten und Bindungen sowie sonstige Regelungen sind da-
her nur — im Sinne von Merkposten — beispielhaft aufgefiihrt. Die genannten Bes-
timmungen sind den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend anzupassen und
im Ubrigen zu streichen. Das Vertragsmuster bildet die Grundlage fiir die Zu-
sammenstellung vertraglicher Regelungen nach einem ,Baukastensystem”. Die
hierzu verfiigbaren Vertragsbausteine finden sich als Regelungsbeispiele jeweils
im Kontext der kommentierenden Hinweise an verschiedenen Stellen in diesem
Buch. Sie sind, soweit im Einzelfall erforderlich, in den Mustervertrag einzufiigen,
wobei auch hier jeweils eine Modifizierung, orientiert am Einzelfall, erforderlich
ist. Lediglich die Eingangs- und Schlussvorschriften des Mustervertrags sind im
Volltext dokumentiert.

Soweit eine notarielle Beurkundung des stddtebaulichen Vertrags erforderlich ist,
sind im Vertrag die Ublichen notariellen Hinweise und der Stand des Grundbuchs
aufzunehmen. Auf die Dokumentation dieser Vertragsbestimmungen wird ver-
zichtet, da solche Vertrdge ohnehin durch Notare vorbereitet werden.

Der im Anhang angefligte Mustervertrag ist fir die Regelung einer freiwilligen
Umlegung nicht geeignet. Insoweit finden sich Vertragsmuster als Regelungs-
beispiele 1 bis 3 in Kapitel lll. Ebenfalls vollstindige Vertragsmuster sind in Kapi-
tel VI und in den Kapiteln VIl und X fir den Erschliefungsvertrag nach § 124
BauGB, fir MaBnahmen im Rahmen des Stadtumbaus und fir den Durchfih-
rungsvertrag zum Vorhaben- und Erschliefungsplan nach § 12 Abs. 1 BauGB ab-
gedruckt. Im Ubrigen ist nachdriicklich darauf hinzuweisen, dass Vertragsmuster
und Regelungsbeispiele nicht ungepriift Gbernommen werden konnen, sondern
regelmalig eine Anpassung an die Erfordernisse des Einzelfalls erforderlich ist.
Auch wird die Beriicksichtigung der kommentierenden Ausfiihrungen zum jewei-
ligen Regelungsgegenstand in diesem Handbuch nachdriicklich empfohlen.
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Abstract

This handbook on Urban Development Contracts (Stadtebauliche Vertrdge) con-
tains numerous sample contracts and examples of arrangements and regulations
which can be used in a modular form — the sample contracts and examples can
be combined as needed to draw up a customized agreement. This fourth, expand-
ed edition incorporates the most recent court decisions and literature and the
changes to the legal situation which have been instituted in the meantime, e.g.
through the Act to Reform the Law of Obligations. In conclusion, samples and ex-
amples are used to elucidate and present new types of contracts such as the Ur-
ban Reconstruction Contract (Stadtumbauvertrag) and the Agreement on the use
of Cogeneration Power Grids and Plants and Solar Plants. The handbook provides
practitioners in local government, as well as lawyers, investors and developers
with tangible reference material for formulating contractual arrangements and
regulations which meet the requirements of individual cases.



I Einflihrung
1. Entstehungsgeschichte

Die Bestimmung (ber stidtebauliche Vertrdge in § 11 BauGB wurde mit dem
Bau- und Raumordnungsgesetz (BauROG)! zum 1. Januar 1998 eingefiihrt.2 Vor-
lduferregelung war der mit dem Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandge-
setz 1993 (IWG)3 gednderte § 6 BauGB-MallnahmenG. Diese Bestimmung war
bis zum 31. Dezember 1997 befristet. § 11 BauGB hat die Regelung des BauGB-
MaRnahmenG redaktionell neu geordnet. Der Gestaltungsspielraum fiir stidtebau-
liche Vertrage wurde damit nur geringfligig erweitert. Die Erweiterung der Gestal-
tungsmoglichkeiten betraf vor allem die Einbeziehung solcher Kosten in einen
Folgekostenvertrag, die bereits entstanden sind (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB).
Im Ubrigen diente die redaktionelle Neuordnung der Regelung primir der Klar-
stellung. Mit dem Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau)4 vom 24. Juni
2004 sowie mit der Klimaschutznovelle von 20115 wurde der Katalog der bei-
spielhaft aufgeflihrten Vertragsgegenstinde erweitert, ohne dass hierdurch die ma-
terielle Rechtslage verdndert wurde. Unterstrichen wurden mit diesen Novellen
die Moglichkeiten, mittels stidtebaulicher Vertrdge Regelungen zu treffen, die
dem Klimaschutz oder der Baukultur dienen. Die Betonung dieser Regelungsin-
halte im Gesetzeswortlaut ist deklaratorischer Natur und verfolgt primar aufmerk-
samkeitslenkende Ziele.

Mit dem Gesetz zur Stirkung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemein-
den und weiteren Fortentwicklung des Stadtebaurechts vom 11. Juni 20136 wurde
die friihere Regelung zum Erschliefungsvertrag in § 124 BauGB aus dem Kontext
des Erschliefungsbeitragsrechts herausgelost und in § 11 BauGB integriert.” § 11
Abs. 1 Satz 2 BauGB regelt nun, dass auch ,die ErschlieBung durch nach Bundes-
oder nach Landesrecht beitragsfahige sowie nicht beitragsfahige Erschliefungsan-
lagen” Gegenstand eines stadtebaulichen Vertrags sein kann. Die an der Sonder-
regelung des § 124 BauGB festgemachte restriktive Rechtsprechung zum Erschlie-
Bungsvertrag und zu Folgekostenvertrdgen tber ErschlieBungsmaBnahmen ist da-
mit obsolet. Im Wortlaut klargestellt wurde, dass die Gemeinde stadtebauliche
Vertrdge auch mit juristischen Personen schliellen darf, an denen sie selbst betei-
ligt ist.

1 Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 vom 18.8.1997, BGBI. | S. 2081.

2 Vgl. auch die ausfihrliche Darstellung der Entstehungsgeschichte bei Krautzberger, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn. 6-19, Lfg. 102, Stand 2011.

3 Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.4.1993, BGBI. | S. 466.
BGBI. 12004 S. 1359.

5  Gesetz zur Forderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stddten und Gemeinden
vom 22.7.2011, BGBI. 12011 S. 1509.

6  BGBI. 12013 S. 1548.

7 Hierzu Bunzel, Stadt und Gemeinde 2012; Spannowsky, ZfBR 2012, 742 (748 ff.).
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Erstmals in differenzierter Form geregelt wurde der stadtebauliche Vertrag in der
Bauplanungs- und Zulassungsverordnung (BauZVO),8 die noch vor Inkrafttreten
des Einigungsvertrages im Frithjahr 1990 beschlossen und in Kraft gesetzt wurde.
§ 54 BauZVO regelte neben dem Erschliefungsvertrag (Abs. 1 Nr. 1) in differen-
zierter Weise Gestaltungsmoglichkeiten und rechtliche Grenzen stadtebaulicher
Vertrdge.? In § 55 BauZVO wurde erstmals der Vorhaben- und ErschlieBungsplan
als neues stidtebauliches Instrument geregelt, der mit dem Durchfiihrungsvertrag
auch ein vertragliches Element enthielt. Wenige Wochen nach ihrem Inkrafttreten
wurde die BauZVO durch den Einigungsvertrag! aufgehoben. Durch § 246 a
Abs. 1 Nr. 6 und Nr. 11 BauGB wurde die Weitergeltung des § 54 BauZVO fiir
stddtebauliche Vertrdge und die des § 55 BauZVO fiir Vorhaben- und Erschlie-
Bungspldne im Gebiet der ehemaligen DDR unter den dort bestimmten MalRgaben
angeordnet.

Durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz von 1993 wurde
das BauGB-MafBnahmenG von 1990 gedndert. In § 6 wurde eine differenzierte
Regelung Uber den stadtebaulichen Vertrag aufgenommen, die die Regelungs-
struktur des § 54 BauzZVO aufgriff und weiterentwickelte. In § 7 BauGB-
MalnahmenG wurde die Bestimmung tiber den Vorhaben- und ErschlieBungsplan
des § 55 BauZVO ohne wesentliche inhaltliche Anderung aufgenommen. Mit der
Aufnahme in das BauGB-MaBBnahmenG wurde zugleich erstmals eine bundesweit
geltende und nicht auf das Gebiet der ehemaligen DDR beschrinkte Regelung fiir
beide Instrumente geschaffen.

Die Einflhrung einer solchen detaillierten Regelung stadtebaulicher Vertrage war
bereits bei der Gesetzgebung zum BauGB im Jahre 1986 erwogen, im Ergebnis
aber abgelehnt worden." In § 124 Abs. 2 BauGB bei der Regelung zum Erschlie-
Bungsvertrag wurde lediglich der Hinweis aufgenommen, dass die Zuldssigkeit
anderer Vertrage, insbesondere zur Durchfiihrung von stadtebaulichen Planungen
und Malnahmen, unberiihrt bleibt. Die von vielen Gemeinden bereits in der Ver-
gangenheit entwickelte Praxis der Baulandbereitstellung, die auf vertraglichen Ab-
sprachen zwischen Eigentlimern oder Vorhabentrigern einerseits und der Ge-
meinde andererseits basiert, sollte in ihrer Zuldssigkeit nicht gefahrdet werden,
zumal die Rechtsprechung bereits Konturen fiir den Zuldssigkeitsrahmen vertragli-
cher Vereinbarungen im Kontext stddtebaulicher Planungen entwickelt hatte.

8  Bauplanungs- und Zulassungsverordnung vom 20.6.1990, BGBI. | S. 739.

9  Die Regelung basiert auf den Ergebnissen des vom Bundesministerium fiir Bauen, Raumordnung
und Stadtebau in Auftrag gegebenen Rechtsgutachtens, vgl. Schmidt-ARmann/Krebs: Rechtsfragen
stadtebaulicher Vertrage — Vertragstypen und Vertragslehre, 2. Aufl., Kéln 1992.

10 Gesetz vom 23.9.1990, BGBI. I S. 855, Anlage I., Kapitel XIV, II. 1, S. 1122.

11 Zu den Griinden vgl. Ausschussbericht BT-Drs. 10/6166 zu Ill. 19; Ergebnisse der Arbeitsgruppe
Baulandbereitstellung in: Bundesministerium fiir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau: Mate-
rialien zum Baugesetzbuch, Bonn 1984 (Schriftenreihe des Ministeriums, Nr. 03.108), S. 149 ff.,
sowie ausflhrlich Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn. 6-9.



2. Was sind stédtebauliche Vertrage?

Stadtebauliche Vertrdge dienen der Erfillung stadtebaulicher Aufgaben. Sie er-
ganzen das hoheitliche Instrumentarium des Stadtebaurechts.2 So koénnen z.B.
zur Sicherung der Ziele eines Bebauungsplans im Hinblick auf eine sozial gerech-
te Wohnraumversorgung Bindungen vereinbart werden, die dazu dienen, den
Wohnraumbedarf von bestimmten Bevolkerungsgruppen zu decken, obwohl ent-
sprechende Festsetzungen im Bebauungsplan nicht zuldssig sind. Haufig geht es
auch darum, die praktische Durchfiihrung stadtebaulicher Vorhaben und privater
Investitionsvorhaben zu beschleunigen. Aus Sicht der Gemeinde dient der Vertrag
in vielen Fallen dazu, Hindernisse, die sich aus der Begrenztheit der finanziellen
und personellen Ressourcen ergeben, aus dem Weg zu rdumen, indem sich ein
Vorhabentrager oder Grundstiickseigentlimer zur Durchfiihrung von MaRRnahmen
auf seine Kosten verpflichtet oder die der Gemeinde entstehenden Kosten Gber-
nimmt.

Ubersicht 1 Vorrangige Ziele stadtebaulicher Vertrage

Baureifmachung = Planung und Herstellung von ErschlieBungsanlagen
= Freiwillige Umlegung
= Ubernahme von Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen
= Erstellen von Planen und Gutachten
= Freimachung und Bodensanierung

Kostenentlastung » Kostenlbernahme fiir soziale Infrastruktur,
Ausgleichs- und Ersatzmaf3nahmen,
Planungen, ErschlieBung
= Mehrflachenabtretung
Konfliktbewéltigung / Ergén- = Eingriffs-/Ausgleichsproblem
zung des Bebauungsplans = Altlastenverdacht/-beseitigung
= Larmschutz
= Erneuerbare Energien, Kraft-Wéarme-Kopplung, energetischer
Standard von Gebauden
Wohnungspolitik = Baupflicht zum sozialen Wohnungsbau
= Abtretung von Flachen fir sozialen
Wohnungsbau
= VerduRerungs- oder Belegungshindung
zugunsten von Ortsanséassigen

Deutsches Institut fur Urbanistik .l TU

Stadtebau vollzieht sich traditionell nicht einseitig nach den abstrakten Vorgaben
der Gemeinde als Hoheitstrager. Die ,stadtebauliche Wirklichkeit” wird vielmehr
durch die Investitions- und Nutzungsinteressen einzelner Grundstiickseigentiimer,
Vorhabentrager oder Bevolkerungsgruppen bestimmt. Das Handeln der Gemeinde
kann deshalb hdufig eher durch das Wort ,reagieren” als durch das Wort ,agie-

12 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn. 106, Lfg. 102, Stand
2011; Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 31.
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ren” beschrieben werden (Reflex auf private Initiative).13 Stadtebau und Stidte-
baurecht sind deshalb seit jeher durch Absprachen, Vereinbarungen und sonstige
informelle Gestaltungen geprégt.'# Diese Entwicklung hat sich auch in Anbetracht
eines sich wandelnden Staatsverstdndnisses hin zum kooperativen Staat noch ver-
starkt. In vielen Stadten und Gemeinden werden die Rahmenbedingungen fiir
Vorhaben regelmaRig durch den Investor gesetzt.15 Einige Stadte, deren Entwick-
lung Gberdurchschnittlich prosperiert, nutzen das Instrumentarium in umgekehrter
Weise, indem sie die Einleitung von Planungsverfahren im Regelfall davon ab-
hédngig machen, dass sich der Investor oder Grundstiickseigentiimer an den Kos-
ten der Planung und der notwendigen Folgeinvestition beteiligt.16

Q) Stadtebaulicher Vertrag als Verwaltungsvertrag

Zur rechtsdogmatischen Einordnung des stddtebaulichen Vertrags bietet sich die
Rechtsfigur des ,Verwaltungsvertrags” an.!” Der Verwaltungsvertrag 16st sich von
der Uberkommenen Abgrenzung zwischen privatrechtlichem und o6ffentlich-
rechtlichem Vertrag, die zum Verstandnis der Handlungsform des kooperierenden
Staates wenig beitrdgt. Der Verwaltungsvertrag verbindet konsensuale mit rechts-
formlichen und rechtsverbindlichen Verwaltungshandlungen (Satzungen oder
Verwaltungsakt) und dient damit der Akzeptanz von Verwaltungsentscheidungen
und einer groReren Einzelfallgerechtigkeit. Er ist damit Ausdruck eines gewandel-
ten Verstandnisses von staatlicher und kommunaler Verwaltung als einer partner-
schaftlich mit den Birgerinnen und Biirgern kommunizierenden und kooperie-
renden Verwaltung. Die Unterscheidung zwischen privatrechtlichen und offent-
lich-rechtlichen Vertrdgen hat deshalb primér fiir die Zuordnung des Rechtswegs
Bedeutung,'® kaum jedoch fiir die materiell-rechtlichen Anforderungen.19 Dies
gilt in besonderer Weise flir den stadtebaulichen Vertrag, der hdufig sowohl &f-
fentlich-rechtliche als auch privatrechtliche Vertragsgestaltungen umfasst.

13 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn. 2, Lfg. 102, Stand
2011; Spannowsky: Grenzen des Verwaltungshandeln durch Vertrage und Absprachen, Berlin
1994 (Tubinger Schriften zum Staats- und Verwaltungsrecht, Bd. 26), S. 352 ff.; derselbe, in: Ber-
liner Kommentar, § 11 Rn. 46 ff., Lfg. 21, Juni 2012.

14 Siehe schon Flagge: Die Bedeutung von Vertrdgen bei Planung und Regulierung neuer Stadte und
Stadtteile, S. 192.

15 Erbguth/Witte, DVBI. 1999, 435, FN 1; ,Diktat des Investors”, in: Der Spiegel 1998, H. 36, 62 f.;
aktuelle Zahlen zur Anwendungshéufigkeit finden sich bei Sperling: Die Bedeutung stadtebauli-
cher Vertrage nach § 11 Abs. 1 und 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB in der Planungspraxis, Kaiserslautern
2011; Download unter: http://www.ru.uni-kl.de/oerecht/forschung/publikationen/internetver-
oeffentlichungen/, insbesondere S. 8 und S. 19 (Zugriff am 21.6.2013).

16 Vgl. zur Miinchener Praxis Wallraven-Lindl: Die sozialgerechte Bodenordnung. Der Miinchener
Weg, in: Der Bayerische Biirgermeister 1998, 192 ff.; allgemein hierzu Erbguth/Witte, DVBI.
1999, 435 ff.

17 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn. 3, Lfg. 102, Stand
2011, m.w.N. zum staatsrechtlichen Diskussionsstand.

18 Vgl hierzu S. 64 ff.

19  Schmidt-ABmann/Krebs: Rechtsfragen stadtebaulicher Vertrage, S. 162.
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b) Gebundene Gestaltungsfreiheit

Der Gestaltungsspielraum fir vertragliche Regelungen geht Gber das hinaus, was
die Gemeinde Uber Verwaltungsakt oder Satzung regeln kénnte. Gleichwohl be-
steht keine vollstindige Vertragsfreiheit. Auch stadtebauliche Vertrdge diirfen
nicht gegen gesetzliche Verbote verstoBen und dirfen nicht sittenwidrig sein
(§§ 134 und 138 BGB i.V.m. § 62 VWVfG). Die vereinbarte Leistung muss den ge-
samten Umstdnden nach angemessen sein. Vereinbarungen sind zudem unzulis-
sig, wenn der Vertragspartner auch ohne sie einen Anspruch auf die Gegenleis-
tung hatte. SchliefSlich sind vor allem beim Folgekostenvertrag und bei allen Ver-
tragen mit subordinationsrechtlichem Inhalt (§ 54 Satz 2 VwV{Q) strenge Anforde-
rungen an die Konnexitét von Leistung und Gegenleistung zu beachten.

c) Vertragstypen nach dem BauGB

§ 11 Abs. 1 Satz 2 BauGB enthilt eine beispielhafte Aufzahlung der moglichen
Inhalte stadtebaulicher Vertrdge, die nicht abschlieBend ist. Nach § 11 Abs. 4
BauGB bleibt die Zuldssigkeit anderer, das heifSt nicht in § 11 BauGB benannter,
stadtebaulicher Vertrage unberihrt.

Das Gesetz unterscheidet in § 11 Abs. 1 Satz 2 BauGB folgende Vertragsgegen-
stande:

= die Vorbereitung oder Durchfiihrung stidtebaulicher Manahmen durch den
Vertragspartner auf eigene Kosten (u.a. Neuordnung der Grundstiicksverhalt-
nisse, Bodensanierung, ErschlieBung sowie Ausarbeitung der stddtebaulichen
Planungen sowie erforderlichenfalls des Umweltberichts),

= die Forderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele
(u.a. Grundstlicksnutzung, Durchfiihrung des Ausgleichs im Sinne des § 1a
Abs. 3, Beriicksichtigung baukultureller Belange, Deckung des Wohnbedarfs
von Bevolkerungsgruppen mit besonderen Wohnraumversorgungsproblemen
sowie des Wohnbedarfs der ortsansdssigen Bevolkerung),

= die Ubernahme der Kosten und sonstigen Aufwendungen, die der Gemeinde
fur stadtebauliche MalBnahmen entstehen oder entstanden sind und die Vo-
raussetzung oder Folge des geplanten Vorhabens sind,

= die Errichtung und Nutzung von Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen
und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom,
Warme oder Kilte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Warme-Kopplung,

= die Anforderungen an die energetische Qualitdt von Gebduden.
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Die aufgeflihrten Vertragsgegenstinde konnen miteinander verbunden und durch
weitere Regelungen ergdnzt werden. Ein stidtebaulicher Vertrag besteht deshalb
aus verschiedenen, an die jeweilige Situation angepassten Vertragsbausteinen.

Neben den in § 11 BauGB genannten Vertragstypen kennt das BauGB eine Reihe
anderer Vertrdge, die an verschiedenen Stellen des BauGB jeweils im Sachzu-
sammenhang geregelt sind oder sich aus dem Regelungskontext ableiten lassen.
Dabei handelt es sich insbesondere um folgende Vertragstypen:20

= Durchfiihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 12
BauGB,

= Vereinbarungen Uber die Abwendung des Vorkaufsrechts nach § 27 Abs. 1
BauGB,

= Vertrige zur Abwicklung von Ubernahmeanspriichen, z.B. nach § 22 Abs. 8
BauGB, § 40 Abs. 2 BauGB, § 173 Abs. 3 BauGB, § 176 Abs. 4 BauGB,

= das Plananerkenntnis nach § 33 BauGB,

= Vertrage zur Vorwegnahme der Entscheidung in der Umlegung nach § 76
BauGB,

= Vertrage zur Umlegung in gemeindlicher Tragerschaft (z.B. Stuttgarter Mo-
dell),21

= Vereinbarungen Uber die Ablosung des ErschlieBungsbeitrags nach § 133
Abs. 3 Satz 5 BauGB,

= Vereinbarungen iber die Durchfiihrung von Ordnungsmalnahmen nach
§ 142 Abs. 2 BauGB,

= Beauftragung eines Sanierungs- oder Entwicklungstragers nach § 157 BauGB,

= Vereinbarungen {iber die Abwendung des Grunderwerbs in stadtebaulichen
Entwicklungsbereichen nach § 166 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 BauGB,

= Vereinbarungen Uber die Ablésung des Ausgleichsbetrags in Sanierungs-
gebieten und stadtebaulichen Entwicklungsbereichen nach § 154 Abs. 3
Satz 2 BauGB,

= Stadtumbauvertrag nach § 171c BauGB,

= Vereinbarungen zur Verwirklichung und Férderung der Entwicklungskonzep-
te bei MaRnahmen der Sozialen Stadt nach § 171e Abs. 5 Satz 4 BauGB.

20 Eine umfassende Darstellung der Vertragstypen nach dem BauGB findet sich bei Krautzberger, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn. 28-105, Lfg. 102, Stand 2011, mit ei-
nem Exkurs auf bauordnungsrechtliche Vertrage, Rn. 102 ff.

21 BVerwG, Urt. v. 6.7.1984 — 4 C 24/80 —.
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§ 11 BauGB beriihrt die Zuldssigkeit dieser bereits zuvor oder anderenorts gere-
gelten Vertragstypen nicht; dies ist durch § 11 Abs. 4 BauGB ausdriicklich klarge-
stellt. Der bereits vor Inkrafttreten des Investitionserleichterungs- und Wohnbau-
landgesetzes bestehende Rahmen fiir stadtebauliche Vertrage wurde nicht einge-
schrankt; im Gegenteil: Der Gesetzgeber wollte bereits mit dem Investitionser-
leichterungs- und Wohnbaulandgesetz und danach mit der Aufnahme der Rege-
lung in § 11 BauGB die Moglichkeiten des kooperativen Verwaltungshandels star-
ken und erweitern.

Der friiher gesondert in § 124 BauGB geregelte Erschliefungsvertrag ist nun ein
Unterfall von § 11 Abs. 1 BauGB und unterliegt den dort geregelten allgemeinen
Anforderungen an stidtebauliche Vertrage. Die friiher von der Rechtsprechung
angenommene Sonderstellung des ErschlieBungsvertrags ist damit nicht mehr vor-
handen.

Der Durchfiihrungsvertrag zum Vorhaben- und ErschlieBungsplan ist materielle
Voraussetzung fiir einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan im Sinne von § 12
BauGB. Sein Mindestinhalt umfasst die auf die ErschlieBung und das Bauvorhaben
gerichtete Durchfiihrungsverpflichtung des Vorhabentrdgers auf dessen Kosten.
Die gesonderte Erwdhnung rechtfertigt sich vor allem aus dem Umstand, dass der
Vertrag fiir diese besondere Form des Bebauungsplans unverzichtbar ist. Im Ubri-
gen gelten — mit wenigen Ausnahmen — die gleichen Gestaltungsmoglichkeiten,
aber auch Restriktionen wie beim ,normalen” stadtebaulichen Vertrag. Einzelhei-
ten zum Durchfiihrungsvertrag finden sich im Kapitel X.

d) Abgrenzung der stadtebaulichen Vertrdge von privatrecht-
lichen GrundstUcksgeschdaften der Gemeinden

Stadte und Gemeinden sind ohne Zweifel dazu befugt, durch den An- und Ver-
kauf von Grundstiicken am allgemeinen Grundstlicksverkehr teilzunehmen. Die
damit verbundenen Grunderwerbsvorgédnge sind zivilrechtlicher Natur; sie unter-
liegen den gleichen rechtlichen Anforderungen, wie sie fiir andere Teilnehmer am
Grundstiicksverkehr gelten. Dies gilt im Prinzip unabhdngig davon, welche Ab-
sichten seitens der Gemeinde mit dem Grunderwerb verfolgt werden. So hat das
Bundesverwaltungsgericht beispielsweise einen VerduRerungsvorgang mit folgen-
dem Inhalt als zivilrechtlich anerkannt:22 In dem von der Gemeinde entwickelten
Baugebiet sollten die Wohnbaugrundstiicke nur an Ortsansdssige verdullert wer-
den. Um dies sicherzustellen, lie die Gemeinde sich ein befristet geltendes
Kaufangebot fir jedes Wohnbaugrundstiick unterbreiten, das durch die Eintragung
einer entsprechenden Auflassungsvormerkung grundbuchlich gesichert wurde. Da
sich ein Eigentlimer nicht an die eingegangene Bindung hielt, {ibte die Gemeinde
ihr Kaufrecht aus, indem sie das Kaufangebot férmlich annahm.

22 BVerwG, Urt. v. 11.2.1993 - IV C 18.91 —.

23



Das Bundesverwaltungsgericht stellt hierzu fest, dass der Zusammenhang mit dem
Bebauungsplan keinen Niederschlag in dem Vertrag gefunden hat. Es fiihrt weiter
aus, auch § 124 Abs. 2 BauGB (a.F.,, Anm. d. Verf.) gebe fir einen offentlich-
rechtlichen Charakter des Vertrags nichts her; diese Vorschrift regele die Zulassig-
keit stidtebaulicher Vertrage im Allgemeinen, ohne deren Rechtsnatur im Einzel-
fall zu bestimmen. Gegenstand des konkreten Vertrages sei ein Sachverhalt, der
die Verschaffung des Eigentums an einem Grundstiick betreffe. Diesen Vorgang
regelt die Rechtsordnung zivilrechtlich. Sein Zweck bleibe auch durch die Be-
stimmung des erwerbsberechtigten Kauferkreises auf die Begriindung eines
Rechtsverhiltnisses im Rahmen des Zivilrechts gerichtet.23

Es sind allerdings Fallkonstellationen denkbar, in denen eine &ffentlich-rechtliche
Zielsetzung den privatrechtlichen Grunderwerbsvorgang so tberlagert, dass auch
offentlich-rechtliche Bindungen eingehalten werden missen. Dies gilt zum Bei-
spiel fir folgende Konstellationen:

= Neben einer offentlich-rechtlichen, mit hoheitlichem Instrumentarium gemaf
§ 45 ff. BauGB durchgefiihrten Bodenneuordnung ist auch die freiwillige
Umlegung zuldssig. Die unter Beteiligung der Gemeinde fiir eine freiwillige
Umlegung erforderlichen Grunderwerbsvorgénge sind nach ganz herrschen-
der Ansicht als o&ffentlich-rechtliche Rechtsvorginge einzustufen (Naheres
dazu in Kapitel IlI).

= Manche Gemeinden nutzen die durch Baulandausweisung vorhersehbar ent-
stehenden Bodenwertsteigerungen, um durch An- und Verkauf von Grund-
stiicken im Plangebiet die notwendige &ffentliche Infrastruktur zu finanzieren.
Manchmal wird die VerdulRerungsbereitschaft der Grundeigentiimer im po-
tenziellen Plangebiet sogar zur Voraussetzung der Baulandausweisung ge-
macht. Der Sache nach handelt es sich hier um eine Methode der Folgekos-
tenfinanzierung. Vor diesem Hintergrund ist es zumindest nicht ausgeschlos-
sen, dass die Zuldssigkeit dieser Vorgehensweise an den Bedingungen des
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB gemessen wird. Die mit den Einnahmen fi-
nanzierten MaRBnahmen mussen dann den von § 11 Abs. 1 Satz2 Nr.3
BauGB geforderten Kausalititsbezug zum Baugebiet aufweisen, und die er-
wirtschafteten Betrage missen insgesamt angemessen sein.

= Ausdricklich von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB erwdahnt ist der Fall, dass
die Grundstlicke, die fir eine stadtebauliche Malknahme oder fiir eine der
Allgemeinheit dienende Anlage oder Einrichtung erforderlich sind, vom Vor-
habentrager mehr oder weniger unentgeltlich bereitgestellt werden. Die zu-
gehorigen Grundstiicksiibertragungsvorgdnge unterliegen ganz eindeutig dem
offentlich-rechtlichen Reglement des § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB. Die
Grundstiicke missen also im Kontext der vom Vorhabentrager zuldssiger-

23  Ebenda.
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weise vertraglich Gbernommenen Leistungen von der Gemeinde benétigt
werden. Die damit verbundenen Wertiibertragungen miissen angemessen
sein.

Insgesamt ist die Grenze zwischen rein privatrechtlichem Grunderwerb seitens
der Gemeinde und offentlich-rechtlicher Zielverwirklichung fliefend. Die Recht-
sprechung der Obergerichte ist insoweit nicht einheitlich; sie ist hdufig von dem
Bemiihen geprdgt, den vom Kldger einmal eingeschlagenen Rechtsweg nicht in
zweiter oder gar dritter Instanz zu versperren und so eine Wiederholung des Pro-
zesses wenn irgend moglich zu vermeiden.

Im Regelfall sind die Stadte und Gemeinden bei der VerduBerung von Grundsti-
cken frei. Es gelten nur die Grenzen der §§ 134, 138 BGB und, soweit die Be-
stimmungen des AGB-Rechts Anwendung finden sollten,24 die sich hieraus erge-
benden Anforderungen. Die Gemeinde kann im Ubrigen alle die Bedingungen
und Auflagen an die VerduRerung kniipfen, die ihr opportun erscheinen. Dies
konnen Auflagen zur Art oder zum Zeitpunkt der Bebauung oder soziale Bindun-
gen sein — kurzum: Alle Vereinbarungen sind zuldssig, die nicht gegen gesetzliche
Verbote verstofen oder sittenwidrig sind. Hier gilt die volle Freiheit des Privat-
rechts (in den Grenzen des kommunalen Haushaltsrechts, das z.B. Schenkungen
grundsétzlich verbietet). Wichtig ist insoweit herauszustellen, dass unabhdngig
von der Zuordnung zum Privatrecht oder zum o6ffentlichen Recht ein Vertrag, der
stadtebauliche Zielsetzungen verfolgt, den sich aus § 11 Abs. 2 BauGB ergeben-
den Anforderungen (Angemessenheit und Koppelungsverbot) geniigen muss.25

Soweit die Stadt oder Gemeinde nur zum Zwecke der Finanzierung der Malinah-
me Zwischenerwerberin geworden ist, diirften daneben auch die Mafstdbe (insb.
Kausalitdt zwischen Finanzierungsbeitrag und Kosten auslésenden stadtebauli-
chen MafRnahmen) anzulegen sein, die bei Folgekostenvertragen zu beachten
sind.26 Um insoweit rechtliche Risiken auszuschliefen, sollte tiber die Verwen-
dung der Erlose Rechenschaft abgelegt werden konnen.

e) Stufenvertrage

Bei komplexen Vorhaben kénnen hiufig noch nicht alle Regelungserfordernisse
zu Beginn der Kooperation abgesehen werden oder der Regelungsgegenstand ist
noch nicht hinreichend klar bestimmbar.27 Gleichwohl besteht in solchen Féllen
sowohl flr den Vorhabentrager als auch fiir die Gemeinde ein Interesse daran, die
Grundlagen der Zusammenarbeit vertraglich zu fixieren.28 Ziel der Vertragspartei-

24 Offen gelassen von BGH, Urt. v. 29.11.2002 -V ZR 105/02 —.

25 Ebenda.

26 Vgl. S. 200 ff.

27 Hoffmann, in: Hoppenberg/de Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des 6ffentlichen Baurechts, A. VI,
Rn. 45.

28 Ebenso Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 37 ff.
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en ist es in dieser Situation, den Gegenstand der Zusammenarbeit und den weite-
ren Verfahrensgang — soweit dies zu diesem Zeitpunkt moglich ist — durch Eck-
punkte zu umreifen und zugleich die gegenseitigen Pflichten und die Risikover-
teilung vorbehaltlich einer weiteren Konkretisierung festzulegen.

Ein solcher friiher Vertrag hat den Charakter einer Rahmenvereinbarung. Er kann
aber bereits konkrete Leistungspflichten endgliltig bestimmen. Moglich erscheint
z.B. eine Regelung zur Ubernahme der Kosten der Planung und vorbereitenden
Gutachten, wihrend die Ubernahme der Folgekosten, die zu iibernehmenden
Ordnungs- und Erschliefungsmafinahmen sowie die Regelungen zur Sicherung
der Ziele des Bebauungsplans regelmalig erst in einem fortgeschrittenen Pla-
nungsstadium fiir eine abschlieRende vertragliche Vereinbarung hinreichend kon-
kret sind. In dem Rahmenvertrag kénnen und sollten die noch abzuschlielenden
weiteren Vertrdge dann aber dem Grunde nach festgelegt werden.

3. In welchen Fallkonstellationen kommt der Abschluss
stéidtebaulicher Veriréige in Betracht?

Stadtebauliche Vertrdge setzen — wie Vertrdge ganz allgemein — die Kooperati-
onsbereitschaft der Beteiligten voraus. Die Chance, zu einer Vereinbarung zu
kommen, hdngt deshalb nicht zuletzt von der Anzahl der Beteiligten ab. Unter
Umstdnden kann das Fehlen der Mitwirkungsbereitschaft nur eines Beteiligten ei-
ne Mallinahme insgesamt blockieren. In diesen Fallen ist es vorteilhaft, wenn die
Gemeinde auf Alternativen ausweichen und/oder die Mafinahme durch den Ein-
satz hoheitlicher Instrumente (z.B. einer stadtebaulichen EntwicklungsmaBBnahme)
durchsetzen kann.

Ubersicht 2 Interessenlage der Vertragsparteien

Gemeinde = Refinanzierung notwendiger Aufwendungen

= Kostenersparnisse und Beschleunigung

= Wohnraumversorgung (Einheimische,
Forderung des sozialen Wohnungsbaus)

= Vermeidung von Nutzungskonflikten

= Ergénzung planerischer Festsetzungen
zur Sicherung der Ziele der Planung (z.B. Klimaschutz, Baukul-
tur, naturschutzrechtlicher Ausgleich)

Investor oder = Beschleunigung der Realisierung des Vorhabens, Gewinnung
Eigentumer von Baurecht
= Kostenminderung
= Wertschopfung der planbedingten
Bodenwertsteigerungen
= Rechts- und Investitionssicherheit

Deutsches Institut fur Urbanistic @] fidl
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Im Regelfall werden stadtebauliche Vertrage nur zwei Beteiligte haben. Beide,
Gemeinde und Vorhabentrager oder Grundstiickseigentiimer, missen ein Interes-
se am Vertragsabschluss haben. Die Interessen von Vorhabentragern und Grund-
stiickseigentiimern kdnnen dabei sehr unterschiedlich sein (vgl. Ubersicht 2). Je
nach Interessenlage geht die Initiative entweder vom Vorhabentrd-
ger/Grundstlickseigentiimer oder von der Gemeinde aus. Fiir die Vertragsverhand-
lungen ist es wichtig, dass sich die Vertragsparteien zundchst Klarheit tiber die
jeweils eigenen mit dem Vertragsabschluss verfolgten Ziele verschaffen. Hierzu
sollte aufgelistet werden, zu welchen Fragen bzw. Sachverhalten eine Regelung
getroffen werden soll und was die Zielsetzung bezogen auf den jeweiligen Ge-
genstand ist. Auf dieser Grundlage lassen sich dann die eigentlichen Vereinbarun-
gen formulieren. Auch wird dann erkennbar, bei welchen Punkten sich Verhand-
lungsspielraume ergeben.

a) Gemeinde als Initiatorin einer vorsorgenden Baulandpolitik

Die Gemeinde kann stadtebauliche Vertrage im Rahmen einer vorsorgenden Bau-
landpolitik einsetzen.29 Die Initiative geht dann in der Regel von ihr aus. Bei den
vor allem aus dem stiddeutschen Raum bekannten Modellen macht die Gemeinde
die Ausweisung von Bauland davon abhdngig, dass die Eigentiimer der betroffe-
nen Grundstlicke vorher mit der Gemeinde eine vertragliche Vereinbarung treffen.
Die Grundstiickseigentiimer sind in der Regel mitwirkungsbereit, weil sie einen
Teil der durch die Entwicklung zum Bauland entstehenden Bodenwertsteigerun-
gen durch Verkauf realisieren konnen. Daneben bestehen zum Teil auch Interes-
sen, einzelne Grundstlicke selbst zu bebauen.

Eine vorsorgende Baulandpolitik sollte eingebettet sein in eine von der Gemein-
devertretung beschlossene Strategie der Baulandpolitik. Relativ weite Verbreitung
haben insoweit so genannte bodenpolitische Grundsatzbeschliisse gefunden.30

b) Gemeinde als Prufstelle fur konkrete Investitionsinteressen

Vertrdge kommen auch dann in Betracht, wenn die Initiative fir die Aufstellung
eines Bebauungsplans oder einer anderen stidtebaulichen Satzung von einem
Vorhabentrager oder einem Grundstiickseigentiimer ausgeht. Zu unterscheiden
sind folgende Falle:

= Ein Vorhabentrédger tritt an die Gemeinde heran, um ein bestimmtes bauli-
ches Vorhaben selbst zu realisieren.

29 Vgl. hierzu auch Schifer/Neubauer/Bernhart: Baulandbereitstellung. Bodenpolitische Grundsatz-
beschliisse, S. 12.

30 Schéfer/Lau/Specovius: Flichenmanagement in Brandenburg. Grundlagen, Aufgabe und Instru-
mente, S. 11 ff.
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= Ein Grundstiicksentwickler tritt an die Gemeinde heran, um die als Folge der
Planung eintretenden Bodenwertsteigerungen durch VerduRBerung zu realisie-
ren.

Bei ,professionellen” Grundstiicksentwicklern wird es, soweit das Gebiet nach
den Entwicklungsabsichten der Gemeinde iberhaupt fiir eine Entwicklung in Be-
tracht kommt, nur dann zu einer Kooperation kommen konnen, wenn ein Teil der
Bodenwertsteigerungen bei den Eigentlimern verbleibt.

Geht es um die Genehmigung eines konkreten baulichen Vorhabens, wird die
Gemeinde hdufig erstmals im Rahmen des Genehmigungsverfahrens mit dem
Vorhaben konfrontiert. In anderen Féllen gibt es bereits im Vorfeld des formlichen
Genehmigungsverfahrens informelle Abstimmungsgesprache. Die Gemeinde kann
die Genehmigung des Vorhabens aber nur dann vom Abschluss eines stadtebauli-
chen Vertrags abhdngig machen, wenn der Vorhabentrdger nicht auch ohne die
vertraglich versprochene Leistung einen Anspruch auf Erteilung der Genehmigung
hétte oder wenn die verlangte Leistung auch als Nebenbestimmung verlangt wer-
den konnte (§ 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB und — soweit ein subordinationsrechtlicher
Vertrag vorliegt3! — § 56 Abs. 2 VwVfG).

Soweit das Vorhaben ohne Aufstellung, Anderung, Erganzung oder Aufhebung ei-
nes Bebauungsplans (oder einer anderen stadtebaulichen Satzung) nicht zuldssig
ist — es also nach §§ 30 bis 35 BauGB nicht genehmigt werden kann —, kommen
grundsatzlich alle in § 11 BauGB aufgefiihrten Vereinbarungen in Betracht.

Ein stadtebaulicher Vertrag kann aber auch als ergidnzende Regelung anlasslich
des Baugenehmigungsverfahrens geschlossen werden. Bei Genehmigungen nach
§ 30 BauGB kann es erforderlich sein, die plangemdBe Erschliefung des Bau-
grundstlicks durch eine vertragliche Regelung zu sichern.32 Der Abschluss des
Vertrags ist dann Voraussetzung fiir die ,gesicherte Erschliefung” i.S. des § 30
BauGB und damit fir die Zuldssigkeit des Vorhabens. Soweit die Gemeinde nicht
selbst Genehmigungsbehdrde ist, kann sie ihre zustimmende Stellungnahme von
einem die planmaRige ErschlieBung sichernden Vertrag — z.B. der Abtretung von
fir die ErschlieBung erforderlichen Grundstiicksflaichen — abhdngig machen .33

Vertrdge kommen auch dann in Betracht, wenn das beantragte Vorhaben von den
Festsetzungen des Bebauungsplans abweicht. Im Rahmen der durch sachgerechte
Erwédgungen geleiteten Ermessensentscheidung kann die Erteilung einer Befreiung
nach § 31 Abs. 2 BauGB davon abhédngig gemacht werden, dass der Vorhabentra-
ger bestimmte Leistungen erbringt oder Bindungen einhdlt. Es kann nach § 56
Abs. 2 VWVIG aber nur eine solche Leistung vereinbart werden, die bei Erlass ei-
nes Verwaltungsaktes (das heilst einer Baugenehmigung) Inhalt einer Nebenbe-

31 Vgl hierzu S. 331 f.
32 Vvgl. BVerwG, Urt. v. 16.12.1993 -4 C 27.92 -
33 Vgl. ebenda.

28



stimmung nach § 36 VwVfG (Auflagen, Bedingungen oder Befristungen) sein
konnte.

Soweit die Voraussetzungen fir die Zuriickstellung eines Baugesuchs und den Er-
lass einer Verdnderungssperre vorliegen, kann ebenfalls Anlass fiir den Abschluss
eines stadtebaulichen Vertrags bestehen. Mit dem Vertrag kann sich der Vorha-
bentrager verpflichten, das Vorhaben an die gednderten Planungsvorstellungen,
die den Erlass einer Verdnderungssperre rechtfertigen wiirden, anzupassen. Auf
diese Weise kann vom Erlass einer Verdnderungssperre und von der Zurlickstel-
lung des Baugesuchs abgesehen werden.

Vorhaben im Aulenbereich diirfen — soweit es sich nicht um privilegierte Vorha-
ben im Sinne von § 35 Abs. 1 BauGB handelt — nur genehmigt werden, wenn sie
offentliche Belange nicht beeintrachtigen. Mitunter wird es zweckmdfBig sein,
durch ergidnzende vertragliche Bindungen sicherzustellen, dass 6ffentliche Belan-
ge nicht beeintrachtigt werden. Nicht selten wird auch die Frage der ErschlieBung
von Aufenbereichsvorhaben vertraglich geregelt werden missen. Bei Vorhaben,
die nach § 34 BauGB zu genehmigen sind, ist der Spielraum fiir ergdnzende stad-
tebauliche Vertrage sehr eng. Hier kommen Vertrage in der Regel nur zur Siche-
rung einer noch unzureichenden Erschliefung in Betracht.

C) Gemeinde als Eigentumerin

Die Gemeinden kénnen auch als (privatrechtlich handelnde) Teilnehmer auf dem
Grundstiicksmarkt stadtebauliche Ziele verfolgen. Ist die Gemeinde Eigentiimerin
von Baugrundstiicken, kann sie die VerduRerung oder die Vergabe von Erbbau-
rechten von der Erflillung bestimmter Kriterien abhdngig machen. Sie kann Bin-
dungen und Leistungspflichten in die VerdufSerungsvertrage aufnehmen. Solche
Grundstiicksverdullerungsvertrdge unterliegen nicht den Kautelen des § 11
BauGB, sondern nur den Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs und — soweit
anwendbar34 — des AGB-Rechts35 sowie dem Gemeindehaushaltsrecht. Bei Uber-
schreiten des Schwellenwertes von 5 Mio. Euro kann auch das Vergaberecht von
Bedeutung sein. Allerdings handelt es sich nach der Rechtsprechung des EuGH
bei einer mit der GrundstlicksverdufRerung verbundenen Bauverpflichtung dann
nicht um eine ausschreibungspflichtige Vergabe, wenn die Gemeinde sich dabei
im Rahmen ihrer stadtebaulichen Regelzustiandigkeit bewegt.36

34 Offen gelassen von BGH, Urt. v. 29.11.2002 — V ZR 105/02 .

35 Vgl hierzu S. 46 ff.

36 EuGH, Urt. v. 25.3.2010 (EuGH - C - 451/08, ,Wildeshausen”). Eingehend zur Rechtslage nach
dem Urteil des EuGH nunmehr Jarass, VergabeR 2010, 562 ff.; Hertwig, VergabeR 2010, 554 ff.;
Grothmann/Tschédpe, ZfBR 2011, 442 ff.; Haak, VergabeR 2011, 351 ff.; Greim, ZfBR 2011,
126 ff.; Klein, in: Bau- und Fachplanungsrecht, FS fiir Bernhard Stiier zum 65. Geburtstag,
S. 195 ff.; Tomerius, ZfBR 2012, 332 ff.
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4. Steuerrechtliche Rahmenbedingungen

Stadtebauliche Vertrage kdnnen in unterschiedlicher Weise abhangig vom Gegen-
stand des Vertrages, von den verfolgten Zielen der Vertragsparteien sowie von der
Einordnung der vertraglichen Pflichten als wirtschaftliche gewerbliche Betétigung
oder als private Vermogensverwaltung steuerrechtliche Tatbestinde erfillen. In
Betracht zu ziehen sind vor allem folgende Steuerarten:

= Grunderwerbsteuer,
= Umsatzsteuer sowie
= Korperschaftssteuer oder Einkommensteuer.

Da die steuerlichen Folgen stiddtebaulicher Vertrdge im Einzelfall zu nicht uner-
heblichen wirtschaftlichen Belastungen fiihren kdnnen, sollten sie unbedingt bei
Abschluss des stddtebaulichen Vertrags mit bedacht werden. In die Vertragsver-
handlungen sollte deshalb steuerrechtlicher Sachverstand einbezogen werden.

a) Grunderwerbsteuer

Der entgeltliche Wechsel des Eigentums an einem Grundstiick unterliegt der
Grunderwerbsteuerpflicht (§ 1 GrEStG). Dies gilt auch dann, wenn sich der An-
spruch auf Ubertragung des Grundeigentums aus einem stddtebaulichen Vertrag
ergibt. Grunderwerbsvorgdnge werden nach dem Grunderwerbsteuergesetz
(GrEStG) grundsatzlich mit (derzeit) 3,5 Prozent, bezogen auf den Wert der Ge-
genleistung, besteuert. Der Ubergang des Grundstiickseigentums im gesetzlichen
Umlegungsverfahren nach dem BauGB ist nach § 1 Abs. 1 Nr. 3b GrEStG von der
Grunderwerbsteuer freigestellt. Voraussetzung ist, dass der neue Eigentiimer im
Umlegungsverfahren als Eigentiimer eines im Umlegungsgebiet gelegenen Grund-
stiicks Beteiligter des Verfahrens ist. Die Eigentumsdnderung muss in einem férm-
lichen Umlegungsverfahren und damit aulerhalb des Grundbuchs erfolgen. Die
Rechtsdanderung kann durch Inkrafttreten des Umlegungsplans, aber auch auf-
grund einer Vorausregelung fiir einzelne Grundstiicke eintreten.3” Dabei sind
auch solche Grundstiickszuteilungen steuerfrei, fiir die der neue Eigentlimer eine
Geldleistung zu erbringen hat, weil er keinen oder keinen wertgleichen Grund-
stiicksverlust im Umlegungsgebiet erlitten hat.38 Auch eine Reduzierung des An-
wendungsbereichs des § 1 | Nr. 3b GrEStG auf Grundstiickszuteilungen bis zur
Hohe des jeweiligen Sollanspruches nach § 57 Satz 1 BauGB wird durch den BFH
abgelehnt. Damit ist von einer grundsétzlichen Steuerbefreiung des Grundstiicks-
erwerbsvorganges im Rahmen des Umlegungsverfahrens auszugehen. Eine Be-
steuerung von Mehrzuteilungen ist nach dem § 1 | Nr. 3 GrEStG nicht gesetzma-

37 BFH, Urt. v. 1.8.1990 - Il R 6/88 —.

38 BFH, Urt. v. 28.7.1999 — Il R 25/98 —, unter Aufgabe seiner fritheren engeren Auslegung. BFH
Urt. v. 1.8.1990, — Il R 6/88 —.
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Rig39 und findet weder im Wortlaut noch im Sinn und Zweck der Vorschrift eine
Rechtfertigung. Die vorgenannten Grundsdtze gelten auch dann, wenn die Ge-
meinde als Gesellschafter an dem ErschlieBungstrdger beteiligt ist.

Fir Rechtsanderungen, die im Rahmen des Umlegungsverfahrens auf freiwilliger
Basis erfolgen, gilt die Freistellung nach § 1 Abs. T Nr. 3 b GrEStG nicht. Diese
Rechtsgeschifte sind somit grunderwerbsteuerpflichtig.40 Bei der freiwilligen Um-
legung handelt es sich um den Tausch von Grundflachen. Der Grunderwerbsteuer
unterliegen deshalb sowohl die Vereinbarung Uber die Leistung des einen als
auch die Vereinbarung iiber die Leistung des anderen Vertragsteils (§ 1 Abs. 5
GrEStQ). Bei der freiwilligen Umlegung sind allerdings die §§ 5, 6 und 7 GrEStG
zu beachten. Werden im Rahmen der freiwilligen Umlegung die neu zu ordnen-
den Grundstiicke auf eine Umlegungsgemeinschaft in der Form einer Gesellschaft
biirgerlichen Rechts {ibertragen, so ist diese Ubertragung in der Hohe des Anteils
nicht steuerpflichtig, zu dem jeder an der Umlegung Beteiligte am Vermogen der
Umlegungsgemeinschaft beteiligt ist. Bei der Ubertragung der neu gebildeten
Grundstiicke auf die Umlegungsteilnehmer gilt Entsprechendes. Grunderwerb-
steuer ist nicht zu erheben, soweit der Wert des zugeteilten Grundstiicks dem
Wert des Anteils entspricht, mit dem der Umlegungsteilnehmer am Vermogen der
Umlegungsgemeinschaft beteiligt ist.47 Die vorgenannten Vorteile kommen aller-
dings nur zum Tragen, soweit zwischen den eingebrachten Grundstiicken ein
raumlicher Zusammenhang besteht und mit der Ubertragung auf die Umlegungs-
gemeinschaft ein einziges Grundstiick im Rechtssinne gebildet wird.42

Schwierige Abgrenzungsfragen konnen dann entstehen, wenn der Erwerber des
Grundstiicks im Rahmen des Vertrages neben dem Kaufpreis z.B. die Beteiligung
an den Folgekosten des Vorhabens verspricht oder sich zur Durchfiihrung von
stadtebaulichen MafSnahmen auf seine Kosten verpflichtet. Grundlage fiir die Be-
messung der Grunderwerbsteuer ist der Wert der Gegenleistung. Bei einem
Grundstiickskauf gilt nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG als Gegenleistung der Kauf-
preis einschlieBlich der vom Kaufer ibernommenen sonstigen Leistungen und der
dem Verkdufer vorbehaltenen Nutzung. Im Einzelfall kann es streitig sein, ob die
Ubernahme von Folgekosten oder die Ubernahme der Durchfiihrung von MafR-
nahmen auf Kosten des Vertragspartners Gegenleistungen fiir den Grunderwerb
sind. Soweit es sich um Folgekostenvereinbarungen im Sinne von § 11 Abs. 1
Satz2 Nr.3 BauGB oder um Vereinbarungen nach § 11 Abs. 1 Satz2 Nr. 1
BauGB handelt und diese auch ohne den Grunderwerbsvertrag zuldssig waren,
weil sie den Erfordernissen der Angemessenheit und der Konnexitét entsprechen,
wird man mit guten Griinden davon ausgehen koénnen, dass es sich nicht um eine
Gegenleistung fiir die Grundstlickstibertragung handelt.

39 BFH, Urt. v. 28.7.1999 — lI R 25/98 —.
40 BFH, Urt. v. 6.12.1988 — 11 B 98/88 —.
41  Grziwotz, ZfIR 2000, 414 (416).

42  Ebenda.
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Hinsichtlich der Berticksichtigung der ErschlieBungskosten bei der Bemessung der
Grunderwerbsteuer ist zu fragen, ob nach dem Inhalt der vertraglichen Abma-
chung das bereits erschlossene Grundstiick Gegenstand des Kaufvertrags sein soll,
die Eigentumsiibertragung also frei von ErschlieBungslasten angestrebt wird. Die
Erschliefungskosten sind dann Teil des Gesamtpreises, der wiederum Bemes-
sungsgrundlage fir die Grunderwerbsteuer ist.43 Ist ein nicht erschlossenes
Grundstiick Gegenstand des Kaufvertrags, ist die vom Kaufer eingegangene Ver-
pflichtung, die zukiinftige Erschliefung zu bezahlen, grundsitzlich nicht als Teil
der Gegenleistung anzusehen, auch wenn sie zusammen mit der Ubereignungs-
verpflichtung beurkundet wird. Die Einbeziehung der ErschlieBungskosten nach
den Grundsédtzen zum Erwerb eines Grundstlicks in zukiinftig bebautem Zustand
scheidet wegen des aus der offentlich-rechtlichen ErschlieBungslast der Gemeinde
sich ergebenden besonderen Charakters der GrundstlickserschlieBung regelméafig
aus.#4 Zu differenzieren ist demgegeniiber dann, wenn der Verkdufer sich ver-
pflichtet hat, das Grundstiick im erschlossenen Zustand zu verschaffen. In diesem
Fall ist der auf die ErschlieBung entfallende Teil des Kaufpreises grundsatzlich als
Teil der Gegenleistung fiir den Erwerb des Grundstiicks bei der Bemessung der
Grunderwerbsteuer zu beriicksichtigen. Hat sich der Verkdufer aber durch eine
gesonderte, rechtlich selbstandige Vereinbarung (Werkvertrag, Geschéftsbesor-
gungsvertrag) neben der Grundstlickstibertragung auch selbst zur Durchfiihrung
der Erschliefung verpflichtet, ist das Entgelt hierfiir nicht als Gegenleistung fiir die
Grundstiickstibertragung zu behandeln, auch wenn beide Verpflichtungen zu-
sammen beurkundet werden.45

RegelmiRig wird fiir die Ubertragung der Grundstiicke, auf denen sich Erschlie-
Bungsanlagen befinden, nach dem ErschlieBungsvertrag keine Gegenleistung ge-
schuldet. Vielmehr werden diese Grundstiicke zur Erfiillung &ffentlich-rechtlicher
Aufgaben, ndmlich der bei der Gemeinde verbleibenden ErschlieBungslast, tiber-
nommen. Fiir die Bemessung der Grunderwerbsteuer kann deshalb der Wert von
0,— Euro angesetzt werden .46

Im Zusammenhang mit den so genannten ,Zwischenerwerbsmodellen”47 hat der
Bundesfinanzhof dariiber zu entscheiden, ob der planbedingte Wertzuwachs der
beim urspriinglichen Eigentiimer verbleibenden Teilflachen als Gegenleistung bei
der Bemessung der Grunderwerbsteuer zu bericksichtigen ist. Das Gericht hat
dies abgelehnt und festgestellt: Erwirbt eine Gemeinde einen Teil der von ihr

43 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 124, Rn. 119, Lfg. 102, Nov.
2011.

44  BFH, Urt. v. 15.3.2001, — Il R 39/99 —; Bundesministerium fiir Finanzen: Erlass vom 27.6.2001 —
3 — S 4521/13; Finanzministerium Baden-Wiirttemberg: Erlass vom 25.7.2002 - 3 — S 4521/13,
GuG 2003, 55 1.

45 BFH, Urt. v. 9.5.1979 -l R 79/78 —.

46 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 124 Rn. 105, Lfg. 102, Nov.
2011; Viskorf, in: Boruttau: GrEStG, § 8 Rn. 32, mit weiteren Nachweisen.

47 Vgl. hierzu S. 270 f.
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durch Aufstellung eines Bebauungsplans und Sicherung der Erschliefung baureif
gemachten Grundflachen, ist der beim GrundstlicksverdulRerer fiir die ihm ver-
bleibenden und nunmehr baureifen Teilflichen eintretende Wertzuwachs grund-
satzlich keine Gegenleistung der erwerbenden Gemeinde fir ihren Grundsticks-
erwerb.48

b) Umsatzsteuer

Auch fiir die Beurteilung der Umsatzsteuerpflichtigkeit von Leistungen an die
Gemeinde ist es von Bedeutung, ob die Gemeinde eine Gegenleistung gewahrt.
So ist die unentgeltliche Ubertragung von ErschlieRungsanlagen an die Gemeinde
nicht umsatzsteuerpflichtig.49 Nur soweit der Erschliefungstrager die entwickelten
Baugrundstiicke an Dritte (Private oder Unternehmen) weiterverdufert, kann eine
Steuerpflicht entstehen, wenn der ErschlieBungstrager nach zuldssiger Option ge-
mal § 9 UStG Grundstiicke umsatzsteuerpflichtig an andere Unternehmen verdu-
Bert. Insoweit ist dann auch ein Vorsteuerabzug zuldssig. Die Fallvarianten wer-
den ausfiihrlich in dem Rundschreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom
7. Juni 2012 behandelt.50

Die unentgeltliche Ubertragung der ErschlieRungsanlagen zusammen mit dem
Grundstiick auf die Gemeinde ist nicht umsatzsteuerpflichtig, denn eine unent-
geltliche Wertabgabe darf nur dann einer entgeltlichen gleichgestellt werden,
wenn der Gegenstand oder seine Bestandteile zum vollen oder teilweisen Vor-
steuerabzug berechtigt haben.5! Hieran fehlt es, da der Vorgang unter das GrEStG
fallt und eine Option zur Steuerpflicht nach § 9 UStG nicht moglich ist, so dass
die Aufwendungen fiir diese Erschliefungsanlagen den ErschlieBungstrager nicht
zum Vorsteuerabzug berechtigen.52

Hat sich der ErschlieBungstrager nicht nur gegeniiber der Gemeinde, sondern zu-
satzlich auch gegeniiber den Grundstiickseigentimern im Erschliefungsgebiet
privatrechtlich zur Herstellung der ErschlieBungsanlagen auf den &ffentlichen Er-
schlieBungsflichen verpflichtet, erbringt der Erschliefungstrager gegeniiber dem
jeweiligen Eigentlimer mit der Erschliefung der &ffentlichen Flachen keine weite-
re sonstige Leistung, da insoweit nur die Gemeinde Leistungsempfangerin ist. Die
Zahlungen der Grundstiickseigentiimer an den ErschlieSungstrager sind in diesem
Fall Entgelte von dritter Seite im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 3 UStG fir die Er-
schlieBungsleistung an die Gemeinde.53 Hieraus folgt, dass der Erschliefungstra-

48 BFH, Urt. v. 27.10.2004 — Il R 22/03 —; Reicherzer, NVwZ 2005, 1272.

49 Walker, in: Handbuch Stadtebauliche Vertrage, Bd. 1, S. 467, Rn. 781.

50 Bundesministerium der Finanzen: BMF-Schreiben vom 7.6.2012 (GZ IV D 2 — S 7300/07/10001
:01 = DOK 2012/0479016), BStBI. 12012 11, 61.

51 Vgl. § 3 Abs. 1b Satz 1 und 2 UStG.

52 Vgl. § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 i.V.m. § 4 Nr. 9 Buchstabe a UStG.

53 Vgl. BFH, Urt. v. 22.7. 2010 -V R 14/09 —.
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ger in seinen Abrechnungen gegeniiber den bauwilligen Eigentlimern keine Um-
satzsteuer gesondert ausweisen darf. Geschieht dies dennoch, wird die ausgewie-
sene Umsatzsteuer gemdll § 14c Abs. 2 UStG geschuldet. Die Bauwilligen sind
insoweit nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt.54

Ein Entgelt von dritter Seite liegt demgegeniiber nicht vor, wenn ein Grundstiicks-
erwerber aufgrund eines Grundstiickskaufvertrages fiir ein erschlossenes Grund-
stiick einen hoheren Kaufpreis zu zahlen hat; dieser ist nur Entgelt fiir die Uber-
tragung des Grundstiicks.>> Der Verdullerer kann unter den Voraussetzungen des
§ 9 Abs. 1 UStG auf die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 9 Buchstabe a UStG ver-
zichten. Der Grundstiickserwerber ist unter den Voraussetzungen des § 15 UStG
zum Vorsteuerabzug berechtigt.

Von der Gemeinde als Zuschiisse oder Férderungsmittel bezeichnete Zahlungen
kdnnen Entgelte sein, wenn sie im unmittelbaren Zusammenhang mit der vertrag-
lich geschuldeten Erschliefungsleistung an den Erschliefungsunternehmer ge-
wahrt werden.56

Verzichtet die Gemeinde im ErschlieBungsvertrag auf die Erhebung von Erschlie-
Rungsbeitrigen, da ihr durch die Ubernahme der Kosten fiir die Herstellung der
Erschliefungsanlagen durch den ErschlieBungstriger kein Aufwand entsteht, der
einen Anspruch auf Erschliefungsbeitrdge nach § 127 BauGB begriindet, stellt
dieser Verzicht kein Entgelt — in der Form eines Verzichts auf eine Forderung — flr
eine Leistung des ErschlieBungstragers dar, wenn und soweit im zugehdrigen Ver-
trag nur ErschlieBungsleistungen und/oder Folgeleistungen versprochen werden.57
(Zu moglichen anderen Konstellationen siehe unten Kapitel 2 zum Erschlielungs-
vertrag). Die Gemeinde ist in keinem Fall zum Vorsteuerabzug berechtigt. Soweit
die Anlagen in ihren Hoheitsbereich tibergehen, fehlt es an der fiir den Vorsteuer-
abzug erforderlichen Unternehmereigenschaft.

Bei entgeltlicher Ubertragung von ErschlieRungsanlagen im Rahmen einer Vorfi-
nanzierungsvereinbarung gilt Folgendes: Die Ubertragung des StraBengrundstiicks
ist nach § 4 Nr. 9 a UStG ein umsatzsteuerfreier Vorgang. Die ErschlieBungsanla-
gen gehen als BaumaBBnahmen an den Ubertragenen Grundstiicken dinglich in
diese ein und stehen deshalb in einem direkten und unmittelbaren Zusammen-
hang mit der Lieferung dieser Grundstiicke an die Gemeinde. Diese Grundstticks-
lieferungen unterliegen der Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 9 Buchstabe a UStG, auf
die nach § 9 Abs. 1 UStG nicht verzichtet werden kann, wenn die Gemeinde die
Grundstticke fur den offentlichen Bereich (zurtick) erhalt.

54 Bundesministerium der Finanzen: BMF-Schreiben vom 7.6.2012 (GZ IV D 2 — S 7300/07/10001
:01 = DOK 2012/0479016), BStBI. 2012 11, 6.

55 Vgl. BFH, Urt. v. 13.1.2011 - V R 12/08 -.

56 Vgl. BFH, Urt. v. 9.11.2006 — V R 9/04 — und Abschnitt 10.2 UStAE.

57 Vgl. BFH, Urt. v. 13.1.2011 -V R 12/08 —.
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C) Korperschaftssteuer und Einkommensteuer

Die Gemeinden unterliegen im Rahmen der Bauleitplanung grundsatzlich nicht
der Kérperschaftssteuer, da sie sich hier im Bereich der hoheitlichen Aufgaben
bewegen und insoweit nicht in Wettbewerb zu den Unternehmen der Privatwirt-
schaft treten. Dies gilt auch, wenn die Gemeinden zur Vorbereitung und Durch-
flihrung der Bauleitplane oder zur Sicherung der mit diesen Planen verfolgten Zie-
le stadtebauliche Vertrige mit Grundstiickseigentiimern oder sonstigen privaten
Dritten abschliefen.58

Die Ubertragung von Grundstiickseigentum im Rahmen stiddtebaulicher Vertrige
kann gleichwohl auch kérperschafts- und einkommensteuerrechtlich relevant
sein, wenn die damit zusammenhéngenden weiteren Aktivitdten des Grundstiicks-
eigentiimers den Bereich der steuerlich privilegierten privaten Vermoégensverwal-
tung Uberschreiten und ein so genannter gewerblicher Grundstiickshandel be-
griindet wird. In steuerlicher Hinsicht ist der bloRe Abschluss eines stidtebauli-
chen Vertrags fiir sich allein noch kein Indiz fiir einen gewerblichen Grund-
stiickshandel. Wird aber durch den stiadtebaulichen Vertrag eine Reihe von Auf-
gaben der Gemeinde auf den Grundstiickseigentiimer Ubertragen (z.B. Ubernah-
me der Planungs- und ErschlieBungskosten, unentgeltliche Abtretung von Ge-
meinbedarfsflachen) und Gbernimmt der Grundstiickseigentiimer damit ein erheb-
liches Risiko, so liegen insoweit Merkmale vor, die auf einen Gewerbebetrieb
hindeuten.59

Die blolle Parzellierung fihrt fiir sich allein nicht zur Annahme eines gewerbli-
chen Grundstiickshandels.60 Ein gewerblicher Grundstiickshandel liegt aber dann
vor, wenn der Grundstlickseigentiimer wie ein Baulandaufschliefungsunterneh-
men seine Grundstiicke ganz oder teilweise durch Baureifmachung in Baugeldnde
umgestaltet und zu diesem Zweck diesen Grundbesitz nach einem bestimmten
Bebauungsplan in einzelne Parzellen aufteilt und an Interessierte verdufert. In
diesem Fall sind alle Aktivititen des VerduRerers bei der Baureifmachung, Er-
schlieBung und Bebauung einzeln zu untersuchen und im Zusammenhang zu
wiirdigen.61 Die aktive Mitwirkung an der Baulanderschliefung wird deshalb als
Beginn eines steuerpflichtigen gewerblichen Grundstiickshandels behandelt.62
Soweit der Grundstiickseigentiimer sich lediglich verpflichtet hat, die Kosten und
Aufwendungen des ErschlieBungsunternehmers zu erstatten, handelt es sich dem-
gegeniiber nicht um eine aktive, den gewerblichen Grundstiickshandel begriin-

58 Vgl. Grziwotz, ZfIR 2000, 414 (417), der allerdings darauf hinweist, dass diese Privilegierung ent-
falle, ,wenn Kommunen mit stidtebaulichen Vertragen in Wirklichkeit rein fiskalische Zwecke
der Plangewinnabschépfung zur Sanierung eines Not leidenden Haushalts verfolgen”.

59 Einkommensteuerkartei der OFD Miinchen zu § 15 Karte 2.3.1.

60 Bundesministerium der Finanzen: Schreiben vom 26.3.2004, IV A 6 — S 2240 — 46/04.

61 Ebenda.

62 Vgl. Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 124 Rn. 121, Lfg. 102, Stand
2011.
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dende Mitwirkung, und zwar auch dann nicht, wenn die volle Ubernahme der Er-
schlieBungskosten erfolgt und der Grundstiickseigentiimer zudem die Erschlie-
Bungsflache unentgeltlich bereitstellt.63

Fir die Beurteilung der Frage, ob ein gewerblicher Grundstlickshandel vorliegt,
kann auch die Uberschreitung der so genannten ,Drei-Objekte-Grenze” von Be-
deutung sein.64 Danach ist die VerduBerung von mehr als drei Objekten innerhalb
eines Flinfjahreszeitraums grundsatzlich gewerblich.65 Die VerduBerung von mehr
als drei in bedingter Verkaufsabsicht erworbener und errichteter Objekte inner-
halb dieses Zeitraums fiihrt bei Vorliegen der (ibrigen Voraussetzungen grundsatz-
lich zur Gewerblichkeit aller ObjektverduBerungen. Die zeitliche Grenze von flnf
Jahren hat allerdings keine starre Bedeutung.66 Fiir die Vertragsgestaltung zwi-
schen ErschlieBungstrager und Grundstiickseigentiimern ergeben sich also erheb-
liche Konsequenzen. Vorteilhaft erscheinen daher so genannte ,Kosteniibernah-
mevertrage”, in denen sich die einzelnen Grundstiickseigentiimer gegeniiber dem
ErschlieBungstriger zur Ubernahme der Kosten der ErschlieRung verpflichten. Au-
Rer der Ubernahme der Kosten werden die Eigentiimer bei diesem Modell nicht
aktiv und erfullen daher nicht die Merkmale, die auf Gewerblichkeit schlieflen
lassen.67

d) Grunderwerbsteuerpflicht und Umsatzsteuerpflicht bei der
Bildung und Beendigung von Treuhandvermbgen durch
Vertrédge mit Sanierungstragern und Entwicklungstragern im
besonderen Sté&dtebaurecht

Die Einschaltung eines Sanierungstragers nach § 157 oder eines Entwicklungstra-
gers nach § 167 BauGB erfolgt durch stadtebaulichen Vertrag, weil der ,echte”
Sanierungs- oder Entwicklungstrdger im Auftrag der Gemeinde eine offentlich-
rechtliche Aufgabe tbernimmt. Als rein zivilrechtliche Beauftragung ist nur die
Vergabe von Teilaufgaben einzuordnen — wie zum Beispiel die Beauftragung ei-
nes Planungsbiiros mit der Durchfiihrung der vorbereitenden Untersuchungen
oder der Aufstellung eines Sozialplans.

Beauftragte Sanierungstrager und Entwicklungstrdger handeln nach aufen im ei-
genen Namen; im Innenverhdltnis werden sie als Treuhdnder fiir die Gemeinde
tatig. Dabei erwerben sie im Auftrag der Gemeinde, aber treuhdnderisch im eige-
nen Namen u.a. auch Grundstiicke. Am Ende der MaBnahme wird das Treuhand-

63 So Finanzministerium des Freistaats Bayern: Schreiben vom 4.1.2002 - 31 — S 2240 — 1/182 -
1005; ZfIR 2000, 412 f.

64 Vgl. Deutscher Verband fir Wohnungswesen, Stadtebau und Raumordnung e.V.: Instrumente zur
Verbesserung des Baulandangebots und zur Finanzierung der Folgeinvestition, S. 83 ff.

65 BFH, Urt. v. 18.9.1991 — XI R 8/90 —.

66 Bundesministerium der Finanzen: Schreiben vom 26.3.2004, IV A 6 —S 2240 — 46/04.

67 Rutz/Diefenbach, FUB 2005, 85 (87 f.).
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vermogen aufgeldst und an die Gemeinde Ubertragen. Steuerlich gilt hier folgen-
des:68

Zur steuerlichen Behandlung nach dem UStG: Unstreitig sind die internen Uber-
tragungsvorgdnge zwischen dem Treugeber (Gemeinde) und dem Treuhdnder
(Unternehmen) zur Bildung des Treuhandvermégens und fiir dessen Riickiibertra-
gung nicht umsatzsteuerpflichtig, weil und soweit sie unentgeltlich erfolgen.

Verkehrsvorgange unmittelbar zwischen der Gemeinde und dem Treuhdnder zur
Bildung des Treuhandvermdégens und die spdtere Riickiibertragung sind also von
der Umsatzsteuer befreit, da es sich insoweit nicht um umsatzsteuerbare Vorgéan-
ge handelt.

Fur Lieferungs- und Leistungsvorgiange zwischen dem Sanierungstreuhdnder und
Dritten gilt dagegen folgendes: Urspriinglich sah die Finanzverwaltung einen Sa-
nierungstreuhdnder als Vermittler an, selbst wenn er im eigenen Namen auftrat.
Die von ihm verwalteten Mittel waren (nicht umsatzsteuerpflichtige) durchlaufen-
de Posten i.S. des § 10 Abs. 1 Satz 4 UStG. Leistungen an den Treuhdnder waren
steuerrechtlich als Leistungen an die Gemeinde zu bewerten. Ein vom Treuhdnder
beauftragter Unternehmer erbrachte danach seine Leistung direkt an die Gemein-
de, auch wenn der Treuhdnder formal Leistungsempfinger aus dem Schuldver-
hdltnis war. Im Ergebnis konnte der Sanierungstreuhdnder kein Steuerschuldner
i.S.d. § 13b UStG sein, da er nicht als Leistungsempfanger z.B. der Bauleistungen
angesehen wurde.

Nach neuerer Auffassung der Finanzverwaltung69 erbringen Sanierungstreuhdnder
bei der Aufgabenerfiillung nach § 157 Abs. 1 BauGB jedoch Leistungen an die
Gemeinden, wenn sie solche selbst in Auftrag geben. Der Grund soll in dem zum
1.1.2004 gednderten § 3 Abs. 11 UStG liegen. Danach gilt eine Leistung an und
zugleich von einem Unternehmer als erbracht, wenn er bei der Erbringung der
Leistung eingeschaltet wird sowie im eigenen Namen und auf fremde Rechnung
handelt. Die Verwaltung sieht damit den Sanierungstrager nicht mehr als bloflen
Vermittler an, sondern behandelt ihn als Leistungsempfanger und Leistungserbrin-
ger in einer Person, die den Regelungen des § 13b UStG unterworfen ist.

Nach Mafgabe eines Rundschreibens des BMF vom 14.5.1987 (IV A2 - S 7100 —
19/87) wurde zundchst angenommen, dass entgeltliche Leistungen vom Treuhdn-
der an Dritte und von Unternehmern an den treuhdnderischen Sanierungstrager
stets als Leistungen von bzw. an die Gemeinde gelten durften. Da juristische Per-
sonen des offentlichen Rechts nach § 2 Abs. 2 UStG grundsétzlich von der Um-
satzsteuer befreit sind, bedeutete dies, dass der treuhdnderische Sanierungstrager

68 Vgl. dazu im Einzelnen Schmidt-Eichstaedt, in: Briigelmann: BauGB, § 160 Rn. 19 ff., 70. Lfg.,
April 2009.

69 Vgl. Schreiben des BMF vom 17.10.2005 — IV A 5-S 7100-150/05 — zur umsatzsteuerlichen Be-
handlung der Leistungen der Sanierungs- und Entwicklungstrager nach § 157 und § 167 BauGB,
Der Steuerberater 2005, 447 = Umsatzsteuer- und Verkehrssteuer-Recht 2006, 6.
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fir entgeltliche Leistungen an Dritte in seinen Rechnungen keine Umsatzsteuer
erheben musste und dass die von beauftragten Drittunternehmern zu erhebende
und von ihnen abzufiihrende Umsatzsteuer flir Leistungen an den Treuhdnder
beim Treuhdnder nur einen umsatzsteuerlich nicht relevanten durchlaufenden
Posten darstellte. Diese Rechtslage dnderte sich im Jahr 2004.

Durch das Schreiben des BMF vom 17.10.2005 — IV A 5-S 7100-150/05 — zur
umsatzsteuerlichen Behandlung der Leistungen der Sanierungs- und Entwick-
lungstrdger nach § 157 und § 167 BauGB wurde diese Rechtslage wie folgt modi-
fiziert: Erbringen Sanierungstriager nach § 157 BauGB, die ihre Aufgaben nach
§ 159 Abs. 1 BauGB im eigenen Namen und fiir Rechnung der Auftrag gebenden
Korperschaften des offentlichen Rechts (Gemeinden) als deren Treuhdnder erfiil-
len, Leistungen nach § 157 BauGB und beauftragen sie zur Erbringung dieser Leis-
tungen andere Unternehmer, so gelten mit Einflihrung der Grundsatze der Dienst-
leistungskommission des § 3 Abs. 11 UStG ab dem 1. Januar 2004 die von den
beauftragten Unternehmern erbrachten Leistungen als an den Sanierungstrager
und von diesem an die treugebende Gemeinde erbracht. Ist der beauftragte Un-
ternehmer im Ausland ansassig, ist fiir diese Leistung der Sanierungstrager Steuer-
schuldner. Ist die an den Sanierungstrdger erbrachte Leistung eine Bauleistung im
Sinne des § 13b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Satz 1 UStG, ist der Sanierungstrager als Leis-
tungsempfanger Steuerschuldner, wenn er selbst derartige Bauleistungen nachhal-
tig erbringt (§ 13b Abs. 2 Satz 2 UstG).

Schon zuvor hatte der BFH70 entschieden, dass bei den einer GmbH als Sanie-
rungstreuhdnder gem. §§ 157 ff. BauGB ubertragenen Aufgaben die Gemeinde
Leistungsempfdnger ist, soweit sie sich zur Erfiillung der im offentlichen Interesse
liegenden Sanierungsmalnahmen der GmbH nach Mafgabe eines Geschiftsbe-
sorgungsvertrags bedient. Da die Sanierungsaufgaben nach dem Gesetz aus-
schlieBlich der treugebenden Stadt obliegen, komme nur sie als Leistungsempfan-
gerin in Betracht. Die Leistungen der GmbH an die Stadt werden auch gegen Ent-
gelt ausgefiihrt, soweit die Zahlungen der Stadt nicht im Gesellschaftsverhaltnis,
sondern in den entgeltlichen Geschéftsbesorgungsvertrigen begriindet sind. Da-
mit sind diese Leistungen umsatzsteuerpflichtig.”!

Zur Grunderwerbsteuer: Das Stadtebauférderungsgesetz hatte in § 77 noch vorge-
sehen, dass die Grundstiickstibertragungsvorgange sowohl zwischen der Gemein-
de und dem Treuhdnder bei der Bildung und Auflésung des Treuhandvermdogens
als auch zwischen dem Treuhdnder und Dritten beim Ankauf zugunsten des
Treuhandvermdégens auf Antrag von der Grunderwerbsteuer freizustellen waren.
Mit dem Inkrafttreten des Grunderwerbsteuergesetzes vom 17.12.1982 am
1.1.1983 ist diese Freistellung entfallen. Seitdem sind die Ubertragungsvorginge

70 BFH, Urt. v. 11.4.2002 - V R 65/00 —.
71 Kritisch dazu List, UR 2003, 50-52.
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grunderwerbsteuerpflichtig, allerdings mit folgenden Einschrankungen und Mal3-
gaben:

m Der Erwerb von Grundstiicken durch den Treuhdnder von der Gemeinde:
Dieser Vorgang zur Bildung des Treuhandvermdgens ist steuerpflichtig.

m Die Riickiibertragung von Grundstiicken durch den Treuhdnder an die Ge-
meinde: Die Riicklbertragung ist dagegen gemds § 3 Nr. 8 GrEStG von der
Grunderwerbsteuer befreit, sofern beim Erwerb Grundsteuer gezahlt wurde.
Mit anderen Worten: Das Treuhandunternehmen soll beim Erwerb die Steuer
bezahlen, die Gemeinde beim Riickerwerb nicht — sofern bei der Ubertragung
Grunderwerbsteuer gezahlt wurde (und nicht vor Jahren die Steuerbefreiung
nach § 77 StBauFG in Anspruch genommen wurde).

m  Der Erwerb von Grundstiicken durch den Treuhdnder fiir das Treuhandver-
mogen von Dritten: Wenn der Treuhdnder Grundstlicke von Dritten fiir das
Treuhandvermégen und damit am Ende zugunsten der Gemeinde erwirbt,
sind darin nach der Rechtsprechung des BFH (28.9.1988 — Il R 244/85 —,
BStBI. 1989 11 S. 157) zwei steuerpflichtige Vorgdnge enthalten:

Ao Zum Ersten der Erwerb seitens des Treuhanders vom Dritten;

s zum Zweiten die Erlangung der Verfligungsmacht tiber das Grundstiick
seitens der Gemeinde — dies ist nach dem BFH ein Rechtsvorgang im Sin-
ne des § 1 Abs. 2 GrEStG, weil es der Gemeinde ohne Begriindung eines
Anspruchs auf Ubereignung erméglicht werde, das Grundstiick auf eigene
Rechnung zu verwerten. Die Bindung des Treuhandvermégens an Sanie-
rungs- bzw. Entwicklungszwecke beim Entwicklungstrager steht diesem
Tatbestand nach Ansicht des BFH nicht entgegen.

Bei der spateren Weiterlibertragung dieser Grundstlicke an die Gemeinde bei der
Beendigung der Treuhandschaft wird erneut Grunderwerbsteuer fillig, wobei als
Bemessungsgrundlage jedoch nur der Betrag zugrunde gelegt wird, um den die
Bemessungsgrundlage der Weiterlibertragung die Bemessungsgrundlage der vor-
herigen Erlangung der Verfligungsmacht tibersteigt.

In der kommunalen Praxis wird die doppelte Besteuerung in der Regel dadurch
vermieden, dass der Treuhdnder hinsichtlich des Grunderwerbs nur eine Ermach-
tigungstreuhand erhalt. Die treugebende Kommune bevollmdchtigt den Treuhdn-
der fiir alle Grundstlicksgeschifte, insbesondere zum Erwerb benétigter Grundsti-
cke unmittelbar fiir die Gemeinde. Die Gemeinde erwirbt das Grundstiick tber
den bevollmichtigten Treuhdnder (mit Grunderwerbsteuerpflicht); der Treuhdnder
behilt seine Vollmacht zur Bewirtschaftung des Grundstiicks.”2

72 Vgl. dazu Haag, in: Haag/Menzel/Katz: Stadtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmafnah-
men, Rn. 182.
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1. Grundlagen
1. Materielle Anforderungen im Uberblick
Q) Vertragsfreiheit nur im Rahmen der Gesetze

Ohne Riicksicht auf die Rechtsnatur eines stddtebaulichen Vertrags als 6ffentlich-
rechtlich oder privatrechtlich (dazu unten mehr im Abschnitt 3 a)? gilt, dass die
Verfassung und der Rahmen der Gesetze eingehalten werden miissen. Auch fiir
stddtebauliche Vertrage gilt die Grundrechtsbindung der &ffentlichen Verwaltung.
Vertrdge, die im Sinne des § 138 BGB gegen die guten Sitten verstof8en, sind nich-
tig, ebenso Vertrage, die gegen ein gesetzliches Verbot verstolen (§ 134 BGB).
Zumindest flr stadtebauliche Vertrdge mit vorwiegend privatrechtlichem Charak-
ter miissen auch die Vorschriften des BGB iber die Gestaltung rechtsgeschiftli-
cher Schuldverhiltnisse durch Allgemeine Geschéftsbedingungen (§§ 305-310
BGB) in die Betrachtung einbezogen werden. Schliellich gewinnen auch Vor-
schriften der Europdischen Union zunehmende Bedeutung — auch fiir stidtebauli-
che Vertrdge (zum Beispiel die Vergaberichtlinien der EU in ihrer Ausdeutung
durch den Europaischen Gerichtshof).

b) Das . Koppelungsverbot™ und seine Reichweite

Im offentlichen Recht gilt grundsdtzlich das so genannte ,Koppelungsverbot”:
Hobheitliche Leistungen (wie die Aufstellung eines Bebauungsplans) diirfen nicht
mit zusétzlichen — das heifst im Gesetz nicht vorgesehenen — wirtschaftlichen Ge-
genleistungen verkoppelt und damit von ihnen abhdngig gemacht werden.2 Ge-
setzlich vorgesehene Gegenleistungen sind im o&ffentlichen Recht tblicherweise
als Gebiihren oder Beitrage geregelt. Diese Gebiihren und Beitrdage dirfen durch
eine vertragliche Regelung ersetzt werden, aber — zundchst und im Ansatz — nur
in der Hohe und nach Mafgabe dessen, was das Beitrags- oder Gebihrenrecht
vorsieht. Fiir Abweichungen von dieser Regel bedarf es der gesetzlichen Ermach-
tigung — so wie sie in § 11 BauGB fiir Leistungen im Zusammenhang mit der Bau-
leitplanung enthalten ist. Dort ist u.a. ausdriicklich geregelt, dass durch Vertrag
100 Prozent der Erschliefungskosten Gibernommen werden diirfen, obwohl durch
Beitragsbescheid nur maximal 90 Prozent erhoben werden konnen.

Die Birgerinnen und Biirger sollen fiir eine Leistung der offentlichen Verwaltung
grundsdtzlich nur das bezahlen, was das Gesetz als Gegenleistung vorsieht. Aus
diesem Grund ist nach § 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB die Vereinbarung einer Leistung
unzuldssig, wenn der betroffene Vorhabentrager auch ohne sie einen Anspruch
auf Erteilung der Genehmigung hitte und die Leistung auch nicht als Nebenbe-

1 Vgl.S. 64f.
2 Zu den Schranken siehe Busse, BayVBI. 2003, 129-133.
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stimmung zur Genehmigung gefordert werden konnte (§ 56 Abs. 2 VwVfG und
§ 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB). Bei gebundenen Verwaltungsentscheidungen besteht
deshalb nur dann die Mdglichkeit, den Vorhabentrager im Rahmen eines stadte-
baulichen Vertrags zu bestimmten Leistungen zu verpflichten, wenn dies durch
Rechtsvorschrift zugelassen ist oder die Leistungen sicherstellen sollen, dass die
gesetzlichen Voraussetzungen der Genehmigung erflillt werden (vgl. die entspre-
chenden Voraussetzungen fiir den Erlass von Nebenbestimmungen bei gebunde-
nen Verwaltungsentscheidungen in § 36 Abs. 1 VwVFQ).

Der Abschluss von stadtebaulichen Vertrigen im Zusammenhang mit der Ver-
wirklichung baulicher Vorhaben ist demnach nicht (mehr) moglich, sobald ein
Anspruch auf die Genehmigung des Vorhabens besteht. Typischerweise werden
die Vertrdge jedoch weit vor der Genehmigungsreife ausgehandelt und abge-
schlossen — namlich dann, wenn der zugehorige Bebauungsplan aufgestellt wer-
den soll. Hier geht es (noch) nicht um den Erlass von Verwaltungsakten, sondern
um die Frage, ob die Gemeinde durch ihre Planung weitere Vorhaben erméglicht
oder nicht. Der Planungsakt steht im Ermessen der Gemeinde — ein Anspruch auf
die Aufstellung von Bauleitplanen besteht nicht; er kann auch durch Vertrag nicht
begriindet werden (so ausdricklich § 1 Abs. 3 Satz 2 BauGB). Da die Gemeinde
in ihrer Entschlussfassung insoweit frei ist, darf sie ihre Entschlussfassung auch
vom Verhalten der Bauwilligen und deren 6konomischer Mitwirkungsbereitschaft
abhdngig machen. Dieser Maxime folgend, hat das Bundesverwaltungsgericht den
Gemeinden auch schon vor der ausdriicklichen gesetzlichen Ermdchtigung (zu-
nachst durch § 6 BauGB-MaRnahmenG 1993, seit 1998 durch § 11 BauGB) er-
laubt, von den Bauwilligen einen Beitrag zu denjenigen Kosten zu verlangen, die
der Gemeinde durch die Aufstellung eines Bebauungsplans notwendig entstehen
wirden — den Folgekosten also.

Nach der so genannten Folgekostenrechtsprechung des BVerwG3 ist bei Vereinba-
rungen, bei denen sich ein Bauwilliger zur Ubernahme bestimmter Folgekosten
seiner Vorhaben verpflichtet, das Koppelungsverbot nicht verletzt, weil es bei Fol-
gekostenvertragen nicht um den Austausch von Leistung und Gegenleistung — also
gleichsam um den Verkauf von Hoheitsakten — gehe. Es finde vielmehr eine Ent-
lastung von Aufwendungen statt, zu denen der Erlass eines Bebauungsplans ge-
flhrt habe oder fiihren werde. Es gehe also nicht um Leistungsaustausch, sondern
um Aufwendungsersatz. Per Vertrag diirfe aber nur das zugeordnet werden, ,was
von einem bestimmten Bauvorhaben an Folgen ausgelost” werde, was gerade
durch dieses Vorhaben ,verursacht” werde (Grundsatz der unmittelbaren Kausali-
tat). ,Verursacht” werden aber auch Anteile an Baumalinahmen, die den Bedarf
eines grolleren Gebiets als das des anstehenden Bebauungsplans decken sollen.
Ein Baugebiet kann also auch anteilige Kosten an einer Schule oder einer Kinder-
betreuungseinrichtung auslésen. Diese anteiligen Kosten dirfen durch stadtebau-

3 BVerwG, Urt. v. 6.7.1973 = IV C 22.72 —; Urt. v. 14.8.1992 - 8 C 19.90 —.
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lichen Vertrag abgewdlzt werden. Entgegen einer urspriinglich engeren Recht-
sprechung# darf also eine lber das jeweilige Bebauungsplangebiet hinausgreifen-
de Betrachtungsweise walten — die Zuteilung muss aber konkret und nachrechen-
bar erfolgen. Die Gemeinde muss transparent, nachvollziehbar und damit kontrol-
lierbar belegen konnen, dass die von ihr in einem (iberschaubaren zeitlichen Zu-
sammenhang zu beschlieBenden und realistischerweise verwirklichungsfahigen
Bebauungspldne den behaupteten Bedarf an offentlichen Einrichtungen hervorru-
fen. Nach wie vor gilt: Allein die von dem konkreten Vorhaben ausgehenden Kos-
tenfolgen diirfen den Grund kompensatorischer Entscheidungen zu Lasten des Ei-
gentiimers bilden; damit sind sie zugleich auch deren Grenze.

Der Gesetzgeber hat in § 11 BauGB konkretisiert, was die Gemeinde von bauwil-
ligen Investoren anlésslich der Aufstellung eines Bebauungsplans verlangen darf.
Dabei soll es nicht darauf ankommen, ob der Bauwillige seine Leistungen ,in na-
tura” — also z.B. durch die Errichtung eines Kindergartens — erbringt oder ob er der
Gemeinde die Zahlung der Kosten fiir den Bau eines Kindergartens im Baugebiet
zusagt. Entscheidend ist nur, ob und was der Bauwillige von Rechts wegen leisten
darf.

Die Generalklausel des Zuldssigen ist seit 1998 in § 11 Abs. 2 BauGB enthalten.
Dort heil’t es: ,Die vereinbarten Leistungen missen den gesamten Umstdnden
nach angemessen sein. Die Vereinbarung einer vom Vertragspartner zu erbrin-
genden Leistung ist unzuldssig, wenn er auch ohne sie einen Anspruch auf die
Gegenleistung hétte.” Daneben konkretisiert § 56 Abs. 1 Satz 2 VwVfG die Anfor-
derungen, die auch an stadtebauliche Vertrage zu stellen sind: Wenn sich die
Verwaltung durch Vertrag Leistungen zusagen ldsst, muss die vom Vertragspartner
versprochene Leistung in einem sachlichen Zusammenhang mit dem Verwal-
tungshandeln stehen.

Das Gebot des sachlichen Zusammenhangs ist in allen stadtebaulichen Vertrdgen
zu beachten. Fiir die Ubernahme von Kosten ist dies ausdriicklich kodifiziert, in-
dem § 11 Abs. 1 Nr. 3 fordert, dass nur solche Kosten oder Aufwendungen tber-
nommen werden dirfen, die der Gemeinde fur stadtebauliche Mallnahmen ent-
stehen oder entstanden sind, die ,Voraussetzung oder Folge des geplanten Vorha-
bens sind“. Fiir die Ubernahme von ,Mafnahmen” i.S. des § 11 Abs. 1 Nr. 1
(Leistung ,in natura”) gibt es keine entsprechende Formulierung im BauGB; das
Gebot des sachlichen Zusammenhangs gilt dennoch, weil die Leistung sonst un-
angemessen wadre.

Auch bei Vertragen nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist das Gebot des sachlichen
Zusammenhangs zu beachten. Bei diesen Vertragen ist den sich daraus ergeben-
den Anforderungen geniigt, wenn die Vereinbarung dazu dient, die mit der anste-

4 So nunmehr das BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15/07 -, unter Aufgabe der engeren Sichtweise
von BVerwG Urt. v. 6.7.1973 — IV C 22.72 — und Urt. v. 14.8.1992 — 8 C 19.90 —; vgl. auch
BVerwG, Urt. v. 24.3.2011 -4 C11.10 —.
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henden Bauleitplanung verfolgten Ziele zu férdern und zu sichern. Die Frage, ob
die ,Ziele” im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr.2 BauGB sich stets auf das konkrete
Plangebiet beziehen und daher im Zweifel auch raumlich innerhalb des Plange-
biets verwirklicht werden miissen oder ob kraft Vereinbarung auch eine ,Auslage-
rung” mdglich ist, muss in jedem Einzelfall aufgrund von dessen nidheren Um-
stinden beantwortet werden. Diese Frage ist zum Beispiel bei Vertrdgen von Be-
deutung, mit denen die Errichtung von Sozialwohnungen vereinbart wird. Missen
diese Wohnungen im Geltungsbereich des Bauleitplans errichtet werden, auf den
sich die Vereinbarung bezieht? Oder darf sich der Vertragspartner zur Erfiillung
seiner vertraglich Ubernommenen Pflicht zur Errichtung von Sozialwohnungen
auch an der Finanzierung anderwadrts errichteter Sozialwohnungen beteiligen?>
Auch bei der VerduRerung von Grundstliicken im Rahmen von Einheimischenmo-
dellen kann das Koppelungsverbot eine Rolle spielen;¢ die Koppelung der Verdu-
Berung von verbilligten Grundstiicken an Einheimische mit Baugeboten und
Rickkaufsrechten bei vertragswidrigen Weiterverdullerungen verstot nach all-
gemeiner Ansicht” nicht als solche gegen das Koppelungsverbot; allerdings miis-
sen die Bedingungen im Einzelnen fair sein. Zudem muss abgesichert werden,
dass die Verbilligung fur Einheimische auf 6konomisch Bediirftige trifft und nicht
nur zur Ausgrenzung auswartiger Bewerber fiihrt.

Folgende weitere Fallkonstellationen zum Koppelungsverbot sind Gegenstand von
gerichtlichen Entscheidungen gewesen: Vollzieht eine Gemeinde die Aufnahme
eines Aullenbereichsgrundstiicks in einen Bebauungsplan erst, nachdem ihr vom
Grundeigentiimer ein Teil der Fliche zu einem niedrigen Preis als Bauerwartungs-
land verdufSert worden ist, so liegt darin nach dem BGH8 kein unzuldssiges Kop-
pelungsgeschift. Wenn eine Gemeinde jedoch die Aufnahme eines Aufenbe-
reichsgrundstlicks in einen B-Plan davon abhédngig macht, dass der Eigentiimer
einen ,freiwilligen” Beitrag zur Unterhaltung der stadtischen Kinderspielpldtze
leistet, so verletzt sie das Koppelungsverbot.9 Ebenso verstofSt es gegen das Kop-
pelungsverbot, wenn sich eine Gemeinde im Tausch gegen die Ausweisung von
Bauland die Sanierung und Teillbereignung eines in der Gemeinde gelegenen
Schlosses versprechen ldsst.10 Die Gemeinde darf auch keine ,Gerechtigkeitsli-
cke” dadurch schliefen, dass sie einen Grundstiickseigentiimer anldsslich der
Einbeziehung seines Grundstlicks in ein bereits erschlossenes Baugebiet nachtrag-
lich zur Zahlung jenes Geldbetrags verpflichtet, den er hédtte zahlen missen,

Vgl. dazu S. 142.
Dazu Bleutge, MittBayNot 2005, 100.
Vgl. nur VGH Baden-Wiirttemberg, Urt. v. 20.7.2000 — 8 S 177/00 —.
BGH, Urt. v. 2.10.1998 — V ZR 45/98 —.
BVerwG, Urt. v. 16.5.2000 — 4 C 4.99 —.
0 BayVGH, Urt. v. 12.5.2004 — 20 N 04.329, 20 NE 04.336 —; dazu Grziwotz, BauR 2005, 812.
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wenn er sich (wie der Rest der Eigentimer im Baugebiet) der freiwilligen Erster-
schlieBung des Umfelds angeschlossen hatte.

C) Angemessenheit

Es liegt in der Natur von Vertrdgen, dass hier Leistungen von Gegenleistungen ab-
hédngig gemacht werden. Das Aushandeln der Gleichgewichtigkeit und Angemes-
senheit der gegenseitigen Leistungen liegt zundchst in der Verantwortung der Ver-
tragspartner, die sich ihrer Vertragsfreiheit bedienen kénnen und sollen.

Uneingeschrankte Vertragsfreiheit kann es jedoch nach dem oben Gesagten be-
sonders beim offentlich-rechtlichen Vertrag nicht geben. Die Generalklausel in
§ 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB, wonach die vereinbarten Leistungen den gesamten
Umstdnden nach angemessen sein miissen, ist Ausdruck dieses Prinzips.12 Soweit
die Regeln des BGB Uber die Allgemeinen Geschiftsbedingungen zur Anwendung
kommen (N&heres dazu unten unter d), wird die Forderung nach Angemessenheit
inhaltlich gleichbedeutend auch durch § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB zum Ausdruck
gebracht. Danach sind Bestimmungen in Allgemeinen Geschéftsbedingungen
unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten
von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen.

Die Forderung nach ,Angemessenheit” bezieht sich nicht nur auf einzelne Ver-
tragsklauseln — insbesondere den Umfang der Gegenleistung des Bauwilligen —,
sondern auf das ganze Vertragswerk. Im Grundsatz ist die Forderung nach Ange-
messenheit identisch mit dem Verfassungsprinzip der Erforderlichkeit und Ver-
héltnismaRigkeit, das fiir das gesamte Verwaltungshandeln gilt. Nach der Recht-
sprechung bedeutet dieses Prinzip bei stadtebaulichen Vertragen unter anderem
Folgendes:

m  Vertrdge dirfen nicht unter Missbrauch eines dem Vertrag vorgegebenen
Machtgefélles zustande kommen. Weder die planende Gemeinde noch der
investierende Vorhabentrdger diirfen ihre Machtpositionen missbrauchen. Al-
lein die Uberlegenheit, die darin liegt, dass die Gemeinde erklart, sie konne
ohne die Ubernahme bestimmter Leistungen seitens des Vertragspartners die
Planung nicht in Angriff nehmen, reicht jedoch nach der Rechtsprechung
nicht aus, um die Annahme eines Machtmissbrauchs zu begriinden. (Umso
weniger kann in einer solchen AuBerung eine strafbare Erpressung gesehen
werden — dazu unten'3 mehr.)

m Die aus Anlass eines bestimmten Vorhabens iibernommenen Leistungspflich-
ten missen bei wirtschaftlicher Betrachtung des Gesamtvorgangs in einem

11 BVerwG, Urt. v. 16.5.2000 — 4 C 4.99 —.
12 Vgl.S. 208 ff.
13 Siehe S. 68 f.
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angemessenen Verhdltnis zum Wert des Vorhabens stehen; es diirfen keine
Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass die vertragliche Ubernahme von Kosten
eine unzumutbare Belastung herbeifiihren wird — sei es des nach dem Vertrag
Verpflichteten, sei es derjenigen, an die die Kosten spéter bei einer VerdufSe-
rung weitergegeben werden.

Zu diesen Anforderungen und ihrer Bedeutung fiir den Einzelfall im Rahmen des
§ 11 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BauGB wird unten naher Stellung genommen — darun-
ter auch zu der Frage, ob die Angemessenheit auch davon beeinflusst wird, in
welchem Umfang eine durch die Planung ausgel6ste Bodenwertsteigerung beim
Investor verbleibt.’4 Vorab soll geklart werden, in welchen Fallen neben der An-
gemessenheitsklausel des § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB auch die Regelungen des
BGB zur Gestaltung rechtsgeschéftlicher Schuldverhiltnisse durch Allgemeine
Geschéftsbedingungen (§§ 305-310 BGB) zur Anwendung kommen.

d) Die Anwendbarkeit der Regelungen des BGB zur Gestaltung
rechtsgeschdaftlicher Schuldverhdltnisse durch Allgemeine
Geschdaftsbedingungen (§§ 305-310 BGB) auf stddtebauliche
Vertrge

Der Inhalt der §§ 305-310 BGB entspricht inhaltlich nahezu unverandert den
Vorschriften des ehemaligen Gesetzes lber die Allgemeinen Geschéftsbedingun-
gen (AGB-Gesetz). Diese Vorschriften wurden mit dem Gesetz zur Modernisie-
rung des Schuldrechts mit Wirkung zum 1.1.2002 in das BGB uberfiihrt. Die neu
in das BGB aufgenommenen Vorschriften gelten grundsatzlich nur fir Vertrage,
die nach der Schuldrechtsreform, also nach dem 31.12.2001, abgeschlossen wur-
den. Da die Vorschriften des AGB-Gesetzes jedoch deckungsgleich mit den Vor-
schriften der §§ 305-310 BGB sind, kann die Frage, ob ,altes” oder ,neues” AGB-
Recht anzuwenden ist, in aller Regel dahinstehen. Durch die Ubernahme des
AGB-Gesetzes in das BGB hat sich jedenfalls die friihere Streitfrage erledigt, ob
die in § 62 Satz 2 VwVfG des Bundes und den analogen landesrechtlichen Vor-
schriften enthaltene Verweisung auf die entsprechende Anwendung der Vorschrif-
ten des Biirgerlichen Gesetzbuchs auch die Anwendung des AGB-Gesetzes ein-
bezog oder nicht. Richtigerweise musste man schon nach altem Recht von der er-
ganzenden Anwendbarkeit auch der Vorschriften des AGB-Gesetzes ausgehen.
Die Regelung des § 62 VWVfG schloss namlich — wie das BVerwG zur Anwen-
dung von § 794 ZPO auf einen offentlich-rechtlichen Vertrag entschieden hat!5 —
die Anwendung anderer zivilrechtlicher Gesetze nicht aus. Zudem galt schon
immer, dass das AGB-Gesetz nichts weiter als die gesetzgeberische Ausformulie-

14 Dazu im Einzelnen Vierling: Die Abschépfung des Planungsgewinns durch stadtebauliche Vertra-

ge.
15 BVerwG, Urt. v. 24.8.1994 — 11 C 14.93 —, zur Vollstreckungsunterwerfung nach § 794 Abs. 1
Nr. 5 ZPO.
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rung derjenigen Grundsitze war, die die Rechtsprechung zuvor auf der Grundlage
des § 242 BGB - Treu und Glauben — entwickelt hatte. Zu diesen Anforderungen
und ihrer Bedeutung fiir den Einzelfall wird unten ndher Stellung genommen.
Vorab soll erdrtert werden, ob die Regelungen der §§ 307-309 BGB ganz generell
neben der Angemessenheitsklausel des § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB zur Anwendung
kommen konnen. Nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB sind Bestimmungen in stadte-
baulichen Vertragen unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwenders
entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligen — in-
soweit besteht anndhernd Identitdt der Anforderungen. Neben der Generalklausel
des § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB enthdlt das BGB in den §§ 308 und 309 auch einen
Katalog verbotener und damit unwirksamer Vertragsklauseln (so genannte Klau-
selverbote). Diese Klauselverbote gehen zumindest in ihrer Konkretheit lber das
hinaus, was § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB zu bieten hat.

Bei der Klarung der Anwendbarkeit der AGB-Regelungen des BGB auf stadtebau-
liche Vertrage muss zwischen der abstrakt-generellen Anwendbarkeit und der
konkreten Anwendbarkeit im Einzelfall unterschieden werden. Im ersten Schritt
muss beantwortet werden, ob die Regelungen des BGB auf stadtebauliche Vertra-
ge Uberhaupt zur Anwendung kommen koénnen; wenn dies zu bejahen ist, muss
im zweiten Schritt gepriift werden, ob der konkrete Vertrag ,Allgemeine Ge-
schéftsbedingungen” im Sinne des Gesetzes enthdlt.

Zur abstrakt-generellen Anwendbarkeit der AGB-Regelungen
des BGB auf stddtebauliche Vertrdge, insbesondere auf solche
privatrechtlicher Natur

Man konnte die Ansicht vertreten, dass die abstrakt-generelle Anwendbarkeit der
Regelungen des BGB zur Gestaltung rechtsgeschiftlicher Schuldverhdltnisse
durch Allgemeine Geschiftsbedingungen (§§ 305-310) auf stadtebauliche Vertra-
ge — insbesondere auf Vertrdge nach § 11 BauGB — hauptsdchlich davon abhéngt,
ob der konkrete Vertrag als offentlich-rechtlicher oder als privatrechtlicher Ver-
trag’® eingeordnet werden muss. Auf privatrechtliche stadtebauliche Vertrige sei-
en die Vorschriften des BGB — und damit auch die §§ 305-310 BGB — unzweifel-
haft anzuwenden, eben weil es sich um privatrechtliche Vertrage handele. Nur
bei stadtebaulichen Vertragen offentlich-rechtlicher Natur hdnge die Anwendbar-
keit der §§ 305-310 BGB davon ab, ob man die Regelungen des &ffentlichen
Rechts zu offentlich-rechtlichen Vertrdgen im Allgemeinen und die Regelungen
des BauGB zu stddtebaulichen Vertrdgen im Besonderen als Spezialgesetze anse-
hen misse, von denen die AGB-Regelungen des BGB verdrdngt werden oder
nicht.

16 Grziwotz, ZNotP 1998, 100 f.; Schlichter/Stich: Baugesetzbuch, § 11 Rn. 22.

47



Der BGH hat sich dieser relativ einfachen Losung nicht angeschlossen. Vielmehr
hat der BGH im Jahr 2002 entschieden, dass (auch) in privatrechtlichen stadte-
baulichen Vertragen das Gebot der angemessenen Vertragsgestaltung in § 11
Abs. 2 Satz 1 BauGB eine erschdpfende spezialgesetzliche Regelung darstelle,
neben der das Recht der Allgemeinen Geschiftsbedingungen keine Anwendung
finden kénne.'7 Der BGH hat nur offen gelassen, ob die Anwendung der AGB-
Regelungen auch bei privatrechtlichen Vertragen ausgeschlossen werden kann,
die nach Ablauf der Umsetzungsfrist der EG-Richtlinie 93/13/EWG vom 5.4.1993
Uber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen abgeschlossen wurden.
Diese Frist ist zum 31.12.1994 abgelaufen. Das BGH-Urteil betraf einen ,Altfall”.

Die Umsetzung der EG-Richtlinie erfolgte durch § 24a AGB-Gesetz, inzwischen
Ubernommen in § 310 BGB. In § 310 BGB wird im Einzelnen und sehr exakt auf-
gezahlt, auf welche Vertrage die AGB-Vorschriften keine Anwendung finden sol-
len. Stadtebauliche Vertrdge sind hier — unabhdngig von ihrer Rechtsnatur — nicht
aufgefiihrt. Dies berlcksichtigend wird man zu der Auffassung gelangen missen,
dass die AGB-Vorschriften jedenfalls auf stadtebauliche Vertrage mit zivilrechtli-
chem Charakter angewendet werden miissen, die nach dem 31.12.1994 abge-
schlossen wurden. Diese Auffassung wird auch von den Instanzgerichten der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit in ihrer Rechtsprechung nach 1994 einhellig vertre-
ten.18

Im Schrifttum wird allerdings auch die Meinung vertreten, dass das AGB-Recht
auch fiir Vertrage nach dem 31.12.1994 nur dann zur Anwendung kommen kén-
ne, wenn es sich um ,Verbrauchervertrage” im Sinne der Richtlinie handele.1?
,Verbraucher” sind ausschliellich nattrliche Personen, die bei Abschluss des Ver-
trags nicht zu beruflichen oder gewerblichen Zwecken handeln (vgl. § 310 Abs. 3
BGB). Diese Voraussetzungen wiirden die Anwendbarkeit des AGB-Rechts auf
stadtebauliche Vertrdge auch mit zivilrechtlichem Charakter stark einengen. Dem
kann jedoch nicht gefolgt werden. Der BGH hat namlich in seiner Altfall-
Entscheidung die Anwendung des AGB-Rechts ausgeschlossen, weil § 11 Abs. 2
BauGB insoweit eine ,erschopfende und vorrangige Regelung” darstelle. Diese
Voraussetzung ist seit der Einflihrung und Umsetzung der Richtlinie 93/13/EWG
zum Verbraucherschutz ganz generell nicht mehr gegeben — denn § 11 BauGB ist
seitdem eben nicht mehr ,erschopfend”. Es fehlt die Berlicksichtigung des Ver-
braucherschutzes. Die Vorschrift hat damit ihre Vorrangstellung schlechthin verlo-
ren. Es bleibt also bei dem Ergebnis, dass die AGB-Vorschriften jedenfalls auf sol-
che stadtebaulichen Vertrdage mit zivilrechtlichem Charakter angewendet werden
missen, die nach dem 31.12.1994 abgeschlossen wurden.

17 BGH, Urt. v. 29.11.2002 -V ZR 105/02 —.
18 Vgl. OLG Hamm, Urt. v. 11.1.1996 - 22 U 67/95 —; OLG Koblenz, Urt. v. 5.11.1997 — 7 U
370/97 —; LG Karlsruhe, Urt. v. 13.2.1997 — 8 O 516/96 —.

19 Reidt, BauR 2004, 941 f.

48



Zur Anwendbarkeit der AGB-Regelungen auf stddtebauliche Vertrdge
offentlich-rechtlicher Natur

Die Mehrzahl der stadtebaulichen Vertrage, wie z.B. Erschliefungsvertrdge, ande-
re Vertrage Uber die Durchfiihrung stadtebaulicher MaRnahmen und Planungen
sowie Folgekostenvertrdge sind offentlich-rechtliche Vertrdge. Nur einzelne stiad-
tebauliche Vertrdge, bei denen ein Grundstiickskaufvertrag im Vordergrund
stand,20 sind von der Rechtsprechung als privatrechtlich eingestuft worden.21

Bei offentlich-rechtlichen Vertrdgen ergeben sich die Grenzen des Zuldssigen zu-
nachst aus den §§ 54-61 VwVfG des Bundes und den entsprechenden landes-
rechtlichen Bestimmungen. Nach § 62 Satz 2 VwVfG des Bundes und den analo-
gen landesrechtlichen Vorschriften sind die Vorschriften des Biirgerlichen Gesetz-
buchs ergdnzend zu den Vorschriften des VWV{G anzuwenden. Das scheint auf
eine  Anwendbarkeit der AGB-Vorschriften erginzend zu den offentlich-
rechtlichen Vorschriften hinzufiihren. Das BVerwG hat jedoch im Jahr 1986 fiir
die Rechtslage vor Ubernahme des AGB-Gesetzes in das BGB unter Zustimmung
eines Teils der Literatur22 entschieden, dass das AGB-Recht auf stidtebauliche
Vertrdge zumindest unmittelbar keine Anwendung finde.

In der Entscheidung ging es um die Zuldssigkeit einer Vertragsstrafenklausel. Das
Gericht stellte darauf ab, dass der seinerzeit in § 9 AGB-Gesetz niedergelegte all-
gemeine Grundsatz, wonach der Vertragspartner nicht entgegen den Geboten von
Treu und Glauben unangemessen benachteiligt werden darf (heute § 307 Abs. 1
Satz 1 BGB), ohnehin kraft offentlichen Rechts gelte und zusédtzlich fiir den Be-
reich der offentlich-rechtlichen Vertrdge in den Verwaltungsverfahrensgesetzen
gesetzliche Ausgestaltung erfahren habe (vgl. §§ 56, 59 VwWVfG).

Ob man dem heute noch folgen kann, erscheint zweifelhaft. Nach § 62 Satz 2
VwVIG des Bundes und den analogen landesrechtlichen Vorschriften ist in Ergan-
zung der Bestimmungen der Verwaltungsverfahrensgesetze die entsprechende
Anwendung der Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs ausdriicklich vorge-
sehen.

Abzustellen ist danach auf die Frage, ob in Anbetracht der sich aus den 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften ergebenden Anforderungen an die Angemessenheit und
an den Sachzusammenhang zwischen Leistung und Gegenleistung noch Raum fiir

20 Grziwotz, ZNotP 1998, 100 f.; Schlichter/Stich: Baugesetzbuch, § 11 Rn. 22.

21 Die Einzelheiten der Abgrenzung zwischen offentlich-rechtlichen und privatrechtlichen stadte-
baulichen Vertrdgen sind an anderer Stelle erldutert. Auf diese Erlduterungen wird verwiesen —
sieche dazu S. 64 ff.

22 Gegen die Anwendbarkeit des AGB-Rechts: Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs: Verwaltungsverfah-
rensgesetz, § 62 Rn. 25; Schlosser, in: von Staudinger: Kommentar zum Biirgerlichen Gesetzbuch,
§ 1 Rn. 4; Soergel/Stein, in: Burgerliches Gesetzbuch, AGBG, § 1 Rn. 4; Schlichter/Stich: Bauge-
setzbuch, § 11 Rn. 22; OVG Minster — 3 A 2570/86 —. Daflir: Wolf/Horn/Lindacher: AGBG-
Kommentar, Einleitung, Rn. 20; Ulmer/Brandner/Hensen: AGB-Gesetz, § 1 Rn. 14 und 71,
m.w.N.
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eine ergdnzende Anwendung der AGB-Vorschriften verbleibt. Gegen die An-
wendbarkeit der AGB-Regelungen kann vorgebracht werden, dass der mit den
AGB-Regelungen verfolgte Zweck bereits durch die offentlich-rechtlichen Vor-
schriften zum Schutze der Vertragspartner von Behorden (Gemeinden) weitge-
hend abgedeckt wird. Zudem sei die 6ffentliche Hand, anders als die Rechtsper-
sonen des Privatrechts, auch beim Abschluss stadtebaulicher Vertrage und nicht
nur, wenn sie hoheitlich handele, an die verfassungsmaRige Ordnung gebunden.
Dies bedeute zum einen, dass als Ausdruck des VerhdltnismaRigkeitsgrundsatzes
die vom Vertragspartner versprochene Leistung den gesamten Umstanden nach
angemessen sein muss. Zum anderen komme auch das Gleichbehandlungsgebot
zum Tragen.23 Auch beim Abschluss stddtebaulicher Vertrdge missten die Ge-
meinden deshalb dafiir Sorge tragen, dass gleich gelagerte Félle gleich behandelt
werden. Was im Bereich des Privatrechts erst durch die Geltung des strengeren
Schutzregimes der AGB-Regelungen gewahrleistet sei, namlich die Verwendung
gleichmaBig gerechter Vertragsklauseln in einer Mehrzahl gleich gelagerter Fille,
das sei im Bereich des &ffentlichen Rechts durch den Schutz der Biirger vor unge-
rechtfertigter Ungleichbehandlung garantiert.

Diese Argumentation wird insbesondere vom BayVGH vertreten. In der einschla-
gigen Entscheidung des BayVGH ging es um vertragliche Bindungen im Rahmen
eines Einheimischenmodells fiir Gewerbegebiete.24 Der BayVGH fiihrt insoweit
aus, dass die Anforderungen an die RechtmaRigkeit stadtebaulicher Vertrage in
§ 11 Abs. 2 BauGB allgemein umschrieben seien. Insbesondere missten die ver-
einbarten Leistungen den Umstinden nach angemessen sein. Da § 11 BauGB
selbst nichts dariiber aussage, wann Vertrage im Rahmen eines Einheimischen-
modells als &ffentlich-rechtlich oder als zivilrechtlich anzusehen seien, gelten die
genannten Anforderungen unabhdngig davon, ob der jeweilige Vertrag als offent-
lich-rechtlicher oder als zivilrechtlicher Vertrag ausgestaltet sei. Somit spreche
vieles dafiir, dass § 11 BauGB eine spezialgesetzliche Vorschrift ist, die die An-
wendung des AGB-Gesetzes ausschlief’t.25 Der BayVGH schliel’t sich sodann der
Auffassung an, dass das AGB-Gesetz auf 6ffentlich-rechtliche Vertrdge nicht an-
zuwenden sei, und fiihrt dann weiter aus: ,Beim AGB-Vertrag besteht die typische
Interessenlage darin, dass ein im Regelfall wirtschaftlich starker Geschaftspartner
einer Vielzahl von Vertragspartnern seine an den eigenen Interessen orientierten
Bedingungen gleichsam diktiert. Die Anwendung der Vorschriften des AGB-
Gesetzes soll sicherstellen, dass die Vertragspartner in einer solchen Situation
nicht unangemessen benachteiligt werden.” Eine vergleichbare Interessenlage be-
stehe beim Einheimischenmodell aber gerade nicht. Die Gemeinde sei zwar bei
Abschluss der Vertrdge ein starker Partner. Im Gegensatz zur typischen Interessen-

23 So Grziwotz, JuS 1998, 902 (905).

24 BayVGH, Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3288 -

25 BayVGH, Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3288 — unter Hinweis auf Busse, DNotZ 1998, 486 f., so
auch Grziwotz, NJW 1997, 237.
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lage bei Vertragen nach dem AGB-Gesetz handele sie jedoch ohne Gewinnerzie-
lungsabsicht, wolle ihre eigenen Rechts- und Geschiéftspositionen nicht verbes-
sern und verfolge keine eigenen unmittelbaren wirtschaftlichen Ziele. Im Ergebnis
[asst der BayVGH die Frage nach der Anwendbarkeit des AGB-Gesetzes aber of-
fen.26

Die Argumentationslinie des BayVGH ist zumindest insoweit angreifbar, als es
den Gemeinden bei der Verwendung ausgearbeiteter Vertragsklauseln in mehre-
ren Fallen natiirlich auch um eine Verbesserung ihrer Rechts- und Geschéftsposi-
tionen geht. Der Unterschied zu Vertragen im privatrechtlichen Geschaftsverkehr
besteht darin, dass die Gemeinde ihre Rechts- und Geschéftsposition nicht im In-
teresse einer betrieblichen Gewinnmaximierung, sondern im Interesse ihrer All-
gemeinwohlverantwortung verfolgt. Vor diesem Hintergrund mag man die Gel-
tung der AGB-Regelungen im Bereich offentlich-rechtlicher stidtebaulicher Ver-
trage als nicht notwendig erachten. Fiir die Anwendbarkeit der AGB-Regelungen
auch bei offentlich-rechtlichen stadtebaulichen Vertragen spricht jedoch, dass sie
jedenfalls bei der Formulierung verbotener Klauseln sehr viel genauer ausformu-
liert sind als die entsprechenden o&ffentlich-rechtlichen Vorschriften. Auch wenn
die Inhaltskontrolle der Vertragsbestimmungen nach Maligabe des Angemessen-
heitsgebotes in vielen Fdllen zu den gleichen Ergebnissen fiihrt, kann sich aus der
nach AGB-Recht gebotenen Einzelbetrachtung einzelner Vertragsklauseln etwas
anderes ergeben.2” Solange die Rechtslage noch nicht abschlieBend geklart ist,
sollte die Anwendungspraxis daher Vorsicht walten lassen und dafiir Sorge tragen,
dass alle von ihr abgeschlossenen stadtebaulichen Vertrige auch den Anforderun-
gen des AGB-Gesetzes geniigen. Die AGB-Vorschriften sind zumindest als Ausle-
gungshilfe bei der Beantwortung der Frage heranzuziehen, welche Klauseln zulds-
sig sind und welche nicht.

Zur Abgrenzung allgemeiner Geschdftsbedingungen von individuellen
Vereinbarungen

Geht man von der Anwendbarkeit der AGB-Vorschriften aus, stellt sich die Frage,
wann Bestimmungen eines stadtebaulichen Vertrages als allgemeine Geschéftsbe-
dingungen im Sinne des AGB-Rechts zu werten sind. Allgemeine Geschaftsbedin-
gungen sind nach § 305 BGB alle fiir eine Vielzahl von Vertragen vorformulierten
Vertragsbedingungen, die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen Vertrags-
partei bei Abschluss eines Vertrags stellt. Gleichgiiltig ist, ob die Bestimmungen
einen dulerlich gesonderten Bestandteil des Vertrages bilden oder in die Ver-
tragsurkunde selbst aufgenommen werden, welchen Umfang sie haben, in wel-
cher Schriftart sie verfasst sind und welche Form der Vertrag hat. Stadtebauliche
Vertrdge basieren regelmdlig auf vorformulierten Vertragsbedingungen, wozu
auch dieser Band mit seinen Regelungsbeispielen und Vertragsmustern beitragt.

26 Ebenda.
27 BGH, Urt. v. 29.11.2002 - V ZR 105/02 —.
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Bei Stadten, die regelmdRig stadtebauliche Vertrage abschlielfen und dabei gleich
lautende Vertragsbestimmungen verwenden, wird es sich insoweit um allgemeine
Geschéftsbedingungen im Sinne des AGB-Gesetzes handeln.28 Im Schrifttum und
in der Rechtsprechung wird zudem zum Teil die Auffassung vertreten, dass auch
bei einmaliger Verwendung die AGB-Vorschriften zur Anwendung kommen,
wenn dabei auf Vertragsmuster in einem Formularbuch zurtickgegriffen wird.29

Nach § 1 Abs. 2 AGB-Gesetz liegen Allgemeine Geschéftsbedingungen nicht vor,
soweit die Vertragsbedingungen zwischen den Vertragsparteien im Einzelnen aus-
gehandelt sind. Durch individuelles Aushandeln kann deshalb die Anwendung
des AGB-Rechts vermieden werden; auf diese Weise konnen auch Regelungen
vereinbart werden, die nach den Bestimmungen des AGB-Rechts unzuldssig sind.
Eine zur Nichtanwendung des AGB-Gesetzes flihrende Verfahrensweise kénnte
insoweit darin bestehen, dass die Gemeinde beim Abschluss von stidtebaulichen
Vertragen, die so oder dhnlich mehr als einmal abgeschlossen werden, ein zusatz-
liches gesondertes Protokoll fiihrt, in dem sie sich vom Vertragspartner jeweils
einzeln bestdtigen lasst, dass die Paragraphen des Vertrags absatzweise einzeln
durchgegangen, diskutiert und gegebenenfalls von beiden Seiten gebilligt und be-
statigt worden sind. Ob es sich insoweit allerdings um ein ,Aushandeln” im Sinne
von § 1 Abs. 2 AGB-Gesetz handelt, ist eine Frage des Einzelfalls, die, wie die
zahlreichen Gerichtsurteile hierzu zeigen, schwierige Abgrenzungsprobleme auf-
wirft. Die Gemeinde ist als Verwender im Streitfall beweispflichtig dafiir, dass es
sich um eine Individualabrede und nicht um eine allgemeine Geschaftsbedingung
handelt. Wenn und solange es zu keinerlei Anderungen an dem vorformulierten
Text kommt, wird sich ein echtes individuelles Aushandeln auch mit Hilfe eines
,Protokolls” nur schwer beweisen lassen.

Das Aushandeln muss sich zum einen auf bestimmte Vertragsbedingungen bezie-
hen.30 Fiir den Vertragspartner der Gemeinde muss die Moglichkeit bestehen, Ein-
fluss auf den Vertragsinhalt zu nehmen; ihm muss hinsichtlich des Vertragsinhalts
Gestaltungsfreiheit eingeraumt werden.3! Diese Mdoglichkeit besteht grundsatzlich
auch dann, wenn die Gemeinde mit vorformulierten Vertragsbestimmungen in die
Verhandlung geht. Selbst wenn die vorformulierten Vertragsbestimmungen als Er-
gebnis des Aushandelns unverdndert bleiben, steht dies der Annahme einer Indi-
vidualabrede nicht grundsdtzlich entgegen.32 Beide Parteien miissen aber in ein
,wirkliches Aushandeln”, eine Einzelerorterung des vorformulierten Textes und
denkbarer Alternativen, eintreten. Werden die vorformulierten Texte im Rahmen

28 Vgl. insoweit Ulmer, in: Ulmer/Brandner/Hensen: AGB-Gesetz, vor § 1 Rn. 4 f und Rn. 20 ff.

29 Ebenda, vor § T Rn. 67; Schlosser, in: Staudinger: BGB (Teilband §§ 305-310; UKlaG), § 305 Rn.
17; OLG Hamm, Beschl. v. 27.2.1981 — 4 Re Miet 4/80 —.

30 Ulmer, in: Ulmer/Brandner/Hensen, § 1 Rn. 45.

31 BGH, Urt. v. 18.11.1982 — VIl ZR 305/81 —.

32 Grundlegend BGH, Urt. v. 15.12.1976 — IV ZR 197/75 -, sowie Ulmer, in: Ulmer/Brand-
ner/Hensen, § 1T Rn. 41, mit umfangreichem Nachweis der Rechtsprechung; Schlosser, in: Stau-
dinger: BGB (Teilband §§ 305-310; UKlaG), § 305 Rn.36.
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der Vertragsverhandlung nicht verdndert, schliefit dies die Annahme einer Indivi-
dualabrede zwar nicht grundsatzlich aus, die Gemeinde muss in diesen Fallen
aber den Nachweis erbringen, dass ein wirkliches Aushandeln stattgefunden hat.
Der Vertragspartner der Gemeinde muss mit einem eigenen rechtsgeschéftlichen
Gestaltungswillen in die Verhandlungen der einzelnen Klauseln eingetreten sein.
Nicht ausreichend ist es, wenn der ,Kunde” sich aus Griinden der Zeitersparnis,
der Rationalisierung oder des Fehlens akzeptabler Gegenvorschldge mit den von
der Gemeinde vorgeschlagenen Vertragsbedingungen einverstanden erklart.33
Nicht ausreichend ist es auch, dass die einzelnen Vertragsklauseln dem Vertrags-
partner des Verwenders (Gemeinde) im Detail erldutert werden und der Vertrags-
partner von dem Inhalt im Einzelnen Kenntnis genommen und diesen akzeptiert
hat.34 Nicht ausreichend ist schlief8lich die Belehrung des Notars iiber die Bedeu-
tung einer vorformulierten Vertragsklausel.35

Demnach kann die Anwendung des AGB-Gesetzes durch die Gestaltung der Ver-
tragsverhandlung nicht ohne weiteres vermieden werden. Die oben angesproche-
ne Verfahrensweise kommt vielmehr nur dann in Betracht, wenn die Gemeinde
einzelne Vertragsbestimmungen im Rahmen der Verhandlungen noch einmal zur
Disposition stellen will36 und bei Beginn der Verhandlung die Moglichkeit be-
steht, den vorgeschlagenen Vertragstext auch inhaltlich zu modifizieren. Fehlt ein
solcher ernsthafter Wille, vorformulierte Regelungen grundsatzlich zur Disposition
zu stellen, sollten sich die Gemeinden darauf einstellen, die Anforderungen des
AGB-Gesetzes zu beachten.

Nach dem AGB-Recht unwirksame Klauseln

Damit ist die Frage aufgeworfen, inwieweit der Zuldssigkeitsmalistab des AGB-
Gesetzes von dem fiir stidtebauliche Vertrdge nach § 11 BauGB geltenden Zulds-
sigkeitsmalistab abweicht. Dabei ist zundchst festzustellen, dass § 307 Abs. 1
BGB, wie § 11 Abs. 2 BauGB, auf die Angemessenheit abstellt. Allgemeine Ge-
schéftsbedingungen sind danach unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des
Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen be-
nachteiligen. Zum gleichen Ergebnis kommt man auch bei der Anwendung von
§ 11 BauGB. Danach miissen die vereinbarten Leistungen, wozu auch die allge-
meinen Geschaftsbedingungen gehoren, den gesamten Umstinden nach ange-
messen sein.37

33 BGH, Urt. v. 27.3.1991 — IV ZR 90/91 —; Ulmer, in: Ulmer/Brandner/Hensen, § 1 Rn. 48, m.w.N.

34 BGH, Urt. v. 26.6.1992 — VII ZR 128/91 —, sowie Ulmer, in: Ulmer/Brandner/Hensen, § 1 Rn. 49,
m.w.N.

35 Ganz h.M.: Ulmer, in: Ulmer /Brandner/Hensen, § 1T Rn. 69, m.w.N.

36 Schlosser, in: Staudinger: BGB (Teilband §§ 305-310; UKIaG ), § 305 Rn. 36, m.w.N. aus der
Rechtsprechung.

37 So unter anderem BayVGH, Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3288 —; Schlichter/Stich, in: Baurecht,
§ 11 Rn. 22.
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Trotz dieser sehr verwandten Malsstabe nach § 307 Abs. 1 BGB und § 11 Abs. 2
BauGB gibt es relevante Unterschiede.38 Einerseits konnen vorformulierte Ver-
tragsbestimmungen, die einen Vertragspartner benachteiligen, ohne die Grenze
der Sittenwidrigkeit zu erreichen, nach den Wertungen des Zivilrechts gleichwohl
zuldssig sein, wenn sie Gegenstand einer Individualvereinbarung sind (vgl. § 305
Abs. 1 Satz 3, § 305b BGB) und die AGB-Vorschriften deshalb keine Anwendung
finden. Bei stadtebaulichen Vertrdgen hilft eine solche Individualvereinbarung
nicht, wenn die Grenze der Angemessenheit iberschritten wird. Andererseits ent-
hélt das AGB-Gesetz mit der Vermutungsregelung in § 305c und den Klauselver-
boten nach § 308 und § 309 BGB Regelungen, die die Darlegungs- und Beweis-
last zu Lasten der Verwender (das heifst hier also der Gemeinden) verandern und
im Falle des § 309 BGB die Verwendung der dort aufgefiihrten Vertragsklauseln
unabhingig von einer Priifung im Einzelfall schlechterdings fiir unzuléssig erkla-
ren. Klauseln, die in einem stddtebaulichen Vertrag bei einer Gesamtwiirdigung
noch angemessen sein konnen, sind bei Anwendung des AGB-Rechts méglicher-
weise unzuldssig.39 Eine Gesamtabwdédgung mit Kompensation ist hier nicht mog-
lich.

Bei Durchsicht der Klauselverbote der §§ 308 und 309 BGB fallt auf, dass diese in
der Mehrzahl nicht zum Inhalt stadtebaulicher Vertrage zahlen. Praktisch relevant
werden kann moglicherweise das Klauselverbot in § 309 Nr. 6 BGB, wonach in
Allgemeinen Geschéftsbedingungen Vertragsstrafenvereinbarungen unwirksam
sind, durch die dem Verwender fiir den Fall der Nichtabnahme oder verspéteten
Abnahme der Leistung, des Zahlungsverzugs oder fiir den Fall, dass der andere
Vertragsteil sich vom Vertrag 16st, die Zahlung einer Vertragsstrafe versprochen
wird.

Hiervon unabhdngig kdnnen Vertragsstrafenvereinbarungen auch nach der Gene-
ralklausel § 307 Abs. 1 BGB unwirksam sein, wenn sie den Vertragspartner der
Gemeinde unangemessen benachteiligen. In diesem Zusammenhang ist auf zwei
Entscheidungen der Zivilgerichtsbarkeit hinzuweisen. Das OLG Koblenz vertritt in
einer Entscheidung aus dem Jahr 1997 die Auffassung, dass die Vereinbarung ei-
nes Ricktrittsrechts bei Verstols gegen eine Baupflicht unwirksam ist, wenn im
Fall des Ricktrittsrechts nur 90 Prozent des gezahlten Kaufpreises zinslos riickver-
glitet werden, da der zehnprozentige Einbehalt und der Zinsverlust als Vertrags-
strafe anzusehen seien.40 Das LG Karlsruhe deutete die Vereinbarung eines Wie-
derkaufspreises bei einem Einheimischenmodell in H6he des halben Verkehrswer-
tes als grundsatzlich zuldssigen, aber in der Hohe unangemessenen Abschlag vom
Verkehrswert, nicht jedoch als Vertragsstrafe.4? Nach dem OLG Celle ist eine
Klausel unwirksam, mit der im Einheimischenmodell bei vertragswidriger Weiter-

38 Grziwotz, JuS 1998, 902 (904).

39 Vgl. Burmeister: Stadtebauliche Vertrdge, 2. Aufl., Rn. 60.
40 OLG Koblenz, Urt. v. 5.11.1997 -7 U 370/97 —.

41 LG Karlsruhe, Urt. v. 13.2.1997 - 8 O 516/96 —.
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verduRerung eine iberhdhte Nachzahlung vereinbart wird.42 Diese Entscheidung
liegt auf einer Linie mit der Rechtsprechung des OLG Hamm. Das OLG Hamm#43
lieB langfristige Bindungen zur Selbstnutzung, die durch ein preislimitiertes Wie-
derkaufsrecht gesichert wurden, bei Kaufvertrigen im Rahmen eines Einheimi-
schenmodells am Mafstab der Angemessenheit scheitern. Die in der Fachdoffent-
lichkeit kontrovers diskutierte Entscheidung macht deutlich, dass auch im Rahmen
von Einheimischenmodellen die Angemessenheit der einzelnen Bindungen und
Sicherungsmittel hinsichtlich der verfolgten Ziele des Bebauungsplans (§ 11
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB) gepriift und moglichst, z.B. in einem Protokoll zu den
Vertragsverhandlungen, dokumentiert werden sollte.44

In der Praxis relevant werden kann auch § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB. Danach ist eine
unangemessene Benachteiligung im Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestim-
mung mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der ab-
gewichen wird, nicht zu vereinbaren ist. So hat der BGH entschieden, dass die
Vereinbarung einer Zahlung auf ,erste Anforderung” bei einer Biirgschaft als All-
gemeine Geschdftsbedingung eine unangemessene Benachteiligung sei, weil da-
mit von einem wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung der Biirg-
schaft als einer Haftung in zweiter Linie abgewichen werde.4> Unangemessen ist
nach dem BGH auch ein nur durch Birgschaft auf erstes Anfordern ablosbarer Si-
cherungseinbehalt von fiinf Prozent der Verglitung fir fiinf Jahre.46 Diese Abrede
kann nicht als eine Verpflichtung zur Einreichung einer bloRen selbstschuldneri-
schen Biirgschaft (ohne Zahlung auf erste Anforderung) aufrecht erhalten blei-
ben.47 Das gilt auch, wenn die 6ffentliche Hand Auftraggeber ist4¢ und der Siche-
rungseinbehalt auf einem Verwahrkonto aufbewahrt wird.49 Zulassig und wirksam
ist dagegen die Verpflichtung zur Vorlage einer Vertragserfiillungsbirgschafts0
(aber nicht auf erstes Anfordern!)>! sowie die Verpflichtung, Gewdhrleistungsan-
spriiche durch eine unbefristete unwiderrufliche selbstschuldnerische Biirgschaft
zu sichern.52

42 OLG Celle, Urt. vom 29.6.2005 — 4 U 56/05 —.

43 OLG Hamm, Urt. v. 11.1.1996 - 22 U 67/95 —.

44 Vgl. zu den Anforderungen an die Vereinbarung eines Wiederkaufrechts die Ausfiihrungen auf
S. 337 ff.

45 BGH, Urt. vom 5.6.1997 — VII ZR 324/95 —; dazu: Hogrefe, BauR 1999, 111 ff.

46 BGH, Urt. v. 2.3.2000 - VIl ZR 475/98 —; BGH, Urt. v. 8.3.2001 — IX ZR 236/00 —; BGH, Urt. v.
6.12.2001 — VII ZR 425/00 —; BGH, Urt. v. 14.4.2005 — VIl ZR 56/04 —.

47 BGH, Urt. v. 8.3.2001 — IX ZR 236/00 —; BGH, Urt. v. 6.12.2001 — VII ZR 452/00 —; BGH, Urt. v.
14.4.2005 - VII ZR 56/04 —.

48 BGH, Urt. v. 19.12.2004 - VIl ZR 265/03 —; vgl. auch BGH, Urt. v. 25.3.2004 — VII ZR 453/02 —.

49 BGH, Urt. v. 20.10.2005 - VIl ZR 153/04 —.

50 BGH, Urt. v. 20.4.2000 — VII ZR 458/97 —.

51 BGH, Urt. v. 17.1.2002 - VIl ZR 198/00 — und BGH, Urt. v. 4.7.2002 — VII ZR 502/99 —; vgl.
auch Karst, NJW 2004, 2059.

52 BGH, Urt. v. 26.2.2004 — VII ZR 247/02 —.
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Mit welcher Genauigkeit und Vorsicht die Gemeinden agieren sollten, wird an ei-
ner Entscheidung des OLG Frankfurt am Main aus dem Jahr 2003 deutlich.53 Da-
nach enthielten die seinerzeit in Hessen von der 6ffentlichen Hand verwendeten
Allgemeinen Geschéftsbedingungen 32 (zweiunddreifig) unwirksame Klauseln.54

e) Problematik von vertraglich vereinbarten Vorweg-Bindungen
Uber die Aufstellung oder die Inhalte eines Bauleitplans

Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB besteht auf eine Aufstellung, Anderung, Erginzung
oder Aufhebung eines Bauleitplans kein Anspruch. Diese Formulierung wird von
der hochstrichterlichen Rechtsprechung als gesetzliches Verbot auch vertraglicher
Verpflichtungen zur Aufstellung eines Bauleitplans verstanden. Vertragliche Ver-
einbarungen, mit denen die Pflicht zur Aufstellung eines Bauleitplans begriindet
werden soll oder mit denen bestimmte Inhalte eines Bauleitplans vorweg festge-
legt werden, sind demnach grundsétzlich nichtig. Die kommunale Vertretungs-
korperschaft, die das Abwdédgungsergebnis durch ihren Beschluss festlegt, kann
vorab durch Vertrag nicht wirksam gebunden werden.

Ein striktes Verbot jeglicher Vorwegabsprachen inhaltlicher Art stimmt allerdings
mit der Wirklichkeit nicht Gberein. Bei groeren Investitionsvorhaben ist es gera-
dezu die Regel, dass zwischen Gemeinde und Investor Absprachen auch tiber den
zur Verwirklichung des Investitionsvorhabens notwendigen Inhalt eines Bebau-
ungsplans getroffen werden. Beim ,vorhabenbezogenen Bebauungsplan” nach
§ 12 BauGB mit eingeschlossenem Vorhaben- und Erschliefungsplan ist diese
Notwendigkeit schon von der Konstruktion des Rechtsinstituts her gegeben.

Vor dieser Notwendigkeit hat auch die Rechtsprechung ihre Augen nicht ver-
schlossen. Das Bundesverwaltungsgericht hat bereits im so genannten ,Flach-
glasurteil” Vorweg-Absprachen im Vorfeld eines Bebauungsplans unter bestimm-
ten Bedingungen fiir zuldssig erkldrt.55 Vereinbarungen, mit denen die abschlie-
Rende Entscheidung der Gemeindevertretung vorweggenommen wird, sind nach
dem BVerwG56 ausnahmsweise unter drei kumulativen Voraussetzungen zuldssig:

m ,Erstens muss die Vorwegnahme der Entscheidung — auch unter dem Ge-
sichtswinkel des dadurch belasteten Abwédgungsverfahrens — sachlich gerecht-
fertigt sein.”

m ,Zweitens muss bei der Vorwegnahme die planungsrechtliche Zustandigkeits-
ordnung gewahrt bleiben, das heifSt es muss, soweit die Planung dem Ge-
meinderat obliegt, dessen Mitwirkung an der Vorentscheidung in einer Weise

53 OLG Frankfurt am Main, Urt. v. 3.6.2003 — 1 U 26/01 —.

54 Weitere Beispiele bei Grziwotz, NVwZ 2002, 391-395.

55 BVerwG, Urt. v. 5.7.1974 — IV C 50.72 —; BVerwGE 45, 309 (318).
56 Ebenda, 309 (321).
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gesichert sein, die es gestattet, die Vorentscheidung (auch) dem Rat zuzurech-
nen.”

m ,Drittens darf die vorgezogene Entscheidung — und auch dies unter Beachtung
gerade ihrer planerischen Auswirkungen — nicht inhaltlich zu beanstanden
sein.”

Der Gesetzgeber hat den Gemeinden durch § 11 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ausdriick-
lich das Recht er6ffnet, im Vorfeld eines Bebauungsplanverfahrens durch vertrag-
liche Vereinbarungen sicherzustellen, dass die mit dem Bauleitplan von der Ge-
meinde zuldssigerweise im Rahmen von § 1 BauGB verfolgten Ziele und Zwecke
tatsdchlich nach Inkrafttreten des Plans verwirklicht werden. Die vom Bundes-
verwaltungsgericht genannten Voraussetzungen, bei deren Vorliegen ausnahms-
weise eine Vorabbindung durch Vertrag zuldssig sein kdnne, sind unter Beriick-
sichtigung dieser neuen Rechtslage auszulegen.

Unwirksam bleibt jedoch eine Vereinbarung, mit der die Verpflichtung zur Auf-
stellung eines (bestimmten) Bauleitplans oder einer sonstigen stadtebaulichen Sat-
zung begriindet werden soll. Es bleibt insoweit bei der Regel des § 1 Abs. 3 Satz 2
BauGB: ,Auf die Aufstellung von Bauleitpldnen und stidtebaulichen Satzungen
besteht kein Anspruch; ein Anspruch kann auch nicht durch Vertrag begriindet
werden.”

Diesem Umstand wird in stadtebaulichen Vertragen in aller Regel dadurch Rech-
nung getragen, dass eine klarstellende Formulierung in den Vertragstext aufge-
nommen wird, wonach ein Anspruch auf die Aufstellung eines Bauleitplans durch
den Vertrag nicht begriindet wird. Diese Klausel bezieht sich nicht nur auf die
Aufstellung des Plans insgesamt, sondern auch auf dessen Inhalte im Einzelnen.
Die Vertretungskorperschaft einer Gemeinde kann — wie gesagt — nicht vor Sat-
zungsbeschluss auf einen bestimmten Inhalt eines Plans verpflichtet werden. Die
Gemeinde darf sich jedoch durch ihr vertretungsberechtigtes Organ (den Biirger-
meister) vertraglich dazu verpflichten, das in ihren Kréften stehende und ohne die
Verletzung gesetzlicher Vorschriften Mogliche dazu beizutragen, dass ein be-
stimmter Bebauungsplan aufgestellt wird. Auch unter diesen Umstidnden gilt je-
doch nach dem BGH Folgendes:57

m  Eine Haftung aus Verschulden bei Vertragsschluss kann in diesem Bereich nur
unter ganz engen Voraussetzungen in Betracht kommen. Eine Haftung der
Gemeinde kann insbesondere nicht schon deshalb bejaht werden, weil ein
neu gewahlter Gemeinderat eine andere Planungskonzeption entwickelt und
das frihere Planaufstellungsverfahren aufgehoben hat.

= Die Anderung der Planungskonzeption liegt im Planungsermessen der Ge-
meinde, das im Ubrigen nur durch die gesetzlichen Bindungen der Bauleit-

57 BGH, Urt. vom 18.5.2006 — Il ZR 396/04 —.
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planung eingeschrankt wird. Dazu fiihrte der BGH aus: ,Angesichts dieser (re-
lativen) Planungsfreiheit des Ortsgesetzgebers kann sich hier die im allgemei-
nen biirgerlichen Recht zu priifende und vom Berufungsgericht in den Mittel-
punkt seiner Argumentation gestellte Frage, ob der Vertragspartner den Ver-
tragsschluss ,grundlos” verweigert hat, sinnvoll nicht stellen.

m  Ein Verschulden kann in solchen Féllen daher grundsdtzlich nur in einem
Verhalten der Gemeinde gesehen werden, das aullerhalb der eigentlichen
Bauleitplanung liegt, namentlich einem Verhalten, das dem Vertragspartner
unrichtige, seine Vermégensdispositionen nachteilig beeinflussende Eindriicke
iiber den Stand der Bauleitplanung vermittelt.

s Deswegen kann es — entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts — nicht
darauf ankommen, ob dem Gemeinderat der Beklagten ein triftiger, sachlich
gerechtfertigter Grund zur Seite gestanden hatte, um von der fritheren Pla-
nungskonzeption abzugehen. Denn die Beklagte war auf Grund ihrer Pla-
nungsfreiheit berechtigt, das Projekt nicht weiterzuverfolgen, solange sie sich
nur im Rahmen ihres Planungsermessens hielt.”

Die Gemeinde muss allerdings darauf achten, dass eine zuldssige ,Planungsforde-
rungsklausel“ nicht in die Ubernahme eines finanziellen Planungsrisikos umge-
deutet werden kann.58 Es ist zuldssig, dass sich die Gemeinde mit dem Investor
darauf einigt, dass das Risiko des Scheiterns des Planaufstellungsverfahrens ge-
meinsam getragen wird. Aus dem Scheitern des Bebauungsplanverfahrens kann
sich dann eine (anteilige) Haftung der Gemeinde auf das ,negative Interesse” des
Vertragspartners ergeben: Der potenzielle oder reale Vertragspartner muss dann
fir seine wertlos gewordenen Aufwendungen zur Vorbereitung des Investitions-
vorhabens entschddigt werden. Die gleiche Pflicht kann sich aus einem die gebo-
tene Sorgfalt verletzenden oder treuwidrigen Verhalten der Gemeinde wahrend
der Vertragsverhandlungen ergeben, wenn der stadtebauliche Vertrag aus diesen
Griinden scheitert. Im Vertragstext sollte daher eindeutig zum Ausdruck gebracht
werden, ob die Gemeinde eine Mithaftung iibernehmen mdochte oder nicht. Ub-
lich sind Freistellungsklauseln zugunsten der Gemeinden, die in der Regel jegli-
che finanzielle Mithaftung ablehnen.

) Ausschreibungspflicht bei st&dtebaulichen Vertrégen,
insbesondere bei ErschlieBungsvertrdgen?

Die Europdische Union hat mittels der Vergaberichtlinien strenge Vorschriften
Uber die offentliche Ausschreibung von Auftragen der offentlichen Hand aufge-
stellt. Als Auftrdge der offentlichen Hand gelten auch solche Auftrdge, die zu
mehr als 50 Prozent aus offentlichen Kassen finanziert werden, selbst wenn der
Auftraggeber eine private juristische Person ist. Stadtebauliche Vertrdge fallen in

58 BGH, Urt. v. 22.11.1979 - lll ZR 186/77 —.
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der Regel weder nach ihrem Gegenstand noch nach ihrem Volumen in den Wir-
kungsbereich der Vergaberichtlinien.39 Denn in der Regel handelt es sich nicht
um Bauauftrdge im Interesse der offentlichen Hand. Etwas anderes kann gelten,
wenn von der Gemeinde Bauleistungen im Hochbau oder Tiefbau vergeben wer-
den. Es liegt auf der Hand, dass eine Gemeinde, die eine ErschlieBungsmalnahme
selbst durchfiihrt und veranlasst, die zugehorigen Auftrage an die Bauunternehmer
ausschreiben muss — bei Uberschreiten der Schwellenwerte von derzeit (2013)
5 Mio. Euro netto der reinen Baukosten auch europaweit. Aber was gilt, wenn die
Gemeinde die Erschliefung durch Vertrag als Ganze an einen Dritten Ubertragt —
also einen Erschliefungsvertrag im Sinne des § 124 BauGB alter Fassung, jetzt in-
tegriert in § 11 Abs. 1 BauGB, abschlief3t?

Relativ einfach ist die Sachlage, wenn die Gemeinde die Erschliefung an ein von
ihr beherrschtes Unternehmen — z.B. an ihre eigene ErschlieSungsgesellschaft —
Ubertrdgt. Dann handelt es sich um ein sog. In-house-Geschéft, und die Aus-
schreibungspflicht wird auf die ndchste Ebene verlagert. Die Ausschreibungs-
pflicht gilt dann fir die Vergabe der Auftrage durch die Eigengesellschaft als ,Drit-
ten” an die ausfiihrenden Unternehmen. Die Zuldssigkeit der Beauftragung auch
einer Eigengesellschaft als ErschlieBungstrager und damit als Dritten ist nunmehr
(seit 2013) ausdriicklich in § 11 Abs. 1 BauGB klargestellt.

Schwieriger wird es, wenn die Erschliefung an einen von der Gemeinde unab-
hédngigen Dritten — zum Beispiel an eine private Entwicklungsgesellschaft — verge-
ben wird, die ihrerseits Eigentiimerin der zu erschliefenden Grundstiicke ist. In
der Literatur wird hierzu vorgetragen, dass die Ausschreibungspflicht hier wegen
Jfaktischer Alternativiosigkeit” entfallen misse.60 Besser ist die u.a. von Grzi-
wotz6! vorgeschlagene Losung, auch in diesem Fall die Ausschreibungspflicht auf
die ndchste Ebene zu verlagern, indem die Gemeinde den Erschliefungstrager im
Erschlielungsvertrag zur europarechtskonformen Ausschreibung verpflichtet. Die-
se Losung ist sehr einleuchtend, weil die Sachlage bei der Beauftragung eines
Dritten, der Eigentimer oder Verfligungsberechtigter tber die zu erschlieBenden
Grundstlicke ist, dem In-house-Geschéft sehr dhnlich ist. Die Gemeinde holt sich
ndmlich mit dem Erschliefungsvertrag den Dritten — der (ber die Grundstiicke
verfligt — ins Boot ihrer eigenen Erschliefungspflicht nach § 123 BauGB. Der Drit-
te wird damit zum nicht austauschbaren Erfiillungsgehilfen der Gemeinde bei der
Vornahme der Erschliefung. Er muss ausschreiben, nicht die Gemeinde.

Ebenso zu behandeln sind Fille, in denen der Vertragspartner zur Ubereignung
von weiteren Einrichtungen der offentlichen Infrastruktur an die Gemeinde ver-
pflichtet wird, nachdem er diese Einrichtungen — zum Beispiel eine Kindertages-

59 Vgl. Wiirfel/Butt, NVwZ 2003, 153-158; Burgi, NVwZ 9/2008, 929-936.

60 In diesem Sinne Wilke, ZfBR 2002, 231 (232); Burmeister: Handbuch Stadtebauliche Vertrage,
Rn. 216.

61 Grziwotz: in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 124 Rn. 90b, Lfg. 102, November
2011.
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stitte — hergestellt hat. Wenn der Liefernde im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses
bereits Eigentimer des betreffenden Grundstiicks ist — ohne dass die Gemeinde
daran mitgewirkt hat —, dann holt sich die Gemeinde den Unternehmer auch hier
in ihr eigenes Boot, indem sie ihn mit einer Leistung beauftragt, die nur dieser Un-
ternehmer flr die Kommune erbringen kann. Auch hier betrifft die Ausschrei-
bungspflicht den ausfiihrenden Unternehmer, nicht die Kommune. Die Sachlage
ist hier nicht anders als bei der Ubereignung von hergestellten Stralen an die
Kommune im Rahmen von ErschlieSungsvertragen mit Dritten.

Anders ist die Sachlage aber, wenn die Kommune selbst dem Unternehmer das
Grundstiick zur Verfligung stellt, auf dem die Infrastruktureinrichtung gebaut wer-
den soll. Damit wird ein Bauauftrag im unmittelbaren wirtschaftlichen Interesse
der Kommune ausgel6st, der europarechtskonform ausgeschrieben werden muss.
Als ,Zur-Verfligung-Stellen” des Grundstiicks muss hier auch die VerdufRerung des
Grundstiicks im Vorfeld der Mainahme an den Unternehmer angesehen werden.

Eine weitere Variante der Ausschreibungspflicht entsteht dann, wenn sich eine
Kommune innerhalb des Gesamtpakets eines Erschliefungsvertrags eine abtrenn-
bare Leistung fir &ffentliche Zwecke (zum Beispiel die Renovierung eines kom-
munalen Theaterbaus) versprechen ldsst, die dann im Wege der Verrechnung mit
dem Wegfall von ErschlieBungsbeitrigen im Ubrigen bezahlt werden soll. Hierzu
hat der EuGH bereits am 12.07.2001 ein richtungweisendes Urteil gefillt.62 Alles,
was sich eine Kommune gegen Entgelt gewihren ldsst, muss (bei Uberschreitung
der Schwellenwerte) ausgeschrieben werden. Entgeltlichkeit ist auch dann gege-
ben, wenn der Unternehmer seine Aufwendungen mit anderenfalls falligen Abga-
benzahlungen (z.B. ErschlieBungsbeitrdgen) verrechnen darf. Diese Entscheidung
ist einleuchtend: Es kann fiir die Ausschreibungspflicht nicht darauf ankommen,
ob die Kommune zuerst ihre Beitragsforderung einzieht und dann den beauftrag-
ten Unternehmer davon bezahlt oder ob der Unternehmer von vornherein ver-
rechnen darf.63

Kein ausschreibungspflichtiger Bauauftrag liegt vor, wenn die Verduferung eines
Grundstiicks zu einem glinstigen Preis seitens der Kommune mit der Verpflichtung
des Erwerbers verbunden wird, auf dem Grundstiick anteilig Wohnungen zu giins-
tigen Mietpreisen zu errichten. Wenn und weil die Kommune keinen weiteren
Zugriff auf das Grundstiick hat und weil sie auch selbst keine gesetzliche Ver-
pflichtung trifft, preisginstige Wohnungen zu errichten, fehlt es hier an dem un-
mittelbaren wirtschaftlichen Vorteil fir die Kommune.é4 Ein ,0ffentlicher Bauauf-
trag” im Sinne des § 99 Abs. 3 GWB in der Fassung des Vergaberechtsdnderungs-
gesetzes von 2009 liegt nicht vor. Allgemeiner ausgedriickt: Wenn die Kommune
dem Vertragspartner nur allgemeine Pflichten im Interesse des Stadtebaus (z.B.

62 EuGH, Urt. vom 12.7.2001 — Rs. C-399/98 — Teatro alla Bicocca.
63 So mit Recht Wiirfel/Butt, NVwZ 2003, 153 (156).
64 Vgl. OLG Miinchen Beschl. v. 27.9.2011 — Verg 15/11 —.
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Gestaltung von Gebduden) oder ihrer Biirgerinnen und Biirger (z.B. Wohnungs-
bau, Parkplatzbau) auferlegt, entsteht dadurch keine Ausschreibungspflicht.65
Auch der pure Grundstlicksverdullerungsvertrag ist ausschreibungsfrei.66

2. Formelle Anforderungen
o)) Schriftform

Stadtebauliche Vertrdge bedirfen gem. § 11 Abs. 3 BauGB der Schriftform, soweit
nicht durch Rechtsvorschrift eine andere Form vorgeschrieben ist.67 Nur miindlich
abgeschlossene Vertrage sind formwidrig und nichtig. Das Schriftformerfordernis
verlangt, dass die schriftlich gefasste Vertragsurkunde von den Vertragsparteien
unterzeichnet wird. Die Schriftform bezieht sich nach Umfang und Inhalt auf alle
Vertragsteile. Nicht in der Vertragsurkunde selbst enthaltene Umstande diirfen nur
dann herangezogen werden, wenn sich dies aus der Vertragsurkunde ergibt. Zu-
lassig ist es, andere Urkunden, wie z.B. Plane und Aufstellungen, im Vertrag in
Bezug zu nehmen, um dadurch die Leistungspflicht zu konkretisieren.68 Formbe-
diirftig ist auch ein Vorvertrag.

Die Vertragsparteien missen im Vertrag bezeichnet werden. Soweit eine Gesell-
schaft als Vorhabentragerin oder Grundstiickseigentlimerin Vertragspartei ist,
muss sichergestellt werden, dass die unterzeichnende Person vertretungsberech-
tigt ist. Um hier sicherzugehen, kann die Vorlage eines aktuellen Handelsregister-
auszugs verlangt werden. Ausreichend ist es aber auch, wenn die Unterzeichnung
durch einen mit Vertretungsvollmacht ausgestatteten Rechtsanwalt erfolgt.

Fir die Gemeinde muss das zustdndige Vertretungsorgan im Vertrag bezeichnet
werden; eine vertretungsbefugte Person muss den Vertrag unterzeichnen .69 Soweit
der stadtebauliche Vertrag nicht mehr als Geschift der laufenden Verwaltung be-
handelt werden kann (z.B. bei umfangreichen Grundstiicksgeschéften), muss der
Vertrag durch das zustdndige Beschlussorgan, das heif$t in der Regel die Gemein-
devertretung, bei kleineren Gemeinden moglicherweise auch durch die Ver-
bandsversammlung/den Amtsausschuss/die Gemeinschaftsversammlung, ratifiziert
werden. In welchem Rahmen stadtebauliche Vertrage noch als Geschift der lau-

65 So (die sog. Roanne-Entscheidung klarstellend) der EuGH, Urt. vom 25.3.2010 (,Helmut Mdiller
GmbH?*), Rs. C-451/06. Dazu Scharen: Vergaberecht und Bauen auf erworbenem o6ffentlichem
Grund nach Wiinschen der &ffentlichen Hand. Zugleich Anmerkung zu EuGH, U. v. 25.3.2010 —
Rs. C-451/08 — Miiller, ZWeR 4/2011, 422-433.

66 EuGH, U. v. 25.3.2010 — Rs. C-451/08 — und dazu Otting: Anmerkung zu EuGH, U. v. 25.3.2010
— Rs. C-451/08 — (EuGH bestdtigt den deutschen Gesetzgeber: Grundstiicksgeschéfte ausschrei-
bungsfrei!), IBR 5/2010, 284.

67 Zur Reichweite des Formerfordernisses vgl. Siems, BauR 2003, 1320-1324.

68 Vgl. hierzu Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs: VWVfG, § 57, Rn. 9.

69 Vgl. hierzu ebenda, Rn. 10.
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fenden Verwaltung geschlossen werden konnen, bestimmt sich nach der Gemein-
deordnung und der Hauptsatzung der Gemeinde. Gegebenenfalls kann es
zweckmdlig sein, hieriiber einen Grundsatzbeschluss zu fassen, um der Verwal-
tung eine eindeutige Verfahrensvorgabe zu geben. Sofern durch Kommunalrecht
vorgeschrieben ist, dass ein Vertrag zu seiner Wirksamkeit der Unterschrift zweier
Personen von Seiten der Kommune bedarf, bleibt der Vertrag schwebend unwirk-
sam, solange nur eine Unterschrift vorliegt;70 er wird aber nicht formnichtig i.S.
des § 11 Abs. 3 BauGB.

In der Regel werden stadtebauliche Vertrage durch Unterschrift unter derselben
Urkunde geschlossen. Soweit von dieser Verfahrensweise ausnahmsweise abge-
wichen wird, ist die Rechtslage bislang nicht eindeutig geklart.71 So ist streitig, ob
die Unterschriften der Vertragsparteien auf derselben Urkunde erfolgen miissen72
oder ob auch mit Bindungswillen durch Schriftwechsel abgegebene Vertragserkla-
rungen einen formgiltigen offentlich-rechtlichen Vertrag zustande bringen kon-
nen.”3 Soweit Rechtsprechung zu dieser Frage bekannt ist, halt diese die Unter-
zeichnung der Vertragsurkunde durch beide Vertragspartner fiir erforderlich.74 Die
schriftliche Erklarung der Annahme eines Vertragsangebots reicht demgegeniber
nicht.”> Zuldssig ist jedoch die zeitlich voneinander getrennte Unterzeichnung auf
derselben Urkunde. So ist es bei Durchfiihrungsvertragen zu vorhabenbezogenen
Bebauungspldnen nach § 12 BauGB nicht uniblich, dass der Vorhabentrdger den
Durchfiihrungsvertrag einseitig schon weit vor dem Satzungsbeschluss unter-
zeichnet — zum Beispiel schon vor dem Auslegungsbeschluss. Zum Wirksamwer-
den des Vertrags reicht dann die deutlich spatere Unterzeichnung durch den ver-
tretungsberechtigten Blrgermeister aus. Dies kann sogar erst nach dem Satzungs-
beschluss geschehen. Denn das Gesetz fordert in § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB nur,
dass sich der Vorhabentrager verpflichtet. Dazu geniigt dessen einseitige Ver-
pflichtungserkldrung — also das verbindliche Angebot ohne Riicktrittsrecht.”6

Wichtig ist der Hinweis, dass aufgrund der gesetzlichen Regelung in § 11 Abs. 3
BauGB (,Ein stadtebaulicher Vertrag bedarf der Schriftform ...“) die Vorschriften
der §§ 305b und 307 BGB zu Schriftformklauseln in Allgemeinen Geschéftsbe-
dingungen nicht zur Anwendung kommen. Schriftformklauseln in Allgemeinen
Geschaftsbedingungen verstoflen nach ganz herrschender Meinung gegen

70 BGH, Urt. v. 13.10.1983 — ZR 158/82 —.

71 Grziwotz, JuS 1998, 902 f., m.w.N.

72 Vgl. hierzu Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs: VwVfG, § 57 Rn. 11.

73 Vgl hierzu Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs: VwVfG, § 57, Rn. 7; Weihrauch, VerwArch 1991,
543 ff.

74 OVG Lineburg, Urt. v. 7.3.1983 — 1 A 192/81 —; OVG Liineburg, Urt. v. 25.7.1997 —
1 L 5856/95 —, m.w.H. auf die entsprechende tiberwiegende Auffassung im Schrifttum.

75 A.A. Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs: VWVIG, § 57 Rn. 11; Weihrauch, VerwArch. 1991, 543
(550 ff.).

76 Strittig — a.A. Berkemann: vhw-Skript zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 2013, Kap. lll zu
1.2.
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§§ 305b und 307 BGB, soweit sie fiir die Wirksamkeit von Vertragsanderungen
konstitutiv die Einhaltung der Schriftform fordern, weil damit der Vorrang auch
der nachtrdglichen individuellen Vereinbarung vor AGB-Klauseln zunichte ge-
macht wiirde.”7

Entsprechendes gilt fiir Klauseln, nach denen miindliche Nebenabreden unwirk-
sam sind. Die Aufrechterhaltung der Wirksamkeit von nur miindlichen Vereinba-
rungen kommt im Bereich stiddtebaulicher Vertrige und deren Anderung jedoch
nicht zum Zuge, weil die gesetzliche Regelung in § 11 Abs. 3 BauGB diesem
Prinzip vorgeht. Die Offnungsklausel in § 11 Abs. 3 BauGB (,Ein stidtebaulicher
Vertrag bedarf der Schriftform, soweit nicht durch Rechtsvorschriften eine andere
Form vorgeschrieben ist”) wirkt nur zugunsten hoherer Anforderungen — z.B. nota-
rielle Beurkundung von Grundstlicksvertrdgen —, aber nicht zugunsten von Form-
losigkeit.

b) Notarielle Beurkundung

Soweit durch Rechtsvorschrift eine notarielle Beurkundung verlangt wird, muss
der Vertrag dieser Form entsprechen.”8 Die notarielle Beurkundung ist vor allem
erforderlich

= bei Vertrdgen, mit denen sich eine Partei zur Ubertragung des Eigentums an
Grundstiicken verpflichtet (§ 311b BGB),

= bei der Einigung Uber den Eigentumsiibergang sowie iiber die Belastung eines
Grundstticks mit einem Recht (§ 873 Abs. 2 BGB).

Erforderlich ist die Beurkundung aller Vereinbarungen, aus denen sich der schuld-
rechtliche Verduferungsvertrag zusammensetzt (Grundsatz der Gesamtbeurkun-
dung). Nicht beurkundungsbediirftig sind lediglich solche Abreden, die mit dem
VerdufRerungsvertrag in keinem Zusammenhang stehen. Nur dann, wenn die Par-
teien eine (Teil-)Vereinbarung auch ohne den VerdulRerungs- und Erwerbsvertrag
abwickeln wollen, ist dieser Teil nicht beurkundungsbediirftig.79 Die Beurkun-
dungspflicht erstreckt sich auch auf vorvertragliche Vereinbarungen, da durch den
Vertrag die Verpflichtung zum Abschluss des Hauptvertrags und damit unmittel-
bar auch die Verpflichtung zur Verduferung oder zum Erwerb eines Grundstiicks
begriindet wird.80

77 Palandt: BGB, § 305b Rn. 5.

78 Vgl. hierzu auch Stich, UPR-Spezial, Bd. 6, Miinchen 1994, S. 9 ff. (20 f.).
79 Vgl. hierzu Wolf, in: Soergel: Biirgerliches Gesetzbuch, § 313 Rn. 59 f.
80 Vgl. hierzu ebenda, Rn. 28; BGH, Urt. v. 7.2.1986 - V ZR 176/84 —.
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3. Rechtsschutzfragen
Q) Zustandige Gerichtsbarkeit

Die Antwort auf die Frage, welche Gerichtsbarkeit im Falle von Rechtsstreitigkei-
ten Uber einen stadtebaulichen Vertrag zustindig ist, hdngt in der Hauptsache von
der Rechtsqualitit des betreffenden Vertrags ab: Handelt es sich um einen &ffent-
lich-rechtlichen oder um einen privatrechtlichen Vertrag? Die Antwort ist sowohl
im Falle eines vor Gericht ausgetragenen Rechtsstreits tiber die Wirksamkeit und
den Inhalt des Vertrags als auch bei Streitigkeiten tber die Folgen von Leistungs-
storungen aller Art einschlieflich von Schadensersatzanspriichen von Bedeutung.
Denn nach § 40 Abs. 2 Satz T VwGO gehoren alle Streitigkeiten tber die Wirk-
samkeit und den Inhalt eines &ffentlich-rechtlichen Vertrags sowie lber die Folgen
und Leistungsstorungen aller Art einschlieflich von Schadensersatzanspriichen
vor die Verwaltungsgerichte. Dies gilt nach einem Urteil des BGH8! fiir saimtliche
Anspriiche im Kontext eines offentlich-rechtlichen Vertrags, und zwar ,auch fir
den Fall, dass zwischen einem solchen Vertragsanspruch und einem (vor den Zi-
vilgerichten geltend zu machenden) Amtshaftungsanspruch ein Sachzusammen-
hang besteht. Die Rechtswegzuweisung an die Verwaltungsgerichte umfasst nicht
nur die Ersatzanspriiche wegen Nicht- oder Schlechterfiillung o&ffentlich-
rechtlicher Vertrage, sondern auch wegen Wegfalls oder Fehlens der Geschifts-
grundlage.82 Die Verwaltungsgerichte sind auch insoweit zustandig, als ein Kldger
die Erstattung von Leistungen verlangt, die er auf Grund (eines offentlich-
rechtlichen) Vertrages ... oder im Hinblick auf einen noch abzuschliefenden Fol-
gelastenvertrag bzw. die sonstigen offentlich-rechtlichen Rechtsbeziehungen (mit
einer Gemeinde) erbracht hat. Derartige Erstattungs- und Bereicherungsanspriiche
stellen die Kehrseite des Leistungsanspruchs dar und sind im selben Rechtsweg zu
verfolgen wie dieser”.83

Nach derselben Entscheidung des BGH aus dem Jahre 1985 gehoren allerdings
Anspriiche aus Verschulden bei der Anbahnung oder dem Abschluss eines 6ffent-
lich-rechtlichen Vertrags (culpa in contrahendo) nicht vor die Verwaltungs-, son-
dern vor die Zivilgerichte, weil sich ,der Anspruch aus culpa in contrahendo — als
ein durch die Aufnahme von Vertragsverhandlungen begriindetes gesetzliches
Schuldverhdltnis — so weit vom Entstehungsgrund des Vertrags entfernt” habe,
dass er im Sinne des § 40 Abs. 2 Satz T VwGO nicht mehr darauf ,beruhe”.

Nach alledem muss fiir den Streitfall Klarheit dartiber bestehen, ob ein o6ffentlich-
rechtlicher oder ein zivilrechtlicher Vertrag abgeschlossen worden ist (oder wer-
den sollte). Als Faustformel kann folgende Regel dienen:

81 BGH, Urt. v. 3.10.1985 — Il ZR 60/84 —.
82 BGH, Urt. v. 10.2.1983 — Il ZR 151/81 —, BGHZ 87, 9 [16, 17 ff.]
83 BGH, Urt. v. 12.7.1971 - lll ZR 252/68 —, BGHZ 56, 365 [367]; 87, 9 [15].
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s Wenn die Gemeinde als Kdufer oder Verkdufer eines oder mehrerer Grund-
stiicke auftritt, handelt es sich in der Regel um einen privatrechtlichen (form-
bediirftigen) Grundstiicksvertrag. Dies gilt grundsdtzlich auch dann, wenn bei
VerdulRerung oder Erwerb eines Grundstiicks bestimmte Bindungen und
Pflichten mitvereinbart werden. Die Waage neigt sich allerdings zum o&ffent-
lich-rechtlichen Vertrag, wenn die Gemeinde gegeniiber dem Vertragspartner
Leistungen zusagt oder ankiindigt, die sie nur infolge ihrer Eigenschaft als In-
haberin von Hoheitsrechten zusagen oder ankiindigen kann. Vertrdge, in de-
nen — auch ohne Begriindung einer Rechtspflicht — auf die Aufstellung
und/oder die Inhalte von kiinftigen Bebauungsplanen Bezug genommen wird,
missen demnach als 6ffentlich-rechtliche Vertrage angesehen werden, wenn
und weil sie in dieser Form von der Gemeinde nur in ihrer Eigenschaft als In-
haberin der Planungshoheit abgeschlossen werden kdnnen.

m  Alle Vertrage, in denen Verabredungen tber die Erfiillung und/oder die Finan-
zierung von offentlich-rechtlichen Pflichten der Gemeinde getroffen werden,
sind offentlich-rechtliche Vertrage. Diese Voraussetzung trifft fir die klassi-
schen stidtebaulichen Vertrige nach § 11 BauGB in aller Regel zu: Die Uber-
tragung von stadtebaulichen Mallnahmen, das Auferlegen von Bindungen im
Zusammenhang mit der Verwirklichung eines Bebauungsplans, die Abwal-
zung von Folgekosten der Aufstellung eines Bebauungsplans betreffen die Er-
flllung bzw. Finanzierung offentlich-rechtlicher Pflichten; die diesbezigli-
chen Vertrage sind daher offentlich-rechtliche Vertrage (es sei denn, dass es
sich um Nebenabreden in einem privatrechtlichen VerduRerungsvertrag han-
delt, was insbesondere bei Bindungen, z.B. bei Baupflichten, der Fall sein
kann).

Diese Kurzcharakterisierung ldsst wiederum erkennen, dass die Abgrenzung im
Einzelfall schwierig sein kann. Auch gemischt privat-/6ffentlich-rechtliche Vertra-
ge sind moglich und durchaus tblich.84 Wenn der (grundsatzlich privatrechtliche)
An- und Verkauf von Grundstiicken mit der Vereinbarung der Ubernahme von
stidtebaulichen Manahmen und/oder der Ubernahme von Folgekosten verbun-
den wird, wird man im Zweifel insgesamt einen 6ffentlich-rechtlichen Charakter
des Vertrags annehmen miissen, weil die Verduferungsvorginge gleichsam nur
den Hintergrund fiir die Ubertragung von stidtebaulichen MaRnahmen und Kos-
teniibernahmen nach § 11 BauGB darstellen. Wenn dem ausgewichen werden
soll, mussen die Vertrage formell geteilt werden. Der stiadtebauliche Vertrag muss
dann aber im Zweifel nach dem Grundsatz der Gesamtbeurkundung als Anlage
zum Verdulerungsvertrag mitbeurkundet werden. Manche Gemeinden versu-
chen, aus Griinden der Einsparung von Notarkosten so wenig wie moglich beur-
kunden zu lassen. Die Teilung des Vertrags in einen beurkundungspflichtigen Teil
und einen sonstigen ist zwar rechtlich zulassig;85 bei direkter gegenseitiger Ab-

84 So auch BVerwG, 24.2.1994 — 4 B 40.94 —, NVwZ 1994, 1012.
85 Ebenso Oerder, NVwZ 1997, 1190 f.

65



hédngigkeit der Vertragsinhalte konnen jedoch mit Riicksicht auf den Grundsatz
der Gesamtbeurkundung Probleme entstehen, die besser vermieden werden soll-
ten.

b) Drittschutz

Ein offentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rechte Dritter eingreift, wird erst wirk-
sam, wenn der Dritte schriftlich zustimmt (vgl. § 58 Abs. 1 VwV{G); dies folgt
unmittelbar aus dem sowohl fiir privatrechtliche als auch fiir 6ffentlich-rechtliche
Vertrdge geltenden Grundsatz, dass Vertrdge zu Lasten (unbeteiligter) Dritter un-
zuldssig und unwirksam sind. Im Ubrigen gilt fiir stidtebauliche Vertrige wie fiir
das gesamte Verwaltungsrecht, dass auch nur mittelbare Grundrechtsbeeintrachti-
gungen nicht herbeigefiihrt werden dirfen.

C) Rechtsfolgen der Fehlerhaftigkeit stddtebaulicher Vertrage auf
einen zugehorigen Bebauungsplan

Die Mehrzahl der stiadtebaulichen Vertrdge wird im Zusammenhang mit der Auf-
stellung eines Bebauungsplans abgeschlossen. Welche Folgen ergeben sich fiir
den Bebauungsplan, wenn der zugehorige stadtebauliche Vertrag sich als nichtig
erweist! Hier muss zundchst zwischen ,normalen” stadtebaulichen Vertragen
nach § 11 BauGB und Durchfiihrungsvertrigen zu einem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan nach § 12 BauGB unterschieden werden. Vorhabenbezogene Be-
bauungspldne sind kraft Gesetzes unlésbar mit dem Durchfiihrungsvertrag ver-
kniipft. Nach § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB kann der Satzungsbeschluss tber den
vorhabenbezogenen Plan nur gefasst werden, wenn sich der Vorhabentrager zu-
vor vertraglich wirksam zur Durchfiihrung verpflichtet hat. Wenn sich nachtrag-
lich die Unwirksamkeit des Vertrags herausstellt, ist auch der Bebauungsplan un-
wirksam. Eine Fehlerbehebung kann nur durch Abschluss eines wirksamen Ver-
trags und erneuten Satzungsbeschluss erfolgen.

Eine derart enge Verknlpfung besteht bei ,normalen” stadtebaulichen Vertragen
nach § 11 BauGB nicht. Ein Vertrag nach § 11 BauGB ist fiir den zugehorigen Be-
bauungsplan nur Abwagungsmaterial. Ob und in welchem Umfang ein nichtiger
Vertrag auch Folgen fiir die Wirksamkeit des Bebauungsplans ausldst, hdngt von
den Regeln des Abwédgungsgebots einschlieBlich der Fehlerfolgenregelung in den
§§ 214, 215 BauGB ab. Danach gilt Folgendes:

m  Der stadtebauliche Vertrag gehort in jedem Fall zum Abwiagungsmaterial.
Wenn der Vertrag irrtimlich als wirksam angesehen wurde, liegt darin ein
Abwdgungsfehler. Dieser Fehler muss — nach den Mafistdben der Rechtspre-
chung — in aller Regel im Sinne des § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB als offensicht-
lich angesehen werden, weil er sich (bei richtiger Wiirdigung) aus den Akten
ergibt.
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m Zu entscheiden ist danach, ob der Fehler auch im Sinne des § 214 Abs. 3 Satz
2 BauGB auf das Abwadgungsergebnis von Einfluss gewesen ist. Auch dies
wird in aller Regel zu bejahen sein, weil stadtebauliche Vertrage nicht ohne
triftigen Grund abgeschlossen werden und daher das Abwagungsergebnis be-
einflussen.

= Damit wird durch die Fehlerhaftigkeit eines stidtebaulichen Vertrags im Kon-
text eines B-Plans in aller Regel ein nach § 214 BauGB beachtlicher Abwa-
gungsfehler ausgelost.

Ob es sich um einen durch Fristablauf heilbaren Fehler handelt, hdngt davon ab,
ob sich das Abwéagungsergebnis des B-Plans trotz des Ausfalls oder der Liicken-
haftigkeit des stidtebaulichen Vertrags wegen des Uberwiegens der fiir seinen Be-
stand sprechenden Argumente noch unverdndert halten ldsst oder nicht. Dies
muss vom Normenkontrollgericht wegen der jeweils unterschiedlichen Folgen
gepriift werden.86 Wenn der Plan auch ohne wirksamen Vertrag bestehen bleiben
kann und soll, ist nur der Abwégungsvorgang, aber nicht das Abwagungsergebnis
fehlerhaft. In diesem Fall missen eine erneute Abwdgung und ein erneuter Sat-
zungsbeschluss nur dann erfolgen, wenn der Fehler (mangelhafter Vertrag, daher
fehlerhafter Abwagungsvorgang) gemdll § 215 Abs. 1 Nr. 3 BauGB binnen eines
Jahres geltend gemacht wird. Wenn die Riige unterbleibt, bleibt der B-Plan wirk-
sam. Wenn rechtzeitig geriigt wird, muss erneut abgewogen werden; der Plan
kann dann jedoch unverdndert neu beschlossen und gemdf8 § 215 Abs. 4 BauGB
mit Rickwirkung in Kraft gesetzt werden.

Wenn die Wirksamkeit des Vertrags jedoch fiir das Abwdagungsergebnis des
B-Plans von entscheidender Bedeutung war, dann fiihrt die Fehlerhaftigkeit des
Vertrags auch zur Unwirksamkeit des Plans. Eine Fehlerbehebung und Verab-
schiedung des Plans mit seinem urspriinglichen Inhalt ist dann nur méglich, wenn
der Vertrag nachtraglich wirksam abgeschlossen werden kann und damit als Stiit-
ze des Plans wieder zur Verfligung steht. Ob der Vertrag nachtraglich wirksam
abgeschlossen werden kann, hingt von der Art der Fehlerhaftigkeit des Vertrags
ab. Formfehler werden in aller Regel behoben werden kénnen. Inhaltliche Fehler
koénnen nur durch inhaltliche Anderungen behoben werden, nicht durch ,Hei-
lung” nach den Regeln der Planerhaltung. Die Regeln der Planerhaltung konnen
auf Vertrage nicht angewendet werden.87

Eine andere Frage ist allerdings, ob man die Rechtsprechung des BGH und des
BVerwG uneingeschrankt billigen kann, wonach die Regeln der §§ 812 ff. BGB

86 Anders wohl BayVGH, Urt. vom 12.5.2004 — 20 N 04.329 und 336 —: Das Gericht diirfe sich mit
Riicksicht auf die Planungshoheit nicht an die Stelle der Gemeinde setzen. Die Planungshoheit
der Gemeinde kommt jedoch darin zum Ausdruck, dass sie den B-Plan zuvor als Satzung be-
schlossen hat.

87 Ebenso Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn. 178 ff., Lfg.
102, Stand 2011.
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Uber die ungerechtfertigte Bereicherung bei der Riickabwicklung nichtiger stadte-
baulicher Vertrage insoweit nicht entsprechend angewendet werden kénnen, als
Leistungen, die in Kenntnis der Nichtigkeit des Vertrags erbracht wurden, nicht
zurlickgefordert werden konnen. Auf diese Frage wird im Kapitel ,Leistungssto-
rungen” naher eingegangen.s8

4. Stédtebauliche Vertrdge und Strafrecht

In der Literatur ist darauf hingewiesen worden, dass im Zusammenhang mit dem
Abschluss stadtebaulicher Vertrage auch das Risiko der Verwirklichung von Straf-
rechtstatbestanden gepriift werden miisse.89

Auf Seiten der den Abschluss eines Vertrags fordernden Gemeinde kommen fol-
gende Straftatbestande in Frage:

= Erpressung gemafs § 253 StGB, wenn und weil damit gedroht wird, einen vom
Investor erwiinschten B-Plan nicht aufzustellen, wenn kein Vertrag zustande
kommt,

= Vorteilsannahme gemall § 331 StGB, wenn sich (mindestens) ein Amtstrager
der Gemeinde Uber den Vertrag einen rechtswidrigen Vorteil zwar nicht ei-
gennlitzig, aber zugunsten der Gemeinde und damit zugunsten eines Dritten
versprechen ldsst und/oder annimmt.

Spiegelbildlich kommt auf Seiten des Vorhabentrigers die Verwirklichung des
Straftatbestands der Vorteilsgewdhrung gemall § 333 StGB in Betracht, wenn er
einem Amtstrager der Gemeinde (ungerechtfertigte) Vorteile fiir eine Dienstaus-
Ubung (hier: Aufstellung eines Bebauungsplans) verspricht oder zukommen |&sst.

Dazu ist im Einzelnen Folgendes zu bemerken:

Der Tatbestand der Erpressung setzt die Drohung mit einem empfindlichen Ubel
voraus. In der AuRerung einer Gemeinde, sie werde bei Nichtzustandekommen
eines Vertrags den vom Verhandlungspartner erwiinschten Bebauungsplan nicht
aufstellen, kann im Regelfall keine Drohung ,mit einem empfindlichen Ubel” ge-
sehen werden. In die Ndhe einer Erpressung wird man nur dann gelangen, wenn
die Verhandlungen mit einem Investor schon relativ weit fortgeschritten sind, die-
ser vorab erheblich investiert hat und nun seitens der Gemeinde Forderungen ge-
stellt werden, (iber deren Berechtigung man zumindest streiten kann. Wenn der
Investor nun ohne die Aufstellung des B-Plans in eine existenzielle wirtschaftliche
Notlage geriete und die Gemeinde gerade diese Notlage zur Durchsetzung der ei-
genen Forderungen ausnutzt, kdnnte sich der Verhandlungsfiihrer der Erpressung

88 Dazu unten Kapitel IX, S. 357 ff.
89 Vgl. vor allem Grziwotz, BauR 2000, 1437, und derselbe, BauR 2001, 1530.
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schuldig machen.% Fiir eine Strafbarkeit muss hinzukommen, dass die Androhung
des Ubels zu dem angestrebten Zweck als verwerflich angesehen werden muss.

Der Tatbestand der Vorteilsnahme kann seitens der Amtstrdger der Gemeinde nur
dann verwirklicht werden, wenn sie sich selbst oder der Gemeinde Leistungen
versprechen und gewdhren lassen, auf die kein Anspruch besteht — auch kein ver-
traglicher Anspruch. Der Tatbestand der Vorteilsnahme kann daher nur erfillt
sein, wenn schon der der Leistung zugrunde liegende Vertrag rechtswidrig und
daher nichtig ist. Die Strafbarkeit setzt zusdtzlich voraus, dass der Tater die
Rechtswidrigkeit und Nichtigkeit des Vertrags erkannt hat, anderenfalls fehlt der
Vorsatz der ungerechtfertigten Vorteilsnahme.

Das bedeutet aber immerhin, dass sowohl die Verhandlungspartner auf Seiten der
Gemeinden als auch deren Gegentiiber in die Grauzone der Strafbarkeit geraten,
wenn sie (iber Leistungen verhandeln, deren Unangemessenheit ihnen bewusst
ist. Die Amtstrager machen sich ggf. der Vorteilsnahme nach § 331 StGB, der
Vorhabentrager macht sich ggf. der Vorteilsgewahrung nach § 333 StGB schuldig.
Um eine Strafbarkeit auszuschlieBen, wenn in gutem Glauben, aber am Ende irri-
gerweise ein Vertrag tber die Gewdhrung und die Annahme eines (nach Auffas-
sung eines Gerichts ungerechtfertigten) Vorteils abgeschlossen wird, ist es drin-
gend erforderlich, die Gutglaubigkeit bei Vertragsabschluss durch entsprechende
Vermerke und Stellungnahmen in der Akte nachzuweisen. Der Justiziar muss mit-
zeichnen — auch eine gutachtliche Stellungnahme von Dritten kann niitzlich sein.
Der Biirgermeister sollte niemals allein handeln.

Im Ergebnis muss dringend angeraten werden, bei der Priifung der Angemessen-
heit auch von Leistungen, die vom Vorhabentrager freiwillig angeboten werden,
keine laxe GroRziigigkeit oder gar Habgier walten zu lassen.91

90 Vgl. BGH, Urt. vom 11.11.1998 — 5 StR 325/98 —; zum Ganzen Burmeister, BauR 2003, 1129 ff.

91 Vgl. Grziwotz: Anmerkung zu BGH, U. v. 18.9.2009 — V ZR 2/09 — (Grundstiicksverkauf durch
kommunale Gesellschaft mit jahrlichem Infrastrukturbeitrag), NotBZ 12/2009, 488; Grziwotz:
Anmerkung zu OLG Miinchen, Urt. v. 22.8.2006 — 18 U 3979/04 — (Baulandausweisung gegen
Grundstlicksabtretung), MittBayNot 4/2008, 323-324; VGH Miinchen, U. v. 12.5.2004 — 20 N
04.329, 336 — Nichtigkeit eines stadtebaulichen Vertrags und des darauf beruhenden Bebauungs-
planes wegen Verstolles gegen das Kopplungsverbot, NuR 8/2004, 528-532. Vgl. auch Koster,
NZBau 5/2008, 300-304.
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lll. Vereinbarungen zur Vorbereitung und Durchfiihrung
stddtebaulicher MaBnahmen

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB kann sich der Vertragspartner der Gemein-
de zur Vorbereitung oder Durchfiihrung stadtebaulicher MaBnahmen auf eigene
Kosten verpflichten. Insbesondere folgende stidtebauliche MaRnahmen kénnen
entsprechend der beispielhaften Aufzdhlung im Gesetz auf Private (ibertragen
werden:

= die Neuordnung der Grundstiicksverhaltnisse,
= die Bodensanierung und sonstige vorbereitende Mafinahmen,

= die ErschlieBung durch nach Bundes- oder nach Landesrecht beitragsfahige
sowie nicht beitragsfahige ErschlieBungsanlagen,’

= die Ausarbeitung stddtebaulicher Planungen sowie erforderlichenfalls des
Umweltberichts.

Durch das Gesetz zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und Ge-
meinden und weiteren Fortentwicklung des Stddtebaurechts vom 11.6.2013 ist
der Anwendungsbereich des § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB ergidnzt worden.
Danach gehort neben den bisher im Gesetz beispielhaft genannten stadtebauli-
chen Malnahmen, Uber deren Vorbereitung und Durchfiihrung stadtebauliche
Vertrdge geschlossen werden konnen, nun ausdriicklich auch die ErschlieBung
durch nach Bundes- oder nach Landesrecht beitragsfahige sowie nicht beitragsfa-
hige Erschliefungsanlagen. Mit der Regelung in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB
ist zugleich klargestellt, dass auch Folgekostenvertrdge nach § 11 Abs. 1 Satz 2
Nr. 3 BauGB uber die ErschlieBung geschlossen werden kénnen, da der Begriff
der stddtebaulichen Mafinahmen in beiden Regelungen im gleichen Sinne zu ver-
stehen ist. Der Gesetzgeber hat mit der Neuregelung einen Meinungsstreit zum
Verhdltnis von Erschliefungsvertrag und stadtebaulichem Vertrag geklart und auf
ein Urteil des BVerwG vom 1.12.2010 reagiert, in dem der 9. Senat davon ausge-
gangen war, dass § 124 BauGB als lex specialis die Anwendung von § 11 Abs. 1
Nr. 3 BauGB auf ErschlieBungsmalnahmen ausschliele.2

1 Mit dem Gesetz zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden und weiteren
Fortentwicklung des Stadtebaurechts vom 11.6.2013, BGBI. | 2013 S. 1548, wurde zur Klarstel-
lung und Korrektur einer entgegenstehenden Entscheidung des 9. Senats des BVerwG die Er-
schlieBung durch nach Bundes- oder nach Landesrecht beitragsfahige sowie nicht beitragsfahige
ErschlieBungsanlagen in § 11 Abs. T Satz 2 Nr. 1 BauGB integriert; hierzu s. die ausfiihrlichen Er-
lduterungen in Kap. VI, S. 241 ff.

2 BVerwG, Urt. v. 1.12.2010 -9 C 8.09 —.
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1. Neuordnung der Grundstiicksverhdltnisse

Fur die Praxis bedeutsam sind die Vertrage zur Neuordnung der Grundstiicksver-
héltnisse i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HS 2 Alt. 1 BauGB. Entsprechende vertrag-
liche Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und den Grundstiickseigentimern
spielen neben der gesetzlichen Umlegung als amtliches Bodenordnungsverfahren
in der Praxis eine erhebliche Rolle.3 Von einem Abweichen vom streng formali-
sierten und im Einzelfall durch eine Vielzahl von Rechtsmitteln gepragten gesetz-
lichen Verfahren versprechen sich die Beteiligten in der Regel eine verkirzte
Dauer und eine flexiblere Gestaltung des Gesamtverfahrens. Im Ubrigen hat die
freiwillige (private) Umlegung grundsatzlich gegeniiber der amtlichen Bauland-
umlegung Vorrang, was sich aus dem allgemeinen Grundsatz der Subsidiaritat
staatlichen Handelns ergibt.4 Dies bedeutet, dass die Gemeinde kein amtliches
Bodenordnungsverfahren anordnen darf, wenn sich das entsprechende Ergebnis
auch im Rahmen einer freiwilligen Vereinbarung erreichen lasst.5 Die Gemeinde
ist dann verpflichtet, sich an einer freiwilligen Umlegung zu beteiligen.

Zur vertraglichen Grundstiicksneuordnung haben sich in der kommunalen Praxis
zahlreiche Verfahren herausgebildet. Zu den tblichen Modellen der freiwilligen
Bodenordnung gehért zum einen der Ankauf samtlicher Grundstiicke im kiinftigen
Planungsgebiet durch die Gemeinde oder einen Verfahrenstrager vor Beginn der
eigentlichen Planung, zum anderen die so genannte freiwillige Umlegung, bei der
sich die Grundeigentiimer mit der Gemeinde zusammenschlielen, um alle Prob-
leme durch vertragliche Regelungen und einvernehmliche Grundstiicksiibertra-
gungsvorgdnge zu l6sen.

Bei beiden genannten Verfahrenstypen handelt es sich lediglich um zwei Grund-
verfahrensweisen, die in der Praxis auch gemischt auftreten. Nicht selten kauft die
Gemeinde von den Grundstiicken im Plangebiet auch nur (reale oder ideelle)
Bruchteile, um sich dann mit diesen Bruchteilen an der nachfolgenden amtlichen
oder freiwilligen Umlegung zu beteiligen. Gemeinsam ist den verschiedenen Mo-
dellen, dass sie auch als Mittel der Bodenpolitik eingesetzt werden, z.B. um be-
stimmte Flachen zu glinstigen Preisen fiir den Gemeinbedarf, fir den Wohnbedarf
der einheimischen Bevélkerung oder den naturschutzrechtlichen Ausgleich auf-
zubringen.6

3 Reinhardt, GuG 2003, 39 ff.; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetz-
buch, Lfg. 102, Stand 2011, § 11, Rn. 118; Busse, KommJur 2009, 241 ff. (248); Bank, in Briigel-
mann: BauGB, Kommentar, Band 2, Stand 2011, § 11, Rn. 27.

4 Otte, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetzbuch, Lfg. 104, Stand 2012, Vorbe-
merkung §§ 45-84, Rn. 8.

5  Siehe auch Bericht des Bundesministeriums fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, ZfBR 2007,
772 ff. (775); Grziwotz, Kommjur 2011, 172 ff. (173); Frhr. von und zu Francken-
stein/Grafenstein, BauR 2008, 463 ff. (464).

6  Hierzu siehe auch Dieterich: Baulandumlegung — Recht und Praxis, 5. Aufl., Miinchen 2006,
Rn. 465 ff.; Grziwotz: Baulanderschliefung. Leitfaden fiir die Praxis der Baulandbereitstellung
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In der Literatur ist darauf hingewiesen worden, dass Umlegungsvereinbarungen
erfahrungsgemal} bei einer grofReren Zahl von Eigentimern — wenn tberhaupt —
haufig nur in sehr langwierigen Verfahren zu erreichen seien; dagegen konnten
freiwillige Vereinbarungen bei einer nur kleinen Zahl von umlegungswilligen Ei-
gentiimern zu einer beschleunigten Bodenordnung fiihren.” Besonders gute Erfah-
rungen mit der freiwilligen Umlegung bestehen in Siddeutschland, so z.B. im
Raum Stuttgart (, Stuttgarter Modell”8), dies auch mit einer gréBeren Zahl von Ei-
gentimern.

Q) Der Ankauf von Grundstucken im kunftigen Plangebiet zur
Vorbereitung der Bodenordnung

Solange und soweit sich die Gemeinde oder ein von ihr beauftragtes Treuhdnder-
unternehmen im Vorfeld der Bauleitplanung am privaten Grundstiicksmarkt beta-
tigt, handelt es sich grundsétzlich um privatrechtliche Vertrage. Das Gleiche gilt
nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, wenn eine Gemeinde
ein Grundstiick aufgrund von Sicherungsabreden erwirbt, die im Zusammenhang
mit der Ubertragung von Bindungen vereinbart worden sind.9

Demgegeniiber handelt es sich um o&ffentlich-rechtliche, hier also stadtebauliche
Vertrdge, wenn die Grundstiicke bzw. Grundstiicksteile zur Vorbereitung einer
Bodenneuordnung in der Regie der Gemeinde gekauft werden. Denn hier tberla-
gert der offentliche Zweck der Bodenordnung die einzelnen Grunderwerbsvor-
gdnge (die flr sich genommen auch privatrechtlich eingeordnet werden kénnen)
so stark, dass insgesamt von offentlich-rechtlichen Vertragen ausgegangen werden
muss.10

Diese Anforderungen gelten erst recht, wenn seitens der Gemeinde ganz offen-
sichtlich lediglich ein ,Durchgangserwerb” beabsichtigt ist, mit dessen Hilfe die
Bodenwertsteigerung im kiinftigen Plangebiet mindestens anteilig zugunsten der
Gemeindekasse realisiert werden soll.

Im Rahmen solcher die Bodenordnung vorbereitender Verfahren kauft die Ge-
meinde oder ein anderer Verfahrenstrager alle betroffenen Grundstiicke auf, ver-
einigt sie und fiihrt die Bodenordnung durch. Die neugeordneten Grundstiicke
werden nach Einbehalt der fiir Erschliefungsanlagen und ggf. Infrastruktureinrich-

durch Stadtplanung und stadtebauliche Vertrage, Miinchen 1993, S. 224; Hoffmann, in: Hoppen-
berg/de Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des 6ffentlichen Baurechts. Kap. P, EL 27, Rn. 62.

7 So Otte, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetzbuch, Lfg. 104, Stand 2012, Vor-
bemerkung §§ 45-84, Rn. 9; Burmeister: Praxishandbuch Stidtebauliche Vertrdge, 2. Aufl.,
Rn. 31.

8 Hierzu s. die Ausfiihrungen u. in diesem Kapitel sowie Regelungsbeispiel 1, S. 84 ff.

9 So BVerwG, Urt.v. 11.2.1993 — 4 C 18/91 —.

10 Vgl. BVerwG, Urt. v. 6.7.1984 — 4 C 24.80 —.
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tungen benotigten Flichen wieder an Bauwillige verdufert.!! Bei vereinbarter
Riickiibertragungsoption werden zundchst die urspriinglichen Eigentiimer als Kau-
fer berlicksichtigt. Der Verkauf erfolgt zu Baulandpreisen, wéhrend der Erwerb
meist zum begtinstigten Ackerlandwert, allenfalls zum Preis von Bauerwartungs-
land, vorgenommen wird. In der Regel werden im Kaufvertrag eine Bauverpflich-
tung des Erwerbers mit vereinbart sowie ein durch Riickauflassungsvormerkung
gesichertes Wiederkaufsrecht zugunsten der Gemeinde fir den Fall, dass die Bau-
pflicht innerhalb des vereinbarten zeitlichen Rahmens nicht erfillt wird.12

Der Vorzug dieses Modells liegt vor allem darin, dass durch niedrige Ankaufsprei-
se und auch durch malvolle WiederverduRerungspreise eine maRigende Wirkung
auf die Bodenpreise im Gemeindegebiet erzielt werden kann. Ferner lassen sich
die Neuordnung der Grundstiicke und die ErschlieBung auf diese Weise relativ
einfach bewerkstelligen, weil zu diesem Zeitpunkt alle Grundstiicke der Gemein-
de gehoren.13

Nachteile kénnen der Gemeinde u.U. durch die Bindung erheblicher finanzieller
Mittel entstehen, die sie zum Erwerb der Grundstiicke zundchst aufzubringen hat.
Um dem zu entgehen, schalten einige Gemeinden eine Tragergesellschaft ein, die
auf eigene Rechnung, also haushaltsneutral, die Abwicklung der Grundstiicksge-
schifte Gbernimmt. Allerdings tragt die Gemeinde hier in aller Regel das Risiko
des Scheiterns der Wiederverduferung. Denn Ublicherweise muss sie sich vertrag-
lich dazu verpflichten, Baugrundstiicke, die innerhalb eines vereinbarten zeitli-
chen Rahmens nicht verkauft werden konnen, selbst zu Gbernehmen.

Insgesamt missen die Gemeinden im Rahmen von Ankaufsverfahren mit an-
schlieRender Bodenneuordnung darauf achten, dass die den Eigentiimern abver-
langten Leistungen (durch Flachenabtretungen oder durch das Akzeptieren be-
stimmter Ver- und Riickkaufspreise) angemessen bleiben.4 Das Umlegungsrecht
des BauGB gibt einen Rahmen fiir die Vertretbarkeit vor: Bei der amtlichen Umle-
gung diirfen entweder 30 Prozent der Fliche oder der Umlegungsvorteil in Geld
einbehalten werden. Die Gemeinden sind zwar im ,Ankaufsverfahren” nicht an
diese Grenzen gebunden; die vereinbarten Leistungen miissen jedoch angemes-
sen sein und im Sachzusammenhang mit dem Baugebiet verwendet werden.15 In
solchen Fillen sind die Gemeinden auf der sicheren Seite, wenn sie Uber die
Verwendung der erzielten Einnahmen aus der Preisdifferenz zwischen dem An-
und Verkauf der Grundstiicke bzw. der Grundstiicksanteile in der Weise Rech-

11 Hierzu siehe auch Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, Rn. 80 f.; Hamann: Der
Verwaltungsvertrag im Stadtebaurecht, S. 227 ff.

12 Siehe hierzu auch die Ausfithrungen im Kap. IV Abschnitt 5, S. 147 ff.

13 Otte, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetzbuch, Lfg. 104, Stand 2012, Vorbe-
merkung §§ 45-84, Rn. 14; Dieterich: Baulandumlegung, 5. Aufl., Rn. 481.

14 Zum Problem der Mehrflachenabtretung siehe Kap. Ill, Abschnitt 1 c, S. 82.

15  So ausdriicklich das BVerwG, Urt. v. 6.7.1984 — 4 C 24.80 —.
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nung legen kdnnen, dass hieraus die offentliche Infrastruktur im Baugebiet finan-
ziert worden ist.

b) Die freiwillige Umlegung

Der Bebauungsplan setzt die zuldssige bauliche Nutzung grundsatzlich unabhéan-
gig von den vorgegebenen Grundstiicksgrenzen fest. Wie die amtliche Umlegung
dient dementsprechend auch die freiwillige Umlegung dazu, den Grundstiickszu-
schnitt im Interesse der besseren baulichen Nutzbarkeit der Grundstiicke neu zu
ordnen. Sie wird auf freiwilliger Basis unter Beteiligung sdmtlicher Eigentiimer
und Nebenberechtigter durchgefiihrt. Dabei wird die angestrebte Bodenordnung
einschlieBlich der zur Verfiigung zu stellenden &ffentlichen Flachen durch einen
Gesamtvertrag geregelt.

Die Zuléssigkeit der freiwilligen Umlegung ist allgemein anerkannt. Sie ist durch
die Rechtsprechung in mehreren Entscheidungen bestétigt worden.16 Danach
schlieft das hoheitliche Instrumentarium der Umlegung einvernehmliche Rege-
lungen zur Verwirklichung von Bebauungsplanen nicht aus. Dies gilt auch fiir Re-
gelungen, die einseitig-hoheitlich im Umlegungsplan nicht getroffen werden
konnten. Demnach kénnen in freiwilligen Vereinbarungen auch andere Vertei-
lungsmafstibe als die amtlichen angewendet werden.17 So hat das Bundesverwal-
tungsgericht bereits in seinem Urteil vom 6.7.1984 einen Flachenbeitrag, der die
in der gesetzlichen Umlegung geltenden Bemessungsgrenzen ubersteigt, fir zulds-
sig gehalten.’® Grenze des Zuldssigen sind jedoch wie stets die Angemessenheit
und das Erfordernis des sachlichen Zusammenhangs der vereinbarten Leistungen
mit der Bodenneuordnung.1?

Sofern die Voraussetzungen fiir eine freiwillige Bodenordnung gegeben sind, muss
die Gemeinde sich im Zweifelsfall an einem solchen Verfahren beteiligen.20
Wenn die betroffenen Grundstiickseigentiimer ihre Grundstiicke auf privatrechtli-
cher Grundlage entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans selbst um-
gestalten kénnen und wollen, darf eine amtliche Umlegung als das die Beteiligten
im Zweifel stirker belastende Verfahren nicht angeordnet werden. Diesen Vor-
rang freiwilliger Vereinbarungen hat das Bundesverfassungsgericht bestatigt.2

16 Siehe u.a. BVerwG, Urt. v. 6.7.1984 — 4 C 24.80 —; BVerwG, Urt. v. 16.12.1993 — 4 C 27.92 —;
BVerwG, Beschl. v. 17.7.2001 — 4 B 24/01 —; .

17 Siehe v. a. Hoffmann, in: Hoppenberg/de Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des 6ffentlichen Bau-
rechts. Kap. P, EL 27, Rn. 70; Busse, Kommjur 2009, 241 ff. (248); Quaas/Kukk, in: Schrodter:
BauGB Kommentar, 7. Aufl., § 11, Rn. 11; Grziwotz, MittBayNot 2010, 356 ff. (360).

18 BVerwG, Urt. v. 6.7.1984 — 4 C 24/80 —; s.a. BVerwG, Beschl.. v. 17.7.2001 — 4 B 24/01 —.

19  Zur Problematik der Mehrfldchenabtretung siehe sogleich unten.

20 Bunzel, in: Bleicher/Bunzel/Engel/Finkeldei/Klinge/Wecker: BauGB-Kommentar, § 11 Rn. 2.1.1;
Grziwotz: Vertragsgestaltung im &ffentlichen Recht, Rn. 348; Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr:
BauGB, § 11 Rn. 7; Hohwiller, UPR 2004, 340 f.

21 Hierzu siehe BVerfG, Beschl. v. 22.5.2001 — 1 BvR 1512/97, 1 BvR 1677/97 —.
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§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HS 2 Alt. 1 BauGB trédgt den in der Praxis entwickelten
vielfdltigen Erscheinungsformen Rechnung und beschreibt keinen bestimmten
Vertragstyp.

Vor- und Nachteile der freiwilligen Umlegung

Vertragliche Vereinbarungen zur Grundstliicksneuordnung auRerhalb des amtli-
chen Umlegungsverfahrens nach den §§ 45 ff. BauGB sind in der kommunalen
Praxis weit verbreitet. Zu den gebrdauchlichen Verfahrensweisen gehoren auch
vertragliche Vereinbarungen, mit denen das amtliche Umlegungsverfahren nicht
ersetzt, sondern nur vorbereitet, begleitet und ergénzt werden soll.22

Die Griinde fir ein Abweichen vom gesetzlichen Verfahren sind vielfaltig.23
Durch die Beauftragung professioneller Privatunternehmen im Rahmen des frei-
willigen Verfahrens kann z.B. eine zu geringe Ausstattung mit Verwaltungsperso-
nal kompensiert werden. Die Gemeinden konnen sich zudem von anfallenden
Kosten entlasten, die sie in gesetzlichen Umlegungsverfahren gemdl8 § 78 BauGB
zu tragen hatten.

Durch Freiwilligkeit lassen sich dariiber hinaus im Einzelfall nicht unerhebliche
beschleunigende Effekte erreichen. Dies gilt nicht zuletzt wegen der im gesetzli-
chen Umlegungsverfahren zur Verfligung stehenden und nicht selten genutzten
Rechtsmittel sowie der daraus resultierenden aufschiebenden Wirkung. Insgesamt
konnen freiwillige Verfahren offenbar eher ohne Rechtsstreitigkeiten durchgefiihrt
werden als amtliche.24

Von Bedeutung fir die Mitwirkungsbereitschaft an vertraglichen Bodenordnungs-
verfahren sind hdufig finanzielle Erwdgungen der Beteiligten. Manche Eigentiimer
erhoffen sich vom freiwilligen Verfahren eine Milderung des gesetzlichen Vor-
teilsausgleichs, denn anders als bei der amtlichen Umlegung besteht bei der frei-
willigen Umlegung keine Pflicht zur Entrichtung einer solchen Vorteilsausglei-
chung. Umgekehrt versuchen viele Gemeinden, iber freiwillige Vereinbarungen
mehr geldwerte Vorteile als die in einer amtlichen Umlegung moglichen zu er-
langen. Dies gilt besonders fiir den Erhalt von Flichen, deren Abzug in der amtli-
chen Umlegung auf maximal 30 Prozent begrenzt ist, wahrend die Vertragspartei-
en bei der freiwilligen Umlegung an diese Obergrenze nicht gebunden sind.25

22 Breuer, in: Schrodter: BauGB, § 45 Rn. 49 f.

23 Hierzu siehe z.B. Birk: Stadtebauliche Vertrage — Inhalte und Leistungsstérungen, Rn. 569 ff.;
Burmeister: Praxishandbuch Stddtebauliche Vertrage, Rn. 89 f.; Dieterich: Baulandumlegung,
Rn. 466 f.; Grziwotz: Vertragsgestaltung im offentlichen Recht, Rn. 343 f.

24 Birk: Stadtebauliche Vertrdge — Inhalte und Leistungsstorungen, Rn. 581 ff.; v. Nicolai/Wag-
ner/Wecker: Vertrage des Baugesetzbuches, S. 34.

25 Dieterich: Baulandumlegung, Rn. 466; Frhr. von und zu Franckenstein/Gréafenstein, BauR 2008,
463 ff. (466); Hoffmann, in: Hoppenberg/de Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des &ffentlichen Bau-
rechts. Kap. P, EL 27, Rn. 70; Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB Kommentar, 7. Aufl., § 11 Rn.
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Umlegungskosten, Gebuhren- und Auslagenbefreiung und
Grunderwerbsteuerpflicht

Vorteilhaft fir die Gemeinden wirkt sich aus, dass die Vermessungskosten im
freiwilligen Verfahren in der Regel direkt von den Grundeigentiimern getragen
werden; in der amtlichen Umlegung obliegt dagegen die Vermessung der verfah-
rensflihrenden Gemeinde.26 Bei geschickter Vertragsgestaltung im Rahmen frei-
williger Umlegungen konnen anfallende Kosten minimiert und das Verfahren
nicht unerheblich beschleunigt werden.27 Teurer als eine amtliche ist eine freiwil-
lige Umlegung insofern, als Notarkosten anfallen. Dies entfdllt bei der amtlichen
Umlegung, da die kraft Gesetzes eintretenden Verdnderungen der Grundstiicks-
grenzen und Belastungen nicht notariell beurkundet werden miissen.28

Unbefriedigend fiir die Teilnehmer an freiwilligen Verfahren ist insbesondere die
grunderwerbsteuerrechtliche Behandlung der freiwilligen Umlegung: Anders als
bei der amtlichen Umlegung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 S. 2 b GrEStQ) sind die Grunder-
werbsvorgdnge in der freiwilligen Umlegung nicht von der Grunderwerbsteuer
befreit.29

In einem jlingeren Urteil des Bundesfinanzhofs vom 7.9.2011 hat der 2. Senat er-
neut entschieden, dass Erwerbsvorginge auferhalb des férmlichen Umlegungs-
verfahrens nicht nach § 1T Abs. 1 Nr. 3 lit. b GrEStG von der Grunderwerbsteuer
zu befreien sind.30 Vielmehr wolle das GreStG nur Vorgdnge ,aufSerhalb des
Marktgeschehens” befreien und kniipfe zu diesem Zweck vereinfachend an das
formelle Umlegungsverfahren nach §§ 45 ff. BauGB an.3! Die Ungleichbehand-
lung beider Verfahren stelle keinen Verstold gegen Art. 3 Abs. 1 GG dar.

11; Grziwotz, KommJur 2011, 172 ff. (173); zum Problem der so genannten Mehrfldchenabtre-
tung siehe weiter unten.

26 Zu den verschiedenen Formen und den Einzelheiten der vermessungs- und katastertechnischen
Abwicklung freiwilliger Umlegungen siehe Dieterich: Baulandumlegung, Rn. 509 f.

27 So hat beispielsweise die Stadt Miilheim in Zusammenhang mit der Planung eines Grovorhabens
(54 ha Bauflachen, etwa 1 000 geplante Wohneinheiten) bei der Durchfiihrung einer freiwilligen
Umlegung eine Ringvermessung durchgefiihrt. Im Frihstadium des parallel zur Bebauungspla-
nung durchgefiihrten freiwilligen Umlegungsverfahrens wurde ein Vermessungsbiiro mit der ver-
messungstechnischen Erfassung des Umlegungsgebiets beauftragt; die Vermessung erfolgte in di-
gitaler Weise. Auf diese Weise konnten verschiedene Zuteilungswiinsche und -varianten durch-
gespielt werden. Die Beteiligten hatten sich vorab vertraglich darauf geeinigt, dass eine so ge-
nannte Ringvermessung als ausreichend angesehen wird. Die im Bereich von 1 Promille liegende
Fehlerquote bei dieser Vorgehensweise wurde von allen Beteiligten in Kauf genommen.

28 Hierzu und zum Folgenden s. Ritz, FuB 2010, 40 ff. u. 88 ff.; Frhr. von und zu Francken-
stein/Grafenstein, BauR 2008, 463 ff.

29 Hierzu s. a. die Ausfiihrungen in Kap. 1 4, S. 30 f.

30 BFH, Urt. v. 7.9.2011 — Il R 68/09 —; im Ergebnis so auch bereits BFH, Entscheidung vom
26.11.1986 — Il R 246/85 —.

31 Zu der gegenteiligen Auffassung, die eine steuerliche Gleichbehandlung der Erwerbsvorgénge in
amtlichen und freiwilligen Bodenordnungsverfahren fordert, s. Desens, KStZ 2008, 81 ff.
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Gemal} Erlass des Finanzministeriums Baden-Wirttemberg vom 5.7.2010 kann
selbst im amtlichen Umlegungsverfahren nicht davon ausgegangen werden, dass
jeder Grundstlickserwerb von der Besteuerung ausgenommen bleibt. Danach soll
es insbesondere bei Mehrzuteilungen, also Grundstiickszuteilungen, die nicht nur
unwesentlich Gber den Sollanspruch (§ 56 Abs. 1 BauGB) des neuen Eigentlimers
hinausgehen, darauf ankommen, ob diese streng umlegungsbedingt und damit
steuerbefreit sind; einigten sich die Beteiligten dagegen auf eine weitergehende
Zuteilung und nehme diese den Charakter eines rechtsgeschdftlichen Erwerbs ein,
so sei die entsprechende Mehrzuteilung nicht grunderwerbsteuerbefreit.32

Im Ubrigen sind amtliche und freiwillige Umlegung, was Gebiihren- und Ausla-
genbefreiung anbelangt, gleichgestellt: Nach § 79 Abs. 1 BauGB sind Geschifte
und Verhandlungen, die der Durchfiihrung oder Vermeidung der (amtlichen) Um-
legung dienen, von Geblhren und Auslagen befreit. Diese Regelung gilt fiir Ver-
waltungsgebiihren und Auslagen; insbesondere hat die Grundbuchberichtigung
aufgrund eines privaten Umlegungsvertrags gebiihrenfrei zu erfolgen.33

SchlieBlich bieten sich freiwillige Vereinbarungen auch dazu an, neben reinen
Bodenordnungsfragen noch weitere zuldssige stadtebauliche Vertragsinhalte in
die Vereinbarung mit einzubeziehen.34 Dementsprechend wird z.B. regelmafig
die Verpflichtung zur Vorausfinanzierung der ErschlieBungsanlagen durch die be-
teiligten Eigentlimer im Vertrag mit geregelt. Ublich sind auch vereinbarte Bin-
dungen (wie Baupflichten oder Einheimischenbindungen), die iber die Festset-
zungen des Bebauungsplans hinausgehen.35

Voraussetzungen der freiwilligen Umlegung

Ohne eine Vorplanung Uber die kiinftige Bebaubarkeit sollte mit der Durchfih-
rung einer Bodenordnung nicht begonnen werden. Ublicherweise hingt der Ge-
bietszuschnitt einer Umlegung vom Geltungsbereich eines bereits in Kraft getrete-
nen oder beabsichtigten Bebauungsplans ab. Der Bebauungsplan sollte zum Zeit-
punkt der Festlegung des Umlegungsgebiets im Verfahren so weit fortgeschritten
sein, dass sich die Vorschldge fiir die Flichenzuteilung mit Riicksicht auf die an-
gestrebte Gestaltung der Grundstiicke und die Bereitstellung der erforderlichen
Gemeingebrauchs- und Gemeinbedarfsflichen fiir die Gemeinde an den Festset-
zungen des Bebauungsplans orientieren kdnnen. Birk hat in diesem Zusammen-
hang darauf hingewiesen, einer der Vorteile des freiwilligen Umlegungsverfahrens

32 Erlass des Finanzministeriums Baden-Wiirttemberg vom 5.7.2010 — 3 — S 4500/1, abrufbar unter
http://treffer.nwb.de/completecontent/dms/content/000/369/Content/000369161.htm.

33 Dieterich: Baulandumlegung, Rn. 503; Grziwotz: Vertragsgestaltung im offentlichen Recht, Rn.
346.

34 Vgl. hierzu VGH Mannheim Urt. v. 20.7.2000 -8 S 177/00 —, BauR 2001, 612; Hoffmann, in:
Hoppenberg/de Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des 6ffentlichen Baurechts, Kap. P, EL 27, Rn. 62 .

35 Vgl.auch § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB und die ausfiihrlichen Erlduterungen hierzu in Kapitel
V.
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liege darin, dass der Bebauungsplan parallel zur vereinbarten Zuteilung und unter
Berlicksichtigung der — mit den stadtebaulichen Zielen der Gemeinde iberein-
stimmenden — Wiinsche der Grundstlickseigentimer entwickelt werden konne;
auf diese Weise koénnten Bebauungsplan-(Entwurfs-)Anderungen und sonstige An-
passungen vermieden werden.36 Bei freiwilligen Umlegungen besteht im Ubrigen
auch die (in der Praxis allerdings selten genutzte) Moglichkeit, die Bodenordnung
ohne Bebauungsplan — sogar im AuRenbereich — durchzufiihren.

Grundvoraussetzung fir die erfolgreiche Durchfithrung einer freiwilligen Umle-
gung sind Mitwirkungs- und Einigungsbereitschaft aller am Verfahren Beteiligten.
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. T HS 2 Alt. 1 BauGB setzt einen entsprechenden Vertrag
zwischen Grundstiickseigentimern und Gemeinde voraus.37 Der einzelne Eigen-
timer hat damit eine auferordentlich starke Stellung und kann im Zweifelsfall das
Zustandekommen einer einvernehmlichen Bodenordnung verhindern.38 Ist ab-
sehbar, dass unter den Grundstiickseigentiimern eine Einigung nicht erreicht wer-
den kann, sollte der Weg des gesetzlichen Verfahrens eingeschlagen werden. So-
bald dagegen das Einverstindnis der beteiligten Grundstiickseigentiimer herge-
stellt ist, sollte es unwiderruflich erklart und beurkundet werden und auch fiir et-
waige Rechtsnachfolger gelten. Mit Riicksicht auf den fiir alle Beteiligten erhebli-
chen Zeit- und Kostenaufwand sollten die Erklarungen mdglichst in der Form ei-
nes notariell beurkundeten Vorvertrags abgegeben werden.

Freiwillige Umlegungen bediirfen einer besonderen Organisation.39 Hierzu ist ein
geeigneter Trager erforderlich. In der Praxis haben sich vor allem folgende Vorge-
hensweisen entwickelt:40

s Die Grundstiickseigentiimer griinden eine Gesellschaft biirgerlichen Rechts
und Ubertragen ihre Grundstiicke auf diese Gesellschaft.

= Die Grundstiickseigentiimer Ubertragen ihre Grundstiicke auf einen bereits
vorhandenen Verfahrenstrager. Verfahrenstrager kann die Gemeinde selbst
oder ein sonstiger treuhdnderischer Tréger, z.B. eine Siedlungsentwicklungs-
gesellschaft, sein.

Die Frage, welche der vorgenannten Vorgehensweisen zu empfehlen ist, lasst sich
nur bezogen auf den jeweiligen Einzelfall beantworten. Die Beurteilung hangt
z.B. von der Gemeindegrolie, der Personalausstattung der Gemeinde, der Grole

36 Birk: Stadtebauliche Vertrdge in der anwaltlichen Praxis, in: Festschrift fir Krautzberger (2008),
S. 169 ff. (179).

37 Zu den Einzelheiten des Vertragsinhalts siehe unten.

38 Einige Gemeinden scheinen daher mangelnde Mitwirkungsbereitschaft der Eigentiimer zum An-
lass zu nehmen, Druck auf diese auszuliben, indem sie ankiindigen, bei Scheitern des freiwilligen
Verfahrens kein amtliches Verfahren fiir das fragliche Gebiet durchzuftihren; hierzu Dieterich:
Baulandumlegung, Rn. 475.

39 Ebenda, Rn. 479.

40 Hierzu sowie zum Folgenden siehe fiir viele andere Dieterich: Baulandumlegung, Rn. 483 ff.;
ders., JuS 1998, 1113 ff. (1115 f.).
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des Gebiets, der Anzahl der an der Umlegung beteiligten Eigentiimer und GrofRe
ihrer Anteilsflachen sowie von den moglichen Konfliktbereichen ab.

Im Einzelfall kann es sinnvoll sein, dass die ohnehin am Verfahren beteiligte Ge-
meinde die freiwillige Bodenordnung als Verfahrenstragerin koordinierend tber-
nimmt. Ebenso kann es sich empfehlen, die Umlegung auf einen aufenstehenden
treuhdnderischen Verfahrenstrager, der keine eigenen finanziellen Interessen in
dem konkreten Umlegungsgebiet verfolgt, zu Ubertragen.4! Drittens werden
Griinde einer steuerlichen Entlastung fiir eine Ubertragung der Grundstiicke auf
eine BGB-Gesellschaft angefiihrt.42

Regelungsinhalt und Hauptregelungsschritte im Umlegungsvertrag

Der Umlegungsvertrag entspricht hinsichtlich seiner sachlichen Voraussetzungen
und inhaltlich weitgehend der amtlichen Umlegung und ersetzt den Umlegungs-
plan. Gleichwohl sind, wie erwdhnt, zum Teil von der amtlichen Umlegung ab-
weichende Vereinbarungen, wie z.B. zum Umfang der an die Gemeinde zu uber-
tragenden Grundstiicke, moglich.

Neben der eigentlichen Bodenordnung sind weitere, dariiber hinausgehende Ver-
pflichtungen der Grundstiickseigentlimer oder der Gemeinde im Umlegungsver-
trag im Einzelnen zu regeln. Dieser muss daher Regelungen etwa auch zu folgen-
den Punkten enthalten:

»  Ubertragung der fiir offentliche Zwecke erforderlichen Flichen auf die Ge-
meinde;

m  Regelungen iiber die Verteilung der Kosten des Verfahrens (einschliefSlich der
Planungskosten, der Vermessungskosten und der Beurkundungsgebiihren);

m ggf. das Honorar fiir den eingeschalteten Verfahrenstréager.

Auch in der freiwilligen Umlegung muss eine Neuordnung der Grundstiicke tat-
sachlich erforderlich sein; die freiwillige Umlegung darf also nicht allein der kos-
tenlosen oder kostenglinstigen Zuweisung von Flichen an die Gemeinde die-
nen.43

Folgende Hauptregelungsschritte sind beim Umlegungsvertrag zu beriicksichtigen:

m Die Vertragspartner bestimmen mit ihren ,Einwurfsflichen” das Gebiet der
freiwilligen Umlegung. Fir den Gebietszuschnitt dirften die Anforderungen

41 Birk: Stadtebauliche Vertrige — Inhalte und Leistungsstorungen, Rn. 610; v. Nicolai/Wag-
ner/Wecker, S. 35.

42 Hierzu s.a. Breuer, in: Schrodter: BauGB § 45, Rn. 50 ff.

43  So bereits BGH, Urt. v. 2.4.1981 — lll ZR 131/79 — s.a. Otte, in: Ernst/Zinkahn/Bielen-
berg/Krautzberger: Baugesetzbuch, Lfg. 104, Stand 2012, Vorbemerkung §§ 45-84, Rn. 9.
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von § 52 Abs. 1T BauGB entsprechend gelten, wonach das Umlegungsgebiet
so zu begrenzen ist, dass die Umlegung sich zweckmalig durchfiihren lasst.

m  Nach der rechnerischen Vereinigung der eingeworfenen Grundstiicke zu ei-
nem Massegrundstiick werden die sich aus der Neuvermessung ergebenden
privaten und offentlichen Flichen den Grundstiickseigentiimern bzw. der
Gemeinde oder ggf. Dritten (z.B. Gemeinbedarfsflichen zugunsten bestimm-
ter Trager) zugeordnet.

s Die Auflassung kann erfolgen, sobald die technischen und rechtlichen Vo-
raussetzungen (wie z.B. Vermessung, Verdnderungsnachweis usw.) dafiir vor-
liegen.

C) Mehrfldchenabtretung

Von ,Mehrflichenabtretungen”, ,besonderen Flachenbeitragen” oder ,zusitz-
lichen Landabgaben” spricht man, wenn Grundstiickseigentiimer zur Verwirkli-
chung bestimmter gemeindlicher Vorhaben Flachen in einem Male auf die Ge-
meinde Ubertragen (missen), das jenseits des in der gesetzlichen Umlegung ma-
ximal zuldssigen Flachenbeitrags von 30 Prozent (§§ 55 Abs. 2, 57 und 58 Abs. 1
BauGB) liegt.

Zusatzlichen Landabgaben bzw. Mehrflichenabtretungen stimmen die meisten
Eigentimer zu, solange die Gesamtbilanz fiir sie noch akzeptabel ist. Manche
Gemeinden sind dazu iibergegangen, Bauleitpldne nur noch dann aufzustellen,
wenn durch freiwillige Vereinbarung eine solche ,Mehrflachenabtretung” gesi-
chert ist.44 Auf den nicht direkt fir Gemeinbedarfszwecke benétigten Grundsti-
cken wird z.B. sozialer Wohnungsbau betrieben oder es werden Grundstiicke zu
limitierten Preisen flr Einheimische vorgehalten. Die Frage nach der Zuldssigkeit
von Mehrflichenabtretungen im Rahmen freiwilliger Umlegungsverfahren zu-
gunsten der Gemeinde ist nicht unumstritten, sie ist als eines der Kernprobleme
der Umlegungsmodelle in der Literatur immer wieder diskutiert worden.45

Hierzu ist zundchst anzumerken, dass das Gesetz selbst die Moglichkeit vorsieht,
im amtlichen Verfahren einvernehmlich abweichende Verteilungsmalstibe zu
vereinbaren (§ 56 Abs. 2 BauGB); entsprechende Vereinbarungen koénnen im

44 Vgl. Dieterich: Baulandumlegung, Rn. 496.

45 Siehe hierzu nur Birk: Stadtebauliche Vertraige - Inhalte und Leistungsstorungen,
Rn. 629 ff.; Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, Rn. 91 ff.; Grziwotz, ZfBR 2002,
74 f. = NVwZ 2002, 473; Hamann: Der Verwaltungsvertrag im Stadtebaurecht, S. 218 ff.; Grzi-
wotz, in: Beck’sches Notarhandbuch, A XI, Rn. 16; Lenz/Wiirtenberger, S. 67 f.; Bank, in: Brii-
gelmann: BauGB, Kommentar, Band 2, Stand: Okt. 2011, § 11, Rn. 31; Hoffmann, in: Hoppen-
berg/de Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des 6ffentlichen Baurechts, Kap. P, EL 27, Rn. 70.
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freiwilligen Verfahren zuldssig sein.46 Dariiber hinaus sprechen weitere Griinde
fir die Zulassigkeit zusétzlicher Landabgaben.

Mehrfldchenabtretung fur Folgeeinrichtungen und Anlagen
i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB

Die Mehrflichenabtretung kann zum einen unter dem Gesichtspunkt der Uber-
nahme von Folgelasten nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB gerechtfertigt sein.
Die Forderung besonderer Fldchenbeitrige erweist sich als unbedenklich unter
den Voraussetzungen, unter denen eine Ubernahme von Folgekosten nach § 11
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB zuldssig ist.4#” Nach der ausdriicklichen Regelung in
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 HS 2 BauGB kann der gemeindliche Vertragspartner sei-
ne Leistung auch durch die Bereitstellung von Grundstlicken erbringen. Soweit
die Gemeinde die im Wege der Mehrflichenabtretung erhaltenen Fldachen nicht
direkt fir die ErschlieBung bendtigt, sind sie danach zur Wahrung des Sachzu-
sammenhangs und der Angemessenheit48 fiir Einrichtungen oder Anlagen zu ver-
wenden, die als Voraussetzung oder Folge der im Baugebiet errichteten Vorhaben
angesehen werden kénnen. Diese Voraussetzungen sind in der Regel erfiillt bei:

= Grinflichen und gebietsbezogenen Spiel- und Sportplatzanlagen;
= Flachen fiir Ausgleichs- und ErsatzmafSnahmen nach dem BNatSchG;49
= Flichen fiir Gemeinbedarfs- und Infrastruktureinrichtungen.

Bei Flachen, die fiir Gemeinbedarfs- und Infrastruktureinrichtungen bestimmt
sind, ist jedoch besonders darauf zu achten, dass der Kausalititszusammenhang
i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB fiir die gesamte Anlage erfiillt ist.50 Wenn
etwa eine Kindertagesstitte zugleich der Deckung eines Bedarfs dient, dessen
Quelle aullerhalb des Gebiets der freiwilligen Umlegung liegt, besteht der Kausa-
lititszusammenhang nur teilweise. Im Einzelfall kann es sachgerecht sein, den
,iberschiellenden Teil” der Mehrflachenabtretung durch einen Geldbetrag auszu-
gleichen. Ob auch solche Mehrfldchenabtretungen zuldssig sind, die nicht unter
Folgelastengesichtspunkten erfolgen sollen, ist demgegentiber streitig.5!

46 Dieterich: Baulandumlegung, Rn. 496.

47 Hierzu siehe im Einzelnen Kapitel V, Abschnitt 1, S. 196 ff.

48 BVerwG, Urt. v. 6.7.1984 — 4 C 24.80 —.

49 Siehe insoweit die Ausfihrungen hierzu in Kapitel IV, Abschnitt 3, S. 126 ff.

50 Hierzu siehe auch die Ausfiihrungen in Kapitel V, Abschnitt 2 b, S. 222 f.

51 Pro: Baur: Private Baulandumlegung, in: Festschrift fiir Mihl, S. 71 (82); Dieterich: Baulandumle-
gung, Rn. 496; contra: Grziwotz: Baulanderschliefung, S. 223 f.
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Abtretung von Fldchen zur Deckung des Wohnbedarfs von
Bevolkerungsgruppen mit besonderen Wohnraumversorgungs-
problemen sowie des Wohnbedarfs der ortsansdssigen Bevolkerung
(§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB)

Einen Ansatz firr die Zuldssigkeit bietet § 11 Abs. T Satz 2 Nr. 2 BauGB, sofern der
Eigentlimer Flachen fiir besonderen Wohnbedarf (z.B. fir alte Menschen, Allein-
erziehende mit Kind oder groe Familien) oder fiir besondere Bevdlkerungsgrup-
pen abtreten soll.52 Sicherlich zielt § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB seinem Rege-
lungsgehalt nach vorrangig auf eine Verpflichtung des Vertragspartners, die ver-
einbarten Bindungen selbsttétig zu realisieren. Allerdings sprechen weder der Ge-
setzeswortlaut noch der Regelungszweck oder -zusammenhang gegen eine Ab-
[6sbarkeit der nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB vereinbarungsfdhigen Ver-
pflichtungen durch Flachenabtretungen.53 Danach sind vertragliche Regelungen
etwa zur kostenlosen oder preislimitierten Abtretung von Flachen fiir den sozialen
Wohnungsbau in den Grenzen der Angemessenheit im Rahmen von § 11 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 BauGB prinzipiell zuldssig.54

d) Beispiele aus der kommmunalen Praxis

In der kommunalen Praxis kommen zahlreiche unterschiedliche Vertragsgestal-
tungen vor. Dabei haben sich Zwischenformen sowie experimentelle Formen
freiwilliger Umlegungen herausgebildet, die sich einer klaren Einteilung entzie-
hen. Manche Gemeinden haben ihre eigenen, dauerhaft angewendeten Modelle
entwickelt und entsprechend der jeweiligen aktuellen stadtebaulichen Entwick-
lung fortgeschrieben; diese Modelle sind dann unter dem Namen der betreffenden
Gemeinde bekannt geworden. Einige davon sollen hier vorgestellt werden. Nicht
alle sind uneingeschrankt nachahmungswiirdig.

Das Stuttgarter Modell

Das heute geltende ,Erweiterte Stuttgarter Modell” hat sich aus dem urspriingli-
chen ,Stuttgarter Modell”55 einer rein freiwilligen Umlegung weiterentwickelt.
Die Grundstlickseigentiimer geben im Umlegungsgebiet 20 Prozent des Rohbau-
landes zu einem Preis an die Stadt ab, der im Rahmen des geférderten Woh-

52 Birk: Stadtebauliche Vertrdge — Inhalte und Leistungsstrungen, Rn. 635 f, 474; vgl. hierzu unten.

53 Im Ergebnis ebenso Dieterich: Baulandumlegung, Rn. 496a; Birk: Stadtebauliche Vertrage — Inhal-
te und Leistungsstorungen, Rn. 636. Siehe hierzu auch unten Kap. IV Abschnitt 5 a.

54 Birk: Stadtebauliche Vertrige — Inhalte und Leistungsstorungen, Rn. 637; Wagner, GewArch
1995, 231 (235); Lenz/Wiirtenberger, S. 68; Hoffmann, in: Hoppenberg/de Witt (Hrsg.) (2012):
Handbuch des 6ffentlichen Baurechts. Kap. P, EL 27, Rn. 70 ff.

55 Das Modell ist in der Fachliteratur hdufig dargestellt worden, vgl. nur Dieterich: Baulandumle-
gung, 5. Aufl., Rn. 494; Otte, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, Stand
2012, Vorb. §§ 45-84, Rn. 11; von der Heide, BWGZ 1996, 231 ff.
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nungsbaus noch finanziert werden kann, das heilst unter dem Verkehrswert liegt.
Dartiber hinaus leisten die Eigentiimer analog dem Maximalwert bei der Flichen-
umlegung gemadll § 58 BauGB einen unentgeltlichen Flachenbeitrag von 30 Pro-
zent. Statt der Abgabe von 20 Prozent des Grundstiicks zum ,Sozialpreis” wird
auch zugelassen, dass Eigentlimer 20 Prozent ihrer Grundstiicksflache selbst fiir
den offentlich geforderten Wohnungsbau verwenden.>6 Diese Vertragsgestaltung
entspricht heute einer Regelung i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB. Ferner
kann nach diesem Verfahren vereinbart werden, dass die zum ,Sozialpreis” von
der Stadt erworbenen Flachen ausnahmsweise auch fiir den Gemeinbedarf ver-
wendet werden diirfen.57

Regelungsbeispiel 1

Vertragsentwurf nach dem Erweiterten Stuttgarter Modell
Stadtebaulicher Vertrag
gem. § 11 BauGB
zur Durchfiihrung der

Umlegung - ... - in Stuttgart, Stadtteil ...
zwischen der
Landeshauptstadt Stuttgart

vertreten durch das Amt fiir Stadtplanung und Stadterneuerung

nachfolgend - Stadt - genannt

und
Eigentiimer:
Gemarkung:
Flurstlick - Nr.:
Flache:
GBH:

Nachfolgend - Eigentiimer - genannt
1. Vorbemerkung

Der Eigentlimer verpflichtet sich, bei einer Umlegung nach MafBgabe der nachfolgenden
Bedingungen mitzuwirken und alle im weiteren Umlegungsverfahren erforderlichen
Erklarungen in der zur Wirksamkeit notwendigen Form abzugeben. Grundlage fiir die

56 Dieterich: Baulandumlegung, Rn. 494.
57 Ebenda.
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Durchfiihrung der vereinbarten Umlegung bilden die §§ 45-79 Baugesetzbuch (BauGB)
i.V.m. § 11 BauGB.

§ 1 Regelungen zum Bebauungsplan

Ein Anspruch auf Aufstellung eines Bebauungsplans kann durch diesen Vertrag nicht
begriindet werden. Eine Haftung der Stadt fiir etwaige Aufwendungen des Eigentiimers,
die dieser im Hinblick auf die Festsetzung des Bebauungsplans und den Vollzug dieses
Vertrags tatigt, ist ausgeschlossen. Die Stadt haftet auch nicht, wenn sich die Un-
wirksamkeit des Bebauungsplans, der fiir das Umlegungsgebiet aufgestellt werden soll,
in einem gerichtlichen Verfahren explizit oder inzident herausstellt.

§ 2 Amtliche Umlegung

Die Umsetzung der vereinbarten Umlegungsbedingungen soll durch den Um-
legungsplan im Rahmen eines amtlichen Umlegungsverfahrens gem. §§ 45 ff BauGB
erfolgen. Der Eigentlimer stimmt dieser amtlichen Umlegung zu; ein Rechtsanspruch auf
Anordnung und Durchfithrung der Umlegung wird hiermit jedoch nicht begriindet. Der
Eigentiimer ist mit der Einbeziehung seines Grundstiicks in die Umlegung einverstanden
und verzichtet insoweit auf die Einlegung von Rechtsmitteln gegen den Umlegungs-
beschluss.

§ 3 Umlegungsbedingungen
Der Verteilungsmafistab erfolgt nach § 56 Abs. 2 BauGB.

1. Der Eigentiimer leistet einen unentgeltlichen Flachenbeitrag von 30 % seiner auf
Seite 1 dieses Vertrags bezeichneten Flache, somit xxxx m2, an die Stadt.

2. Der Eigentiimer leistet einen entgeltlichen Sozialbeitrag von 20 % seiner auf Seite 1
dieses Vertrags bezeichneten Fldche, somit xxxxx m2?, an die Stadt. Dieser
Sozialbeitrag ist von der Stadt fiir sozial geférderte Wohnbauprogramme zu
verwenden. Er wird von der Stadt mit ... pro m? entschadigt.

3. Der Eigentimer erklart sich bereit, so genannte Folgekosten fiir gebietsbezogene
Anlagen und Einrichtungen, die der Allgemeinheit dienen, zu libernehmen. Der
Folgekostenbetrag betragt ... Euro pro m? zugeteilter Bauplatzfliche und umfasst
die anteiligen Herstellungskosten fiir einen zusdtzlichen Bedarf einer x-gruppigen
Kindertagesstatte, die im Gebiet hergestellt werden soll, sowie ...

4. Der Eigentimer verpflichtet sich, die Verfahrenskosten zu tbernehmen. Diese
gliedern sich wie folgt:

- Vermessungskosten nach der Landesgebiihrenverordnung pro m?2 Einwurfs-
flache.

- Planungskosten x Euro pro m? Einwurfsfldche.

5. Der Eigentiimer verpflichtet sich, seine zugeteilten Baugrundstiicke spatestens nach
5 Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt, ab dem mit der tatsachlichen Bebauung
begonnen werden kann, entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes
und den Erfordernissen der GesamtmaBnahme zu bebauen. Diese Verpflichtung ist
im Grundbuch dinglich zu sichern durch die Einrdumung eines Ankaufsrechts fiir
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die Stadt bzw. einen von ihr zu benennenden Dritten. Die dingliche Sicherung
erfolgt durch den Umlegungsplan. Sollte dieses Ankaufsrecht ausgelibt werden, gilt
der Verkehrswert, der vom Gutachterausschuss zum Zeitpunkt der Ausiibung dieses
Ankaufsrechtes ermittelt wird.

§ 4 Abrechnung der Geldleistungen

Mit Inkrafttreten des Umlegungsplans werden die Geldleistungen fdllig und sind
innerhalb eines Monats zu bezahlen. Der Betrag setzt sich aus den beschriebenen
Kosten gemals § 3 Ziffern 3 und 4 dieses Vertrags und aus evtl. notwendigen bzw. vom
Eigentlimer gewiinschten Mehr- oder Minderzuteilungen zusammen. Die Entschadigung
gemald § 3 Ziffer 2 des Vertrages wird in diesem Zusammenhang ebenfalls verrechnet.
Die Hohe des Betrags fiir Mehr- oder Minderzuteilungen erfolgt zum vom Um-
legungsausschuss festgelegten Verkehrswert.

§ 5 Erschliefung

1. Zur Erschliefung des Gebietes wird die Stadt mit einem Erschliefungstrager einen
Vertrag nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1T BauGB abschliellen. Der ErschlieSungstrager
verpflichtet sich im ErschlieRungsvertrag, die ErschlieBung inkl. der im
Bebauungsplan festgesetzten naturschutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatzmal-
nahmen im eigenen Namen und auf eigene Rechnung durchzufiihren. Der
Erschliefungstrager ist berechtigt, die sich aus dem ErschlieBungsvertrag
ergebenden Gesamtkosten einschlieRlich einer Vergiitung fiir die ErschlieBungs-
tragerschaft im Rahmen gesonderter Kostentragungsvereinbarungen an die
Eigentimer der zukiinftigen Baugrundstiicke im ErschlieBungsvertragsgebiet
weiterzugeben. Das Nahere wird im noch abzuschlieBenden Erschliefungsvertrag
zwischen der Stadt und dem ErschlieRungstrager geregelt. Der Eigentimer
verpflichtet sich gegentiber dem ErschlieBungstréger, eine Kostentragungsverein-
barung zu unterzeichnen.

2. Die Stadt erhebt bei Herstellung der ErschlieBungsanlagen gemdB dem noch
abzuschliefenden ErschlieBungsvertrag im Vertragsgebiet keine ErschlieBungs-
beitrage nach der glltigen ErschlieBungsbeitragssatzung sowie keine Beitrdge nach
der Kostenerstattungssatzung nach § 135a BauGB.

3. Die Herstellung der Abwasserbeseitigungsanlagen im ErschlieBungsgebiet durch
den ErschlieBungstrager auf seine Kosten ldsst die Abwasserbeitragspflicht fiir die
Grundstiicke im ErschlieBungsgebiet nach der Abwasserbeseitigungssatzung der
Stadt unberiihrt. Der Kanalbeitrag wird im ErschlieRungsvertrag zwischen dem
ErschlieBungstrager und dem Tiefbauamt abgel6st. Um eine unangemessene
Kostenbelastung des ErschlieBungstragers zu vermeiden, beteiligt sich die Stadt an
den Kosten der vom Erschliefungstrager hergestellten Abwasserbeseitigungsanlagen
in der Hohe des auf die Privatgrundstiicke entfallenden Kanalbeitrags.

§ 6 Energiekonzept

Der Eigentiimer verpflichtet sich, bei der Bebauung seines Zuteilungsgrundstiicks durch
geeignete Malnahmen sicherzustellen, dass die energetischen Standards des KfW-
Effizienzhauses 70 nach der Energieeinsparverordnung (EnEV) in der Fassung vom
1. Oktober 2009 eingehalten werden.
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Die Einhaltung dieser Anforderung ist nach Fertigstellung des Vorhabens durch einen
Sachverstandigen zu bestdtigen. Bei Abweichung von dieser Anforderung ist vom
Bauherrn einmalig an die Stadt ein Ausgleichsbetrag zu bezahlen. Dieser betragt 5 Euro
fir jede kWh/a Mehrverbrauch des Gebdudes an Primarenergie entsprechend der
Berechnung nach EnEV.

§ 7 Verdulerung des Grundstiicks

Im Falle einer Verdaulerung des Grundstiicks verpflichtet sich der Eigentiimer, die
jeweils noch nicht erfiillten Verpflichtungen dieses Vertrags auf den Rechtsnachfolger zu
Ubertragen mit der Magabe, diese entsprechend weiterzugeben.

§ 8 Vertragsinderung
Anderungen oder Ergiinzungen des Vertrags bediirfen der Schriftform.
§ 9 Wirksamkeit des Vertrags

Der Vertrag wird erst mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes wirksam oder wenn eine
Genehmigung nach § 33 BauGB erteilt wird. Abweichend hiervon werden die §§ 1, 2
und 7 bis 9 des Vertrages mit Vertragsschluss wirksam.

Quelle: Landeshauptstadt Stuttgart.

Das Wohnraummodell der Stadt Forchheim58

Die Stadt schliel’t vor der Ausweisung von Bauland mit den Grundstiickseigentii-
mern einen notariellen Vertrag ab, wonach diese sich zur VerduRerung von
45 Prozent ideeller Miteigentumsanteile an die Stadt zum Preis von Bauerwar-
tungsland verpflichten. Der Preis wird durch Herabsetzung des gutachterlich er-
mittelten zukiinftigen Wertes der Fldche als voll erschlossenes, erschlielungsbei-
tragsfreies Bauland um 50 Prozent ermittelt. Nach dem Erwerb der Miteigen-
tumsanteile durch die Stadt wird ein amtliches Umlegungsverfahren durchgefiihrt,
in das die Stadt ihre Flichenanteile einbringt. Soweit die Flachen fiir erschlie-
Bungsbeitragsfahige Zwecke verwendet werden, wird der Wert der Flachen in die
Erschliefungsbeitragsberechnung einbezogen — die Grundstiicke werden also er-
schlieBungsbeitragspflichtig zugeteilt. Soweit die der Stadt durch dieses Verfahren
zufallenden Flachen nicht fiir Erschliefungszwecke benétigt werden, kann die
Stadt frei Uber sie verfiigen. Nach Angaben der Stadt rechnet man damit, dass et-
wa 15 bis 20 Prozent der Flache als abrechnungsfahige Erschliefungsflache beno-
tigt werden. Der Rest, ndmlich 25 bis 30 Prozent der Flache, wird von der Stadt
fur offentliche Einrichtungen oder fiir den sozialen Wohnungsbau verwendet.

Bei dem beschriebenen Modell handelt es sich um eine freiwillige Umlegung im
amtlichen Gewand. Mit dem Einsatz der amtlichen Umlegung werden die im

58 Siehe hierzu auch Gliick (Hrsg.): Wege zum Bauland. Strategien und Beispiele fiir die kommunale
Praxis, S. 127 f.
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freiwilligen Umlegungsverfahren anfallenden Vermessungs- und Notarkosten so-
wie die Grunderwerbsteuer vermieden.

Regelungsbeispiel 2

Vertragsentwurf in Anlehnung an das Forchheimer Modell

Heute am ... in ... erschienen vor dem Notar ... in ...

1. Herr/Frau/Eheleute ... — nachstehend Verkdufer genannt —

2. Herr/Frau ..., hier handelnd fiir die Gemeinde/Stadt ... aufgrund der dieser Urkunde
beigefligten Vollmacht; ein Gemeinderatsbeschluss wird nachgereicht;
nachstehend Kaufer genannt —

I.  Grundbuchvortrag ...

Il.  Vorbemerkungen

Die Stadt beabsichtigt, in ..., Stadtteil ..., am ... einen Bebauungsplan aufzustellen und
ein Wohngebiet auszuweisen. Durch ein férmliches Umlegungsverfahren nach dem
Baugesetzbuch sollen die Voraussetzungen fiir eine ErschlieBung und Bebauung des
kiinftigen Wohngebiets unter gleichzeitiger Verwirklichung moderner siedlungspo-
litischer und stadtebaulicher Zielsetzungen geschaffen werden. Zur Befriedigung der
Wohnbediirfnisse der einheimischen Bevélkerung, zur Ansiedlung von einpendelnden
Berufstdtigen in ... und zur Wiederansiedelung frither in ... Wohnender soll preiswertes
Bauland zur Verfiigung gestellt werden.

Das beabsichtigte Bebauungsplanverfahren erstreckt sich auf das aus dem beiliegenden
Lageplan ersichtliche Gebiet von ca. 2 ha in der Gemarkung ... am ... Der Lageplan ist
Bestandteil des vorliegenden Vertrages. Die dullere Begrenzung des Gebietes kann
durch Bebauungspldne noch gedndert werden.

Ill. Kaufvertrag

1. Der Verkdufer verkauft hiermit zum Alleineigentum jeweils einen Miteigentumsanteil
zu 45/100 aus dem Stammgrundstiick (ndheres s. Anlage). Der Verkaufer erkennt hiermit
die Planungshoheit der Stadt an und stimmt der Aufstellung eines Bebauungsplanes rein
vorsorglich zu.

2. Die Neuaufteilung der Vertragsflichen steht hierbei unter folgenden Bedingungen:

a) dem Verkdufer verbleiben mindestens 55 Prozent des Vertragsgrundstiickes, vorbe-
haltlich eventueller Mehr- oder Minderzuteilungen im Umlegungsverfahren. Diese
Flache setzt sich zusammen aus dem Nettobauland, eventuellen Eigentlimerwegen
und Privatspielpldtzen. Von dieser Fliche werden hingegen nicht nochmals
abgerechnet die fiir die 6ffentlichen Verkehrs- und Griinflachen benétigten Flachen.

b) Die nach Bebauungsplanaufstellung vorzunehmende spdtere Neuaufteilung des
Nettobaulandes (Umlegungsverfahren) soll so erfolgen, dass der Verkdufer
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Nettobauland in gleicher Lage wie die eingelegten Grundstiicke erhalt, soweit dies
entsprechend dem Planentwurf méglich ist.

3. Der Kaufpreis betragt einheitlich pro gm Vertragsfliche ... Euro. Der Kaufpreis ist
zur Zahlung féllig wie folgt:

a) In Hohe von 20 v.H. des vorldufigen Kaufpreises ohne Beilage von Zinsen, somit
(sieche Anlage) nach Eintragung der Auflassungsvormerkung zugunsten des Kaufers
und Gewidhrleistung der Lastenfreistellung; der amtierende Notar erteilt hieriiber an
die Vertragsteile eine Bestitigung.

b) Der Kaufpreisrestbetrag ist zur Zahlung fallig bis spatestens ..., jedoch friihestens
nach Rechtskraft des fiir das in der Anlage bezeichnete Gebiet aufzustellenden
Bebauungsplans, jedoch nicht vor Falligkeit der ersten Kaufpreisrate. Der
Kaufpreisrestbetrag ist bis zur Zahlung mit jahrlich sechs Prozent zu verzinsen. Die
Verzinsung beginnt mit der Filligkeit der 1. Rate. Die Zinsen werden mit der
Zahlung des Kaufpreisrestbetrages fallig.

4. ErschlieBungskostenregelung

Die Stadt verpflichtet sich hiermit gegeniiber dem Verkaufer, von ihm im Zuge der
Aufstellung eines Bebauungsplanes keine Nachfolgelasten zu verlangen; ferner wird
sie keine Kosten fiir die Erstellung des Bebauungsplanes in Rechnung stellen. Die
Kosten fiir die Herstellung der ErschlieBungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 2
BauGB werden nach der Satzung lber die Erhebung von Erschlielungsbeitragen der
Stadt in der zum Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht geltenden Fassung
erhoben. Die Beitrage fiir Kanal, Wasser, Gas und Strom richten sich ebenfalls nach
den einschlagigen Satzungen.

IV. Riicktrittsrecht

Die Vertragspartner sind berechtigt, vom vorliegenden Kaufvertrag ohne Fristsetzung
zurlickzutreten, wenn innerhalb von 10 Jahren ab heute der Bebauungsplan keinen
solchen Verfahrensstand erreicht hat, dass auf seiner Grundlage Baugenehmigungen zur
Errichtung von Wohngebduden erteilt werden konnen. In diesem Falle sind die
Verkdufer verpflichtet, den erhaltenen Kaufpreis unter Beilegen von Jahreszinsen ab
Erhalt des Geldes in Hohe von ... Prozent Zug um Zug gegen Loschung der
Auflassungsvormerkung zugunsten der Stadt zuriickzuerstatten.

Die Kosten der Urkunden und ihres bis dahin erfolgten Grundbuchvollzuges hat die
Stadt zu tragen, ebenso die Kosten der Loschung der Auflassungsvormerkung.

V. Auflassung

Die Eintragung einer Auflassungsvormerkung zugunsten der Stadt zur Sicherung ihres
Anspruches auf Ubertragung wird bewilligt und beantragt und gleichzeitig deren
Loschung Zug um Zug mit Eintragung der Auflassung, vorausgesetzt, dass seit Eintragung
der Vormerkung ohne Kauferzustimmung keine Zwischenrechte im Grundbuch zur
Anderung gelangt oder beantragt sind.
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VI. Kosten

Die Kosten der Urkunde, des Grundbuchvollzuges, von im Zusammenhang stehenden
offentlichen und privaten Erklarungen sowie die Grunderwerbsteuer tragt die Stadt. Die
Lastenfreistellungskosten tragt jeder Verkdufer entsprechend seinem Miteigentumsanteil.
Die Verkaufer werden darauf hingewiesen, dass im Rahmen des Umlegungsverfahrens
ihnen Kosten entstehen konnen (z.B. fiir Vermessungen der neu zugeteilten Grundstiicke
u.a.).

VII. Ubergabe

Der Besitzlibergang erfolgt mit dem heutigen Tag. Das Vertragsgrundstiick ist — nicht —
verpachtet.

Oder:

Das Grundstiick ist verpachtet (siehe Anlage). Der Pachtzins steht ab dem Monatsersten,
der dem Vollzug der Auflassung folgt, dem Kaufer anteilig entsprechend seinem
Miteigentumsanteil zu. Rechte und Pflichten, Nutzen, Lasten, Steuern und Abgaben
gehen vom heutigen Tage an den Kéaufer Uber, ebenso die Gefahr einer zufilligen
Verschlechterung.

VIII. Haftung

Der Verkdufer haftet fiir ungehinderten Besitz- und Eigentumsiibergang sowie fiir
Freiheit des Vertragsbesitzes von grundbiicherlichen Lasten aller Art. Die
Vertragspartner stimmen allen erforderlichen Loschungs- und Freigabeerkldrungen mit
dem Antrag auf grundbuchamtlichen Vollzug zu.

Im Ubrigen leistet der Verkdufer keine Gewihr, insbesondere nicht fiir Boden-
beschaffenheit, Richtigkeit der angegebenen Flichenmale, Ausnutzungsmoglichkeit
und Freiheit von altrechtlichen, im Grundbuch nicht eingetragenen Dienstbarkeiten.
Dem Verkdufer ist vom Bestehen solcher Rechte nichts bekannt. Der Kéufer hat das
Vertragsgrundstiick besichtigt. Es wird verkauft, wie es steht und liegt. Gewdhrleis-
tungsanspriiche aus Anlass von Sachmangeln sind ausgeschlossen. Verborgene Mangel
sind dem Verkdufer — gleich welcher Art — nicht bekannt.

Der Notar wird beauftragt, erforderliche Genehmigungen zu beantragen und entgegen-
zunehmen, sie auch dem anderen Teil mitzuteilen, ferner die fir die Lastenfreistellung
erforderlichen Erklarungen zu holen, ggf. auch ein Unschadlichkeitszeugnis zu bean-
tragen und im Ubrigen fiir den grundbuchamtlichen Vollzug dieses Vertrages zu sorgen.
Hierzu wird er ausdriicklich zur Stellung, Anderung und Riicknahme aller notwendigen
zweckdienlichen Antrdge erméachtigt.

IX. Hinweise

Die Beteiligten wurden hingewiesen auf den Zeitpunkt und die Voraussetzungen des
Eigentumsiibergangs, die Unbedenklichkeitsbescheinigung sowie auf die Notwendig-
keit, alle Vereinbarungen beurkunden zu lassen.
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X.  Vollmacht fiir die Stadt

Die Verkaufer erteilen hiermit der Stadt unter Befreiung von den Beschrankungen des
§ 181 BGB unwiderruflich Vollmacht, sie bei Beurkundung der zur Beseitigung von
Grenziliberschreitungen abzuschliefenden Vertrdge oder einem Grenzregelungs-
verfahren in jeder Weise zu vertreten. Die Stadt ist berechtigt, alle zum grundbuch-
amtlichen Vollzug erforderlichen und zweckdienlichen Erklarungen im Namen der
Verkdufer abzugeben und Antrage zu stellen.

XI. Abweichungen vom Vertrag und Nebenabreden

Abweichungen von diesen Vertragsbedingungen sowie Nebenabreden bediirfen zu ihrer
Wirksamkeit der Schriftform. Vor Abschluss dieses Vertrages getroffene Vereinbarungen
zwischen der Stadt und den beteiligten Grundstlickseigentiimern verlieren mit dem
Inkrafttreten des Vertrages ihre Giiltigkeit.

Quelle: Stadt Forchheim.

Das Einheimischenmodell der Gemeinde Eching

Aus bodenpolitischen Griinden weist die im nordlichen Einzugsbereich von Miin-
chen gelegene Gemeinde Eching Baulandfldchen bereits auf der Ebene des Fla-
chennutzungsplans vorzugsweise erst dann aus, wenn die anstehenden Grund-
stiicksfragen geklart sind. Hierzu zahlt unter anderem auch die Verfiigbarkeit der
Flachen fir die Gemeinde. Nach dem durch einen Grundsatzbeschluss des Ge-
meinderats aus dem Jahr 2001 fortbestehenden ,Echinger Modell” sind etwa
30 Prozent der Bruttoflache fiir 6ffentliche Flachen (Strallen, Wege, Platze, Larm-
schutzeinrichtungen, StraBenbegleitgriin und Ahnliches) abzutreten. Aus der ver-
bleibenden Restfliche von 70 Prozent muss die Halfte, also 35 Prozent der ur-
spriinglichen Grundstiicksflache, an die Gemeinde zur Deckung des ortlichen
Bedarfs abgetreten werden. Die Gemeinde zahlt fiir die &ffentlichen Bedarfsfla-
chen eine Entschadigung in Hohe von 26 Euro/gm und fiir Bauerwartungslandfla-
chen 51 Euro/gm. (Der Preis fiir erschlieBungsbeitragsfreies Wohnbauland liegt in
Eching bei ca. 550 Euro/gm.)59

Sofern fir die Bauerwartungslandflache ein Verkehrswertgutachten beauftragt
wird (i.d.R. vom Eigentiimer selbst), besteht die Mdoglichkeit, den in diesem Gut-
achten festgestellten Verkehrswert fiir den Bauerwartungsland-Anteil zugrunde zu
legen.

Zwischenzeitlich hat es sich als vorteilhaft herausgestellt, die Sicherung der
Grundstiicksflichen im Rahmen eines notariellen, zeitlich gebundenen Angebotes
des Eigentiimers an die Gemeinde mit anschliefender notarieller Annahme ab-

59 Bodenrichtwert fiir Wohnbauland (Quelle: LRA Freising, Gutachterausschuss Stand: 31.12.2010
bei einer GFZ von 0,7).

91



zuwickeln. Sind mehrere Grundstiickseigentimer in einem vorgesehenen Ent-
wicklungsbereich betroffen, miissen alle Vertragsangebote innerhalb der von den
Eigentlimern vorgegebenen Frist vorliegen. Die Initiative der einzelnen Eigenti-
mer bei der Baulandentwicklung ist hierdurch besser eingebunden.

Nachfolgend als Beispiel ein Rohentwurf eines notariellen Angebotes betreffend
eine aktuelle Baulandentwicklung im Ortsteil Dietersheim:

Regelungsbeispiel 3
Vertragsentwurf nach dem Echinger Modell - Vertragsangebot
... Urkundeneingang ...

Die Beteiligten erklaren:

Vorbemerkung

Die Gemeinde Eching beabsichtigt, ihren Ortsteil Dietersheim — {iber dessen
organisches Wachstum durch seine Nachverdichtung hinaus — im Rahmen eines hierzu
entwickelten und fortzuschreibenden Entwicklungskonzeptes zu erweitern. Dabei soll
die Nachverdichtung eine Erhohung der Einwohnerzahl auf ca. 1.800 und die
Erweiterung eine neue Einwohnerzahl von ebenfalls ca. 1.800 Einwohnern umfassen.
Diese — iber die Nachverdichtung hinaus — sprunghafte Erweiterung des Ortsteils
Dietersheim erfordert die Errichtung eines neuen Kindergartens mit Hort, von
Spielplétzen, einer Grundschule fiir den gesamten Ortsteil sowie eines Friedhofs bzw.
dessen Erweiterung einschlieflich des Erwerbs der fiir diese Einrichtungen bendtigten
Grundstlicksflichen durch die Gemeinde.

Die Entwicklung des Neubaugebietes soll — in einzelnen Bebauungsplangebieten —
abschnittsweise erfolgen unter Anwendung des Echinger Grunderwerbsmodells mit der
MaRgabe, dass von den jeweiligen Plangebieten 30 Prozent der Flache der Gemeinde
als Gemeinbedarfsfliche (Verkehr, Griinflaichen, Schule, Spielpldtze, Friedhof,
Sonstiges) zum Preis von 26,00 Euro pro m2 zur Verfiigung zu stellen sind. Von den
verbleibenden 70 Prozent werden der Gemeinde 35 Prozent der urspriinglichen
Grundstilicksflichen zum Preis von 51,00 Euro pro m? angeboten und von dieser
erworben.

Nachdem alle Eigentiimer von Grundstiicksflachen dieses Kaufangebot an die
Gemeinde gemacht haben und die Angebote von der Gemeinde angenommen worden
sind, beabsichtigt die Gemeinde — jedoch ohne sich hierzu zu verpflichten (§ 2 Abs. 3
BauGB) -, flr das Baugebiet einen Bebauungsplan aufzustellen und ein Um-
legungsverfahren nach den §§ 45 ff. BauGB mit Zustimmung aller beteiligten
Grundstiickseigentiimer durchzufiihren. Die Gemeinde wird dabei ihre Befugnis zur
Durchfiihrung der Umlegung auf das Vermessungsamt Freising libertragen (§ 46 Abs. 4
BauGB). Der Verteilungsmalistab im Umlegungsverfahren wird das Verhiltnis der
Flachen sein.
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Sollten in einem Baugebiet die Gemeinbedarfsflichen unter 30 Prozent liegen, stehen
diese 30 Prozent gleichwohl der Gemeinde zu im Hinblick darauf, dass die
Gemeinbedarfsflichen in anderen Bauabschnitten 30 Prozent libersteigen.

Die Gemeinde wird das auf sie entfallende Nettobauland, soweit es nicht als Flache fiir
die Errichtung von Gemeinbedarfseinrichtungen in Anspruch genommen wird, zur
Deckung der Investitionskosten flir den durch die sprunghafte Erweiterung des Ortteils
Dietersheim ausgel6sten Bedarf an folgenden Gemeinbedarfseinrichtungen verwenden:
Grundschule (zur Halfte), Friedhofserweiterung bzw. neuer Friedhof, Kindergarten,
Spielpldtze, nicht jedoch zur Errichtung von Einrichtungen, die nach dem
Erschliefungsbeitragsrecht des BauGB oder dem Beitragsrecht nach Art. 5 Kom-
munalabgabengesetz beitragspflichtig sind. Die Gemeinde wird diese Gemein-
bedarfseinrichtungen jeweils erst dann herstellen, wenn sich hierfiir der Bedarf unter
Beriicksichtigung des Umstandes ergibt, dass das kontinuierliche nachverdichtende
Wachstum innerhalb des bestehenden Ortsteils Dietersheim und die allméhliche
Realisierung des Entwicklungskonzeptes die bisher vorhandenen Einrichtungen erst
allméahlich erschopfen. Soweit die auf die Gemeinde entfallenden Nettobauflichen fiir
die Finanzierung dieser Investitionen nicht verbraucht werden, sind die entsprechenden
Grundstiicksparzellen im Einheimischen-Modell zu vergeben.

Unter ,Parzellen” sollen im Folgenden durchgehend diese selbst unter Einschluss von
Miteigentumsanteilen an den fiir die Gemeinschaftseinrichtungen des Wohnens
vorzunehmenden Fldchen verstanden werden.

Dabei soll moglichst jedem verkaufenden Grundstiickseigentiimer eine oder mehrere
Parzellen innerhalb des entsprechenden Bebauungsplangebietes angeboten werden,
und zwar nach Mafgabe der nachfolgenden Bestimmungen. Ist dies nicht moglich, ist
die Gemeinde verpflichtet, entsprechende Parzellen an anderer Stelle im Ortsteil
Dietersheim, vorzugsweise in dessen Entwicklungsbereich, zur Verfligung zu stellen.

Dieses Angebot wird fiir alle kinftigen Baugebiete des Entwicklungskonzepts
Dietersheim einschliefSlich des Angerbereichs und eventuell noch hinzukommender
neuer Bauabschnitte einheitlich formuliert.

Die Gemeinde wird die ihr gemachten Angebote zum Ankauf von Teilflichen kiinftiger
Entwicklungsgebiete nur unter folgenden Voraussetzungen annehmen:

dass insgesamt alle nicht im Eigentum der Gemeinde stehenden Fldchen innerhalb eines
Bebauungsplangebietes mit zumindest teilweise fiir mindestens einen Monat sich
deckender Annahmefrist zum Kauf angeboten werden;

dass zuvor alle Flichen innerhalb des Bebauungsplangebietes, innerhalb dessen die
Grundschule liegen soll, der Gemeinde angeboten und die Angebote von der
Gemeinde angenommen worden sind.
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Angebot/Grundbuchstand
Im Grundbuch des Amtsgerichts Freising von

Eching Blatt
ist [... Name einfiigen] als Alleineigentiimer des folgenden Grundbesitzes
- nachfolgend als ,Ausgangsgrundstiick” bezeichnet — eingetragen:
Gemarkung Eching

Flst. ...

Der Grundbesitz ist wie folgt belastet:

In Abteilung II:

In Abteilung II:

Angebot

[... Name einfligen]

— nachfolgend als ,Anbietender” bezeichnet —

bietet hiermit

der Gemeinde Eching

— nachfolgend als ,Angebotsempfianger” bezeichnet —

den Abschluss eines Kaufvertrages an, fiir den die Bestimmungen in Abschnitt ... dieser

Urkunde gelten.

Das Angebot kann nur innerhalb eines Jahres seit dem Tage der Beurkundung, d.h. also
bis zum Ablauf des ... zur Urkunde eines deutschen Notars angenommen werden.

Das Angebot erlischt, wenn es nicht innerhalb dieser Frist (Annahmefrist) angenommen

wurde.

Der Vertrag kommt schon durch die notarielle Beurkundung der Annahme innerhalb der
Annahmefrist zustande. Die Annahmeerkldrung muss dem Anbietenden nicht innerhalb
der Annahmefrist zugegangen sein. Der Notar, der die Annahmeerkldrung beurkundet,
wird jedoch gebeten, dem Anbietenden unverziiglich eine beglaubigte Abschrift der

Annahmeerklarung zu tibersenden.
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Auflassungsvormerkung

Der Anbietende bewilligt, fir den Angebotsempfanger zur Sicherung dessen Anspruchs
auf Ubereignung eine Vormerkung nach §883 BGB an dem in Abschnitt ...
bezeichneten Grundbesitz im Grundbuch einzutragen.

Der  Angebotsempfanger bewilligt, die Vormerkung mit Eintragung des
Eigentumswechsels wieder zu 16schen, falls im Range nach ihr nichts eingetragen ist.
Vollmacht zur Erkldrung der Auflassung

Der Anbietende bevollmichtigt hiermit den Angebotsempfanger unter Befreiung von
den Beschrankungen des § 181 BGB, die Auflassung zu erkldren und entgegen-
zunehmen sowie alle zum grundbuchamtlichen Vollzug dieses Vertrages erforderlichen
Erkldrungen abzugeben.

Die Beteiligten weisen den die Annahme beurkundenden Notar an, die Eigentums-
umschreibung beim Grundbuchamt erst dann zu beantragen, wenn ihm die Zahlung des
Kaufpreises nachgewiesen ist. Bis dahin sind Ausfertigungen und beglaubigte Ab-
schriften nur im Auszug ohne die Auflassung zu erteilen. Der Anbietende verpflichtet
sich, dem Notar den Empfang des Kaufpreises unverziiglich zu bestatigen.

Hinweise

Der Notar wies die Beteiligten auf die rechtliche Wirkung des Angebots hin,
insbesondere darauf, dass nur der Anbietende an das Angebot gebunden ist und eine
Verpflichtung zur Annahme seitens des Angebotsempfdngers nicht besteht.

Kosten, Abschriften

Die Kosten dieser Urkunde und ihres Vollzugs tragt der Anbietende [... Name einfligen].
Bei Annahme des Angebotes werden diese Kosten dann vom Annehmenden auf
Nachweis wieder erstattet.

Von der Angebotsurkunde erhalten:
= Ausfertigungen:
der Anbietende

der Angebotsempfanger

=  beglaubigte bzw. einfache Abschriften:
das Grundbuchamt

das Finanzamt — Grunderwerbsteuerstelle —

Inhalt des angebotenen Kaufvertrages

Kauf

Daten des Verkaufers/der Verkaufer
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— im folgenden ,die Verkdufer” genannt —
verkaufen an die [... Name einfiigen]

— im folgenden ,die Kaufer” genannt —

zum Miteigentum nach gleichen Bruchteilen

einen Miteigentumsanteil von 65/100 an dem in Abschnitt ... ndher bezeichneten
Grundbesitz.

Den Verkdufer verbleiben somit ein Miteigentumsanteil von 35/100 am
Vertragsgrundstlick. Dieser Anteil wird dann von ihnen in die Umlegungsmasse
eingebracht.

Kaufpreis

Der Kaufpreis betragt

= fir den 30/100-Miteigentumsanteil (6ffentliche Bedarfsflichen) auf der Basis von
26,00 Euro pro Quadratmeter

= fir den 35/100-Miteigentumsanteil (Bauerwartungsflache) auf der Basis von
51,00 Euro (oder gemdB Gutachten — siehe Eingangsbemerkung) pro Quadratmeter

* insgesamt ... Euro.

Der gesamte Kaufpreis ist fallig zehn Tage, nachdem
= die Gemeinde Eching das Angebot angenommen hat,

= die Auflassungsvormerkung fiir die Kdufer im Grundbuch eingetragen ist und dieser
Auflassungsvormerkung nur die in Abschnitt... der Urkunde genannten
Belastungen im Range vorgehen,

= dem Notar alle zur Lastenfreistellung erforderlichen Unterlagen entweder ohne
Auflagen vorliegen oder mit solchen Auflagen, die mit dem Kaufpreis erfillt
werden konnen,

= dem Notar die erforderliche Genehmigung nach dem Grundstiicksverkehrsgesetz
oder ein entsprechendes Negativzeugnis vorliegt,

= die Gemeinde Eching fiir den Bereich [... Name einfiigen] einen Bebauungsplan als
Satzung beschlossen und bekannt gemacht hat

und

fir den Bereich [... Name einftigen] ein unanfechtbarer Umlegungsplan vorliegt (§ 71
Absatz 1 BauGB).

Die Kaufer kommen auch ohne Mahnung in Verzug, wenn sie nicht innerhalb von zehn
Tagen nach Vorliegen der vorgenannten Félligkeitsvoraussetzungen zahlen. Als
Zahlungstag gilt der Tag, an dem der Kaufpreis dem Konto des Verkdufers oder der
Grundpfandrechtsglaubiger gutgeschrieben wird. Der Notar hat die Beteiligten darauf
hingewiesen, dass der Verzugszinssatz fiir das Jahr 5 Prozent tber dem jeweiligen
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Basiszinssatz betrdgt und sich der Basiszinssatz zum 01.01. und 01.07. eines jeden
Jahres verandern kann.

Besitz, Nutzungen, Lasten

Der Mitbesitz, die Gefahr, die anteiligen Nutzungen und die wiederkehrenden Lasten
gehen ab dem Tage der Einleitung des Umlegungsverfahrens (Umlegungsbeschluss der
Gemeinde) auf die Gemeinde Gber.

Erschliefungskosten

Beitrage flr Erschliefungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 2 BauGB und Beitrdge nach
Art. 5 Kommunalabgabengesetz sowie Anschlusskosten fiir Anlagen der Versorgung und
Entwdsserung fiir die gemdl diesem Vertrag zugeteilten bzw. hinzuerworbenen
Parzellen gemdfR Nr. ... haben Verkdufer und Kaufer anteilig zu tragen. Die Gemeinde
Eching erklart, dass derartige Beitrdge und Kosten — einschlielllich Vorausleistungen —
fir den Kaufgegenstand bisher nicht in Rechnung gestellt worden sind.

Rechts- und Sachmangel

Die Verkaufer sind verpflichtet, ungehinderten Besitz und lastenfreies Eigentum zu
verschaffen mit Ausnahme solcher Rechte, die die Kdufer ausdriicklich Gbernehmen.
Den Verkaufern sind altrechtliche Dienstbarkeiten nicht bekannt.

Die Vertragsteile beantragen, alle Erkldarungen zu vollziehen, die der Lastenfreistellung
dienen. Dazu gehoren auch Loschungen an weiterem Grundbesitz und Rangriicktritte
hinter Vormerkungen.

Der Kaufer Gbernimmt etwaige im Grundbuch in Abt. Il eingetragene Dienstbarkeiten,
soweit diese nach § 61 BauGB im Umlegungsverfahren aufgehoben, gedndert oder neu
begriindet werden kénnen.

Nach Angabe der Verkaufer bestehen keine Miet- oder Pachtverhiltnisse oder sonstige
Nutzungsrechte Dritter am Vertragsgegenstand.

Anspriiche und Rechte der Kaufer wegen Sachméngeln jeder Art, insbesondere wegen
der Richtigkeit des angegebenen Flachenmales, der Bodenbeschaffenheit und der
Bebaubarkeit, sind ausgeschlossen.

Die Verkaufer erkldren, dass ihnen keine verborgenen Mangel bekannt sind.

Freiwillige Umlegung:

Die Grundstiickseigentimer stimmen der Durchfilhrung eines freiwilligen
Umlegungsverfahrens gemal$ §§ 45 ff. BauGB durch die Gemeinde unter Federfiihrung
des Vermessungsamtes Freising mit der Mafgabe zu, dass die Verteilungsmasse in dem
Verhdltnis verteilt wird, in dem die zu berlicksichtigenden Eigentiimer — einschlieBlich
der Gemeinde — an deren Umlegung beteiligt sind. Ein weiterer Fldchenbeitrag nach
§ 58 Abs. 1 BauGB im Umlegungsverfahren zum Ausgleich der durch die Umlegung
erwachsenden Vorteile unterbleibt.

Die Kosten des Umlegungsverfahrens tragt die Gemeinde.
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Zuteilung von Bauparzellen und Gemeinbedarfsflachen:

Den Grundstiickseigentimern sind im Umlegungsverfahren — moglichst aus dem
Bereich ihres Einwurfgrundstiickes — so viele Bauparzellen im Sinne von Nr. ... dieses
Vertrages zuzuweisen, wie sich die Flichen von ganzen Bauparzellen aus einem
35 Prozent-Flachenanteil am Ausgangsgrundstiick ergeben.

Unterschreiten 35 Prozent-Flachenanteil des Ausgangsgrundstiicks eine Parzellengrolie,
hat der Verkdufer Anspruch auf Zuerwerb der Restfldche fiir eine ganze Parzelle, sofern
35 Prozent des Ausgangsgrundstiicks ein Drittel der fiir eine ParzellengrélRe erforder-
lichen Flache nicht unterschreiten.

Uberschreiten 35 Prozent Flichenanteil des Ausgangsgrundstiicks eine oder mehrere
ParzellengroBen, ohne dass der Uberschuss eine weitere ParzellengroBe erreicht, hat
der Verkdufer Anspruch auf Zukauf der Restflache fiir eine zusitzliche Parzelle dann,
wenn seine anteilige Restfliche 50 Prozent einer ParzellengrofRe nicht unterschreitet.
Die Gemeinbedarfsflachen und die ibrigen Bauparzellen werden der Gemeinde zu-
gewiesen. Ebenso ist er Kaufpreis nach vorgenanntem Abs. 2 und 3 an die Gemeinde zu
bezahlen.

Fir sich in der Umlegung ergebende Minderzuteilungen oder sich aus der Ausiibung
eines Zuerwerbsrechts nach den Absdtzen 2 und 3 ergebende Mehrzuteilungen von
Flachenanteilen gegeniiber 35 Prozent der Einwurfsflache sind die Parteien einander zu
einem Geldausgleich in Hohe des Verkehrswertes gemdls der zur Zeit des Eintritts der
Rechtskraft des  Umlegungsbeschlusses —aktuellen  Bodenrichtwerttabelle  des
Gutachterausschusses des Landratsamtes Freising festgelegt.

Gemeinschaftsflichen:

In jedem Baugebiet wird — unter Ausschluss der offentlichen StraBen samt
StraBenbegleitgriin — aus den im Bebauungsplan festgesetzten Gemeinschaftsflachen
(Wohnwege, Spielpldtze, sonstige Griinflaichen) ein einheitliches — nicht notwendig
zusammenhangendes — Grundstiick gebildet. An diesem Gemeinschaftsgrundstiick sind
entsprechend dem Verhiltnis der ihnen zugeteilten Baugrundstiicke — gerechnet in und
gerundet auf 1/10.000 — die Grundstiickseigentiimer einschliefSlich der Gemeinde als
Miteigentiimer beteiligt.

Die Grundstiickseigentimer einschlieRlich der Gemeinde sind verpflichtet, die auf die
ihnen zugeteilten Parzellen entfallenden Miteigentumsanteile zu erwerben. Auf die
Regelung in Nr. ... wird Bezug genommen.

Errichtung, Pflege und Unterhalt der Gemeinschaftsanlagen:

Die Gemeinschaftsanlagen auf dem nach Ziffer ... gebildeten Gemeinschaftsflachen-
Grundstiick sind von seinen Miteigentimern nach dem Verhdltnis ihrer
Miteigentumsanteile gemeinsam zu errichten, zu pflegen, zu unterhalten und die Kosten
hierfiir zu tragen einschlieBlich der Kosten des Grunderwerbs.

Zu diesem Zwecke sollen die beteiligten Miteigentiimer sich zu einer Gemeinschaft
zusammenschliefen, die die Durchfiihrung dieser Aufgaben und die Tragung der damit
verbundenen Kosten sowie die Ubernahme der hierfiir erforderlichen Verwaltungs-
tatigkeiten in einem Statut einvernehmlich und verbindlich regelt.
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Kommt eine solche einvernehmliche Regelung innerhalb eines halben Jahres nach
Bezugsfertigkeit des 1. Wohnanwesens nicht zustande und nimmt die danach bestimmte
Verwaltung ihre Tétigkeit innerhalb dieses Zeitraumes nicht auf oder endet eine solche
einvernehmliche Regelung oder die darauf beruhende Verwaltungstatigkeit fiir mehr als
drei Monate, ist die Gemeinde berechtigt, die Anlagen auf Kosten der Miteigentiimer zu
errichten und fiir sie eine Errichtungs- und Pflegeordnung mit Umlage der Kosten fiir alle
Miteigentliimer verbindlich zu erlassen. Die Kosten der Errichtung und Unterhaltung der
Anlagen tragen die Miteigentimer des Gemeinschaftsgrundstiicks entsprechend der
GrolRe ihrer Miteigentumsanteile.

Der Verkdufer verpflichtet sich, zur Sicherung der vorgenannten Zahlungsver-
pflichtungen eine Reallast zugunsten der Gemeinde Eching an seinen kiinftigen
Bauparzellengrundstiicken an erster Rangstelle im Grundbuch einzutragen. Er
bevollméchtigt hiermit die Gemeinde Eching unter Befreiung von den Beschrankungen
des § 181 BGB, alle zur Eintragung der Reallast erforderlichen Bewilligungen und
Erkldrungen abzugeben.

Der Verkdufer verpflichtet sich im Falle eines Verkaufs seiner Parzellen sowie der
Miteigentumsanteile an den Gemeinschaftsgrundstiicken die vorgenannten Ver-
pflichtungen dem Kaufer mit Weitergabeverpflichtung aufzuerlegen.

Vollmacht fiir den Notar:

Der Notar wird bevollméchtigt und beauftragt, bei den zustandigen Stellen anzufragen,
ob ein gesetzliches Vorkaufsrecht besteht und ausgeiibt wird, alle zum Vollzug des
Vertrages erforderlichen Genehmigungen oder Negativzeugnisse sowie die zur
Lastenfreistellung erforderlichen Erkldrungen zu besorgen und in Empfang zu nehmen.

Auf Zustellung behordlicher Bescheide an die Beteiligten und auf Einlegung von
Rechtsbehelfen wird verzichtet, wenn Genehmigungen ohne Bedingungen und
Auflagen erteilt werden.

Die Beteiligten bevollmachtigen die Notare ..., deren Vertreter oder Amtsnachfolger, sie
im Grundbuchverfahren uneingeschrankt zu vertreten, insbesondere Bewilligungen
abzugeben und Eintragungsantrige —auch getrennt— zu stellen, abzudndern und
zuriickzunehmen.

Kosten, Abschriften:

Die Kosten dieser Urkunde und ihres Vollzugs, der Genehmigungen und behérdlichen
Bescheinigungen, die Katasterfortflihrungsgebilhr sowie die Grunderwerbsteuer tragen
die Kéufer. Die Kosten der Lastenfreistellung tragen die Verkaufer.

Von dieser Urkunde erhalten:

=  beglaubigte Abschriften:
die Kaufer
die Verkaufer

das Grundbuchamt
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=  einfache Abschriften:
der Gemeinderat
das Finanzamt — Grunderwerbsteuerstelle —

der Gutachterausschuss.

Hinweise:

Der Notar hat die Beteiligten insbesondere auf Folgendes hingewiesen:

Alle Vereinbarungen miissen richtig und vollstindig beurkundet sein; alle nicht
beurkundeten Abreden sind nichtig und kénnen die Wirksamkeit des ganzen
Vertrages in Frage stellen.

Beide Vertragsteile haften gesamtschuldnerisch fiir die Kosten bei Gericht und Notar
sowie die Grunderwerbsteuer.

Der Crundbesitz haftet fiir Riickstinde an offentlichen Lasten und Abgaben,
insbesondere auch fiir etwaige ErschlieSungsbeitrage.

Das Eigentum geht auf die Kaufer erst iber, wenn sie als Eigentimer in das Grundbuch
eingetragen werden. Dies kann erst erfolgen, wenn

= die erforderlichen Genehmigungen oder entsprechende Negativzeugnisse vor-
liegen,

= die steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigung vorliegt,
= der Kaufpreis gezahlt ist — wegen der oben vereinbarten Vorlagesperre — und

= die Kosten bei Notar und Gericht gezahlt sind.

Nach kompletter Fldchensicherung kann ein Bauleitplanverfahren fiir den vorgesehenen
Entwicklungsbereich eingeleitet und durchgefiihrt werden.

Parallel zum Bauleitplanverfahren wird im Rahmen eines Bodenordnungsverfahrens
(= Umlegungsverfahren nach dem BauGB) die Grundstiicksneuordnung durch das
beauftragte Vermessungsamt durchgefiihrt. Bereits mit Vertragsangebot erkldren sich die
im Entwicklungsgebiet betroffenen Eigentiimer zu einer solchen Umlegung nach dem
BauGB einverstanden.

Das Vermessungsamt als Umlegungsstelle bewertet die neuen Bauparzellen auf der
Grundlage des aktuellen Bodenrichtwertes unter Anwendung des festgelegten
Baurechtes, der Lage und ggf. weiterer Kriterien (z.B. Immissionsschutz).

Nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes und des Umlegungsbeschlusses konnen die
neuen Bauparzellen sowohl von den Eigentiimern als auch von der Gemeinde verdulert
werden.

Nach Durchfiihrung eines entsprechenden Bewerbungsverfahrens und Auswertung auf
der Grundlage der vom Gemeinderat gefassten Vergabekriterien werden die Grund-
sticke an die Einheimischen verduRert. Bei der Festlegung des Kaufpreises flr die
Einheimischen orientiert man sich an der Grundstiicksbewertung des Vermessungsamtes
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aus dem Umlegungsverfahren. Nach der bisherigen Beschlussfassung des Gemeinde-
rates erfolgt ein Abschlag in Hohe von zehn Prozent zugunsten der aufgrund der
Auswertung ihrer Bewerbung zum Zuge gekommenen Ortsansassigen.

Quelle: Gemeinde Eching.

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 6.7.198460 entschieden,
dass ein Vertrag iiber eine freiwillige Umlegung nicht deshalb nichtig ist, weil ne-
ben einem Fldchenabzug eine Geldleistung der Eigentlimer zur Deckung der Um-
legungskosten vereinbart wurde. Diese Entscheidung wurde nochmals bestétigt. 6’
Rechtliche Grenzen von Mehrflichenabtretungen liegen stets im Gebot der An-
gemessenheit und im Gebot des sachlichen Zusammenhangs. Ob eine Mehrfla-
chenabtretung oder eine andere weitergehende ,freiwillige Zuwendung” im Ein-
zelfall zuldssig ist, hdngt danach insbesondere von dem vorgesehenen Nutzungs-
zweck der Sonderzuwendung ab. Unangemessen werden freiwillige Umlegungen
stets dann sein, wenn mit Mehrleistungen nicht stadtebauliche Zwecke verfolgt
werden. Bei der Beurteilung der Angemessenheit wird inzwischen auch zu be-
riicksichtigen sein, dass der mit dem EAG Bau eingefiigte § 58 Abs. 1 Satz 4
BauGB der Gemeinde auch in der amtlichen Flachenumlegung eine zusdtzliche
Abschopfung ermoglicht.62 Danach ist der Umlegungsvorteil in Geld auszuglei-
chen, soweit er den Flachenbeitrag nach § 58 Abs. 1 Satz 1 BauGB {ibersteigt.

2. Bodensanierung und sonstige vorbereitende MaBnahmen

Bei den ,sonstigen vorbereitenden Manahmen” i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
HS 2 Alt. 3 BauGB handelt es sich um einen Auffangtatbestand fiir stadtebauliche
MaRnahmen, die notwendig sind, damit BaumaBnahmen durchgefiihrt werden
konnen. Die Regelung umfasst Ordnungsmafinahmen, wie sie z.B. in § 147 Satz 1
Nr. 5 BauGB fiir Sanierungsgebiete beispielhaft aufgefiihrt sind. Der Verweis in
Nr. 1T HS 2 auf die Bodensanierung als typischer Regelungsgegenstand stadtebau-
licher Vertrdge tragt dem Umstand Rechnung, dass diese zunehmend Bedeutung
fur die Planverwirklichung haben kann. Haufig sind im Vorfeld der Realisierung
von Baumalnahmen — nicht nur bei der immer haufiger werdenden Umstrukturie-
rung oder Revitalisierung von Gewerbe- und Industriegebieten oder ehemaligen
Bahn- und Militdrliegenschaften — Bodensanierungen von Grundstiicken erforder-
lich. Dabei ist unter Bodensanierung die Untersuchung und Entsorgung von Bo-
denverunreinigungen, insbesondere der so genannten Altlasten, zu verstehen. Alt-
lasten sind nach § 2 Abs. 5 Bundes-Bodenschutzgesetz Altablagerungen und Alt-

60 BVerwG, Urt. v. 6.7.1984 — BVerwG 4 C 24.80 —.
61 BVerwG, Beschl. v. 17.6.2001 — 4 B 24.01 —.
62  Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB Kommentar, Rn. 11.
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standorte, durch die schadliche Bodenverdnderungen oder sonstige Gefahren fiir
den Einzelnen oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden. Nach § 2 Abs. 7 des
BBodSchG vom 17.3.1998 (BGBI. | S. 502) umfasst die Bodensanierung Mal3-
nahmen zur Beseitigung oder Verminderung der Schadstoffe, die eine Ausbreitung
der Schadstoffe langfristig verhindern, ohne sie zu beseitigen (Sicherungsmaf-
nahmen), sowie zur Beseitigung oder Verminderung schadlicher Verdnderungen
der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Bodens.
Das Bundes-Bodenschutzgesetz sieht selbst — aulSerhalb des Stadtebaurechts — in
§ 13 Abs. 4 den Abschluss offentlich-rechtlicher Sanierungsvertrage fir Altlasten-
sanierungen vor.63

Vertrdgen zur Bodensanierung werden im Verhiltnis zur behordlichen Sanie-
rungsanordnung verschiedene Vorteile beigemessen.64 So wiirde neben einer zeit-
und kostensparenden Sicherstellung der Sanierungsvoraussetzungen durch die
gemeinsame Erarbeitung eines Sanierungskonzepts eine hohere Akzeptanz bei al-
len Beteiligten erreicht. Auch kdnnten mittels Vereinbarung gegebenenfalls erfor-
derliche atypische und flexiblere Losungen gefunden werden. Dem Sanierungs-
pflichtigen (Investor) kann die vertragliche Vereinbarung eine hohere Investitions-
sicherheit und Schutz gegen behordliche Nachforderungen bieten. Als vorteilhaft
fur die Gemeinde bzw. Behorde kann sich bei der vertraglichen Losung erweisen,
dass sie Anreize zur Befolgung der bodenschutzrechtlichen Anforderungen schafft
und die Moglichkeit bietet, tiber die reine Gefahrenabwehr hinausgehende Siche-
rungs- oder Sanierungsziele zu erreichen. Schliellich versprechen sich die Betei-
ligten von einer Sanierungsvereinbarung eine hohere Rechts- und damit Investiti-
onssicherheit, weil der Erlass einer einseitigen Sanierungsanordnung erfahrungs-
gemdls ein nicht unerhebliches Risiko langwieriger Rechtsstreitigkeiten in sich
birgt.

Zu den sonstigen vorbereitenden Malinahmen gehéren die Untersuchungen der
Bodenbelastung. Ferner hiervon umfasst ist die Freilegung von Grundstiicken, d.h.
insbesondere die Beseitigung baulicher Anlagen, die gemall § 147 Satz 1 Nr. 3
BauGB ebenfalls zu den gemeindlichen Ordnungsmallnahmen zdhlt. Diese kann
aus Griinden des Umweltschutzes, z.B. um Griinflichen oder Biotope anzulegen
oder verdichtete Gebiete zu entkernen, erforderlich sein.65 Zunehmend praktische
Bedeutung kommt der Freilegung im Zusammenhang mit Aufgaben und MafR-

63 Hierzu Versteyl/Sondermann, in: BBodSchG, Kommentar, § 13 Rn. 35 f.; s.a. Sanden, NVwZ
2009, 491 ff.; Hildebrandt, altlasten spektrum 2006, 249 ff.

64 Hierzu und zum Folgenden s. Leitzke/Otto: Bodenschutz- und Umweltschadensrecht (2008),
S. 190 ff. und Hildebrandt, altlasten spektrum 2006, 249 ff.

65 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 102. Lfg., Stand 2011, § 11, Rn. 121.
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nahmen des Stadtumbaus zu.66 Diesbezlglich ist auf die Regelung des § 171c
BauGB (Stadtumbauvertrag) zu verweisen.6”

Eine Vereinbarung zur Ubertragung von MaBnahmen nach § 11 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1T HS 2 Alt. 2 und 3 BauGB wird sich in der Praxis insbesondere anbieten,
wenn der Eigentlimer in der Lage ist, die notwendigen MaRRnahmen zligiger und
effektiver als die Gemeinde durchzufiihren. Sie kann besonders dann sinnvoll
sein, wenn die durchzufiihrende Mallnahme im Zusammenhang mit der Erschlie-
Bung und/oder Bebauung erfolgen kann.

Fir die konkrete Ausgestaltung der im Einzelfall sehr komplexen Sanierungsver-
einbarung sind wie stets die konkreten Umstidnde des Einzelfalls mafRgeblich. In
der Praxis haben sich jedoch bestimmte Mindestinhalte als sachdienlich erwiesen.
So sollten in den Vertrag neben der zentralen Vereinbarung der Sanierungsziele
Regelungen tber den genauen Ablauf der Sanierungsmalinahmen, vor allem ent-
sprechende Informations-, Untersuchungs-, Abstimmungs- und Kostentragungs-
pflichten, sowie konkrete zeitliche Vorgaben aufgenommen werden.68 In Betracht
kommen kann im Einzelfall auch eine (teilweise) Kostenbeteiligung der Behorde
oder eine Kostendeckelung fiir den Fall, dass die Sanierungskosen eine bestimmte
Summe Uberschreiten.69 Fir den Fall, dass sich im Rahmen der Sanierungsmal3-
nahme eine neue Gefahrenabschdtzung ergibt oder sich die rechtlichen Beurtei-
lungsgrundlagen dndern, kann es ratsam sein, vorausschauend die Moglichkeit
einer Vertragsanpassung oder Kiindigung vorzusehen.”0

Wird ein vorhabenbezogener Bebauungsplan aufgestellt, werden entsprechende
Regelungen regelmilig Gegenstand des Durchfiihrungsvertrages sein. Vertragli-
che Vereinbarungen zur Bodensanierung oder zu sonstigen vorbereitenden Mal%-
nahmen diirfen keinesfalls zu Abstrichen im Hinblick auf bindende Vorschriften
des Bundes-Bodenschutzgesetzes oder Vorgaben etwa vorhandener Sanierungs-
pléne fiihren; diese sind vielmehr in jedem Fall einzuhalten.”t Zur Absicherung
der seitens des Vorhabentrdgers Gbernommenen Verpflichtungen bietet sich eine
Baulasterkldrung an.”2

Die Durchfithrung von Mallnahmen der Bodensanierung durch den Vorhabentra-
ger oder ein von ihm beauftragtes Ingenieurbiiro sollte zur Gewdhrleistung der

66 Hierzu siehe Dransfeld/Pfeiffer: Die Zusammenarbeit zwischen Kommunen und Privaten im
Rahmen des Stadtumbaus, mit Vertragsmuster zu so genannten Gestattungsvereinbarungen.

67 Hierzu siehe die gesonderten Ausfithrungen zum Stadtumbauvertrag in Kapitel VII, Abschnitt 3.

68 Hierzu siehe auch Fachkommission ,Stadtebau” der ARGEBAU: Mustererlass zur Berticksichti-
gung von Flichen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im
Baugenehmigungsverfahren, abgedruckt in: Rosenkranz/Einsele/Harrely (Hrsg.): Bodenschutz: Er-
ganzbares Handbuch der Malnahmen und Empfehlungen fiir Schutz, Pflege und Sanierung von
Boden, Landschaft und Grundwasser, Losebl. Bd. 3.

69 Hildebrandt, altlasten spektrum 2006, 249 ff. (254).

70 Ders., ebenda; s.a. Sanden, NVwZ 2009, 491 ff.

71 Siehe auch Becker: Bundes-Bodenschutzgesetz, Kommentar, Losebl., § 13 Rn. 9.

72 Siehe insoweit Ziffer 7 des nachfolgenden Regelungsbeispiels 4.
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gewiinschten Ausfiihrungsstandards in Abstimmung mit, u.U. auch unter Aufsicht
der kommunalen (Umwelt-)Verwaltung, gegebenenfalls der Bodenschutzbehorde,
erfolgen. Bereits der Vertragsabschluss sollte in Abstimmung mit und mit fachli-
cher Unterstlitzung durch die Fachverwaltung getatigt werden.

Eine Regelungsalternative besteht in einer Kostenvereinbarung nach § 11 Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 BauGB, durch die der Vorhabentriger die Kosten fiir die Durchfih-
rung der erforderlichen Mafinahme tibernimmt.

Regelungsbeispiel 4
Vertrag iiber die Sanierung von Bodenverunreinigungen

1. Die Stadt/Gemeinde stellt zurzeit fiir den Bereich ... den Bebauungsplan auf. Der
rdumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstiicke ... und die zugeordneten
StraBengrundstiicke der ... . Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst u.a.
die folgenden Grundstiicke ... . Auf den gewerblich genutzten Grundstiicken
befinden sich zurzeit ... .

2. Die beabsichtigten Festsetzungen des o.a. Bebauungsplanes ermoglichen auf diesen
Grundstiicken nach der Verlegung des vorhandenen Betriebes in Verbindung mit
den angrenzenden Grundstiicken die Errichtung einer Ladenpassage mit zahlreichen
Einzelhandelsbetrieben.

3. Die Grundstiicke des Vorhabentrdgers sind von dem Ingenieurbiiro auf Alt-
lastenverdachtsflachen/Kontaminationen untersucht worden. Nach dem vorlie-
genden, als Anlage 1 beigefligten Untersuchungsbericht vom ... (nachfolgend ,Un-
tersuchungsbericht” genannt) sind auf den Grundstiicken Belastungen mit ...
festgestellt worden.

4. Nach den Empfehlungen des Gutachters, denen sich das Umweltamt anschliel3t, ist
der mit ... kontaminierte Bereich wegen méglicher Gefahren fiir ... zu sanieren.

5. Der Vorhabentrager verpflichtet sich, sofern und sobald die im Bebauungsplan
festgesetzten neuen Nutzungsmoglichkeiten tatséchlich realisiert werden sollen, wie
folgt:

(1) Die in dem Untersuchungsbericht festgestellten belasteten Bereiche gemdfl den
Sanierungsvorschldgen des Gutachters ... sind in Abstimmung mit dem Umweltamt

. und unter Aufsicht eines fachlich qualifizierten Biros zu sanieren. Mit der
Sanierung ist spdtestens ... zu beginnen. Der Vorhabentrager ist berechtigt, die
Sanierung ggf. durch ein gleich wirksames Alternativverfahren durchzufiihren. Das
Umweltamt ist mindestens eine Woche vor Beginn der Sanierung bzw.
Bodenaushubarbeiten zu informieren.

(2) Da Aussagen zur Untergrundbelastung der bebauten Bereiche bisher nicht
getroffen werden konnten und wahrend des Abbruchs weitere Kontaminationen zu
Tage treten konnen, ist auf diesen Flachen eine den Baufortschritt begleitende
Gefahrenabschitzung und Uberwachung der Aushubarbeiten durch stich-
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probenweise Analysen des Aushubs auf ... durch ein geeignetes Biiro in
Abstimmung mit dem Umweltamt der Stadt/Gemeinde durchzufiihren.

(3) Bei der Festlegung des Rasters ist die Wahrscheinlichkeit von Befunden aufgrund
des Untersuchungsberichtes, die Ndhe zu den festgestellten Kontaminations-
standorten und die Art der auf den Flachen betriebenen Nutzung unter Beachtung
der Grundsdtze der Wirtschaftlichkeit zu berlicksichtigen.

(4) Sofern sich bei der baubegleitenden Analyse nach Ziffer 2 ergibt, dass im Boden
weitere Kontaminationen vorhanden sind, die eine Gefahr fiir die geplante Nutzung
gemadld den Festsetzungen des Bebauungsplans darstellen, werden diese durch den
Vorhabentrager, soweit zur Beseitigung dieser Gefahr erforderlich, saniert.

(5) Durch die vorgenannten Verpflichtungen bleiben die nach anderen Rechts-
vorschriften ggf. zu fordernden Sanierungen beziiglich Kontaminationen, die nicht
Gegenstand dieses Vertrages sind — unabhidngig von der Verwirklichung der
geplanten Vorhaben — unberiihrt.

6. Der Vorhabentrager verpflichtet sich, von der Stad/Gemeinde keine Entschadi-
gungen — welcher Art auch immer — dafiir zu verlangen, dass bei der geplanten
Nutzung der Grundstiicke die vorhandenen Kontaminationen beseitigt werden
missen.

7. (1) Zur offentlich-rechtlichen Absicherung der Verpflichtung gemal} Ziffer 5
verpflichtet sich der Vorhabentrager unverziglich, spatestens bis ..., dem-
entsprechende Baulasterklarungen fiir alle in Ziffer 1 genannten Grundstiicke dem
Bauordnungsamt der ... gegenliber abzugeben.

(2) Die vorgenannten Baulasten sind jeweils nach Abschluss der Erdarbeiten, der
begleitenden Untersuchung und ggf. der Sanierung unverziiglich zu I6schen. Die ...
wird die hierflir erforderliche Bewilligung auf Anfordern des Vorhabentragers oder
dessen Rechtsnachfolgers abgeben.

8. Der Vorhabentrager verpflichtet sich, einem Erwerber der entsprechenden
Grundstiicksflachen in dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes ... die Ver-
pflichtungen dieses Vertrages mit der Malgabe aufzuerlegen, dass die Stadt/Ge-
meinde einen unmittelbaren Anspruch gegen die Erwerber hat. Der Vorhabentrager
verpflichtet sich weiterhin, dem Erwerber aufzuerlegen, bei einer Weiter-
verduRerung den dann in Betracht kommenden Erwerber entsprechend zu ver-
pflichten.

9. Alle mit dem Abschluss und der Ausfiihrung dieses Vertrages verbundenen Kosten,
Gebiihren und Abgaben tragt der Vorhabentrager.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.
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3. Ubertragung von PlanungsmaBnahmen

Die Gemeinden konnen gemal® § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HS 2 Alt. 4 BauGB die
Ausarbeitung der stadtebaulichen Planungen durch stadtebaulichen Vertrag auf
den Vertragspartner iibertragen.

a) Ubernahme der Planungsleistung oder Kostenlbernahme fr
Planungsleistungen

Die im Zusammenhang mit der Vorbereitung und Durchflihrung stadtebaulicher
Planungen stehenden Aufgaben sind hdufig von den Gemeinden selbst nicht mehr
in zeitlich angemessenem Rahmen zu bewdltigen. Die Beauftragung privater Pla-
nungs- und Ingenieurbiiros mit der Erarbeitung erforderlicher Planunterlagen und
Gutachten fir eigene Planungen ist daher seit langem gingige Praxis.”3 Vom Ab-
schluss derartiger privatrechtlicher Werkvertrage zu unterscheiden sind die Ver-
trage nach Mafigabe von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HS 2 Alt. 4 BauGB, bei denen
sich der Eigentiimer oder Vorhabentrdger — im Zusammenhang mit seinen Bauab-
sichten — zur Ausarbeitung der stadtebaulichen Planungen auf eigene Kosten ver-
pflichtet. Bei dieser Fallgestaltung beauftragt der Vorhabentrager in der Regel auf
seine Kosten ein Planungsbiiro. Eine dritte Regelungsmoglichkeit besteht fiir die
Gemeinden darin, mit dem Vorhabentriger eine Vereinbarung zur Ubernahme
der Planungskosten und sonstiger Aufwendungen nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
BauGB zu treffen.74 In dieser Konstellation bleibt die Gemeinde selbst Auftragge-
berin der Planung und l&sst sich lediglich die mit dem beabsichtigten Vorhaben
entstehenden Kosten durch einen Folgekostenvertrag erstatten. Die Frage, ob eine
,Kostenerstattung” auch fiir den Fall vereinbart werden kann, dass die Gemeinde
die Plane mit eigenem Verwaltungspersonal herstellt, war lange Zeit umstritten;
sie ist inzwischen vom Bundesverwaltungsgericht bejaht worden und wird an an-
derer Stelle erortert.”>

Die vertragliche Ubertragung der Planung hat gegeniiber einer Folgekostenver-
einbarung aus Sicht der Gemeinde den Vorteil, dass sie bei Zahlungsunfdhigkeit
des Investors nicht auf Zahlung des Honorars fiir die erbrachten Planungsleistun-
gen in Anspruch genommen werden kann, da sie nicht Auftraggeberin des Pla-
nungsbiros ist. Zu bedenken ist aber auch, dass das Planungsbiiro in seinem Ver-
héltnis zum Investor im Fall der Leistungsstorung die weitere Verwertung der Pl&-
ne unter Berufung auf das Urheberrecht untersagen kann. Fiir den Fall, dass der
Investor die Honoraranspriiche des beauftragten Planungsbiiros nicht befriedigt,
empfiehlt sich daher eine Regelung, die die Gemeinde dazu berechtigt, die Pla-

73 §2 Abs. 3 Satz 2 BBauG 1960 sah insoweit bereits die Moglichkeit der Gemeinden vor, ,fachlich
geeignete Personen” mit der Ausarbeitung von Bauleitpldnen zu beauftragen.

74 Vgl. dazu die ausfiihrliche Darstellung in Kap. V Abschnitt 2 a, S. 217 ff.

75 BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 — 4 C 15.04 —. Hierzu siehe im Einzelnen unten Kap. V Abschnitt
2a,S.217 ff.
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nungsunterlagen zur weiteren Verwendung im Bauleitplanverfahren gegen Zah-
lung des vereinbarten Honorars von dem Planungsbiiro zu erwerben; die Ge-
meinde sollte diese Vereinbarung von dem beauftragten Planungsbiiro mit unter-
zeichnen lassen.

Firr eine Folgekostenvereinbarung zur Ubertragung der Planungskosten kann da-
gegen aus Sicht der Gemeinde sprechen, dass sie als Auftraggeberin stirkeren Ein-
fluss auf die Planerarbeitung hat und sich dadurch etwaige Probleme der Quali-
tatssicherung von vornherein vermeiden lassen. Hierauf wird im Folgenden noch
einzugehen sein.

b) Welche stadtebaulichen Planungsleistungen kénnen
Ubertragen werden?

Ublicher Vertragsgegenstand ist die Ubertragung der Ausarbeitung aller mit der
Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen verbundenen Planungen und
Gutachten. Wichtigster Anwendungsfall dabei ist die Ubernahme der Ausarbei-
tung eines Bebauungsplanentwurfs einschlieflich der Begriindung mit Umweltbe-
richt, der die Grundlage fiir das vom Vertragspartner verfolgte Bauvorhaben ist.
Entsprechend den sich aus dem Einzelfall ergebenden Anforderungen werden
auch andere stddtebauliche Satzungen oder die parallel vorzunehmende Ande-
rung des Flachennutzungsplans vergeben. Dasselbe gilt fir Larmgutachten,”6 Alt-
lastengutachten, Eingriffs-/Ausgleichsgutachten sowie (z.B. bei GroBvorhaben)
Verkehrsgutachten oder die Planung von Ver- und Entsorgungsleitungen. Denkbar
ist die Vergabe etlicher weiterer Gutachten zu Einzelgesichtspunkten einer in
Vorbereitung befindlichen stadtebaulichen Planung.7”

Die Gemeinde kann nicht nur die Erstellung des Planentwurfs und der erforderli-
chen Gutachten etc. auf den Vorhabentrager tbertragen.”8 Nach § 4 b BauGB
kénnen auch die Vorbereitung und Durchfiihrung von Verfahrensschritten nach
den §§ 3 ff. BauGB einem Dritten (ibertragen werden. Grundsatzlich tbertragbar
sind danach neben der bloRen technischen Vorbereitung von Verfahrensschritten
— etwa durch die Ausarbeitung von Planentwiirfen oder die Aufbereitung der Ein-
wendungen aus der Blrger- und Tragerbeteiligung als Vorbereitung fir die plane-
rische Abwdgung — insbesondere auch die eigentliche Durchfiihrung des Beteili-
gungsverfahrens nach den §§ 3 ff. BauGB bis hin zur Ausarbeitung fertiger Be-
schlussvorlagen als Grundlage fiir die von der Gemeinde zu treffende Abwa-
gungsentscheidung.” Von einer derart umfassenden Einbindung jedenfalls des
von der Planung begiinstigten Investors als Dritter ist im Ergebnis allerdings abzu-

76  Siehe insoweit Krautzberger, UPR 2009, 213 ff.

77 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetzbuch, Lfg. 102, November
2011,§ 11, Rn. 124 f.

78 BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 - 4 C 15/04 —.

79 Hierzu siehe auch Reidt, NVwZ 1998, 592 f.; Wagner, BauR 1997, 715 ff.
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raten.80 Die Gemeinde muss bei der Beauftragung eines Dritten i.S.v. § 4b
BauGB sicherstellen, dass dieser geeignet ist, das Verfahren mit gleicher Sorgfalt
und Verantwortung gegentiiber allen o6ffentlichen und privaten Belangen ebenso
neutral zu betreiben, wie dies von der Gemeinde erwartet wird. Dies ist bei einem
Investor jedoch kaum moglich, da dieser als Planbeglinstigter typischerweise ein
eigenes, bereits festgelegtes Interesse am Ausgang des Verfahrens hat. Dies wird
man auch durch regelméBige Berichtspflichten oder durch eine Teilnahme von
Gemeindevertretern an Erérterungs- und Anhorungsterminen in der Regel kaum
kompensieren kénnen.

Im Ergebnis sollten daher im Rahmen von stidtebaulichen Vertrdgen nach § 11
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HS 2 Alt. 4 BauGB lediglich die Erstellung der Planentwdirfe
sowie die technische Vorbereitung von Verfahrensschritten nach den §§ 3 ff.
BauGB (etwa durch Zusammenstellung von Unterlagen) auf den Investor tbertra-
gen werden.

Fir den Fall der Ubertragung der Ausarbeitung stidtebaulicher Planung auf den
Investor oder einen Dritten hat der Gesetzgeber durch § 11 Abs. 1 Satz2 HS 3
BauGB klargestellt, dass die Verantwortung der Gemeinde fiir das gesetzlich vor-
geschriebene Planaufstellungsverfahren davon unberiihrt bleibt.8! Zu beachten ist
insoweit Folgendes:

® Die Gemeinde kann sich von ihrer Letztverantwortung fiir die ordnungsgema-
Be Durchfiihrung der Verfahrensschritte nicht befreien. Es missen also hinrei-
chende Kontrollmechanismen (Berichtspflichten, Eingriffsmoglichkeiten) vor-
gesehen sein und bei Bedarf angewandt werden.82

= Die Abwigung, insbesondere die Entscheidung tber Anregungen und die Be-
handlung der Stellungnahmen der Trager offentlicher Belange, muss von der
Gemeindevertretung getroffen werden. Die Gemeindevertretung kann sich
dazu das Abwdgungsmaterial aufbereiten lassen; am Ende muss sie jedoch
selbst und in eigener Verantwortung entscheiden. Die unkritische Ubernahme
von vorgefertigten Beschlussvorschldgen ware rechtswidrig.

= Alle formlich zu fassenden Beschlisse, d.h. die Beschliisse zur Aufstellung,
zur Auslegung und der Satzungsbeschluss sowie die Verkiindung des Bebau-
ungsplans, sind von den zustandigen Gremien der Gemeinde zu treffen.

®= Die Vorlage zur Genehmigung durch die hohere Verwaltungsbehérde muss
durch die Gemeinde erfolgen.

80 Im Ergebnis ebenso v. Nicolai/Wagner/Wecker, S. 31; Reidt, NVwZ 1998, 592 f.
81 Siehe auch BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 — 4 C 15.04 —.

82 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 11, Rn.
126.
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= Die Gemeinde muss den Plan selbst ausfertigen und ortsliblich bekannt ma-
chen.

Bei den nicht Ubertragbaren Aufgaben kdnnen beauftragte Biiros lediglich als Er-
flllungsgehilfen ohne Vertretungsbefugnis taitig werden.

C) Art und Umfang der vom Vorhabentrdger zu erbringenden
Leistung

Die Vereinbarung sollte die vom Vorhabentrdger zu erbringenden Leistungen
nach Art und Umfang moglichst genau, ggf. mit Gebietsangabe, beschreiben. So-
weit dem Vorhabentrdger die Erarbeitung eines Bebauungsplanentwurfs tbertra-
gen wird, empfiehlt es sich, die fiir den Bebauungsplan in Aussicht genommene
Planungskonzeption in der vertraglichen Vereinbarung zu bestimmen. Weiterhin
sollten in Vertriagen zur Ubertragung von PlanungsmaRnahmen konkrete Termine
bzw. Fristen fiir die Erbringung der Leistung gesetzt werden.

d) Sicherung von Qualitdtsstandards

Der durch Vertrag zur Erarbeitung bestimmter Pline und Gutachten verpflichtete
Vorhabentrager wird in der Regel seinerseits ein Planungsbiiro auf seine Kosten
beauftragen. Da die Gemeinde in diesem Fall nicht selbst Auftraggeberin ist, kann
sie ohne eine spezielle Vereinbarung keinen Einfluss auf die Qualitdt des Pla-
nungsbiiros und der Planung nehmen. Wenn stddtebauliche Qualitdtsstandards
gesichert werden sollen, muss die Auftragsvergabe in enger Zusammenarbeit und
Abstimmung mit der Verwaltung erfolgen. Um die Pflicht zu einer solchen Zu-
sammenarbeit zu dokumentieren, kann es zweckméRig sein, eine entsprechende
Klausel in die vertragliche Vereinbarung aufzunehmen. Dadurch kann auch si-
chergestellt werden, dass bei der Planaufstellung interne Verwaltungsvorgaben
tiber die Form der Darstellung, den Wortlaut textlicher Festsetzungen und andere
in der betreffenden Verwaltung herrschende Regularien beachtet werden.

Zudem sollte die Gemeinde beim Abschluss des Vertrags sicherstellen, dass nur
geeignete, das heilst fachkompetente, gegebenenfalls mit den Besonderheiten des
jeweiligen Landesrechts vertraute Biiros beauftragt werden. Das kann z.B.
dadurch geschehen, dass in die Vereinbarung eine Regelung aufgenommen wird,
wonach die Auswahl des zu beauftragenden Biiros mit der Gemeinde abzustim-
men ist.
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Regelungsbeispiel 5
Ubertragung der Ausarbeitung eines Bebauungsplanentwurfs

1. Der Vorhabentrager wird auf seine Kosten den Entwurf eines Bebauungsplans durch
ein qualifiziertes Planungsbiiro, dessen Beauftragung mit der Gemeinde
abzustimmen ist, erstellen lassen.

oder

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, auf seine Kosten den Entwurf eines
Bebauungsplans fiir den Bereich aufzustellen, der in dem als Anlage beigefiigten
Lageplan farbig angelegt ist.

2. Der Bebauungsplanentwurf soll die Festsetzung eines ... (Gebietstyp nach
BauNVO einfiigen) enthalten. Die GRZ soll ca. ..., die GFZ ca. ... und die Zahl der
Vollgeschosse ... betragen. ... (Gegebenenfalls ist der beabsichtigte Inhalt weiter zu

konkretisieren).

3. Bei der Erarbeitung des Entwurfes des Bebauungsplanes wird der Vorhabentrager
mit den jeweils zustdndigen Stellen der Stadtverwaltung zusammenarbeiten. Diese
gewahren die erforderliche Unterstlitzung in jeder Phase des Erarbeitungsverfahrens.

4. Die Durchflihrung des Planverfahrens obliegt der Gemeinde. Durch die Mitwirkung
des Investors bzw. des von ihm beauftragten Planungsbiiros bei der Vorbereitung
des Planverfahrens erfolgt keine Ubertragung der Durchfiihrung von Verfahrens-
schritten i.S.v. § 4 b BauGB.

5. Der Planentwurf ist bis spatestens ... dem Planungsamt in einer fiir die 6ffentliche
Auslegung und die Tragerbeteiligung geeigneten Fassung und in ... Ausfiihrungen zu
Uberlassen.

6. Die Vertragsparteien sind sich dariiber einig, dass die Beauftragung des Vorhaben-
tragers mit der Erarbeitung eines Bebauungsplanentwurfs ausschlieflich dazu
erfolgt, um sein technisch-fachliches Wissen und seine organisatorischen Fahig-
keiten in Anspruch zu nehmen. Die Unabhangigkeit und Entscheidungsfreiheit der
Stadtverwaltung und des Stadtrats der Stadt, insbesondere im Hinblick auf die
planerische Abwagung gemdls § 1 Abs. 7 BauGB, beim eventuellen Satzungs-
beschluss sowie wahrend des gesamten Aufstellungsverfahrens des Bebauungsplans
bleiben dadurch unbertihrt.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

Eine weitere Moglichkeit besteht darin, bereits bei Vertragsabschluss ein bestimm-
tes Biiro zu bestimmen oder dem Vorhabentréger eine Auswahl von Biiros vorzu-
geben, von denen eines zu beauftragen ist. Hier ist jedoch angesichts der Rege-
lung in Art. 10 § 3 des Gesetzes zur Verbesserung des Mietrechts und zur Begren-
zung des Mietanstiegs sowie zur Regelung von Ingenieur- und Architektenleistun-
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gen vom 4.11.197183 Vorsicht geboten. Danach ist ,eine Vereinbarung, durch die
der Erwerber eines Grundstiicks sich im Zusammenhang mit dem Erwerb ver-
pflichtet, bei der Planung oder Ausfiihrung eines Bauwerks auf dem Grundstiick
die Leistungen eines bestimmten Ingenieurs oder Architekten in Anspruch zu
nehmen”, unwirksam. Der BGH hat dieses so genannte Koppelungsverbot weit
ausgelegt und einen Verstoll schon dann angenommen, wenn der Erwerber dem
VerdulRerer oder Architekten eine Zahlung dafiir leistet, dass vorhandene Planun-
gen nicht ibernommen werden missen.84 Angesichts dieser gesetzlichen Rege-
lung sollte eine vertragliche Vereinbarung mit dem oben genannten Ziel zumin-
dest Raum fiir eine Auswahl unter mehreren namentlich genannten Biiros lassen.

83 BGBI. I S. 1745 (1749), zuletzt gedndert durch Art. 209 Abs. 5 des erstes Gesetz (iber die Bereini-
gung von Bundesrecht im Zustindigkeitsbereich des Bundesministeriums der Justiz vom
19.4.2006, BGBI. | S. 866.

84 BGH, Urt. v. 6.4.2000 — VII ZR 455/98 —.
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IV. Vertrage nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB zur
Férderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung
verfolgten Ziele

1. Mégliche Bindungen im Uberblick

Gegenstand stadtebaulicher Vertrige konnen nach § 11 Abs. 1 Satz2 Nr.2
BauGB auch die Foérderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten
Ziele sein. In der Kommentarliteratur werden diese Vertrdge zum Teil als Plan-
verwirklichungsvertrdge,! als Zielbindungsvertrage?, als Forderungsvertrage3 oder
als Planungsvertrdge4 bezeichnet. Der Gesetzgeber hebt folgende Ziele beispiel-
haft im Wortlaut der Regelung hervor:

m die Grundstiicksnutzung (z.B. die Durchfiihrung eines Bauvorhabens und die
Nutzung des Grundstlicks entsprechend dem vereinbarten Zweck), auch hin-
sichtlich einer Befristung oder einer Bedingung,

» die Durchfiihrung des Ausgleichs im Sinne von § 1 a Abs. 3 BauGB,

m die Deckung des Wohnbedarfs von Bevolkerungsgruppen mit Wohnraumver-
sorgungsproblemen sowie

m die Deckung des Wohnbedarfs der ortsansdssigen Bevolkerung.

Besonders in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und Nr. 5 BauGB werden Vertrdge ange-
sprochen, die Ziele und Zwecke des Klimaschutzes (Energieeinsparung und Er-
zeugung erneuerbarer Energien) zum Gegenstand haben, namlich

m die Errichtung und Nutzung von Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen
und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom,
Waidrme oder Kélte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Warme-Kopplung
sowie

= die Anforderungen an die energetische Qualitdt von Gebduden.

Auch bei diesen Vertragsgegenstinden geht es um die Forderung und Sicherung
der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele im Sinne der Nr. 2. Die eigenstidndige
Hervorhebung dieser klimaschutzbezogenen Ziele ist im Kontext der von der
Bundesregierung, den Ldndern und den Kommunen gleichermalien verfolgten
Energiewende im Sinne eines AnstofRes zu verstehen, die Moglichkeiten einer ver-
traglichen Regulierung von Malinahmen zu den genannten Zwecken zu nutzen.

Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr, § 11 Rn. 10.

Stich, in: Berliner Kommentar, BauGB, Loseblatt, 1. Lfg. 2002, § 11 Rn. 32.

Quaas/Kukk, in Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 16.

Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, § 11 Rn. 128, Lfg. 102, November 2011.
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Die Aufzéhlung des Gesetzes ist nur beispielhaft, nicht aber abschlielend. Neben
den ausdriicklich im Gesetz genannten Bindungen kommen alle Vereinbarungen
in Betracht, die dazu dienen, die Ziele und Zwecke des konkreten Bebauungs-
plans (oder einer anderen stidtebaulichen Satzung) vorzubereiten oder zu si-
chern.®

Der Regelungsrahmen wird durch den Auftrag der Bauleitplanung, wie er in § 1
Abs. 5 BauGB ausformuliert ist, und durch das Abwdgungsgebot umrissen. Die
Bauleitpldne sollen danach eine nachhaltige stddtebauliche Entwicklung, die die
sozialen, wirtschaftlichen und umweltschiitzenden Anforderungen auch in Ver-
antwortung gegeniiber kiinftigen Generationen miteinander in Einklang bringt,
und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung
gewadbhrleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwiirdige Umwelt zu si-
chern, die natiirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und zu entwickeln sowie
den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtent-
wicklung, zu férdern, sowie die stddtebauliche Gestalt und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.

Eine Beschrankung auf solche Regelungen, die auch in einen Bebauungsplan oder
in eine anderweitige hoheitliche Regelung aufgenommen werden konnten, be-
steht nicht.6 Vertragliche Vereinbarungen sind auch und gerade dann zuldssig,
wenn der Bebauungsplan ohne flankierende Regelungen die Erfiillung der Aufga-
ben — z.B. die Versorgung von Einheimischen mit Wohnbaugrundstiicken — nicht
herbeifiihren wiirde.”

Vereinbarungen im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB sind gerade in den
Féllen von grofRer Bedeutung, in denen die sich aus § 9 BauGB und der BauNVO
ergebenden Festsetzungsmoglichkeiten nicht ausreichen, um das angestrebte Ziel
des Bebauungsplans umzusetzen. Die Bandbreite der moglichen Anwendungsfal-
le ist groB. Zu denken ist etwa an vertragliche Verkaufsflaichen- bzw. Sortiments-
beschrankungen mit dem Investor fiir einen grofRflachigen Einzelhandel8 oder an
Fallkonstellationen, bei denen die Gemeinde auf die Eigentimer- und Nut-
zerstruktur Einfluss nehmen will, um z.B. die Wohnraumversorgungsprobleme be-
stimmter Bevdlkerungsgruppen einer Losung zuzufiihren. § 9 Abs. 1 Nr. 7 und 8
BauGB ermdglicht zwar Festsetzungen unter Beriicksichtigung sozialer Kompo-
nenten, der besondere Wohnbedarf von Personengruppen im Sinne von § 9
Abs. 1 Nr. 8 BauGB muss allerdings nach der Rechtsprechung des BVerwG in
baulichen Besonderheiten seinen Ausdruck finden. Geringes Einkommen oder die

5  Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 49; Quaas/Kukk, in: Schrodter:
BauGB, § 11 Rn. 26; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB § 11 Rn.
21, Lfg. 102, November 2011; Jade in: Jade/Dirnberger/Weil3, § 11 Anm. 2.2.2. Rn. 45.

6  Reidt, UPR 2008, 410 (414); ders., BauR 2008, 1541 (1544); ders. in: Festschrift fiir Krautzberger,
S. 203 (205 f.).

7 BVerwG, Urt. v. 11.2.1993 — 4 C 18/91 —.

8  Hellriegel, BauR 2012, 1576.
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Tatsache, dass es sich um ortsansdssige Wohnungssuchende handelt, begriinden
keinen besonderen Wohnbedarf im Sinne der Vorschrift.9 Die vertraglichen Bin-
dungen kdénnen zudem dazu beitragen, Nutzungskonflikte angemessen zu bewal-
tigen, wenn die bestehenden Festsetzungsmoglichkeiten hierzu nicht ausreichen
oder bereits wahrend des Planungsverfahrens eine abschlielende Regelung zur
Konfliktbewdltigung getroffen werden soll10. So kdnnen etwa Beschrankungen
von Betriebszeiten oder auch die Einhaltung bestimmter Immissionsgrenzen ver-
einbart werden.!

Vertragliche Regelungen sollten in der Regel nur erganzende Funktion haben, da
sich insoweit anders als bei Festsetzungen immer die Frage der Geltung gegen-
Uber einem Rechtsnachfolger stellt. Aus dem Bebauungsplan ergibt sich die Be-
fugnis unabhingig vom Schicksal mdglicherweise beschrankender vertraglicher
Vereinbarungen, Bau- und Nutzungsrechte im Rahmen der getroffenen Festset-
zungen auszuiiben. Abhdngig von den landesrechtlichen Bestimmungen ist hdufig
nicht einmal ein Bauantrag erforderlich. Soweit ein Bauantrag gestellt wird, muss
dieser genehmigt werden, wenn er den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht
widerspricht. Auf den Inhalt der zu Zwecken der Konfliktminimierung abgeschlos-
senen stadtebaulichen Vertrage kommt es dabei nicht an.

Rechtlich nicht ausgeschlossen ist es gleichwohl, anstelle von satzungsrechtlichen
Festsetzungen Regelung entsprechenden Inhalts in einem stddtebaulichen Vertrag
zu vereinbaren.'2 Solche festsetzungsersetzenden Vereinbarungen sind zum Teil
ausdriicklich im Gesetz vorgesehen. So kdnnen zum Ausgleich fiir Eingriffe in Na-
tur und Landschaft nach § 1a Abs. 3 BauGB anstelle von Darstellungen und Fest-
setzungen ,auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 oder sonstige geeignete
MaBnahmen zum Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flachen ge-
troffen werden”. Auch sind in § 11 Abs. 1 BauGB verschiedene Regelungen als
moglicher Gegenstand stddtebaulicher Vertrage angesprochen, fiir die sich im Ka-
talog des § 9 Abs. T BauGB ebenfalls Festsetzungsmoglichkeiten finden (Bedin-
gungen und Befristungen von Grundstiicksnutzungen).

Die Gemeinde sollte gleichwohl die fiir die Abwdgung essentiellen Festlegungen
im Rahmen der Moglichkeiten durch Festsetzung im Bebauungsplan gegeniiber
jedermann verbindlich machen. Der Vertrag hat dann lediglich die Funktion, Re-
gelung ergdnzend zu den Festsetzungen zu treffen. In manchen Fillen wird es
sinnvoll sein, einen Sachverhalt in seiner Gesamtheit zusammenhangend zu re-
geln. Dabei missen sich Vertrag und Festsetzung jedoch nicht als alternative Re-
gelungsoptionen gegenseitig ausschlieBen. Es ist durchaus denkbar, im Vertrag

9 BVerwG, Beschl. v. 17.12.1992 — 4 N 2.91 —; Urt. v. 11.2.1993 - 4 C 18/91 -.

10 Birk, in: Spannowsky/Krdmer: Realisierung stadtebaulicher Planungen und Projekte durch Vertra-
ge, S. 39 (46).

11 Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 26.

12 Reidt, UPR 2008, 410 (414); ders., BauR 2008, 1541 (1544).
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Regelungen, die bereits als Festsetzung getroffen wurden, bestdtigend aufzugrei-
fen.

Soweit eine vertragliche Vereinbarung in diesem Sinne fiir die Abwégung relevant
ist, muss gewdhrleistet sein, dass die vertraglichen Bindungen auch gegeniiber
Rechtsnachfolgern des Vertragspartners greifen.13 Erforderlich ist deshalb eine
dingliche Sicherung, wobei in der Regel die Eintragung einer ranggerechten
Dienstbarkeit sachgerecht sein wird.14 Ob die Eintragung von Baulasten als Siche-
rung solcher abwagungsrelevanten Vereinbarungen ausreicht, steht nicht mit letz-
ter Sicherheit fest, da umstritten ist, ob sie ,zwangsversteigerungsfest” ist.15

Auch flr Vertrdge im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB gilt: Vereinba-
rungen, die den Vertragspartner unangemessen belasten oder mit denen Leistun-
gen auferlegt werden, die nicht im Sachzusammenhang mit dem Baugebiet ste-
hen, sind unzulassig.

2. Regelungen zur Grundstiicksnutzung, auch hinsichtlich einer
Befristung oder einer Bedingung

Das Gesetz nennt als moglichen Vertragsgegenstand Regelungen zur Grund-
stiicksnutzung, auch hinsichtlich einer Befristung oder einer Bedingung. Ange-
sprochen sind Regelungen mit ganz unterschiedlicher Zielrichtung. Hierzu geho-
ren u.a.:

= Verpflichtungen zur Errichtung einer baulichen Anlage,

= Verpflichtungen, eine bauliche Anlage oder ein bestimmtes Grundstiick in ei-
ner bestimmten Art und Weise zu nutzen,

= Verpflichtungen, ein Grundstiick erst beim Eintritt einer bestimmten Bedin-
gung oder beim Ablauf einer bestimmten Frist in einer bestimmten Art und
Weise zu nutzen,

= Verpflichtungen, ein Grundstlick nur bis zum Eintritt einer bestimmten Bedin-
gung oder bis zum Ablauf einer bestimmten Frist in einer bestimmten Art und
Weise zu nutzen,

m  Ruckbauverpflichtungen bei Nutzungsaufgabe.

Die vorgenannten Regelungsinhalte kdnnen miteinander kombiniert werden. Zum
Teil werden sie im Gesetzestext noch einmal explizit benannt, so etwa Bindungen

13 Bank, in: Brigelmann, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 50; Reidt: BauR 2008, 1541 (1544).

14 Vgl. hierzu S. 349 f.

15 Vgl. Stéber, in: ZVG 17. Auflage § 90 Rn. 2, § 66 Rn. 6.5; Driescher, NVwZ 1985, 724; Hahn,
in: Boeddinghaus/Hahn/Schulte: BauO NRW § 83 Rn. 78; Bank, in: Briigelmann, Lfg. 72, Oktober
2009, BauGB § 11 Rn. 50.
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zur Deckung des Wohnbedarfs von Bevélkerungsgruppen mit besonderen Wohn-
raumversorgungsproblemen sowie des Wohnbedarfs der ortsansdssigen Bevolke-
rung. Andere, nicht ausdriicklich erwahnte Regelungen zur Grundstiicksnutzung
sind aber ebenfalls zulassig.

a) Bauverpflichtung

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB kann die Nutzung der Grundstiicke im Ein-
zelnen zum Gegenstand des stadtebaulichen Vertrags gemacht werden. Hierbei
ist nicht nur an eine Regelung Gber Art und Mal8 der Nutzung gedacht, sondern
vor allem auch an Verpflichtungen zu einer den Zielen der Bauleitplanung ent-
sprechenden Umsetzung. Einen hierzu wiederum speziellen Fall hatte die Vorldu-
ferregelung noch ausdriicklich benannt. Zu den in § 6 Abs.2 Satz 2 BauGB-
MafBnahmenG ausdriicklich als zuldssig aufgefiihrten Vereinbarungen gehort die
Verpflichtung, Grundstiicke binnen angemessener Frist einer Nutzung entspre-
chend den Festsetzungen des Bebauungsplans zuzufiihren. Vereinbart werden
muss in diesem Fall nicht nur die Verpflichtung selbst, sondern auch eine auf die-
se Verpflichtung bezogene (angemessene) Frist.

Anlass und Gegenstand der Bauverpflichtung

Eine entsprechende Regelung wird immer dann angezeigt sein, wenn die Ge-
meinde eine moglichst vollstindige Ausnutzung der geschaffenen Baurechte an-
strebt, z.B. um den dringenden Wohnbedarf der Bevolkerung zu decken'é oder
den Flachenverbrauch fiir neue Baugebiete und den Erschliefungsaufwand mog-
lichst gering zu halten. Bauverpflichtungsvereinbarungen kommen deshalb vor al-
lem im Zusammenhang mit weiteren Bindungen, z.B. zugunsten von Bevolke-
rungsgruppen mit Wohnraumversorgungsproblemen, vor (vgl. Regelungsbeispiele
10 und 12). Aber auch im Kontext anderer Vertragszwecke werden Bauverpflich-
tungen vereinbart. Zu denken ist hierbei z.B. an die Gewdhrleistung bestimmter
Gestaltungsvorstellungen der Gemeinden,17 an Vorkehrungen zum Umweltschutz
wie den Einbau von Schallschutzfenstern oder eine Bauverpflichtung zur Siche-
rung der verkehrlichen und technischen ErschliefSung.

Gesetzlich vorgeschrieben ist die Vereinbarung einer Bauverpflichtung als Durch-
flihrungsverpflichtung bei einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 12
Abs. 1 Satz 1 BauGB. Die Durchfiihrungsverpflichtung muss sowohl auf die Er-
schlieBungsmallnahmen als auch auf das private Vorhaben gerichtet sein.18 Das

16 Stiier: Bau- und Fachplanungsrecht, 2009, Rn. 2061; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bie-
lenberg/Krautzberger, § 11 Rn. 144, Lfg. 102, November 2011; Jade in: Jade/Dirnberger/Weilk,
§11,2.2.2, Rn. 45.

17 Vgl. Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, § 11 Rn. 139a, Lfg. 102, November
2011.

18 Vgl hierzu unten Kapitel X Abschnitt 2, S. 385 ff.
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o6ffentliche Interesse an der Durchflihrung der ErschlieBung wird allerdings in der
Regel im Vordergrund stehen.

Angemessene Frist

Dem Bauwilligen muss eine angemessene Frist zur Herstellung seines Bauvorha-
bens eingerdumt werden. Dabei muss der Zeitbedarf fiir Vorbereitung, Planung,
Bauantragsverfahren, Finanzierung und Baudurchfiihrung beriicksichtigt werden.
Eine Frist von zwei Jahren mit Verlangerungsklausel'® oder drei ohne Verlange-
rungsklausel20 scheint insoweit bei kleineren Vorhaben in der Regel unproblema-
tisch.21 Genau zu definieren ist auch, unter welchen Voraussetzungen die Bau-
verpflichtung erfiillt ist. In Betracht kommt insoweit z.B. der Zeitpunkt der Bezugs-
fertigkeit oder der vollstindigen Herstellung des Rohbaus.22

Neben der Frist zur Fertigstellung des Bauvorhabens kann es sich empfehlen, eine
Frist zur Stellung des Bauantrages bzw. bis zur Anzeige des Bauvorhabens im An-
zeigeverfahren zu vereinbaren (z.B. sechs Monate). Damit wird der Bauwillige
angehalten, bereits friihzeitig mit der Umsetzung der Bauverpflichtung zu begin-
nen. Die Gemeinde geht auf diese Weise sicher, dass es nicht bereits im Vorfeld
der Bebauung zu Versaumnissen kommt, die eine Verzdgerung der Fertigstellung
dann zwangsldufig nach sich ziehen wiirden. Dem gleichen Zweck dient auch die
Vereinbarung einer Frist fiir den Beginn der Bauarbeiten.

Zur Vermeidung unbilliger Harten und um die konkreten Belange des Einzelfalls
auch nachtraglich beriicksichtigen zu konnen, kann es sachgerecht sein, eine
Klausel zur Fristverldngerung in den Vertrag aufzunehmen. Haufig werden bei
Vertrdgen mit Eigentlimern, die das Grundstiick selbst nutzen oder die Nutzung
einem Verwandten (z.B. den erwachsenen Kindern) tberlassen wollen, ldngere
Fristen eingerdumt oder Verldngerungsklauseln vorbehalten.

Zu beriicksichtigen ist, dass der Bebauungsplan bei Vertragsabschluss regelmafig
noch nicht festgesetzt sein darf und auch die Voraussetzungen einer Genehmi-
gung nach § 33 BauGB nicht vorliegen diirfen. Der Fristbeginn sollte deshalb an
den Eintritt der Bebaubarkeit gekniipft werden.23 Soweit bereits das Wirksamwer-
den des Vertrages an das Inkrafttreten des Bebauungsplans oder das Vorliegen der

19 LG Ravensburg, Beschl. v. 25.10.1996 — 1 T 330/96 —, das eine zweijahrige Frist zur Realisierung
des Bauvorhabens ohne Verlangerungsklausel als unangemessen und gegen § 9 AGBG versto-
Rend bewertete.

20 OLG Karlsruhe, Urt. v. 14.3.1991 — 9 U 260/89 -, das eine Dreijahresfrist ab Erkldarung der Auf-
lassung nicht als unangemessen ansieht; OLG Karlsruhe, Urt. v. 12.1.2006 — 9 U 125/05 — eine
Frist von zweieinhalb Jahren fiir die Errichtung eines Wohnhauses blieb unbeanstandet.

21 Grziwotz: Baulanderschliefung, S.213; Burmeister: Praxishandbuch Stidtebauliche Vertrage,
S. 119; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, § 11 Rn. 141a, Lfg. 102, No-
vember 2011.

22 Burmeister: Praxishandbuch Stidtebauliche Vertrage, S. 120.

23 Grziwotz: Baulanderschliefung, S. 210.
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Voraussetzungen fiir eine Genehmigung nach § 33 BauGB gekniipft wird, kann
der Fristbeginn an das Wirksamwerden des Vertrages gekniipft werden (vgl. Rege-
lungsbeispiel 6). Eine Mitteilung der Gemeinde an den Vertragspartner, wann die-
ser Zeitpunkt eingetreten ist, ist in solchen Fallen zweckmaRig.

Regelungsbeispiel 6
Bauverpflichtungsklausel

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, spétestens ... Monate nach Wirksamwerden dieser
Vereinbarung ein vollstindiges und genehmigungsfahiges Baugesuch Uber die
Bebauung dieses Grundstiicks einzureichen und spatestens ... Jahre nach Abschluss
dieser Vereinbarung mit dem Bau zu beginnen. Die Fertigstellung des Bauvorhabens ist
spatestens ... Jahre nach Abschluss der Vereinbarung durch Vorlage der
Bauabnahmebescheinigung nachzuweisen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

Sicherung fUr den Fall der Nicht- oder Schlechterfullung der
Bauverpflichtung

Beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan soll die Gemeinde nach § 12 Abs. 6
Satz 1 BauGB die Satzung aufheben, wenn der Vorhaben- und ErschlieBungsplan
nicht innerhalb der vereinbarten Frist durchgefiihrt wird. Aus der Aufhebung der
Satzung resultierende Entschadigungsanspriiche sind kraft Gesetzes ausgeschlos-
sen; dem Vorhabentrager kommen die mit der Planung verbundenen Wertsteige-
rungen seines Grundstlicks nur zugute, wenn er sein Vorhaben realisiert.

Im Rahmen stddtebaulicher Vertrdge gibt es keinen Ausschluss von Schadener-
satzanspriichen kraft Gesetzes. Daher kann es fiir die Gemeinden sachgerecht
sein, wenn ein Verzicht auf die sich aus den §§ 42 ff. BauGB ergebenden Ent-
schadigungsanspriiche fiir den Fall vereinbart wird, dass die Gemeinde bei Nicht-
erfiillung der Bauverpflichtung — soweit i.S.v. § 1 Abs. 3 BauGB stadtebaulich er-
forderlich — den Bebauungsplan dndert oder aufhebt.24 Es muss allerdings geprift
werden, ob ein Verzicht auf die etwaige Entschadigung aus der Sicht des Investors
angemessen ist. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, wenn der Verzicht auf
den Entschddigungsanspruch an die Nichterfiillung einer Bauverpflichtung gekop-
pelt ist. Umgekehrt wird ein Ausschluss des Entschadigungsanspruchs in der Regel
unangemessen sein, wenn der Vorhabentrager und Investor Kosten i.S.v. § 11 Abs.
1 Satz 2 Nr. 3 BauGB oder die Durchfiihrung von Mallnahmen i.S.v. § 11 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 BauGB tibernommen hat, die fir ihn mit der Anderung oder Aufhe-

24 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, § 11 Rn. 140. Lfg. 102, November 2011.
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bung des Bebauungsplans wertlos werden, aus denen die Gemeinde jedoch nach
wie vor Nutzen zieht.

Im Gesetz angesprochen ist der Fall eines vertraglichen Verzichts auf Entschadi-
gungsanspriiche nach §§ 39 bis 44 BauGB beim Stadtumbauvertrag. § 171c
BauGB fiihrt eine solche Vereinbarung ausdriicklich als méglichen Gegenstand
eines Stadtumbauvertrags an.25

Ein wirtschaftlicher Anreiz zur Verwirklichung des Vorhabens wird dariiber hin-
aus in der Regel Uber die Vereinbarung einer Vertragsstrafe gegeben sein. Auch
diese muss dem Angemessenheitserfordernis geniigen.26 Das AGB-Recht ist zu
beachten (Klauselverbot der verschuldensunabhingigen Vertragsstrafe).

Die Durchfiihrung des Vorhabens kann letztlich nicht erzwungen werden. Sie
hdngt von der Bereitschaft und Leistungsfahigkeit des Vorhabentragers ab. In vie-
len Féllen der Nichterfiillung wird eine addquate Losung darin bestehen, dass ein
neuer Trager das Vorhaben des Vertragspartners tibernimmt. Dies setzt die Ver-
kaufsbereitschaft des Vertragspartners voraus, die zwar hdufig, aber nicht immer
vorliegen wird. Probleme werden immer dann entstehen, wenn der Vertrags-
partner einen Uberzogenen Verdullerungspreis durchsetzen will.

In der kommunalen Praxis wird deshalb zum Teil ein preislimitiertes Ankaufsrecht
zugunsten der Gemeinde vereinbart, das dann ausgelibt werden darf, wenn der
Vorhabentrager die Durchfiihrungsverpflichtung nicht erfiillt27. Das aufschiebend
bedingte Ankaufsrecht kann durch die Eintragung einer entsprechenden Auflas-
sungsvormerkung gesichert werden. Soweit die Gemeinde das Grundstiick an den
Vorhabentrdger verkauft hat, kann sie ein entsprechendes aufschiebend bedingtes
Wiederkaufsrecht vereinbaren. Die Gemeinde kann auf diese Weise fiir eine zii-
gige Weitergabe der Grundstiicke an geeignete Bauwillige sorgen oder auch selbst
als Bauherrin im sozialen Wohnungsbau auftreten.

Bauverpflichtung und Ausschreibungspflicht

Von erheblicher praktischer Bedeutung ist die Frage, ob eine vertraglich Gber-
nommene Bauverpflichtung nach den vergaberechtlichen Bestimmungen ein Aus-
schreibungserfordernis der damit verbundenen Bauleistung begriindet. Eine aus-
flhrliche Erlauterung zu den in dieser Hinsicht bestehenden Abgrenzungsfragen
findet sich in Kapitel 1. Das OLG Diisseldorf hatte einen Grundstiickskaufvertrag
eines zu entwickelnden Baugrundstiickes als ausschreibungspflichtig eingestuft,
weil darin eine Verpflichtung zur Errichtung von baulichen Anlagen entsprechend
den Vorgaben der Gemeinde enthalten war. Als Reaktion auf diese Entscheidung
wurde § 99 Abs. 3 Alt. 3 GWB ergdnzt. Bauauftrdge im Sinne der Vorschrift sind

25 Vgl hierzu 305 f.
26 Vgl hierzu S. 355.
27 Vgl hierzu ausfiihrlich S. 337 ff.
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nunmehr nur solche Vertrdge, die Bauleistungen zum Gegenstand haben, die dem
offentlichen Auftraggeber unmittelbar wirtschaftlich zugutekommen. Der Begriff
des ,Offentlichen Bauauftrages” setzt danach voraus, dass die Bauleistung im un-
mittelbaren wirtschaftlichen Interesse des offentlichen Auftraggebers ausgefiihrt
wird. Der EuGH hat mittlerweile bestatigt, dass der in diesem Sinne neu gefasste
§ 99 Abs. 3 GWB europarechtskonform ist.28 Ausdriicklich stellte der Gerichtshof
heraus, dass die bloBe Ausiibung von stadtebaulichen Regelungszustindigkeiten
noch kein unmittelbares wirtschaftliches Interesse vermittelt.29

In der Regel werden die in einem stddtebaulichen Vertrag vereinbarten Bauver-
pflichtungen danach keine Pflicht zur europaweiten Ausschreibung begriinden.
Denn die Realisierung der durch einen Bebauungsplan eingerdumten Baurechte
ist Ausdruck der den Gemeinden als stadtebauliche Regelzustandigkeit zugewie-
senen Kompetenz zur Ordnung und Leitung der stadtebaulichen Entwicklung. Die
Ausschopfung der eingerdumten Baurechte steht dabei u.a. im Interesse einer vor-
rangigen Innenentwicklung und dient dem in § 1a Abs. 2 BauGB kodifizierten
Ziel, mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Dementspre-
chend hat das OLG Diisseldorf unter Aufgabe seiner friiheren Rechtsprechung im
Fall einer auf ein Einzelhandelsvorhaben bezogenen Bauverpflichtung ein unmit-
telbares wirtschaftliches Interesse der Gemeinde verneint.30 Bauverpflichtungen,
welche auf die Realisierung der von dem Vertragspartner im origindren Eigeninte-
resse geplanten Vorhaben gerichtet sind, sind deshalb in der Regel vergaberecht-
lich irrelevant.

Etwas anderes kann allerdings in Fallen gelten, in denen die Gemeinde sich des
Vorhabentrdgers bedient, um z.B. neben der Realisierung eines Wohngebietes
auch die dadurch veranlasste Kindertageseinrichtung als dem Gemeinwohl die-
nende Einrichtung zu bauen. Soweit eine solche Bauverpflichtung nicht unentgelt-
lich erfolgt, erscheint zumindest zweifelhaft, ob der Begriff der stidtebaulichen
Regelungszustandigkeit in solchen Fallen weiterhilft. Denn dass die Gemeinde ei-
ne solche Bauverpflichtung bezogen auf eine Gemeinbedarfseinrichtung primar
vereinbart, um sich selbst finanziell zu entlasten, diirfte genauso auf der Hand lie-
gen wie das damit einhergehende unmittelbare wirtschaftliche Interesse. Das
Meinungsbild in der Literatur ist diesbeziglich allerdings uneinheitlich. Zum Teil
wird die Auffassung vertreten, dass es auf den Schwerpunkt der vertraglichen Ab-
reden ankomme. Sofern stadtebauliche Zwecke den Schwerpunkt bilden, kénnen
danach auch (untergeordnete) wirtschaftliche Interessen in einer Mallinahme Aus-

28 EuGH, Urt. v. 25.3.2010 (EuGH - C - 451/08, ,Wildeshausen”). Eingehend zur Rechtslage nach
dem Urteil des EuGH nunmebhr Jarass, VergabeR 2010, 562 ff.; Hertwig, VergabeR 2010, 554 ff.;
Grothmann/Tschdpe, ZfBR 2011, 442 ff.; Haak, VergabeR 2011, 351 ff.; Greim, ZfBR 2011,
126 ff.; Klein, in Bau- und Fachplanungsrecht, Festschrift fir Stiier zum 65. Geburtstag, S. 195 ff.;
Tomerius, ZfBR 2012, 332 ff.

29 Tomerius, ebenda; Grothmann/Tschédpe ZfBR 2011, 442; Greim ZfBR 2011, 126.

30 OLG Disseldorf, Urt. v. 9.6.2010, VII Verg 9/10, Rn. 55, 56.
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druck finden, ohne eine Vergabepflicht herbeizufiihren.31 Andere sehen die Ge-
fahr der Umgehung des Vergaberechts bei einer solchen ,Einkapselung” in das
Gesamtvorhaben.32

In Anbetracht dieser ungeklarten Abgrenzungsfragen empfiehlt sich im Zweifel die
Ausschreibung entsprechend den vergaberechtlichen Bestimmungen. Einen prak-
tikablen Weg fiir die hier in Frage stehenden Fallkonstellationen weist die ,Teatro
alla Bicocca“-Entscheidung des EuGH“.33 Fiir den Fall der vertraglichen Uber-
nahme der Erschliefung hielt der EUGH es fiir ausreichend, wenn der Vorhaben-
trager zur Anwendung der vergaberechtlichen Bestimmungen verpflichtet wird
(Vergabepflicht auf der zweiten Stufe).34

b) Befristungen und Bedingungen von Grundsticksnutzungen

Klarstellend enthédlt der Gesetzestext den Hinweis darauf, dass Regelungen (iber
die Befristung oder Bedingung von Grundstiicksnutzungen im Rahmen stadtebau-
licher Vertrdge getroffen werden konnen. Die Regelung korrespondiert mit der
durch das EAG Bau in § 9 Abs. 2 BauGB eingefiihrten Festsetzungsmoglichkeit,
der zufolge im Bebauungsplan festgesetzt werden kann, dass bestimmte bauliche
und sonstige Nutzungen und Anlagen nur fiir einen bestimmten Zeitraum zuldssig
oder bis zum Eintritt bestimmter Umstande zuldssig oder unzuldssig sind.35 Dort
findet sich der erganzende Hinweis, dass auch die Folgenutzung festgesetzt wer-
den soll.

Denkbar sind hier z.B. Regelungen iiber die zeitliche Abfolge bei Realisierung
mehrerer Bauabschnitte. So kann es sinnvoll oder aufgrund des Emissionsschutzes
erforderlich sein, zunédchst eine lirmabschirmende Bebauung oder andere Maf3-
nahmen des Emissionsschutzes zu realisieren, bevor der larmempfindliche Teil
des Gesamtvorhabens (also z.B. eine Wohnbebauung) durchgefiihrt wird. Zeitli-
che Staffelungen in der Realisierung von Vorhaben koénnen dariiber hinaus
zweckmdlig sein, wenn auch die Erschliefung durch die offentliche Hand erst
nach und nach erfolgen kann.

Ein im Zusammenhang mit dem Ausbau erneuerbarer Energien besonders relevan-
ter Anwendungsfall betrifft das sog. Repowering. Unter Repowering wird das Er-
setzen bestehender dlterer Windenergieanlagen durch neue leistungsstarke Wind-
energieanlagen verstanden. Hierdurch kann der Energieertrag erheblich gesteigert

31 Vgl. Grothmann/Tschépe, ZfBR 2011, 442 (448 ff.).

32 Vgl. Haak, VergabeR 2011, 351 (356).

33 EuGH Urt. v. 12.7.2001, C - 399/98 —.

34 Zur Konstruktion des EuGH bei Erschliefungsvertrdgen nach § 124 BauGB vgl. Grziwotz, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 124 Rn. 90b, Lfg. 106, November 2012.

35 Zum so genannten Baurecht auf Zeit u.a. Jade, ZfBR 2005, 135; Kuschnerus, ZfBR 2005, 125;
Schieferdecker, BauR 2005, 320, Sofker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, § 9 Rn. 240-
241p, Lfg. 102, November 2011.
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werden, was fiir den Betreiber zu einer Verbesserung des wirtschaftlichen Ergeb-
nisses fiihrt.36

Die planungsrechtliche Absicherung des Repowering kann auch auf der Grundla-
ge einer Kombination von Flichennutzungsplanung oder Bebauungsplanung und
stddtebaulichem Vertrag erreicht werden.37 Relevanter noch ist der Fall der Ergan-
zung des Flachennutzungsplans, weil hier die Festsetzungsmoglichkeit nach § 9
Abs. 2 BauGB fehlt. Diese Kombinationsmoglichkeit bietet sich vor allem an,
wenn ein konkretes Investitionsbegehren fiir eine neue Anlage an die Gemeinde
herangetragen wird und die Gemeinde dieses nicht ohne Neuordnung unter Ein-
beziehung von RickbaumaBnahmen zulassen will oder wenn die Gemeinde im
Rahmen der Aufstellung oder Anderung des Flichennutzungsplans eine Neuord-
nung hinsichtlich der Windenergieanlagen erreichen und dabei die Moglichkeit
eines Repowering er6ffnen will.

Die verbindliche Koppelung von Neuerrichtung leistungsstdrkerer Anlagen an den
Riickbau von Altanlagen erfolgt hier durch stadtebaulichen Vertrag. Dabei ist es
erforderlich, die maligeblichen Akteure in den Vertrag einzubeziehen. Dies be-
deutet, dass sich der Vorhabentrdger einer neuen Anlage verpflichten muss, diese
erst dann zu errichten, wenn bestimmte Altanlagen stillgelegt und zuriickgebaut
sind. Sinnvollerweise wird man die Betreiber der Altanlagen in den Vertrag einbe-
ziehen, um die Umsetzung des Repowering zu gewéhrleisten .38

Eine Regelung zur Befristung einer Grundstiicksnutzung kommt immer dann in
Betracht, wenn die jeweilige Grundstiicksnutzung nicht dauerhaft sein soll. So
kann es z.B. stddtebaulich gerechtfertigt sein, eine Zwischennutzung zu ermégli-
chen, weil die final angestrebte Nutzung aus technischen, 6konomischen oder
sonstigen Griinden erst zu einem spédteren Zeitpunkt erreicht werden kann. In sol-
chen Féllen ist es sinnvoll, von vornherein Regelungen zu treffen, die einen An-
spruch auf dauerhafte Nutzung ausschliefen. Sinnvoll ist es, entsprechende Ver-
einbarungen auch mit einer Regelung zum Verzicht auf Entschadigungsanspriiche
nach den §§ 39 bis 44 BauGB zu verkniipfen sowie eine Regelung zur Beseitigung
der baulichen Anlagen nach Ablauf der Frist und zu der Herstellung des urspriing-
lichen Zustands zu vereinbaren.39 Weil mit § 9 Abs. 2 BauGB nun auch die Mog-
lichkeit besteht, entsprechende Regelungen durch Festsetzungen im Bebauungs-

36 Berkemann: Rechtliche Absicherung des Repowering von Windkraftanlagen, in: Jarass (Hrsg.): Er-
neuerbare Energien in der Raumplanung, S. 68-108.; Sofker, ZfBR 2008, 14-21; Gatz, DVBI.
2009, 737-748; Deutscher Stadte- und Gemeindebund (Hrsg.): Leitfaden ,Repowering von
Windenergieanlagen: ~ Kommunale  Handlungsmoglichkeiten”,  DStGB DOKUMENTATION
NO 94, http://www.bmu.bund.deffiles/pdfs/allgemein/application/pdf/leitfaden_repowering.pdf

37 A.A. Berkemann: Rechtliche Absicherung des Repowering von Windkraftanlagen, in: Jarass
(Hrsg.): Erneuerbare Energien in der Raumplanung, S. 68 (103 f.).

38 Deutsches Institut fir Urbanistik (Hrsg.): Klimaschutz in Kommunen — Praxisleitfaden, Teil A 2,
Kapitel 4.2.5, Download: http://www.leitfaden.kommunaler-klimaschutz.de/.

39 Vgl. hierzu Ziffer 15 des Vertragsmusters im Anhang.
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plan zu treffen, sollten die vertraglichen Bestimmungen hierzu grundsatzlich nur
ergdnzend neben die satzungsrechtlichen Festsetzungen treten.

Als denkbarer Anwendungsfall kommen auch Befreiungsentscheidungen nach
§ 31 Abs. 2 BauGB in Betracht. In diesem Fall konnen vertragliche Regelungen
die festzulegenden Auflagen zur Befreiungsentscheidung ersetzen oder erginzen.

C) RUckbaupflicht nach Nufzungsaufgabe

Insbesondere bei Fillen einer von vornherein nur befristeten Nutzung kann ver-
einbart werden, dass eine zu errichtende bauliche Anlage nach Nutzungsaufgabe
zu beseitigen ist. Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass ein Investitionsvorhaben
hédufig nur fir einen bestimmten Zeitraum geplant ist und es stadtebaulich erfor-
derlich sein kann, nach Aufgabe der Nutzung den urspriinglichen Zustand wie-
derherzustellen. Diskutiert werden solche Regelungen z.B. im Zusammenhang mit
der Errichtung von so genannten Spezialimmobilien, die nicht oder nur mit erheb-
lichem Aufwand fiir andere Nutzungen in Frage kommen (fehlende Drittverwen-
dungsmoglichkeit z.B. bei Musical Halls, Multiplex-Kinos, Indoor-Skianlagen und
anderen FreizeitgroBanlagen). Ahnliche Probleme kénnen bei Zweckbauten mit
niedrigem architektonischem Standard, insbesondere im Bereich des grofflachi-
gen Einzelhandels, entstehen, da auch solche Einrichtungen mit kurzen Abschrei-
bungs- und Amortisationszeiten kalkulieren.40 Auch wenn bei Zulassung eines
Einzelhandelsbetriebs wegen der bestehenden Marktsattigung ein stadtebaulich
nicht erwiinschter Leerstand der Immobilie moglich erscheint, kann die Vereinba-
rung einer Riickbauverpflichtung in Betracht kommen.41

Gesondert gesetzlich geregelt ist eine Riickbauverpflichtung fiir privilegierte Vor-
haben nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis Nr. 6 BauGB. Nach § 35 Abs. 5 Satz 2 1. Halb-
satz ist fir die genannten Vorhaben als weitere Zuldssigkeitsvoraussetzung eine
Verpflichtungserklarung erforderlich, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der
zuldssigen Nutzung zu beseitigen. Diese Verpflichtungserklarung ist kein zweisei-
tiger Vertrag, sondern eine einseitige bindende Erkldrung gegeniber der Geneh-
migungsbehorde.

Als problematisch stellt sich bei einer vertraglichen Riickbauverpflichtung die Fra-
ge der angemessenen Sicherheit fiir die Durchsetzung der Riickbaupflicht dar.
Anhaltspunkte hierzu ergeben sich aus der gesetzlichen Riickbauverpflichtung
nach § 35 Abs. 5 BauGB. Nach dieser Vorschrift soll die Baugenehmigungsbehér-
de eine Sicherung durch Baulast oder auf andere geeignete Weise verlangen.42
Als weitere Sicherungsinstrumente werden in der Literatur die selbstschuldneri-

40 Bericht der unabhdngigen Expertenkommission ,Novellierung des Baugesetzbuchs 20027,
Rn. 184 ff.

41  Grziwotz, KommJur 2009, 175 ff.

42 Hierzu Sofker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, § 35 Rn. 166, Lfg. 103, Januar 2012;
Jade in: Jade/Dirnberger/Weil, § 35 Anm. 4.2.2.8 Rn. 166.

124



sche Biirgschaft in Hohe der voraussichtlichen Riickbaukosten und die Ubernah-
me einer beschrdnkt personlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Baugenehmi-
gungsbehorde genannt.43 Baulast und Dienstbarkeit sind aber nur eingeschrankt
geeignet, den Vertragszweck effektiv zu sichern. Durch eine Dienstbarkeit kann
nicht zu einem positiven Tun verpflichtet werden; die Baulast sichert nicht die
Umsetzung des Riickbaus, sondern nur die Weitergabe der Verpflichtung an einen
Rechtsnachfolger. Deshalb wird empfohlen, die Kosten des Riickbaus durch Biirg-
schaft oder eine erstrangige Grundschuld am Grundstlick des Vorhabentragers zu
sichern.#4 Gegen die Biirgschaft werden in der Regel die vergleichsweise hohen
Kosten sprechen. Die Eintragung einer Grundschuld schmalert die Beleihbarkeit
des Grundstiicks und ist deshalb fiir die Vorhabentrager ebenfalls problematisch,
gleichwohl aber i.d.R. das geeignete Sicherungsmittel. Letztere kommt allerdings
nur dann in Betracht, wenn der Wert des zur Versteigerung stehenden Grund-
stiicks die Kosten des Riickbaus voraussichtlich abdecken wird.45

Die Riickbaupflicht ist typischerweise an die Bedingung gekniipft, dass die Nut-
zung der baulichen Anlage aufgegeben wurde. Die Nutzungsaufgabe muss dau-
erhaft sein. Es muss bei Wiirdigung aller Umstiande davon auszugehen sein, dass
die Nutzung nicht wieder aufgenommen wird. Wann dies der Fall ist, ist eine Fra-
ge der Umstdnde des Einzelfalles. Deshalb ist es zweckmaRig, im Vertrag auch zu
bestimmen, unter welchen Umstdnden davon auszugehen ist, dass die Nutzung
dauerhaft aufgegeben wurde.46

Regelungsbeispiel 7
Riickbauverpflichtungsklausel

Der Vorhabentrdger errichtet auf dem Vertragsgrundstiick ... [genaue Bezeichnung des
Grundstlicks] ein(e) ... [Bezeichnung des Vorhabens]. Er verpflichtet sich, samtliche in
diesem Zusammenhang hergestellten baulichen Anlagen zuriickzubauen und den
urspriinglichen Zustand des Grundstiicks wieder herzustellen, wenn die Nutzung der
Anlage aufgegeben wurde und mit einer Wiederaufnahme der Nutzung nicht zu
rechnen ist. Hiervon ist insbesondere dann auszugehen, wenn in den baulichen
Anlagen seit mindestens drei Jahren keine zuldssige Nutzung mehr ausgeiibt wurde.

Die Gemeinde ist berechtigt, den Riickbau auf Kosten des Vorhabentrdgers durchfiihren
zu lassen, soweit dieser der schriftlichen Aufforderung der Gemeinde zum Riickbau
nicht binnen sechs Monaten ab Zugang der Aufforderung nachkommt. Der
Vorhabentrdger hat die der Gemeinde insoweit entstehenden Kosten zu ersetzen.*

43 Rieger, in: Schrodter: BauGB § 35 Rn. 161; Diirr, in: Briigelmann: BauGB § 35 Rn. 173.
44 Grziwotz, Kommjur 2009, 175 (178).

45  Ebenda.

46 Ebenda.
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* Die Sicherung des Anspruchs auf Kostenlibernahme bei Ersatzvornahme durch die
Gemeinde kann durch Biirgschaft oder Grundschuld erfolgen.

Quelle: Textvorschlag in Anlehnung an Grziwotz, Kommjur 2009, 175 (178 f.).

3. Durchfiihrung von MaBnahmen zum Ausgleich von
Eingriffen in Natur und Landschaft

Ein in der Praxis besonders relevanter Gegenstand vertraglicher Vereinbarung ist
der Ausgleich von Eingriffen.4” Die vertragliche Gestaltung des Ausgleichs hat den
Vorteil, dass unabhingig vom Festsetzungskatalog des § 9 Abs. 1 BauGB und von
der Zuordnung nach § 9 Abs. Ta BauGB Regelungen vereinbart werden konnen,
die insbesondere Flichenbereitstellung, Art und Zeitpunkt der Herstellung sowie
Pflege und Unterhaltung der Flachen und Malknahmen betreffen kénnen. Die ver-
tragliche Vereinbarung zur Durchfiihrung kann sich auf festgesetzte Ausgleichs-
malnahmen, aber auch auf MaBnahmen beziehen, die im Bebauungsplan nicht
festgesetzt wurden. Es kann insbesondere vereinbart werden, dass der Vertrags-
partner die Mallnahmen zum Ausgleich selbst auf eigene Kosten durchfiihrt oder,
falls die Gemeinde die Malknahmen durchfiihrt, die dadurch veranlassten Auf-
wendungen ersetzt werden.

a) Rechftliche Einordnung

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB konnen Foérderung und Sicherung der mit
der Bauleitplanung verfolgten Ziele, insbesondere auch ,die Durchfiihrung des
Ausgleichs im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 4 BauGB”, Gegenstand eines stiadtebau-
lichen Vertrags sein. Klargestellt wird damit, dass die abwédgungserhebliche Frage
des Ausgleichs nicht zwingend im Bebauungsplan selbst durch Festsetzung gere-
gelt werden muss.4¢ Der Bebauungsplan kann im Sinne einer planerischen Zu-
riickhaltung auch einzelne Aspekte wie den des Ausgleichs einer vertraglichen
Losung vorbehalten.4? Der Vertrag kann also die Festsetzung des Ausgleichs ent-
behrlich machen.50 Er kommt deshalb vor allem dann in Betracht, wenn der Aus-
gleich aullerhalb des Plangebiets erfolgen soll.57 Aber auch bei Ausgleichsmali-
nahmen innerhalb des Plangebiets ist eine vertragliche Regelung haufig sinnvoll,

47 Bohme u.a.: Flachen- und MaBnahmenpools in Deutschland, S. 140.

48 Quaas, NVwZ 1995, 840 (842); Schmidt-Eichstaedt, DOV 1995, 95 ff.

49 So schon vor der gesetzlichen Kodifizierung in § 1a Abs. 3 BauGB BVerwG, Urt. v. 7.5.1997
-4 N 1.96 -

50 Mitschang, BauR 2003, 183 (185); Wolf, NuR 2002, 455 (464).

51 Vgl. zum planexternen Ausgleich u.a. Bunzel/Bohme: Interkommunales Kompensationsmanage-
ment, Miinster 2002; Béhme u.a.: Flichen- und MaBRnahmenpools in Deutschland, Bonn-Bad
Godesberg 2005, mit zahlreichen weiteren Nachweisen. Zur grundsétzlichen Zuldssigkeit einer
vertraglichen Sicherung planexterner Ausgleichsmanahmen siehe BVerwG, Urt. 7.5.1997 - 4 N
1/96 —.
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insbesondere um eine einvernehmliche Regelung zur Ubernahme der Kosten des
Ausgleichs zu erreichen und auf diese Weise die Umlegung der Kosten durch
Kostenerstattungsbescheide Gberflissig zu machen.52 Im Zeitpunkt des Satzungs-
beschlusses muss die Umsetzung des Ausgleichs auch in eigentumsrechtlicher
Hinsicht gesichert sein.>3

Aus § 135a Abs. T BauGB ergibt sich, dass festgesetzte MalBnahmen zum Aus-
gleich auf den Baugrundstiicken vom Vorhabentrdger durchzufiihren sind. Dem-
gegeniiber soll die Gemeinde den Ausgleich anstelle und auf Kosten der Vorha-
bentréger oder der Eigentimer der Grundstiicke durchfiihren und auch die hierfir
erforderlichen Flachen bereitstellen, soweit die Malknahmen zum Ausgleich an
anderer Stelle den Grundstlicken nach § 9 Abs. Ta zugeordnet sind. Bei Aus-
gleichsmaBBnahmen an anderer Stelle, d.h. aullerhalb der Baugrundstiicke, werden
Vorhabentrager oder Grundstiickseigentiimer als in der Regel von der nach dem
Verursacherprinzip bestehenden Durchfihrungspflicht freigestellt. Das Gesetz er-
laubt aber ausdriicklich abweichende vertragliche Regelungen. In jedem Fall geht
das Gesetz allerdings von der Pflicht des Vorhabentrdgers oder Grundstlickseigen-
timers zur Tragung der Kosten aus.

b) Mogliche Anwendungsfdalle

Die vertraglichen Gestaltungsméglichkeiten sind auch hier vielféltig. Im Kern wird
es regelmiBig um die Ubernahme der Pflicht zur Durchfiihrung und Kostentra-
gung des Vorhabentrigers gehen. Sofern ein Bauwilliger sich zur Ubernahme der
Kosten verpflichtet, die der Gemeinde bei der Durchfitlhrung des Ausgleichs ent-
stehen, handelt es sich nicht um einen Vertrag nach § 11 Abs. 1 Satz2 Nr. 2
BauGB, sondern um einen nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB zu beurteilenden
Folgekostenvertrag.54

Zur Sicherung und Durchfiihrung des Ausgleichs kommen auch Vertrdage mit Drit-
ten in Betracht. So kdnnen Vereinbarungen zur Flachenbereitstellung, Unterhal-
tung und Pflege mit der zustdndigen Naturschutzbehdrde oder den jeweiligen Ei-
gentlimern oder Nutzern der Flichen in Betracht kommen.55 Dies gilt vor allem
dann, wenn der Vorhabentrager sich der Dienste eines sog. Flachenpooltragers
bedient. Haufig wird es dann sinnvoll sein, dreiseitige Vereinbarungen unter Ein-
beziehung des Vorhabentragers und der Gemeinde abzuschliefen. Auch bei ei-
nem planfeststellungsersetzenden Bebauungsplan kommt zur Sicherung und zur

52 Vgl. zu den Mdglichkeiten der Refinanzierung Bunzel: Bauleitplanung und Flichenmanagement
bei Eingriffen in Natur und Landschaft, S. 157, ders., NuR 2003, 15 ff.; Stiier, NuR 2003, 11 ff.

53 VGH BW, Urt. v. 8.7.2002 — 3 S 2016/01 —.

54 Vgl. hierzu S. 230 ff.

55 Vgl. die Beispiele bei Bchme u.a.: Flichen- und MaBnahmenpools in Deutschland, S. 21 ff., dies.:
Statusbericht Flachen- und Manahmenpools (Difu-Materialien 7/2003).
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Durchfiihrung des erforderlichen Ausgleichs grundsdtzlich ein stadtebaulicher
Vertrag in Betracht.56

Praktisch kommt die Durchfiihrung der Manahmen zum Ausgleich durch den
Vorhabentrager nur dann in Betracht, wenn sowohl der Vorhabentrdger als auch
die Gemeinde hieran ein Interesse haben. Im Interesse des Vorhabentrdgers kann
die Durchfiihrung insbesondere dann liegen, wenn er die MaRnahmen in einem
Zuge mit anderen von ihm in Auftrag zu gebenden Malinahmen (z.B. Garten- und
Landschaftsbau) durchfiihren kann. Die einheitliche Auftragsvergabe kann zu ei-
nem giinstigeren Endpreis fiihren, da einerseits keine &ffentliche Ausschreibung
erfolgen muss und andererseits der Vorhabentrdger durch Nachverhandlungen
Preisnachldsse erreichen kann. Fir den Vorhabentrdger wirkt sich insoweit auch
kostensenkend aus, dass er anders als die Gemeinde die in Rechnung gestellte
Mehrwertsteuer im Rahmen seines Vorsteuerabzugs steuersenkend geltend ma-
chen kann. Zudem kann die koordinierte Durchfiihrung auf der Grundlage eines
einheitlichen Vertrags zu einer beschleunigten Fertigstellung beitragen. Dieser
Vorteil wird aber nur dann zum Tragen kommen kénnen, wenn die Flachen, auf
denen die Ausgleichsmallnahmen durchgefiihrt werden sollen, in unmittelbarem
raumlichem Zusammenhang mit dem Baugebiet liegen.

Aus der Sicht der Gemeinde wird sich die Ubertragung der Durchfiihrung eines
Ausgleichs immer dann anbieten, wenn auch die ErschlieBung durch den Vorha-
bentrdger auf der Grundlage eines ErschlieBungsvertrags durchgefiihrt wird (§ 124
BauGB). Die Gemeinde kann sich dann den Aufwand der Ausschreibung, Bau-
Uberwachung, Vorfinanzierung und Abrechnung ersparen und muss lediglich eine
Schlussabnahme durchfiihren. Soweit der Ausgleich Bestandteil eines gréBeren
landschaftspflegerischen Entwicklungsvorhabens ist, wird es demgegeniber in der
Regel zweckmilig sein, dass die Gemeinde die Durchfiihrung selbst steuert und
die erforderlichen Auftrage selbst vergibt.

C) Mogliche Regelungsinhalte

Einen Uberblick méglicher vertraglicher Regelungen zum Ausgleich von Eingrif-
fen ergibt sich aus folgender Aufstellung:
m  Erstellen eines Eingriffsausgleichsgutachtens,

m Erstellen eines Griinordnungsplans,

= Bereitstellung von Grundstiicken zur Durchfiihrung des Ausgleichs (Pacht
oder Kauf),

= Nutzungsbindungen fiir MafSnahmen zum Ausgleich und deren dingliche Si-
cherung (Einrdumung einer beschrinkt persénlichen Dienstbarkeit),

56 BVerwG, Beschl. v. 5.1.1999 — BN 28.97 —.
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= Durchflihrung des Ausgleichs,

= Ubernahme der Kosten des Ausgleichs, gegebenenfalls mit Vorauszahlung
und Ablosung,

= Ubernahme von PflegemaBnahmen und deren dingliche Sicherung (z.B.
durch Reallast).57

Neben den Kompensationspflichten im Zusammenhang mit der Eingriffs-
Ausgleichs-Regelung in § Ta Abs. 3 BauGB kdnnen auch andere sich aus dem Na-
turschutzrecht an die Umsetzung von Bauleitpldnen ergebende Verpflichtungen
Gegenstand stadtebaulicher Vertrdage sein. Zu denken ist hier insbesondere an das
nationale und europdische Habitat- und Artenschutzrecht. So kann analog den
Regelungsmoglichkeiten zum Ausgleich von Eingriffen vereinbart werden, dass
der Vorhabentrdger bestimmte Mallnahmen zur Vermeidung oder Minderung von
Beeintrdchtigungen der fir die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafgebli-
chen Bestandteile von Natura 2000-Gebieten oder zur Abwendung von Verstolien
gegen artenschutzrechtliche Verbote durchfiihrt. Dies gilt entgegen VGH Miin-
chen38 grundsdtzlich auch fir sog. vorgezogene Ausgleichsmallnahmen (CEF-
Malnahmen) nach § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG. Der VGH Miinchen war dem
Wortlaut der Vorschrift folgend der Auffassung, vorgezogene Mafinahmen miiss-
ten zu ihrer Rechtswirksamkeit im Bebauungsplan festgesetzt werden. Das Gericht
verkannte dabei allerdings, dass § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG sich nicht an die
planaufstellende Gemeinde, sondern an die Zulassungsbehorde wendet. Auf der
Ebene der Bauleitplanung ist nur zu prifen, ob sich die artenschutzrechtlichen
Zugriffsverbote unter Berlicksichtigung der Option, vorgezogene Malnahmen
zum Ausgleich durchzufiihren, sich fiir den Planvollzug als uniiberwindliche
Hindernisse des Planvollzuges (§ 1 Abs. 3 BauGB) erweisen. § 44 Abs. 5 Satz 3
BNatSchG beinhaltet daher kein Vertragsinhaltsverbot. Die Regelung eroffnet
vielmehr die Moglichkeit, durch geeignete, ggf. auch vertraglich vereinbarte
MaRnahmen einen Versto8 gegen artenschutzrechtliche Verbote abzuwenden.59

Zur Durchflihrung des Ausgleichs gehort die materielle Herstellung des Aus-
gleichs einschliellich der Anwuchs- und Entwicklungspflege. Die kommunalen
Spitzenverbdande haben eine Mustersatzung fiir die Kostenerstattung gem. § 135c
BauGB vorgelegt, deren erste Fassung als Anlage eine Liste moglicher Aus-
gleichsmaBBnahmen enthielt. Die darin enthaltenen Angaben zur Dauer der An-
wuchs- und Entwicklungspflege wurden in der Praxis zum Teil als deutlich zu
kurz angesehen.60 In der Neufassung der Mustersatzung findet sich diese Anlage

57 Vgl. das Beispiel bei Bunzel/Béhme: Interkommunales Kompensationsmanagement, S. 206.

58 VGH Miinchen, Urt. v. 30.3.2010 - 8 N 09.1861 —, Rn. 70/72.

59 Schmidt-Eichstaedt, UPR 2010, 401 (406); Kastle, NuR 2010, 711; Gellermann, in: Land-
mann/Rohmer: Umweltrecht, BNatSchG § 44 Rn. 50; Mitschang, in: Berliner Kommentar, Lose-
blatt, 17. Lfg. 2010, § 1a Rn. 653.

60 Abgedruckt u.a. bei Bunzel: Bauleitplanung und Flichenmanagement bei Eingriffen in Natur und
Landschaft, S. 191-193.
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nicht mehr, so dass die Dauer der Entwicklungspflege nach den fachlichen Stan-
dards zu ermitteln ist.61 Fiir die Frage der vertraglich ibernommenen Anwuchs-
und Entwicklungspflege war die Mustersatzung zur Kostenerstattung nicht ein-
schlagig. Dementsprechend werden in der Praxis schon immer ldngere, an den
fachlichen Standards orientierte Pflegezeitraume vereinbart.

Auch die Uber den Zeitraum der Anwuchs- und Entwicklungspflege hinausgehen-
den PflegemalBnahmen, die dem dauerhaften Erhalt der Ausgleichswirkung die-
nen, kénnen vertraglich durch den Vorhabentrdger tibernommen werden. Inso-
weit handelt es sich allerdings nicht um Teile der Ausgleichsmalinahmen, sondern
um Folgelasten, die durch das Vorhaben ausgelost wurden.62 Soweit der Aus-
gleich durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemalnahmen bewirkt werden soll, kann
auf der Basis von Abzinsungsberechnungen kapitalisiert werden und muss sich
am Maf8stab der Angemessenheit (§ 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB) messen lassen.63

Der Ausgleich ist dann bewirkt, wenn und soweit die beeintrdchtigten Funktionen
des Naturhaushalts wiederhergestellt oder in gleichwertiger Weise ersetzt sind
und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist
(§ 19 Abs. 2 BNatSchG). Da die Schaffung von Baurecht einen dauerhaften Ein-
griff ermoglicht, haben die Gerichte mit Teilen der Literatur verlangt, dass auch
der Ausgleich auf Dauer anzulegen und entsprechend dinglich zu sichern ist.64
Als geeignetes Sicherungsinstrument wird die Eintragung einer beschrénkt person-
lichen Dienstbarkeit in Betracht gezogen.65 In einigen Bundesldndern kann eine
entsprechende dauerhafte Sicherung auch durch Eintragung einer Baulast erfol-
gen. Eine lediglich zeitlich befristete Sicherung z.B. durch Pacht soll demgegen-
Uber nicht ausreichen.66 Die dingliche Sicherung dient als Alternative zur sat-
zungsrechtlichen Festsetzung der Sicherung des Verwendungszwecks der Flache.

Die von der Rechtsprechung erhobene Forderung nach dauerhafter Sicherung von
vollendet hergestellten AusgleichsmaBnahmen ist nicht unumstritten:67 Zur Be-
griindung der Gegenauffassung wird mit schliissigen Argumenten auf den Zweck
des Baurechtskompromisses abgestellt, mit dem das Kompensationserfordernis bei
Eingriffen in Natur und Landschaft aus der strikten Bindung an das Naturschutz-
recht gelost und der planerischen Abwégung unterstellt wurde. Damit sei auch

61 Abgedruckt bei Wallraven-Lindl/Strunz: Die Satzungen nach dem Baugesetzbuch, S. 117.

62 Schmidt-Eichstaedt, BauR 2010, 1865 (1867).

63 Kapitel V.

64 OVG RP, Urt. 20.1.2003 - 8 C 11016/02 —; VGH BW, Urt. v. 17.5.2001 — 8 S 2603/00 —; OVG
RP, Urt. v. 20.1.2003 - 8 C 11016/02 —; OVG Nds., Urt. v. 14.9.2000 - 1 K 5414/98 —; OVG
NW, Urt. v. 11.1.2001 - 7a D 148/98 — NE; OVG RP, Urt. 20.1.2003 - 8 C 11016/02 —;
Schrodter, in: Schrodter: BauGB, § 1a Rn. 61; Stich, UPR 2001, 177; a.A. Reidt, in: Gel-
zer/Bracher/Reidt, Rn.703.

65 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 124, m.w.N.

66 VGH BW, Urt. v. 17.5.2001 — 8 S 2603/00 —; OVG RP, Urt. v. 20.1.2003 - 8 C 11016/02 —; OVG
Nds., Urt. v. 14.9.2000 — 1 K 5414/98 —; OVG NW, Urt. v. 11.1.2001 — 7a D 148/98 — NE.

67 Schmidt-Eichstaedt, BauR 2010, 1865; Reidt, in: Gelzer/Bracher/Reidt, Rn 703.
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zum Ausdruck gebracht worden, dass sich der Ausgleich nach § Ta Abs. 3 BauGB
auf die planerische Umwandlung von Nichtbauland zu Bauland und nicht auf die
reale Verdnderung des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes beziehe. Anders
als im Naturschutzrecht und den darauf beruhenden Kompensationsverordnun-
gens8 gehe es im Baurecht nicht um den dauerhaft zu leistenden Ausgleich fiir
den Zeitraum eines andauernden Eingriffs bis zu dessen (kaum zu erwartender)
Beendigung, sondern um den endgiiltigen Ausgleich fiir den vollendeten Eingriff,
der in der planerischen Umwandlung von Nichtbauland zu Bauland bestehe. Da-
her diirfe Gber § 1a Abs. 3 BauGB nur eine rdumlich und sachlich begrenzte,
auch zeitlich abschliefende Malnahme zum Ausgleich festgesetzt werden. Die
Ausgleichverpflichtung nach dem BauGB ende mit der Fertigstellung der festge-
setzten MalRnahme einschliefSlich der Entwicklungspflege und beinhalte keine
dariiber hinausgehende Dauerverpflichtung. Der Schutz der Ausgleichsfliache ge-
gen Verdnderungen bestehe darin, dass niemand ohne erneuten Ausgleich in die-
se Flache eingreifen diirfe.

Die Gemeinden missen bei der vertraglichen Festlegung der Leistungspflicht auf
eine ausreichende Konkretisierung achten, um sicherzustellen, dass die Mallnah-
men dem geforderten Ausflihrungsstandard entsprechen (vgl. Regelungsbei-
spiel 8). Dies kann entweder durch Bezugnahme auf einen Griinordnungsplan
bzw. Ausgleichsplan oder durch detaillierte Aufstellung der Leistungspflichten im
Vertrag selbst erfolgen. Teilweise wird neben der Pflicht zur Herstellung der Aus-
gleichsmaRnahmen auch die Ubertragung der zugehorigen Flichen auf die Ge-
meinde mitgeregelt, in diesem Fall ist der Vertrag notariell zu beurkunden. Fiir
den Fall der Nichterfiillung sollte die Gemeinde sich ausreichend durch eine Ver-
tragserfiillungsbiirgschaft sichern. Eine dauerhafte Sicherung der zweckentspre-
chenden Verwendung der Flichen kann erreicht werden, wenn die Gemeinde Ei-
gentlimerin der Ausgleichsfliche wird. Anstelle einer Eigentumsiibertragung
kommt auch die Einrdumung einer beschrankt personlichen Dienstbarkeit zuguns-
ten der Gemeinde in Betracht. Eine dingliche Sicherung zugunsten der Unteren
Naturschutzbehorde ist ebenfalls méglich und kann an die Stelle einer dinglichen
Sicherung zugunsten der Gemeinde treten.69 Besteht allerdings bereits eine aus-
reichende dingliche Sicherung zugunsten der Gemeinde, ist eine dariiber hinaus-
gehende Sicherung gegeniiber den Naturschutzbehérden nicht erforderlich, da
die Gemeinden selbst Gewdhrstrager einer rechtskonformen Umsetzung des Be-
bauungsplans und der in diesem Zusammenhang vereinbarten Vertrdge sind.

68 Vgl. z.B. § 10 Abs. 1 der Bayerischen KompensationsV vom 7.8.2013 (BayGVBI. 2013, 517 (521):
,Die Verpflichtung zur Durchfiihrung der notwendigen PflegemaBnahmen darf in der Regel
25 Jahre nicht tiberschreiten. Die fiir die Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen erforderlichen Fl&-
chen miissen zur Verfiigung stehen, solange der Eingriff wirkt.”

69 Vgl. hierzu auch Bunzel, in: Machbarkeitsstudie fiir ein Organisations- und Finanzierungskonzept
zur Realisierung groraumiger Kompensationsmafinahmen und/oder -flichenpools am Beispiel
der Region Bremen/Niedersachen, Rechtsgutachten, Berlin 2004, http://edoc.difu.de/orlis/
DF9058.pdf, S. 48.
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Regelungsbeispiel 8
Durchfiihrung des Ausgleichs durch Vorhabentrager

1. Vertragszweck

(1) Der nachfolgende stadtebauliche Vertrag dient der Sicherung und Durchfiihrung von
MaBnahmen zur Kompensation von nicht vermeidbaren Beeintrachtigungen der
Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbilds durch bauliche
Vorhaben im Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplans ...
(Anlage 1) gemalk § 1 a Abs. 3 BauGB.

(2) Gegenstand des Vertrags sind die Durchfiihrung und Finanzierung der nach Art und
Umfang in diesem Vertrag und den diesem anliegenden Unterlagen bestimmten und
nach MafRgabe der Abwagung erforderlichen Kompensationsmallnahmen.

(3)§2 Abs.3 BauGB bleibt unberiihrt. Ein Anspruch auf Aufstellung eines
Bebauungsplans kann durch diesen Vertrag nicht begriindet werden.

2. Artund Umfang der Eingriffe

(1) Die Vertragsparteien sind sich dariiber einig, dass die im Geltungsbereich des
Bebauungsplans beabsichtigten &ffentlichen und privaten Bauvorhaben Eingriffe in
Natur und Landschaft darstellen, die eine erhebliche und nachhaltige Beeintrachtigung
der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts und ggf. des Landschaftsbildes im Sinne des
§ 8 Abs. 1 BNatSchG zur Folge haben.

(2) Art und Umfang der auf Grund der Eingriffe zu erwartenden Beeintrachtigungen der
Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts und des Landschaftsbilds sind in der Umwelt-
vertraglichkeitsuntersuchung zur Bebauungsplanung und/oder dem ergdnzenden Ein-
griffsgutachten nach dem Erkenntnisstand vom ... und/oder sonstigen schriftlichen
Feststellungen (Anlage 2) im Einzelnen beschrieben.

3. Durchfihrungsverpflichtung

(1) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, spdtestens ein Jahr nach Fertigstellung seines
Vorhabens folgende dem Ausgleich und Ersatz dienende Mafinahmen auf seine Kosten
durchzufiihren:

auf seinem Baugrundstiick,
Geholzpflanzungen mit einer GrolRe von ... gm,
Anlage einer Wiesenfldche mit einer GrofSe von ... gm,
Anlage von Feuchtbereichen mit einer GrolRe von ... gm,

ey

auf den in der im Lageplan (Anlage 3) farbig angelegten Flache, Flurstiicke ... ,
Flur ..., der Gemarkung ...,

eine offentliche Parkanlage, Griinverbindung etc. nach Mafgabe des als Anlage 4
beigefligten Entwurfs anzulegen,
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(2) Der Vorhabentrager verpflichtet sich zudem auf die Dauer von drei Jahren, alle fiir
das Anwachsen erforderlichen MaBnahmen einschliefSlich Ersatzpflanzungen im Falle
von Abgdngen auf seine Kosten durchzufiihren. Dabei unterwirft sich der Vorhaben-
trager den fachlichen Anforderungen der ... .

(3) Zum Zwecke der Durchfiihrung der MaBnahmen gestattet die Gemeinde dem
Vorhabentrager die Benutzung der in ihrem Eigentum stehenden Grundstiicke.
4. Abtretung von Grundstiicken fiir Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen

(1) Die im Lageplan farbig angelegten Flachen stehen zT. im Eigentum des

Vorhabentrdgers. Dabei handelt es sich um die Flursticke ... , Flur ... in der
Gemarkung ... . Diese Flachen sollen insgesamt einer 6ffentlichen Nutzung zugefiihrt
werden.

(2) Der Vorhabentrager tberldsst der Gemeinde daher unentgeltlich seine in Absatz 1
aufgefiihrten Grundstiicke frei von Lasten.”0

Es folgen die grundbuchrechtlich und notariell erforderlichen Erklarungen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

Sicherung von Pflege- und UnterhaltungsmaBnahmen

Ob daneben auch Nutzungsbeschrankungen und eine Verpflichtung zur Vornah-
me bestimmter Pflegemalnahmen zum Erhalt der Wirkung des Ausgleichs (Unter-
haltungspflege) als Mallnahmen zum Ausgleich vereinbart werden kénnen, wird
mit guten Argumenten in Zweifel gezogen.”! In der Regel ist der Ausgleich mit der
Herstellung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes
bewirkt. Als Teil der Ausgleichsmalnahmen sind damit die Herstellungs- und
Entwicklungspflege, aber nicht mehr die dauerhafte Unterhaltung anzusehen. Le-
diglich in den Féllen, in denen der Ausgleich gerade durch die Unterhaltung eines
Biotops bewirkt werden soll, wird man auch solche auf Dauer angelegten, konti-
nuierlich durchzufiihrenden MaBnahmen als Maknahmen zum Ausgleich bewer-
ten konnen. Handelt es sich bei solchen Unterhaltungspflegemanahmen (z.B. re-
gelmidRige Pflegeschnitte bei Gehdlzen oder die Mahd von Griinland) nicht mehr
um MaRnahmen zum Ausgleich, kann gleichwohl eine Ubertragung der sich da-
mit ergebenden finanziellen oder realen Lasten gerechtfertigt sein. Es handelt sich
dabei regelmiRig um MaBBnahmen, die Folge des vom Vorhabentrdger geplanten
Vorhabens sind. Vertragsgegenstand kann also etwa die Ubernahme der mit der

70  Soweit die Ubertragung von Grundeigentum vereinbart wird, ist eine notarielle Beurkundung des
Vertrags erforderlich.

71 Schmidt-Eichstaedt, BauR 2010, 1865 (1867 ff.); Reidt, in: Battis/Krautzberger/Lohr, 12. Aufl;
§ 11 Rn. 21.
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Unterhaltungspflege verbundenen Kosten sein.”2 Schranken kdnnen sich insbe-
sondere hinsichtlich der Angemessenheit ergeben. Eine unbefristete Bindung muss
aber nicht zwingend unangemessen sein, soweit der damit verbundene wirtschaft-
liche Wert nicht unangemessen ist. Sollte die Gemeinde den Bebauungsplan spa-
ter aufheben, kann eine unangemessene Fortwirkung der Bindungen im Zusam-
menhang mit AusgleichsmaRnahmen durch die Anwendung der Regeln tber den
Wegfall der Geschaftsgrundlagen vermieden werden.”3

Ein interessantes Modell zur Sicherung der Unterhaltungslast hat die Landeshaupt-
stadt Mainz entwickelt. Im Rahmen einer Umlegung wird auf einer Ausgleichsfla-
che Gemeinschaftseigentum gebildet. Zur Sicherung der tatsdchlichen Herstellung
und geordneten Unterhaltung der Fliche wird nach dem ,Mainzer Modell” der
jeweilige Miteigentumsanteil an der Ausgleichsflache (Landschaftsentwicklungs-
fliche = LEF) belastet mit einer beschrankt personlichen Dienstbarkeit zugunsten
der Stadt Mainz, die es der Stadt gestattet, die Flachen zu betreten und zu befah-
ren sowie die MalBnahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, um die Fliche ent-
sprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans herzurichten und zu unterhal-
ten. Die Herstellungskosten werden auf der Grundlage der Zuordnungsfestsetzung
nach der Kostenerstattungsbetragssatzung der Stadt Mainz abgerechnet. Die fiir
die laufende Unterhaltung der Gemeinschaftsanlage der Stadt entstehenden Kos-
ten ldsst diese sich ebenfalls von den Eigentlimern der Eigentlimergemeinschaft
erstatten und sichert den Anspruch hierauf durch die Eintragung einer Reallast im
Grundbuch (vgl. Regelungsbeispiel 9).74

Regelungsbeispiel 9
Dienstbarkeit zur Sicherung von Pflegemafinahmen
Beschrankte personliche Dienstbarkeit (Nutzungsrecht) fir ...

Die Stadt/Gemeinde ... ist berechtigt, die Flurstiicke ... entsprechend den Festsetzungen
des Bebauungsplanes ... herzurichten, zu unterhalten und zu diesem Zweck die
Flurstiicke zu betreten und zu befahren. Die Austibung der Dienstbarkeit kann Dritten
tiberlassen werden.

Reallast

Der jeweilige Miteigentiimer der Flurstiicke ... ist gegeniiber der Stadt/Gemeinde seinem
Miteigentumsanteil entsprechend zum Ersatz der zur Unterhaltung der nach dem
Bebauungsplan ... vom ... festgesetzten Pflanzungen und Anlagen notwendigen Kosten

72 Vgl. hierzu Kapitel V, Abschnitt 2 c, S. 230 ff.

73 Ebenda unter Hinweis auf die Moglichkeit der Kapitalisierung laufender Kosten.

74 Vgl. hierzu die ausfiihrliche Darstellung von Wagner, in: Praxisbeispiele der Stadt Mainz, Vortrag
im 363. Kurs des Instituts fiir Stddtebau, Berlin, ,Baulandbereitstellung durch stddtebauliche Um-
legung” vom 28. bis 30. April 1997 in Berlin, Nr. 363/14.
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verpflichtet. Die Unterhaltung umfasst die zur Erhaltung der Funktion der Anlage
notwendigen Pflegearbeiten inklusive eventuell erforderlichen Ersatzpflanzungen.

Die Kosten sind nach tatsachlichen Kosten jahrlich abzurechnen. Sie werden ermittelt
aus den Kosten, die der Stadt/Gemeinde fiir den Personal- und Maschineneinsatz sowie
eventueller Ersatzpflanzen oder durch die Vergabe an Fachfirmen zu ortsiiblichen
Preisen entstehen. Die Kosten werden der Hohe nach begrenzt auf jahrlich ... Euro/qm
je 1/xxx Miteigentumsanteil an den Grundstiicken.

Die Reallast kann durch Zahlung eines einmaligen Betrages in Hohe von ... Euro/qgm*
je 1/xxx Miteigentumsanteil abgeldst werden. Die Reallast erlischt fiir den jeweiligen
Miteigentumsanteil mit Zahlung des Ablosebetrages. Der Hochstbetrag und die Ablose-
summe beinhalten einen Anteil von ... Prozent fiir Lohnkosten- und ... Prozent fiir
Sachkostenaufwand (Maschinenkosten). Der Hochstbetrag und die Ablésesumme
andern sich anteilmaBig jeweils in gleichem MaRe wie sich der vom Statistischen
Bundesamt herausgegebene Index fiir Tariflhne im &ffentlichen Dienst bzw. der Index
der Einkaufspreise landwirtschaftlicher Betriebsmittel, Unterabschnitt ,Unterhaltung der
Maschinen und Gerédte” dndert. Die Anpassung erfolgt erstmals zum ... und danach
jeweils nach dem Ablauf von fiinf Jahren.

* Kalkulierte tatsdchliche Kosten des Amtes 67 = ... Euro/qm. Unterhaltspflege, kapitali-
siert als ewige Rente mit 4 % (langfristiger Habenzinssatz abziiglich mittl. Infla-
tionsrate) = ... Euro/gm

Quelle: Stadt Mainz.

4.

Regelungen im Zusammenhang mit dem sozialen
Wohnungsbau zugunsten einkommensschwacher
Bevdlkerungsschichten

Das in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB genannte Ziel — Deckung des dringenden
Wohnbedarfs von Bevolkerungsgruppen mit Wohnraumversorgungsproblemen —
kann insbesondere durch folgende Vertragskautelen verfolgt werden:

Verpflichtung zur Errichtung von Wohnungen im Standard und mit Mitteln
des sozialen Wohnungsbaus,

Einrdumung von Belegungsrechten zugunsten der Kommune oder deren Be-
auftragten,

Mietpreisbindung,

VerdulRerungsbeschrdankungen und weitere Beschrédnkungen bei der Errichtung
von selbst genutztem Wohneigentum mit Mitteln der sozialen Wohnraumfér-
derung.
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a) Verpflichtung, einen bestimmten Anteil der Wohnungen oder
der Geschossfl&iche im Standard und mit Mitteln des sozialen
Wohnungsbaus zu errichten

Auch wenn der offentlich geférderte Wohnungsbau in einigen Bundesldndern
ganz eingestellt wurde und die einschlagigen Forderprogramme ausgelaufen sind,
ist die Wohnraumversorgung auch weniger zahlungskréftiger Bevolkerungsschich-
ten in einigen Regionen weiterhin eine wichtige Aufgabe. Das hohe und weiter
steigende Mietniveau in einigen Ballungsraumen flihrt dazu, dass Bevolkerungs-
schichten mit niedrigem Einkommen keine angemessene Moglichkeit haben, ei-
nen fiir sie noch bezahlbaren Wohnraum zu finden. Angesichts des Mangels an
Sozialwohnungen streben die Stidte und Gemeinden in diesen Regionen zum
Teil auf der Grundlage stadtebaulicher Vertrdge an, Vorhabentrdger bei Woh-
nungsbauvorhaben dazu zu verpflichten, einen bestimmten Anteil der Wohnun-
gen im Baugebiet oder der Geschossflache im Standard und mit Mitteln des sozia-
len Wohnungsbaus zu errichten.”> Damit wird sichergestellt, dass die im sozialen
Wohnungsbau zu errichtenden Wohnungen nur an die nach dem Wohnraumfor-
derungsrecht berechtigten Wohnungssuchenden vergeben werden. Mafgeblich
war bis zum Inkrafttreten der ersten Stufe der Foderalismusreform am 1. Septem-
ber 2006 das Wohnraumforderungsgesetz des Bundes (WoFG).76 Dieses gilt bis
zum Erlass eigenstindiger Landesgesetze zur Wohnraumforderung fort.77 Die
Lander haben von der ihnen zugewiesenen Gesetzgebungskompetenz bislang nur
zum Teil Gebrauch gemacht.”8 Soweit im Folgenden auf das WoFG Bezug ge-
nommen wird, gelten in diesen Lindern die entsprechenden landesrechtlichen
Bestimmungen.

Durch die vertragliche Verpflichtung zur Nutzung von Mitteln der sozialen
Wohnraumférderung werden die sich aus den forderrechtlichen Bestimmungen
ergebenden Bindungen wirksam. Diese kénnen anstelle und erganzend auch in
den stadtebaulichen Vertrag aufgenommen werden. Die Foérderung dieses sozia-

75 Wallraven-Lindl, in: Der Bayerische Biirgermeister 1998; Landeshauptstadt Miinchen: Die Sozial-
gerechte Bodennutzung. Der Miinchner Weg, Miinchen 2009, S. 7, 17 und 30, zu einer entspre-
chenden Bindung im Rahmen des Miinchener Modells der ,sozialgerechten Bodenordnung”.

76  Gesetz iber die soziale Wohnraumférderung — Wohnraumférderungsgesetz v. 13.9.2001, BGBI. |
S. 2376, zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9.12.2010, BGBI. I S. 1885.

77 Vgl. Art. 125a Abs. 2 GG.

78 Zum Zeitpunkt der Drucklegung waren dies die Lander Bayern, Baden-Wirttemberg, Hamburg,
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein. Gesetz Uber die Wohnraumférderung in Bayern
(BayWoFQG) v. 10.4.2007, BayGVBI. S. 260; Hamburgisches Wohnraumforderungsgesetz —
HmbWoFG v. 19.2.2008, HmbGVBI. S. 74; Niedersdchsisches Wohnraumfordergesetz v.
29.10.2009, NdsGVBI. S. 403; Gesetz zur Forderung und Nutzung von Wohnraum fiir das Land
Nordrhein-Westfalen (WFNG NRW) v. 8.12.2009, GVOBI. 2009, 771; Gesetz uber die Wohn-
raumforderung in Schleswig-Holstein (Schleswig-Holsteinisches Wohnraumférderungsgesetz —
SHWOoFG) vom 25.4.2009, GVOBI. 2009, 194.
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len Wohnungsbaus erfolgt insbesondere durch Darlehen, die Ubernahme von
Burgschaften und die Bereitstellung von verbilligtem Bauland.”9

Regelungsbeispiel 10

Verpflichtung zum Bau von Wohnungen mit Mitteln der sozialen
Wohnraumforderung

(1) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, 40 v.H. der gemal} den Festsetzungen des in
Aufstellung befindlichen Bebauungsplans ... zuldssigen Geschossflache auf den
Grundstlicken (Bezeichnung der Grundstiicke einfligen) als Mietwohnungen im Rahmen
des Wohnraumférderungsprogramms  (Bezeichnung des jeweiligen Programms)
innerhalb einer Frist von drei Jahren seit Inkrafttreten des Bebauungsplans oder der
Erteilung einer Genehmigung auf der Grundlage von § 33 BauGB bezugsfertig zu
errichten.

(2) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, die im Rahmen der sozialen Wohnraum-
forderung zu errichtenden Wohneinheiten so kostenglinstig zu errichten, dass diese
forderungsfahig sind. Die jeweiligen Baugrundstiicke sind im Finanzierungsplan mit
einem Wertansatz von ... Euro/m? erzielbarer Geschossfliche einzusetzen. 25 v.H. der
Gesamtkosten des Wohnungsbauvorhabens sind als Eigenkapital zu 3 v.H. jahrlich
aufzuwenden.

(3) Wéhrend der Laufzeit der offentlichen Wohnraumférderung besteht zugunsten der
Stadt ein Belegungsrecht nach den Bestimmungen den §§ 13 Abs. 2 i.V.m. 26 ff.
WoFG*. Die Wohnungen diirfen wahrend dieses Zeitraums nicht gegen eine héhere als
die in der Forderzusage bestimmte hochstzuldssige Miete zum Gebrauch iberlassen
werden (Miete ohne Betrag flir die Betriebskosten § 28 Abs. 1 Satz 1 WoFG)*. Die in der
Forderzusage enthaltenen Bestimmungen iiber die hochstzuldssige Miete und das
Bindungsende sind in den jeweiligen Mietvertragen anzugeben.

(4) Bei vorzeitiger Rickzahlung der &ffentlichen Mittel gelten die in der Forderzusage
getroffenen Vereinbarungen. Die Stadt/Gemeinde kann bei Uberschreitung der in der
Forderzusage getroffenen hichstzulissigen Miete oder bei vertragswidriger Uberlassung
einer Wohnung an Nichtberechtigte eine Geldleistung als Vertragsstrafe verlangen. Die
Hohe der Vertragsstrafe bestimmt sich nach den Kriterien des § 33 WoFG*.

(5) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, gegeniiber der Gemeinde ein notariell
beurkundetes Kaufangebot (iber die im Einzelnen noch zu vermessenden Grund-
stiicksteilflachen (40 Prozent der Fliche der Baugrundstiicke) zum Preis von ... Euro
abzugeben.

Das Angebot kann von der Gemeinde innerhalb einer Frist von drei Monaten nach
Ablauf der in Ziffer 1 bestimmten Frist zur Errichtung der im Rahmen des Wohnraum-
forderungsprogramms ... zu errichtenden Wohnungen angenommen werden, soweit der
Vorhabentrdger der nach Ziffer 1 bestehenden Verpflichtung nicht nachgekommen ist.

79 Soetwa § 2 Abs. 2 WoFG.
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* Soweit landesrechtliche Vorschriften zur Wohnraumférderung gelten, sind diese
anstelle der genannten Bestimmungen des WoFG einzufiigen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

Verhdltnis zu den wohnraumférderungsrechtlichen Bestimmungen

Die im sozialen Wohnungsbau erforderlichen Bindungen kénnen dem Bauherren
nicht nur durch stadtebaulichen Vertrag, sondern auch einseitig-hoheitlich durch
den Bewilligungsbescheid tiber die offentlichen Fordermittel auferlegt werden
(vgl. hierzu Ubersicht 3). Im Einzelfall muss abgegrenzt werden, welches Verfah-
ren zweckmaRiger ist. Im Allgemeinen empfiehlt es sich, die Ausweisung als Bau-
land zusammen mit einem stadtebaulichen Vertrag vorzunehmen, mit dem der
spdtere soziale Wohnungsbau der Sache nach festgeschrieben wird. Die Einzel-
heiten der Forderung und der damit verbundenen Auflagen kénnen dann durch
Leistungsbescheid (Forderzusage) oder durch einen — weiteren — offentlich-recht-
lichen Vertrag i.S.v. § 13 WoFG geregelt werden. Solche offentlich-rechtlichen
Vertrdge sind allerdings nur in einem Teil der mittlerweile erlassenen Landesge-
setze vorgesehen.80 Aber auch ohne ausdriickliche Regelung kénnen stadtebauli-
che Vertrdge nach den allgemeinen Bestimmungen des VwVfG auch Bindungen
im Zusammenhang mit der Vergabe offentlicher Fordermittel zum Gegenstand
haben, da kein Vertragsformverbot besteht (§ 54 VwVQG).

Nach § 13 Abs. 2 Satz 2 WoFG sind neben den gesetzlich vorgesehenen, hoheit-
lich aufzuerlegenden Verpflichtungen auch vertragliche Verpflichtungen zuldssig,
die im Zusammenhang mit der Gewdhrung von offentlichen Foérdermitteln stehen.
Solche Bestimmungen sind erforderlich, um den Besonderheiten des Einzelfalls
Rechnung zu tragen, so konnen z.B. Wohnungen bestimmten Gruppen von
Haushalten vorbehalten werden (§ 27 Abs. 5 WoFG). Auch kdnnen Besetzungs-
rechte vertraglich vereinbart werden. Das Wohnungsbauforderungsrecht kennt
damit ebenfalls offentlich-rechtliche Vertrdge. Diese dienen der Sicherung des
Forderungszwecks. Entsprechende Vereinbarungen konnen unabhdngig von ei-
nem Bauleitplanverfahren oder sonstigen stadtebaulichen Satzungsverfahren nach
dem BauGB im Zusammenhang mit der Bewilligung von offentlichen Fordermit-
teln getroffen werden.8! Auch hierbei sind die sich aus den §§ 54 ff. der Verwal-
tungsverfahrensgesetze des Bundes und der Lander ergebenden Schranken zu be-
achten. Insbesondere ist die Vereinbarung unangemessener Gegenleistungen un-
zuldssig.

Aus der folgenden Ubersicht 3 ergeben sich die bestehenden Gestaltungsmog-
lichkeiten im Rahmen der sozialen Wohnraumférderung. Die Darstellung nimmt

80 So etwa in Hamburg gem. § 11 HmbWoFG oder in Schleswig-Holstein gem. § 6 SHWoFG.
81 Vgl. hierzu unten S. 146.
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Bezug auf das WoFG des Bundes. Die bislang erlassenen Landesgesetze zur so-
zialen Wohnraumférderungen enthalten entsprechende Bestimmungen.

Ubersicht 3 Bindungen beim &ffentlich geférderten Mietwohnungsbau nach dem Wohnraumfor-
derungsgesetz

Belegung Die Wohnung darf nur an Wohnungssuchende mit einer Wohnberechtigungsbe-
scheinigung, d.h. vor allem solche, die die Einkommensgrenze nach § 9 WoFG
nicht Giberschreiten, tiberlassen werden (§ 26 Abs. 2 WoFG). Die Wohnung kann
auch bestimmten Haushalten vorbehalten werden (§ 27 Abs. 5 WoFG).

Benennung Die Wohnung darf unter den Voraussetzungen des § 26 Abs. 2 Satz 3 WoFG nur
an von der Gemeinde benannte Wohnungssuchende (mindestens drei VVorschla-
ge) vergeben werden.

Besetzung Die zustandige Stelle hat das Recht, einen Wohnungssuchenden zu bestimmen,
dem der Verfligungsberechtigte eine bestimmte belegungsgebundene Wohnung
zu Uberlassen hat (8 26 Abs. 2 Satz 4 WoFG).

Miethéhe Die Wohnungen dirfen wahrend der Laufzeit der 6ffentlichen Férderung nicht ge-
gen eine hdhere als die in der Férderzusage bestimmte héchstzulassige Miete
zum Gebrauch iiberlassen werden (Miete ohne Betrag fir die Betriebskosten § 28
Abs. 1 Satz 1 WoFG).

Deutsches Institut fUr Urbanistik .l ”J

Durch einen stddtebaulichen Vertrag kann ein Vorhabentrager verpflichtet wer-
den, eine Férderung im Rahmen der sozialen Wohnraumférderung zu beantragen
und zu akzeptieren. Dabei ist das Programm konkret zu bezeichnen. Soweit
Kommunen iber eigene Férderprogramme verfiigen, kann auch hierauf Bezug
genommen werden. Dabei muss sichergestellt sein, dass grundsétzlich ausrei-
chende Mittel zur Forderung bereit stehen und auch im Ubrigen die Férdervor-
aussetzungen vorliegen. Soweit die Bindungen durch Auflage zum Bewilligungs-
bescheid begriindet werden, bedarf es einer darauf bezogenen Vereinbarung nicht
mehr — ein Vertrag kann allerdings zur dinglichen Sicherung der Bindungen
und/oder zur Begriindung zusdtzlicher Pflichten erforderlich sein. Entsprechende
Vereinbarungen kénnen im Einzelfall auch durch die Bezugnahme auf ortlich gel-
tende Wohnraumférderungsbestimmungen erfolgen, soweit diese entsprechende
Bindungen vorsehen.

Die Bindungen im Einzelnen

Bei einer Belegungsbindung verpflichtet sich der Vorhabentrdger, die Wohnung
nur an solche Mieter zu vermieten, die den im Vertrag naher bestimmten Voraus-
setzungen entsprechen. Soweit es sich um o6ffentlich geférderte Wohnungen han-
delt, sind die gesetzlich bestimmten Einkommensgrenzen (z.B. § 9 WoFG) einzu-
halten. Die im Gesetz genannten Zielgruppen (z.B. § 1 Abs. 2 WoFG) der sozialen
Wohnraumforderung werden so unterstiitzt. Hierzu gehoren insbesondere kinder-
reiche Familien, junge Ehepaare, allein stehende Elternteile mit Kindern, schwan-
gere Frauen, dltere Menschen, Schwerbehinderte, Vertriebene und Flichtlinge im
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Sinne des Bundesvertriebenengesetzes und Ubersiedler. Auch Berufseinpendler
kénnen zum Kreis der Berechtigten gehoren. Soweit die Gemeinde allgemeine
Vergabekriterien hat, kann auf diese — ggf. unter Beachtung der beurkundungs-
rechtlichen Anforderungen — Bezug genommen werden. Zu beachten ist, dass
auch eine vorvertragliche Verpflichtung zur Abgabe eines notariell beurkundeten
Kaufangebots der notariellen Beurkundung bedarf.

Eine weitergehende Form der Belegungsbindung ist das Besetzungsrecht. Der
Bauherr verpflichtet sich dabei, mit dem als Mieter von der Gemeinde benannten
Wohnungssuchenden oder der im Vertrag bezeichneten Stelle einen Mietvertrag
abzuschliellen.82 Moglich ist aber auch die Vereinbarung eines Benennungsrechts
(z.B. § 26 Abs. 2 Satz 3 WoFQG). Dabei hat die Gemeinde oder die im Vertrag be-
nannte Stelle mindestens drei Wohnungssuchende vorzuschlagen. Der Vermieter
hat die Wohnung dann an einen der vorgeschlagenen Wohnungssuchenden zu
vergeben und mit diesem einen Mietvertrag zu schliefRen. Er ist an die Vorschlage
der Gemeinde gebunden. Belegungsbindungen der bezeichneten Art sind nur
dann angemessen, wenn eine entsprechende Nachfrage durch Wohnungssuchen-
de besteht. Soweit die Benennung von geeigneten Wohnungssuchenden oder ein
Besetzungsrecht vereinbart wurde, kann dies nur ausgelibt werden, wenn der Ver-
fligungsberechtigte das Freiwerden oder die Bezugsfertigkeit der Wohnung unver-
ziiglich anzeigt. Auch dies sollte analog der Regelung in § 27 Abs. 8 WoFG ver-
einbart werden.

Regelungsbeispiel 11
Besetzungsrecht

Der Vorhabentrager wird samtliche Wohnungen des geplanten Bauobjektes nur an die
von der Gemeinde bezeichneten Personen iberlassen, indem er mit den jeweils
benannten Wohnungssuchenden einen Mietvertrag zu den ortsiiblichen Bedingungen
abschliebt. Er bewilligt und beantragt die Eintragung einer beschrdnkt personlichen
Dienstbarkeit (Besetzungsrecht) zugunsten der Gemeinde auf sdmtlichen in § 1
angegebenen Parzellen im neu anzulegenden Grundbuch, und zwar an rangbereiter
Stelle.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

Mit einer Mietpreisbindung verpflichtet sich der Vertragspartner, keine hohere als
die nach dem Vertrag vorgesehene Miete zu vereinbaren. Soweit die Wohnung
mit offentlichen Mitteln gefordert wird, darf sie nicht gegen eine hohere als die in
der Forderzusage bestimmte hochstzuldssige Miete zum Gebrauch iiberlassen

82 Oitte, in: Fischer-Dieskau/Pergande/Schwender: Wohnungsbaurecht, Bd. 1, Loseblattsammlung,
Stand 02/2013, § 26 WoFG, Anm. 3.3, S. 9.
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werden (Miete ohne Betriebskosten § 28 Abs. 1 Satz 1 WoFG). Auf ein besonderes
Mietrecht, insbesondere Mietpreisrecht, und die friher bestehende Kostenmiete
hat der Gesetzgeber mit Einfiihrung des Wohnraumférderungsgesetzes ausdriick-
lich verzichtet.83 Eine noch weitergehende vertragliche Mietpreisbindung ist in al-
ler Regel unangemessen.

b) Belegungs- und Mietpreisbindungen sowie Besetzungsrechte bei
frei finanzierten Vorhaben

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB enthilt eine eigenstindige Rechtsgrundlage fiir
den Abschluss von Vereinbarungen, die dazu dienen, den dringenden Wohn-
raumbedarf von Bevolkerungsgruppen mit Wohnraumversorgungsproblemen zu
decken. Eine Beschrdankung auf Fallkonstellationen, bei denen es um &ffentlich
geforderten Wohnungsbau geht, ist dem Gesetz nicht zu entnehmen. Vereinba-
rungen Uber Belegungs- und Mietpreisbindungen sowie Besetzungsrechte konnen
deshalb grundsatzlich unabhingig von einer Bewilligung offentlicher Fordergelder
allein aus stadtebaulichen Griinden zuldssig sein.84 Die Frage der Angemessenheit
solcher Vereinbarungen kann allerdings Probleme aufwerfen, wenn die aus den
Bindungen resultierenden Belastungen nicht durch eine Forderung aus offentli-
chen Mitteln aufgefangen werden.

In der Regel angemessen werden Vereinbarungen sein, die den Kreis der mogli-
chen Mieter auf bestimmte Personengruppen beschrinken, also Belegungsbin-
dungen und Besetzungsrechte analog zum Wohnraumférderungsgesetz. Die da-
mit verbundenen Einschrankungen wirken sich nicht auf die Wirtschaftlichkeit des
Vorhabens aus, jedenfalls dann nicht, wenn auch aus dem berechtigten Perso-
nenkreis eine ausreichende Nachfrage zu der vom Bauherrn verlangten — markt-
Ublichen — Miete besteht. Fehlt diese Nachfrage, darf der Bauherr nicht gezwun-
gen sein, die Wohnung leer stehen zu lassen. In den Wohnberechtigungsscheinen
selbst kann die Behorde daher Abweichungen zulassen und den Verfiigungsbe-
rechtigten von den Belegungsbindungen fiir den Fall fehlender Nachfrage freistel-
len. Dem Verfligungsberechtigten kann auch die Moglichkeit eingerdumt werden,
unter bestimmten Voraussetzungen die Wohnung selbst zu nutzen, vorlberge-
hend leer stehen zu lassen oder einer anderen Verwendung als Wohnzwecken
zuzufithren (vgl. § 27 Abs. 7 WoFG). Solche Regelungen koénnen auch in stadte-
baulichen Vertrdgen oder in Vertrdgen nach dem WoFG getroffen werden.

Die Vereinbarung einer Mietpreisbindung wird demgegeniiber regelmdBig dann
unangemessen sein, wenn der danach zuldssige Mietzins nicht kostendeckend ist.
Entsprechende Vereinbarungen sind unzuldssig, wenn die vereinbarte Miete zur

83 Vgl. BT-Drs. 14/5538, 33.
84 Bank, in: Briigelmann, BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 56.
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dauerhaften Unwirtschaftlichkeit des Vorhabens fiihrt, weil sich die Bindung dann
im Ergebnis enteignend auswirkt.

Da bei der Beurteilung der Angemessenheit nicht jede einzelne vereinbarte Ver-
pflichtung gesondert zu betrachten ist, sondern die Summe der sich aus dem Ver-
trag ergebenden Vor- und Nachteile, kann die Verabredung eines nicht kostende-
ckenden Mietpreises fiir einzelne Wohnungen oder einen bestimmten Anteil von
Wohnungen moglicherweise gleichwohl angemessen sein, wenn die damit ver-
bundenen wirtschaftlichen Nachteile durch andere fiir den Bautrdger vorteilhafte
Vertragsbestandteile wirtschaftlich kompensiert werden. So ist erwogen worden,
ob entsprechende Regelungen auf der Basis einer Mischkalkulation (sog. Linkage-
Strategie) wirtschaftlich tragfahig und damit angemessen sein konnen.85 Ob sol-
che Modelle in der kommunalen Praxis bereits aufgegriffen wurden, ist nicht be-
kannt. Auch fehlt Judikatur und damit eine abschlieBende Rechtssicherheit.
Gleichwohl spricht viel fiir die Zuldssigkeit solcher wirtschaftlichen Gesamtbe-
trachtungen eines Vorhabens. Die aus der Mietpreisbindung resultierenden zu-
satzlichen wirtschaftlichen Belastungen konnen grundsétzlich dadurch kompen-
siert werden, dass mit einem anderen Teil des Gesamtvorhabens eine ausreichend
hohe Rendite erwirtschaftet werden kann. Fiir die Beurteilung der Angemessenheit
ist demnach die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens insgesamt mafgebend. Die
,Beweislast” flir eine nach Vertragsschluss behauptete Unwirtschaftlichkeit trifft
den Vorhabentrdger, nicht etwa umgekehrt die Gemeinde. Dabei diirfte selbst der
Nachweis einer mangelnden Rentabilitdt nicht geniigen, wenn er sich nur auf ei-
nen relativ kurzen Zeitraum von z.B. weniger als zehn bis fiinfzehn Jahren be-
zieht. Professionelle Renditerechnungen fir bauliche Anlagen werden i.d.R. Gber
lange Zeitrdume, mindestens fiir 20 Jahre, aufgestellt. Unwirtschaftlichkeit und
damit Unangemessenheit einer vertraglich eingegangenen Bindung liegen erst
dann vor, wenn auch in diesem Sinne langfristig keine Rendite zu erwarten ist.

C) Abldsbarkeit von Sozialbindungen durch Zahlung eines
Geldbetrags oder einer Vertragsstrafe?

In manchen Fallen haben die Vorhabentrager ein Interesse daran, Bindungen zur
Errichtung von Wohnungen mit Mitteln der sozialen Wohnraumférderung (bis
zum WoFG 2001 Mittel des sozialen Wohnungsbaus) oder vergleichbare Bindun-
gen zugunsten von Bevdlkerungsgruppen mit Wohnraumversorgungsproblemen
durch Zahlung eines dem wirtschaftlichen Wert der Bindung entsprechenden
(oder auch hoheren) Geldbetrags abzulsen.86 Dies gilt insbesondere, soweit
einerseits ein dringender Bedarf an Sozialwohnungen besteht, andererseits der

85 Vgl. den Bericht der Kommission ,Zukunft Stadt 2000“, hrsg. v. BMBau, S. 161.

86 Schmidt-Eichstaedt: Vertrige im Zusammenhang mit der Aufstellung von Bebauungsplinen: Uber
die Reichweite und Zuléssigkeit von stadtebaulichen Vertrdgen nach § 6 BauGB-MaBBnahmenG,
BauR 1996, 1 ff.; Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 130 ff.
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Bauherr den verstandlichen Wunsch hat, diese Wohnungen nicht in eine relativ
kleine Wohnanlage zu integrieren. Denn entsprechende Bindungen kénnen sich
nachteilig und wertmindernd auf das Image des Gesamtvorhabens und damit
auch auf den Marktwert der nicht gebundenen Wohnungen auswirken. Aus der
Sicht der Gemeinde konnte auf diese Weise an anderer Stelle im Gemeindegebiet
die Errichtung von Sozialwohnungen erreicht werden, die der Vorhabentrager im
Plangebiet nicht errichten mochte.

Ob eine solche Ablésung der Pflicht zur Errichtung von Sozialwohnungen durch
die Zahlung eines entsprechenden Geldbetrags an die Gemeinde oder direkt an
ein (gemeindeeigenes) Unternehmen des sozialen Wohnungsbaus zuldssig ist, ist
umstritten.8” Jedenfalls in den Féllen, in denen von vornherein im Bebauungsplan-
gebiet selbst kein sozialer Wohnungsbau angestrebt wird oder faktisch nicht még-
lich ist, ist die Umwandlung in eine Geldzahlungspflicht generell unzulassig, da
es sich nicht um einen Vertrag zur Sicherung der Ziele des Bebauungsplans, son-
dern um eine unzuldssige Koppelung mit einem gesonderten Zweck, namlich der
Forderung des sozialen Wohnungsbaus, handelt.88

Fir die Beurteilung der Zuldssigkeit kommt es u.a. darauf an, ob der Vertrag den
Anforderungen, die sich aus dem Koppelungsverbot ergeben, geniigt. Es muss bei
der Ablosevereinbarung deshalb grundsatzlich um die Umsetzung oder Sicherung
der Ziele des konkreten Bauleitplans gehen. Dies konnte dafiir sprechen, dass
Verpflichtungen zur Errichtung von Wohnungen im sozialen Wohnungsbau nur
zuldssig sind, wenn sie den gleichen konkreten Ortsbezug haben wie der Bebau-
ungsplan, dessen Ziele geférdert werden sollen.89 Die Notwendigkeit der Orien-
tierung an dem Ziel des konkreten Bauleitplans macht aber nicht zwingend eine
Bindung an den rdumlichen Umgriff des Plangebiets erforderlich.

So werden z.B. die Erschliefung, der Ausgleich von Eingriffen in Natur und Land-
schaft sowie Folgeeinrichtungen hiufig ganz oder teilweise auferhalb des Plan-
gebiets realisiert. Zudem kénnen auch die Festsetzungen des Bebauungsplans den
Eigentimern einen Gestaltungsspielraum fiir eine anderweitige Umsetzung der
mit einer Festsetzung verfolgten Ziele belassen, soweit sie ausdriicklich Ausnah-

87 Dafiir: Birk: Stadtebauliche Vertrage, Rn. 393; Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertra-
ge, S. 131; Wagner, in, von Nicolai/Wagner/Wecker: Vertrdge des Baugesetzbuchs, S. 42 f. Da-
gegen: Schmidt-Eichstaedt, BauR 1996, 1 (8); Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 23;
Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Loseblatt, 102 Lfg. November
2011, § 11 Rn. 149; Dolde/Menke, NJW 1999, 1070 (1082); Grziwotz, NVwZ 1996, 637 (639).
Wagner, GewArch 1995, 231 ff.

88 Schmidt-Fichstaedt: Vertrige im Zusammenhang mit der Aufstellung von Bebauungsplinen: Uber
die Reichweite und Zulassigkeit von stddtebaulichen Vertrdgen nach § 6 BauGB-MalinahmenG,
in: BauR 1996, 1 (8); Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn.23; Krautzberger, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Loseblatt, 102 Lfg. November 2011, §11
Rn. 149; Wagner, GewArch 1995, 231 ff.; Wagner, von Nicolai/Wagner/Wecker: Vertrige des
Baugesetzbuchs, S. 42 f.

89 Schmidt-Eichstaedt, BauR 1996, 1 (8).
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men zulassen.9%0 Wenn damit im Rahmen der hoheitlichen Regelungskompetenz
durch Festsetzung die Mdoglichkeit alternativer Zielerreichung eroffnet werden
kann, wird man die Zuldssigkeit entsprechender vertraglicher Abweichungsmoda-
lititen nicht generell verneinen kénnen. Dies spricht dafiir, dem Vertragspartner
der Gemeinde die Mdglichkeit einzurdumen, das mit dem Bebauungsplan ange-
strebte Ziel, einen bestimmten Anteil sozial gebundener Wohnungen zu errichten,
durch Errichtung entsprechender Wohnungen an anderer Stelle auRerhalb des
Plangebiets zu erreichen. Dies setzt aber grundsatzlich voraus, dass objektiv die
Errichtung von sozial gebundenen Wohnungen im Plangebiet moglich ist und vor-
rangig angestrebt wird.

Die Grenzen zur Ablosung durch Geld, die nicht origindr der Umsetzung der Zie-
le dient, sind jedoch auch im Rahmen solcher Abreden so flieRend, dass der
rechtliche Bestand solcher Vereinbarungen nach geltendem Recht nicht garantiert
werden kann. Da einschldgige Rechtsprechung bislang fehlt, wird man aber auch
solche Vereinbarungen nicht ohne das Risiko einer gerichtlichen Beanstandung
und der nachfolgenden Riickzahlungsverpflichtung abschliefen kénnen.

Unproblematischer ist eine andere Regelungsvariante. Vereinbart werden kann
namlich auch, dass der Grundstiickseigentiimer die Flachen an die Gemeinde ab-
tritt, wenn er die entsprechenden Vorhaben nicht selbst verwirklichen will.91 In
diesem Fall kann die Gemeinde in eigener Regie die sozialen Zwecke ggf. auch
durch Weiterverdaulerung erreichen, ohne dass der Gebietsbezug aufgelost wer-
den misste. Solche Vereinbarungen haben in besonderer Weise die Angemessen-
heit zu berlicksichtigen. Die den Vertragspartner treffende Belastung sollte wirt-
schaftlich diejenige nicht tbersteigen, die ihn treffen wiirde, wenn er die entspre-
chenden Vorhaben selbst errichten wiirde.

Eine griffige und funktionssichere Absicherung einer entsprechenden Vereinba-
rung besteht darin, ein dinglich gesichertes Ankaufsrecht der Gemeinde fiir den
Flachenanteil, der fir Wohnungen im sozialen Wohnungsbau vorgesehen ist, zu
vereinbaren.92 Wenn der Pflichtige die ihm auferlegten Bindungen nicht erfiillt,
kann die Gemeinde die zur Erfiillung der Pflicht notwendigen Grundstiicke oder
Grundstiicksteile zu dem vorher festgelegten Preis ibernehmen und auf diese
Weise der Sozialbindung zufiihren.

90 Stellplatznachweispflicht, Pflanzpflichten etc. mit der Regelung, die entsprechenden MafBnahmen
ausnahmsweise auch aufBerhalb des Plangebiets durchfiihren zu diirfen.

91 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Loseblatt, 102 Lfg. November
2011, § 11 Rn. 149; Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrdge, S. 130.

92 Vgl. hierzu S. 337 ff.
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d) VerduBerungsbeschradnkungen und weitere Bestimmungen
bei der Errichtung von selbstgenutztem Wohneigentum mit
Mitteln der sozialen Wohnraumfoérderung

Mit der Bewilligung der offentlichen Férderung fiir Eigenheime kann eine Verdu-
Berungspflicht zugunsten Dritter begriindet werden. Diese Pflichten kénnen und
sollten bereits in dem stadtebaulichen Vertrag vereinbart werden, wenn der Vor-
habentrager zur Errichtung eines bestimmten Anteils von offentlich geférderten Ei-
genheimen verpflichtet ist.

Solche ergédnzenden Vereinbarungen kénnen nur dann angemessen sein und zu
keiner Ubervorteilung eines Vertragspartners fiihren, wenn der spezifische Zweck
der Bindung iber die mit der Vergabe &ffentlicher Mittel verfolgten Zwecke hin-
ausgeht.?3 Hinsichtlich der Vereinbarung eines Ankaufsrechts konnen spezifische
Gesichtspunkte darin liegen, dass Vergabekriterien durchgesetzt werden sollen,
die eine weitergehende Bindung als sachgerecht erscheinen lassen. Weitergehen-
de Regelungen sind (im Rahmen der Angemessenheit) immer dann gerechtfertigt,
wenn sie nicht allein auf die Forderung des sozialen Wohnungsbaus gerichtet
sind%. Die Verdullerungsbeschriankung ist stets zu befristen95. Unbefristete Be-
schrankungen gehen (ber den Zweck der Vereinbarung hinaus und sind insoweit
unangemessen. Sachgerecht diirfte bei Vertrdgen zur Sicherung der Ziele der Bau-
leitplanung eine Befristung sein, die sich am Zeithorizont der Planung orientiert.
Eine Frist von 20 bis 25 Jahren sollte nicht Gberschritten werden.%

Regelungsbeispiel 12
Bindungen bei 6ffentlich geforderten Kaufeigenheimen

(1) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, innerhalb einer Frist von drei Jahren ab
Inkrafttreten des Bebauungsplans oder Erteilung einer Genehmigung nach § 33 BauGB
40 Prozent der nach den Festsetzungen des Bebauungsplans zuldssigen Geschossflache
als Eigenheime oder Eigentumswohnungen im Rahmen des Wohnraumférderungs-
programms ... zu errichten.

(2) Die Eigenheime und Eigentumswohnungen, die im Sinne der Ziffer 1 gebunden sind,
dirfen nur an von der Gemeinde noch zu benennende Kaufinteressenten zum
vereinbarten Festpreis in Hohe von ... Euro verkauft werden. Dem Verkaufspreis liegt

93 Vgl. dazu noch fiir das Il. WoBauG BGH, Urt. v. 10.3.1972 -V ZR 40/70 -.

94 Vgl. die Beispiele bei Schwender-Otte, noch fiir das Il. WoBauG in: Fischer-Dieskau/
Pergande/Schwender: Wohnungsbaurecht, Bd. 7, Loseblattsammlung, Stand 02/2013 § 54 Wo-
BauG, Anm. 4.2, S. 126.

95 Grziwotz: Baulanderschliefung, S. 214, sowie Beispiele bei Gliick: Mehr Bauland ist méglich.
Beispiele, Anregungen, Hinweise fiir kommunale Grundstlickspolitik, Miinchen 1981, S. 28 und
60; Galiner: Der freihdndige Grunderwerb der 6ffentlichen Hand, Miinchen 1983, S. 219.

96 Grziwotz nennt die Frist von 20 Jahren als Obergrenze, vgl. Grziwotz: Baulanderschliefung,
S. 214, sowie Beispiele bei Gliick: Mehr Bauland ist méglich, S. 28, 60.
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der von der Bewilligungsstelle ermittelte durchschnittliche Kostensatz fiir vergleichbare
Eigentumsmalnahmen zugrunde. Die Grundstiicke gehen entsprechend den Forder-
bestimmungen ... mit einem Wert von ... Euro in den Kaufpreis ein.

(3) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, gegeniiber der Gemeinde ein notariell
beurkundetes Kaufangebot liber die im Einzelnen noch zu vermessenden
Grundstiicksteilflichen (40 Prozent der Flache der Baugrundstiicke) zum Preis von ...
Euro abzugeben. Das Angebot kann von der Gemeinde innerhalb einer Frist von drei
Monaten nach Ablauf der in Ziffer 1 bestimmten Frist zur Errichtung der Eigenheime
oder Eigentumswohnungen angenommen werden, soweit der Vorhabentrdger der nach
Ziffer 1 bestehenden Verpflichtung nicht nachgekommen ist.*

* Hinweis: auch die vorvertragliche Verpflichtung zur Abgabe eines notariell
beurkundeten Kaufangebots bedarf der notariellen Beurkundung!

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

e) Kooperationsvertrdge nach dem WoFG

Auch das Wohnraumférderungsrecht sieht die Mdglichkeit des Abschlusses von
Kooperationsvertragen vor. Rechtsgrundlagen hierfiir finden sich in §§ 14, 15
WoFG oder in einigen Landesgesetzen.97 Ansonsten kdnnen entsprechende Ver-
trage auch auf die allgemeinen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(§ 54 VWVIQ) gestiitzt werden. Solche Kooperationsvertrage kdnnen auch fiir den
bei Inkrafttreten des WoFG vorhandenen Wohnungsbestand getroffen werden (§ 7
Abs. 4 WoBindG). Diese Kooperationsvertrage miissen nicht mit einer Férderzu-
sage verbunden sein. Sie konnen zudem als selbstdndige Vereinbarungen neben
einen gesonderten stadtebaulichen Vertrag treten. Eine Integration wohnraumfor-
derrechtlicher Regelungen in einen stadtebaulichen Vertrag ist gleichwohl zulds-

sig.

Zweck dieser Vertrage ist insbesondere die Unterstiitzung von MafBnahmen der
sozialen Wohnraumversorgung einschlieflich der Verbesserung der Wohnver-
hdltnisse sowie die Schaffung oder Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen,
so dass mit diesen Vertrdgen vor allem der vorhandene Wohnungsbestand starker
fir die Wohnraumversorgung herangezogen werden kann.%8

Die Vertrige werden zwischen Gemeinden/Gemeindeverbanden oder offentli-
chen Stellen und Eigentiimern oder sonstigen Verfligungsberechtigten von Wohn-
raum abgeschlossen (§ 14 Abs. T WoFG). In § 15 Abs. 1 WoFG sind beispielhaft
die moglichen Vertragsgegenstande aufgezahlt:

97 Ein Beispiel flr einen solchen Kooperationsvertrag zwischen der Stadt Mannheim und der Mann-
heimer Wohnungsbaugesellschaft mbH (GBG) findet sich unter: http:/www.difu.de/dokument/
kommunale-wohnungspolitik-nach-der-reform-des.html-0#fn8 Zugriff am 2.5.2013.

98 BT-Drs. 14/5538, 38.
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m  Begriindung und Verldngerung von Belegungs- und Mietbindungen und in
diesem Zusammenhang

= die Ubernahme von Bewirtschaftungsrisiken sowie die Ubernahme von Biirg-
schaften fur die Erbringung einmaliger oder sonstiger Nebenleistungen der
Mieter,

= die Aufhebung oder Anderung von Belegungs- und Mietbindungen, soweit
das WoFG oder die Férderzusage nicht entgegenstehen,

= die Ubernahme von wohnungswirtschaftlichen, baulichen und sozialen MaR-
nahmen z.B. zur Verbesserung des Wohnumfeldes, zur Behebung sozialer
Missstande und zur Quartiersverwaltung,

= die Uberlassung von Grundstiicken und Raumen fiir die mit dem Kooperati-
onsvertrag verfolgten Zweck.

Leitbild eines Kooperationsvertrages sollte auf Seiten der Gemeinde immer ein
kommunales Wohnraumversorgungskonzept mit den korrespondierenden stédte-
baulichen Vorstellungen sein. Auf Seiten des Eigentiimers oder Verfligungsberech-
tigten stehen dagegen Uberlegungen der Wertsteigerung der Immobilie und be-
triebswirtschaftliche Uberlegungen im Vordergrund, die vor allem aus einem ho-
hen Anpassungsdruck von Bestandswohnungen an verdnderte Wohnbedurfnisse
sowie dkologische und technische Vorgaben herriihren.?9

5. Bindungen zugunsten der Wohnraumversorgung der
ortsansdssigen Bevélkerung - Einheimischenmodelle

Trotz der insgesamt riickldufigen Einwohnerzahlen in Deutschland beklagen die
Gemeinden im Umfeld vieler Ballungszentren oder in landschaftlich reizvollen
Erholungsgebieten, dass auf dem Grundstiicks- und Eigentumswohnungsmarkt ein
Verdrangungswettbewerb Ortsfremder zu Lasten der einheimischen Bauplatzbe-
werber stattfindet.100 Diese Gemeinden verfolgen haufig das Ziel, Einheimischen
,bezahlbaren” Baugrund zur Verfligung zu stellen. Hierzu haben die Gemeinden
verschiedene Strategien entwickelt, die zum Teil auf dem Abschluss von stddte-
baulichen Vertrdgen im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB basieren.101

99 Guldenberg, in: Kooperationsvertrage zur Stabilisierung Gberforderter Nachbarschaften, Hrsg.: In-
vestitionsbank Schleswig-Holstein, S. 6, insbesondere auch mit einer Gegeniiberstellung von For-
dermoglichkeiten nach dem WoFG und Handlungsoptionen von Unternehmen; Download unter
http://www.ib-sh.de/fileadmin/user_upload/downloads/Immobilien/Informationen/Kooperations-
vertraege_Nachbarschaften.pdf.

100 Wagner: Anmerkung zum Urteil des OLG Hamm, Urt. v. 11.1.1996 — 22 U 97/95 —, BayVBI.
1997, 539.

101 Siehe hierzu etwa Huber/Wollenschléger: Einheimischenmodelle. Stidtebauliche Zielsetzungen
an der Schnittstelle von europdischem, nationalem, 6ffentlichem und privatem Recht; Grziwotz,
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Neben den im Folgenden dargestellten Modellen kann auf das bereits vorgestellte
Echinger Modell (siehe S. 93) verwiesen werden.

a) Gemeindlicher Zwischenerwerb

Wie bereits dargestellt,102 machen manche Gemeinden die Ausweisung von Bau-
land davon abhédngig, dass die Eigentlimer der betroffenen Grundstiicke vorher ih-
re Grundstiicke ganz oder zu ideellen Bruchteilen an die Gemeinde verdufRern.103
Den Eigentimern wird haufig eine Riickkaufmoglichkeit fiir einen Teil der entwi-
ckelten Baugrundstiicke eingerdumt. Moglich ist auch, den Eigentimern von
vornherein einen Teil der Bruttobauflache (z.B. 25 Prozent) zu lassen, um damit
einen zusitzlichen Anreiz fiir die Kooperation zu schaffen.104 Ublicherweise wird
den Eigentiimern ein Ricktrittsrecht fiir den Fall eingerdumt, dass der in Aussicht
genommene Bebauungsplan nicht innerhalb einer bestimmten, ldnger bemesse-
nen Frist in Kraft tritt.

Der Ankaufspreis wird frei ausgehandelt. Er liegt hdufig tiber dem Preis fir Bauer-
wartungsland, aber deutlich unter dem fir Bauland, z.B. bei etwa einem Drittel
des Baulandpreises.105 Der Riickkaufpreis nach der Entwicklung zu Bauland be-
stimmt sich nach den Vergleichswerten von Baugrundstiicken in der Gemeinde.

Die Erfahrung zeigt, dass die gezielte und preisglinstige Baulandbereitstellung
nicht nur auf die Grundstiicke in neu ausgewiesenen Baugebieten Einfluss hat,
sondern das generelle Preisniveau beeinflusst.106

Der BGH hat entsprechende Baulandmodelle grundsatzlich fiir zuldssig gehalten.
Soweit ein Grundstiickseigentiimer einen Teil seines im Aufenbereich liegenden
Grundstiicks fiir einen marktgerechten Preis (Bauerwartungsland) an die Gemein-
de zur Beschaffung von Bauland im Rahmen eines Einheimischenmodells verkauft
und die Gemeinde ihm dafiir in Aussicht stellt, dass sie das ganze Grundstiick in
den Bebauungsplan aufnehme, liege darin kein unzuldssiges Koppelungsge-
schéft.197 Dabei sei die Wertung der § 56 VwVfG und § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
und Abs. 2 BauGB zu beriicksichtigen. Die Gemeinde dirfe die Erfiillung der
rechtmaligen offentlichen Aufgabe mit den Mitteln des Privatrechts verfolgen.108

in: Festschrift fur Krautzberger S. 187 ff; Institut fiir Landes- und Stadtentwicklungsforschung des
Landes Nordrhein-Westfalen, Fachbereich Stadtplanung und Wohnungswesen: Bausteine zum
Baulandbeschluss, 2003, S. 15; Dirnberger, in: Jade/Dirnberger/Weif3, § 11 Anm. 2.2. Rn. 39.

102 Vgl. S. 83 ff.

103 Vgl. hierzu Glick: Mehr Bauland ist méglich, S. 22 ff.

104 Vgl. das Modell der Stadt Eching, S. 91 ff., mit dem Regelungsbeispiel 3, S. 92.

105 Wieser, in, Glick: Mehr Bauland ist moglich, S. 26 f., fiir die Gemeinde Pinding in Oberbayern;
Pittino: Einheimischenmodelle, 2000, S. 47.

106 RoeRing: Einheimischenprivilegierungen und EG-Recht, 2008, S. 112.

107 BGH, Urt. v. 2.10.1998 — V ZR 45/98 —, BauR 1999, 235.

108 Ebenda, 236.
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Angemessenheit des Ankaufspreises

Durch den BGH unentschieden blieb die Frage, ob die Gemeinde die Grundsti-
cke auch zu einem niedrigeren als dem Verkehrswert erwerben darf. In der Praxis
wird dies regelmaBig eine eher theoretische Frage sein, da die Gemeinden sinn-
vollerweise mit zumindest geringfiigigen Aufschldgen auf den Verkehrswert arbei-
ten werden, um die Akzeptanz und Mitwirkungsbereitschaft zu erhéhen. Im
Schrifttum wird eine Unterschreitung des Verkehrswertes beim Ankauf der Fl&-
chen jedoch liberwiegend bis zu einem bestimmten Prozentsatz (30 Prozent) fir
zuldssig gehalten,109 sodass insoweit Spielraum bestehen diirfte.110

Gerechtfertigt wird dieser Abschlag vom sonst ortsliblichen Marktwert damit, dass
sich fir die Grundstiicke mit Bindungen im Sinne der Einheimischenmodelle ein
Sondermarkt bildet, bei dem auswartige Kaufinteressenten ausgeschlossen sind.
Bis zu einer Entscheidung des Landgerichts Miinchen'1! bestand allerdings in der
Literatur Einigkeit dariiber, dass der Ankauf eines Grundstlicks zu einem Kaufpreis
weit unter der Halfte des Verkehrswertes auch dann unzuldssig ist, wenn er im
Rahmen eines Einheimischenmodells getdtigt wiirde.112 Das Landgericht hat in
der vorgenannten Entscheidung, die sich auf einen Kaufvertrag zwischen einer
Gemeinde und einem Grundstiickseigentiimer im Rahmen eines Einheimischen-
modells bezog, einen Kaufpreis flir zuldssig erachtet, der lediglich 12,5 Prozent
des vom Gutachterausschuss fiir den Zeitpunkt des Erwerbsvorgangs ermittelten
Verkehrswertes betrug. Ein solcher Abschlag kann nicht damit gerechtfertigt wer-
den, dass er fir die Erreichung des Ziels des Bebauungsplans (hier die Bereitstel-
lung von Wohnraum fiir Ortsansassige) erforderlich ware. Es handelt sich in die-
sem Fall um eine unzulédssige Kopplung, denn das Ziel der Bereitstellung von bil-
ligem Bauland fiir Ortsansdssige kann auch dann erreicht werden, wenn die er-
forderlichen Grundstiicke zu dem ortsiiblichen Verkehrswert fiir Bauerwartungs-
land und gegebenenfalls mit geringeren Abschldgen erworben werden.

Der Gemeinde ist es allerdings nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB gestattet,
Vereinbarungen zu treffen, wonach sich der Vorhabentrager oder Grundstiicksei-
gentlimer an den der Gemeinde fiir die Entwicklung des Gebietes entstehenden
Kosten und Aufwendungen beteiligt oder diese ganz ibernimmt.113 Unter diesen
Voraussetzungen bestehen keine Bedenken dagegen, dass anstelle einer Barzah-
lung der Finanzierungsbeitrag durch die Abgabe von Grundstiicken unterhalb des

109 Beck: Die Einheimischenmodelle in Bayern, S. 34; Bleutge, MittBayNot 1996, 149 (151); Jach-
mann, MittBayNot 1994, 193, 197; VGH Minchen, Urt. v. 11.4.1990 — 1 B 85 A.1480 —; a.A.
Wolters: Der Bauplanungsvertrag, S. 260 ff.

110 Busse, BayGTzeitung 1999, 54.

111 LG Miinchen, Urt. v. 19.05.2004 — 9 O 22055/02 —.

112 Beck: Die Einheimischenmodelle in Bayern, S. 34; Bleutge, MittBayNot 1996, 39; Jachmann,
MittBayNot, 93 (97); BayVGH, Urt. v. 11.4.1990 — 1 B 85 A.1480 —; Busse, BayVBI., 2003, 132;
ders., Bayerischer Gemeindetag 2005, 42 f.; a.A. Wolters: Der Bauplanungsvertrag, S. 262 ff.

113 Vgl. hierzu ausfiihrlich Kapitel V, S. 195 ff.
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Verkehrswertes erbracht wird. Erforderlich ist allerdings auch in diesen Féllen,
dass der der Gemeinde entstehende Aufwand konkret gegengerechnet werden
kann.114

Durch die Rechtsprechung ungeklart ist die Frage, ob die Gemeinde die An-
kaufsmodelle auch dazu nutzen kann, Gewinne zu erwirtschaften115. Insoweit
spricht allerdings viel dafiir, die Finanzierungsfunktion auf den gleichen Rahmen
zu beschrianken, wie er fiir Folgekostenvereinbarungen gilt. Keine Bedenken be-
stehen deshalb, wenn die Einnahmen aus der Verdullerung der Grundstiicke allein
zur Finanzierung der stadtebaulichen MaBnahmen dienen, die Folge oder Voraus-
setzung der Vorhaben sind.116

Verbilligte Ver@uBerung an Ortsansdssige

Sofern die Gemeinde in einem solchen Verfahren Volleigentiimerin geworden ist,
kann sie als verfligungsbefugte Eigentiimerin der Grundstiicke alle fir erforderlich
gehaltenen Bindungen im Rahmen der VerdulRerungsvertrage an die (ortsansassi-
gen) Bauwerber weitergeben.!7 Um die spezifische Zielgruppe der Einheimi-
schen auf einem von Auswartigen bestimmten Grundstiicksmarkt zu erreichen,
wird in der Regel eine Vergabe zu einem verglinstigten Preis erfolgen miissen. Ei-
ne Verdulerung unter dem Verkehrswert ist den Gemeinden wegen des Gebots
der sparsamen Verwendung offentlicher Mittel'18 aus haushaltsrechtlichen Griin-
den nur dann gestattet, wenn dies der Erflillung legitimer offentlicher Aufgaben —
wie etwa der Férderung des (Einheimischen-)Wohnungsbaus — dient und dariiber
hinaus die zweckentsprechende Mittelverwendung sichergestellt wird.119

Aufgrund der Selbstbindung der Verwaltung missen alle Bewerber nach Art. 3
Abs. 1 GG anhand sachlich tiberprifbarer Kriterien beurteilt werden, die jedoch
einer neu eintretenden Situation angepasst werden kénnen.120

Bei den Verdulerungsvertrigen handelt es sich um zivilrechtliche Kaufvertrdge.
Gleichwohl enthalten diese Vertrdge stadtebauliche Zielsetzungen, so dass sie
auch als stadtebauliche Vertrage verstanden werden missen. Da im Gesetz eine
Differenzierung unterblieben ist, gilt § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB fir alle stadtebau-
lichen Vertrage unabhidngig davon, ob sie als privatrechtlich oder als 6ffentlich-

114 Busse, Bayerischer Gemeindetag 2005, 42 f.; ders., BayVBl. 2003, 129 ff.; Huber, DOV
1999, 173; BVerwG, Urt. v. 14.8.1992 — 8 C 19.90 —; Gassner, BayVBI. 1998, 577.

115 Bleutge, MittBayNot 1996, S. 149 (152); Wolters: Der Bauplanungsvertrag, S. 262 ff.

116 Busse, BayGTzeitung 1999, 54.

117 Vgl. hierzu Bunzel/Lunebach: Stadtebauliche Entwicklungsmallnahmen — ein Handbuch, S. 227.

118 Albrecht, BayNotZ 1996, 546; so z.B. § 92 Abs. 2 HGO.

119 BGH, Urt. v. 29.11.2002 - V ZR 105/02 —; VGH Minchen Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3288 -,
Jade, BayVBI. 1995, 283; Albrecht, DNotZ 1996, 546, 550; Grziwotz, NJW 1997, 237; Busse,
DNotZ 1998, 486, 489; Raststatter, DNotZ 2000, 17, 25, 38; Otto, DVP 2001, 37.

120 RoeRing: Einheimischenprivilegierungen und EG-Recht, 2008, S. 113; Grziwotz: Baulander-
schliefung, 1993, S. 201.
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rechtlich zu qualifizieren sind.121 Es gilt also das Gebot angemessener Vertragsge-
staltung. Ob solche privatrechtlichen stadtebaulichen Vertrdage, soweit sie Allge-
meine Geschéftsbedingungen (§ 305 Abs. 1 BGB) enthalten, daneben auch der
Inhaltskontrolle nach §§ 307 bis 309 BGB unterliegen, ist jedenfalls fiir Vertrage,
die nach Einfiihrung des § 24a AGBG (jetzt § 310 Abs. 3 BGB), also ab 1995, ge-
schlossen wurden, noch nicht abschliefend geklart.122 Im Ergebnis ist der Prif-
mafistab aber nahezu identisch.123

Auch bei der Angemessenheitspriifung nach § 307 BGB wére die besondere Inte-
ressenlage namentlich der Gemeinde beim Abschluss von Vertrdgen im Rahmen
von Einheimischenmodellen zu berlicksichtigen,24 weil die Inhaltskontrolle am
MafRstab der Generalklausel eine umfassende Abwéagung der typischen Interessen
der an Geschiften der betreffenden Art beteiligten Kreise erfordert.125 Bei der Ent-
scheidung, ob eine Vereinbarung als angemessen anzusehen ist, kommt es des-
halb auch darauf an, in welcher Héhe der vereinbarte Kaufpreis vom ortsiiblichen
Verkehrswert der Grundstlicke abweicht. Je hoher die Subventionierung des Kau-
fers durch die Gemeinde ausgefallen ist, desto eher sind vertragliche Sicherungen
mit einschneidenden Sanktionen gerechtfertigt.126 Wegen der weiteren mit der Si-
cherung entsprechender Bindungen zugunsten von Einheimischen verbundenen
Fragen muss an dieser Stelle auf Kapitel VIII verwiesen werden.127

b) Das Weilheimer Modell

Nach einem als ,Weilheimer Modell“ bekannten Verfahren128 macht die Ge-
meinde die Aufstellung eines Bebauungsplans davon abhéngig, dass der oder die
Grundstiickseigentiimer der Gemeinde ein auf zehn Jahre befristetes, notariell be-

121 Quaas, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 6 ff.; Grziwotz, DVBI. 1994, 1048, 1050; Brohm, JZ
2000, 321, 331; vgl. auch Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB,
Stand: Januar 2002, § 11 Rn. 170; L6hr, in: Battis/Krautzberger/L6hr, § 11 Rn. 21 i.V.m. Rn. 1.

122 Bejahend: OLG Karlsruhe Urt. v. 14.3.1991 — 9 U 260/89 —; OLG Koblenz Urt. v. 5.11.1997 — 7
U 370/97 —, OLG Hamm Urt. v. 11.1.1996 — 22 U 67/95 —; OLG Celle, Urt. v. 13.2.1998 — 4 U
87/97 —; LG Ravensburg, Urt. v. 25.10.1996 — 1 T 330/96 —; LG Karlsruhe, Urt. v. 13.2.1997 - 8
O 516/96 —; LG Traunstein, Urt. v. 28.7.1998 — 6 O 2744/97; Stich, in: Schlichter/Stich: Berliner
Schwerpunkte-Kommentar zum BauGB, § 11 Rn. 21; Albrecht, DNotZ 1996, 546 f.; Gafiner,
BayVBI. 1997, 538; Raststdtter, DNotZ 2000, 17, 24; Hofstetter, BWNotZ 2000, 5 f. Verneinend
unter Hinweis darauf, dass § 11 BauGB als spezialgesetzliche Vorschrift anzusehen sei, die das
Recht der Allgemeinen Geschiftsbedingungen verdrange, Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr:
BauGB, § 11 Rn. 14; Grziwotz, NJW 1997, 237; Brohm, JZ 2000, 321, 331; Kahl/Roéder, JuS
2001, 24 (27). Offen gelassen von VGH Minchen, Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3288 —.

123 Vgl. hierzu Kap. Il Abschnitt 1 d), S. 46 ff.

124 BGH, Urt. v. 29.11.2002 — V ZR 105/02 —; Wagner, BayVBI. 1997, 539; a.A. Brohm, JZ 2000,
321, 331.

125 Brandner, in: Ulmer/Brandner/Hensen, § 9 Rn. 78, m.w.N.

126 Busse, BayGTzeitung 2006, 235 (238).

127 Siehe unten S. 337 ff., auch Krautzberger mit Hinweisen auf die kasuistische Rechtsprechung, in
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn. 153.

128 Blaschke, in: Glick: Mehr Bauland ist moglich, S. 72 ff; Otte, in Ernst/Zinkahn/Bie-
lenberg/Krautzberger: BauGB, Vorb. §§ 45-83, Rn. 1.
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urkundetes Verkaufsangebot fiir ihre Grundstiicke machen und eine entsprechen-
de Auflassungsvormerkung gemdfs § 883 Abs. 1 Satz 2 BGB zur Eintragung in das
Grundbuch bewilligen.129 Die Gemeinde darf das Kaufangebot nur annehmen,
wenn der Grundstiickseigentiimer das Grundstiick an einen nach Maligabe des
zugehdrigen Vertrags nicht Berechtigten (z.B. an einen Ortsfremden) verdufert.
Den bericksichtigungsfihigen Personenkreis von ,Einheimischen” legt die Ge-
meinde in internen Vergaberichtlinien fest. Dabei sind zwingend auch Kriterien
zu wahlen, welche die eingeschriankte Leistungsfahigkeit des begiinstigten Perso-
nenkreises zum Ausdruck bringen. Das Kriterium der Ortsansdssigkeit reicht hier-
fir nicht. Anknipfungspunkt ist vielmehr das Jahreseinkommen und das verfligba-
re Vermogen.

Regelungsbeispiel 13

Richtlinie zur verbilligten Vergabe von Baugrundstiicken

Zur Bewerbung um einen Bauplatz sind Personen berechtigt, welche die nachfolgenden
Bedingungen erfillen:

1.

Sie missen bei Antragstellung mindestens fiinf Jahre in der Gemeinde
a) mit Hauptwohnsitz gewohnt oder

b) im Hauptberuf eine Beschaftigung ausgelibt haben.

Die Einkommenshochstgrenze fiir einen Erwerb betragt 50.000,00 € jédhrlich. Das
zu beriicksichtigende Einkommen ist die Summe der positiven Einkiinfte und der
Lohnersatzleistungen aller Personen, die zum Familienverband gehoren und
sonstiger Personen, die beabsichtigen, das Objekt zu bewohnen. Als Nachweis
gelten grundsétzlich Einkommensteuerbescheide der letzten drei Jahre vor der
Antragstellung; bewertet wird das sich daraus ergebende Durchschnittseinkommen.

Die Interessenten dirfen zum Zeitpunkt der Bewerbung und innerhalb eines Jahres
(Nachweis: Verkaufsurkunde) vor der Bewerbung um ein Baugrundstiick nicht
Eigentimer eines Baugrundstiickes, eines Ein- oder Mehrfamilienhauses oder einer
Eigentumswohnung sein.

Der Gemeinderat kann Ausnahmen zulassen, wenn der Erl6s aus dem Verkauf zum
Erwerb des Grundstiicks verwendet wird.

Vorhandenes Vermogen darf zum Stichtag (1.1. des Antragsjahres) den Wert des
Grundstiickes und der Kosten, die sich fiir die Errichtung eines Wohnhauses auf
dem Grundstiick unter Zugrundelegung des nach dem Bebauungsplan zuldssigen

129 Grziwotz: Baulanderschliefung, S. 200; Hérmann: Die Grenzen stadtebaulicher Vertrdge, S. 14;
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Bauumfang errechnen, nicht iibersteigen. Das Vermdgen ist mit dem Zeitwert zu
beurteilen.

6. Als Nachweis liber das vorhandene Vermdgen ist eine eidesstattliche Versicherung
vorzulegen.

7. Der Antragsteller hat vor Beurkundung des Notarvertrags mittels einer schriftlichen
Finanzierungszusage seiner Bank die Finanzierung des Grunderwerbs
einschlieBlich des Bauvorhabens nachzuweisen.

Quelle: Textvorschlag, auf der Grundlage der Richtlinien {ber die Vergabe von
Grundstiicken im Rahmen des Familienmodells der Gemeinde Inzell ,Inzeller
Familienmodell”, Rechtsstand: Beschluss des Gemeinderates vom 22.3.2010.

Die Vergaberichtlinien kénnen als Anlage zum Vertrag genommen werden. So-
weit die Richtlinien in einer amtlichen Gemeindedrucksache dokumentiert sind,
kann die Vertragsurkunde auch auf diese verweisen. Zur Verhinderung, dass der
einheimische Erwerber seinerseits das Grundstiick an Ortsfremde mit Preisauf-
schlag weiterverdufBert, wird die Zustimmung der Gemeinde zu einem Verkauf
nur erteilt, wenn auch der Erwerber die Einheimischenbindung des Grundstiicks
vertraglich akzeptiert. Anders als beim Zwischenerwerb der Grundstiicke durch
die Gemeinde féllt bei diesem Modell nur einmal die Grunderwerbsteuer an.130

Das Modell ist vom Bundesverwaltungsgericht auf seine Rechtmaligkeit gepriift
und bestatigt worden.131 Nach Ansicht des BVerwG handelt es sich hier um einen
zivilrechtlichen Vertrag, der nur den Anforderungen der §§ 134 und 138 BGB un-
terliegt. Unabhédngig hiervon ist die Angemessenheit der Bindung zu beachten.
Dies ergibt sich bereits aus § 11 Abs. 2 BauGB.132 Der Erfolg des Modells hingt
davon ab, dass alle von dem Bebauungsplan betroffenen Grundstiickseigentiimer
mitmachen. Die Erfahrungen zeigen, dass dies jedenfalls in kleineren Gemeinden
in aller Regel gelingt.133

Die VerduRerungsbeschrankung auf ortsansdssige Bewerber kann dann unzuléssig
sein, wenn sie darauf angelegt ist, ,Nichteinheimische” vom Gemeindegebiet
fernzuhalten. Wichtig ist deshalb, dass es im Gemeindegebiet andere Baupldtze
gibt, fir die keine VerduRerungsbeschrankungen zugunsten eines bestimmten Per-
sonenkreises bestehen. Als Kaufpreis fiir den Ankauf kann der Verkehrswert abz(-
glich eines Abschlags vereinbart werden. Dieser wird vom Gutachterausschuss
des Landratsamtes bestimmt.134 Die Rechtsprechung hdlt einen Abschlag fiir ge-

130 Spannowsky, UPR 2003, 81 (83).

131 BVerwG, Urt. v. 11.2.1993 -4 C 18.91 —.

132 Vgl. hierzu S. 45 f.

133 Breuer, S. 51.

134 Vgl. Beck: Einheimischenmodelle, Diss., Regensburg 1993, S. 11.
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rechtfertigt, da durch die Einheimischenmodelle bewusst ein Sondermarkt ge-
schaffen wird, dessen Preise unter denen des allgemeinen Bodenmarktes der Ge-
meinde liegen. So sind Abschldge von 30 Prozent'35 oder auch 50 Prozent!36 un-
beanstandet geblieben.

Auch bei diesen Modellen stellt sich die Frage nach der Dauer der Bindung. Diese
muss einerseits so langfristig sein, dass ein Abwarten fir den Eigentlimer regelma-
Big nicht attraktiv ist. Andererseits darf die Verpflichtung nicht zu einer unange-
messenen Beschrankung der Verfiigungsbefugnis der Eigentiimer fiihren.137 Beim
Weilheimer Modell hatte das BVerwG eine Bindungsfrist von zehn Jahren als un-
eingeschrankt angemessen bewertet.138 Der BGH erachtet bei einem anderen
Einheimischenmodell eine Bindungsfrist von 20 Jahren als noch angemessen.139
Bei einer VerduBerung eines Grundstiicks unter dem Verkehrswert sei die Ge-
meinde schon wegen des Gebots der sparsamen Verwendung offentlicher Mittel
gehalten, sicherzustellen, dass der mit der verbilligten Verdullerung verfolgte
Zweck erreicht wird. Gemeinden, die zur Férderung des Wohnbaus von Einhei-
mischen Grundstiicke verbilligt verkaufen, seien nicht nur berechtigt, sondern
verpflichtet, fiir eine vertragliche Absicherung des — den verbilligten Grundstiicks-
verkauf rechtfertigenden — Ziels der Einheimischenférderung Sorge zu tragen. Es
sei insbesondere sicherzustellen, dass die bevorzugten Kaufer die auf den Grund-
stiicken zu errichtenden Eigenheime fiir einen bestimmten Zeitraum selbst nutzen
und nicht auf Kosten der Allgemeinheit Gewinne erzielen, indem sie das verbillig-
te Bauland alsbald zum Verkehrswert weiterverduBern oder den Grundbesitz an
Dritte vermieten.140

Regelungsbeispiel 14
Vertrag nach dem Weilheimer Modell
Teil A: Angebotsbedingungen

I.  Vertragsangebot
Herr/Frau ... — nachstehend auch ,der Anbietende” genannt — machen hiermit der
Gemeinde ... — nachstehend auch ,Gemeinde” genannt — ein Angebot zum Abschluss

eines Kaufvertrags. Der Inhalt des angebotenen Vertrags ergibt sich aus dem in Teil B
dieser Urkunde naher bezeichneten Kaufvertrag.

135 VGH Minchen, Urt. v. 11.4.1990 — 1 B 85 A 1480 —.

136 BGH, Urt. v. 16.4.2010 -V ZR 175/09 —.

137 Wagner, in: v. Nicolai/Wagner/Wecker, S. 40 f.

138 BVerwG, Urt. v. 11.2.1993 -4 C 18.91 —.

139 BGH, Urt. v. 16.4.2010 -V ZR 175/09 —.

140 Ebenda unter Verweis auf Brohm, JZ 2000, 321 (332); Grziwotz, KommJur 2009, 376 (377).
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II. Grundbesitz

Die in Teil B Abschnitt Il. ndher bezeichnete Grundstiicksfliche hat derzeit folgende
baurechtliche Qualitat:

Die Gemeinde beabsichtigt, die vorgenannte Teilflache aus dem Grundstiick FINr. ...
der Gemarkung ... als Bauland auszuweisen. Die Restfldchen sollen im Bebauungsplan
als Griin- bzw. Landwirtschaftsflichen ausgewiesen werden. Die Gemeinde hat derzeit

fir den Bereich ,..” die Aufstellung eines Bebauungsplans beschlossen. Das
Bauleitplanverfahren hat folgenden Stand:

Nach den planerischen Zielvorstellungen der Gemeinde ist derzeit eine Ausweisung der
in Teil B Abschnitt Il. ndher bezeichneten Grundstiicksfliche als Bauland nur vertretbar,
wenn der ausgewiesene Grund und Boden ausschlieflich durch den derzeitigen
Eigentimer selbst bzw. von einem einheimischen Bauwilligen bebaut wird. Um
sicherzustellen, dass der in Teil B Abschnitt Il. ndher bezeichnete Grundbesitz
zumindest Uber einen gewissen Zeitraum den planerischen Zielvorstellungen der
Gemeinde entsprechend genutzt wird, macht der Anbietende der Gemeinde das
Angebot zum Abschluss eines Kaufvertrages mit dem Inhalt gema Teil B dieser
Urkunde.

Die Gemeinde fiihrt zwar derzeit u.a. fiir den vorgenannten Grundbesitz ein Verfahren
zur Aufstellung eines Bebauungsplanes nach dem BauGB durch. Bei dem heutigen
Vertragsangebot sowie dem nach Annahme zustande kommenden Kaufvertrag handelt
es sich aber nicht um eine Gegenleistung fiir die Durchfiihrung des Planungsverfahrens.
Insbesondere besteht fiir die Gemeinde keinerlei Verpflichtung, das Planungsverfahren
fortzufiihren oder mit bestimmten bzw. den derzeit beabsichtigten Festsetzungen zu
Ende zu bringen. Die Bauleitplanung der Gemeinde wird somit nicht zum Gegenstand
vertraglicher Verpflichtungen gemacht.

Ill.  Angebotsfrist

An dieses Angebot hilt sich der Anbietende bis zum Ablauf von ... Jahren, gerechnet ab
bezugsfertiger Errichtung eines Wohngebdudes auf dem jeweiligen Baugrundstiick im
Sinne der baurechtlichen Bestimmungen, gebunden. Das Angebot kann vom
Anbietenden in dieser Zeit nicht widerrufen werden. Das Angebot erlischt, wenn es
nicht bis zum Ablauf der Bindung zu notarieller Urkunde eines deutschen Notars
angenommen worden ist. Auf den Zugang der Annahmeerklarung innerhalb dieser Frist
wird verzichtet.

Der Anbietende verpflichtet sich, solange er an das Angebot gebunden ist, ohne
Zustimmung des Angebotsempfangers keine Verpflichtungs- und Verfiigungsgeschéfte
Uber das Vertragsgrundstuck abzuschlieRen. Ihm ist bekannt, dass eine Verfligung tber
das Vertragsgrundstiick insoweit unwirksam wdre, als sie den Anspruch des
Angebotsempfingers vereiteln oder beeintrachtigen wiirde. Er verpflichtet sich ferner,
nach bezugsfertiger Erstellung eines Wohngebdudes auf dem jeweiligen Baugrundstiick,
dieses auf die Dauer von ... Jahren selbst zu bewohnen oder durch den in Abschnitt IV.
naher bezeichneten Personenkreis bewohnen zu lassen.
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Der Anbietende darf den in Teil B Abschnitt Il. ndher bezeichneten Vertragsbesitz
jedoch mit Grundpfandrechten belasten, die der Finanzierung des darauf zu
errichtenden Bauwerks dienen. Die Gemeinde ist verpflichtet, mit ihrer Auf-
lassungsvormerkung auf Kosten des Eigentiimers hinter solche Grundpfandrechte
zurlickzutreten, die der Finanzierung des auf dem in Teil B Abschnitt 1l. ndher
bezeichneten Vertragsbesitzes zu errichtenden Bauwerkes und etwaigen Erschliefungs-
und Anliegerbeitragen dienen. Voraussetzung ist, dass das Grundpfandrecht zugunsten
eines bundesdeutschen Kreditinstituts bestellt wird und sich dieses gegeniiber der
Gemeinde verpflichtet, eine Valutierung nur bis zur Hohe des Kaufpreises gemal} Teil B
Abschnitt 1V. dieser Urkunde vorzunehmen und das Grundpfandrecht entweder nicht
abzutreten oder die eingegangenen Bindungen etwaigen Rechtsnachfolgern auf-
zuerlegen. Jede Besicherung Uber diesen Betrag hinaus bedarf der vorherigen
Zustimmung der Gemeinde. Diese Einschrankung entféllt, sobald die Gemeinde die
Loschung der zu ihren Gunsten im Grundbuch gemaR Abschnitt V. zur Eintragung
gelangenden Vormerkung auflagenfrei bewilligt.

Die Gemeinde ist zur Annahme des Kaufvertragsangebotes nur berechtigt, wenn die
Voraussetzungen gemdR Ziffer IV dieser Urkunde vorliegen und wenn sie auf das Recht
zur Annahme noch nicht verzichtet hat. Eine Verpflichtung der Gemeinde zur Annahme
des Angebotes besteht in keinem Fall.

IV. Kenntnisnahme, Verpflichtung

Die Gemeinde nimmt von dem Angebot lediglich Kenntnis. Eine Annahme wird heute
nicht erkldrt. Die Gemeinde verpflichtet sich jedoch, das Angebot nur dann anzu-
nehmen, wenn der Anbietende die Vertragsfliche ohne ihre Zustimmung ganz oder
teilweise verduBert. Als VerduRerung gilt dabei jedes Rechtsgeschéft, durch welches
einem Dritten die Verwertung oder Nutzung des Vertragsobjektes auf eigene oder
fremde Rechnung rechtlich oder wirtschaftlich ermoglicht wird. Als VerdulRerung gelten
vor allem

a) der Abschluss eines VerduBerungs-, insbesondere Kauf-, Schenkungs-, Ubergabe-
oder auch Tauschvertrages,

b) die Einrdumung eines Kaufangebotes, eines Ankaufsrechtes oder die Einrdumung
einer wirtschaftlichen dhnlichen Rechtstellung, insbesondere eine Treuhandstellung
und ein Vorkaufsrecht,

c) die Einrdumung eines NieBbrauchs, eines Erbbaurechtes, einer beschrankten
personlichen Dienstbarkeit, einer Grunddienstbarkeit und einer Baulast sowie der
Abschluss von Miet-, Pacht- oder Gestattungsvertrdgen sonstiger Art, soweit ein
Dritter dadurch oder in Verbindung mit weiteren Vereinbarungen eine
eigentiimerdhnliche Rechtstellung erlangt,

d) die Ubertragung des wirtschaftlichen Eigentums zur Errichtung eines Bauwerkes auf
fremdem Grund und Boden,

e) die Anordnung der Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung,
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f) die Eroffnung des gerichtlichen Konkurs-, Vergleichs- oder Insolvenzverfahrens
oder die Ablehnung eines solchen Verfahrens mangels Masse sowie die Abgabe
einer eidesstattlichen Versicherung im Sinne der §§ 807, 883 ZPO.

Die Gemeinde ist ferner berechtigt, das Angebot anzunehmen, wenn der Anbietende
gegen die Verpflichtung verstdt, nach bezugsfertiger Erstellung eines Wohngebaudes,
dieses auf die Dauer von ... Jahren selbst zu bewohnen oder durch nachstehend naher
bezeichneten Personenkreis bewohnen zu lassen.

Wenn mehrere Personen Anbietender sind, ist es ausreichend, dass einer der
vorstehenden genannten Griinde in der Person eines Anbietenden eintritt. Die
Gemeinde verpflichtet sich, das Angebot nicht anzunehmen, wenn die VerdufSerung
erfolgt

an den Ehegatten, Eltern, Geschwister oder an Abkémmlinge des Anbietenden oder

an eine nach den von der Gemeinde am ... beschlossenen Richtlinien tber die
Vergabe von Grundstiicken berechtigte Person’41 und

der Erwerber der Gemeinde seinerseits ebenfalls ein Kaufangebot mit dem in
gegenwartiger Urkunde niedergelegten Inhalt bzw. den in dieser Urkunde enthaltenen
Vereinbarungen macht. Der Erwerber kann jedoch die bei seinem VerduRerer oder
dessen Rechtsvorginger abgelaufene Zeit des Bindungszeitraums zu seinen Gunsten
anrechnen; er ist also nur noch hinsichtlich der restlichen Laufzeit an das Angebot
gebunden.

Die Gemeinde verpflichtet sich, auf die Rechte aus dem gegenwartigen Angebot zu
verzichten und die Loschung ihrer Auflassungsvormerkung im Grundbuch zu
bewilligen, wenn auf dem Vertragsbesitz vom Anbietenden oder einem Erwerber gemald
vorstehenden Bestimmungen ein Wohnhaus entsprechend den Festsetzungen des
kiinftigen rechtsverbindlichen Bebauungsplanes bezugsfertig errichtet und das
bezugsfertige Gebdude auf die Dauer von ... Jahren, gerechnet ab Bezugsfertigkeit, vom
Anbietenden oder einer der vorstehend genannten Personen bewohnt wird.

Im Falle einer teilweisen VerduRerung der in Teil B Abschnitt Il. ndher bezeichneten
Flache entgegen den vorstehenden Bestimmungen kann die Gemeinde das Angebot nur
beziglich dieser Teilfliche bzw. — soweit diese Teilfliche nicht mit den baurechtlich
festgelegten ~ Grundstiicksgrenzen Ubereinstimmt - hinsichtlich des gesamten
Baugrundstiicks im Sinne der baurechtlichen Bestimmungen annehmen. Hinsichtlich
der verbleibenden Restflache bleibt das Angebot jedoch unverdndert bestehen.

Eine Verpflichtung der Gemeinde, im Falle der Annahme dieses Vertragsangebotes die
Vertragsflache an einen bestimmten Personenkreis zu bestimmten Bedingungen weiter
zu veraulbern, wird ausdriicklich nicht vereinbart.

141 In den Richtlinien zur Vergabe von Grundstiicken missen zwingend neben der Ortsanséssigkeit
auch Kriterien Berlicksichtigung finden, die die finanzielle Leistungsfihigkeit des Erwerbers be-
riicksichtigen, also z.B. eine Begrenzung nach dem Jahreseinkommen und dem verfigbaren Ver-
maogen.
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V.  Vormerkung

Zur Sicherung des kiinftigen Anspruchs der Gemeinde auf Ubertragung des Eigentums
an der Vertragsflache bewilligt der Anbietende zugunsten der Gemeinde die Eintragung
einer entsprechenden Auflassungsvormerkung im Grundbuch. Die Gemeinde beantragt
die Eintragung der Vormerkung im Grundbuch.

VI. Kosten, Abschriften

Die Kosten dieser Urkunde, der Eintragung der Auflassungsvormerkung und einer
etwaigen Loschung dieser Vormerkung bei Verzicht der Gemeinde auf das Kaufangebot
tragt der Anbietende. Die Kosten der Annahme des Angebots sowie des weiteren
Vollzugs gehen vereinbarungsgemdls zu Lasten der Gemeinde. Von dieser Urkunde
erhalten:

Der Angebotsempfanger eine Ausfertigung, der Anbietende eine beglaubigte Abschrift,
das Grundbuchamt ... eine beglaubigte Abschrift, das Finanzamt ... eine einfache
Abschrift.

Teil B: Inhalt des Angebots

I.  Grundbuchvortrag

Im Grundbuch des Amtsgerichts ... fiir ... Band ... Blatt ... ist folgender Grundbesitz der
Gemarkung ... eingetragen:

FINr. ... Eigentimer: ... Abteilung Il: ... Abteilung Ill: ... Heutiger Vertragsgegenstand ist
eine den Beteiligten in der Natur nach Lage und GroRe genau bekannte, noch zu
vermessende Teilfliche von ca. ... gm aus dem vorbezeichneten Grundbesitz, wie sie in
dem dieser Urkunde als Anlage beigefiigten und den Beteiligten zur Einsicht vorgelegten
Lageplan mit der Farbe Rot gekennzeichnet ist. Der beigefligte Lageplan wird von den
Beteiligten genehmigt. Das geschétzte Flachenmals ist nicht Vertragsgrundlage.
Malgebend fiir die Vertragsfliche sind die von den Beteiligten festgelegten Grenzen.

II. Verkauf

Herr/Frau ... — in dieser Urkunde ,Veraullerer” genannt — verkauft an die Gemeinde ... —
in dieser Urkunde ,Erwerber” genannt — zum Alleineigentum das in Ziffer |. ndher
bezeichnete Vertragsgrundstiick samt allen mit ihm verbundenen Rechten, Bestandteilen
und dem Zubehor.

lll.  Vermessung

Den Antrag auf Vermessung der jeweiligen Vertragsfliche stellt der Erwerber. Die
Vertragsteile verpflichten sich zur Messungsanerkennung und Auflassung, wenn das
gepriifte Messungsergebnis vorliegt. Die Kosten der Vermessung, Vermarktung und
Nachtragsbeurkundung tragt der Erwerber.

IV. Kaufpreis
1. Der Kaufpreis fiir den Vertragsgegenstand entspricht ... Prozent (... vom Hundert)

des Verkehrswertes von Grund und Boden (Sondermarktpreis fir Einheimische) fiir
die geschatzte Flache ... gm und dem Verkehrswert fiir auf dem Vertragsgrundbesitz
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befindliche Baulichkeiten, und zwar zum Zeitpunkt der Annahme des
Kaufvertragsangebotes durch den Erwerber. Ein sich nach amtlicher Vermessung
ergebendes Mehr- oder Mindermal ist unverziiglich nach Messungserkennung und
Auflassung zu dem Quadratmeterpreis, auf den sich die Beteiligten geeinigt haben
oder der rechtskréftig festgesetzt wurde, zinslos auszugleichen.

2. Voraussetzungen fir die Zahlung des Kaufpreises sind:

a) Das Vertragsangebot muss vom Erwerber in notarieller Form angenommen und
die fir ihn bewilligte Auflassungsvormerkung muss zu seinen Gunsten im
Grundbuch eingetragen sein.

b) Hinsichtlich aller in Abteilung Il zugunsten deutscher Kreditinstitute oder
Bausparkassen eingetragener und nicht ibernommener Rechte miissen dem
Notar die Lastenfreistellungserklarungen einschliefSlich notwendiger Grund-
pfandrechtsbriefe unter allenfalls aus dem Kaufpreis erfiillbaren Auflagen in
grundbuchmaRiger Form vorliegen.

c) Alle sonstigen im Grundbuch eingetragenen und nicht ibernommenen Rechte
missen geldscht sein.

d) Die zu diesem Vertrag erforderlichen Genehmigungen - und zwar ohne
Bedingungen und Auflagen — oder entsprechende Negativzeugnisse miissen
dem Notar vorliegen.

e) Der die Annahme beurkundende Notar wird beauftragt, den Vertragsteilen die
Erfillung der Zahlungsvoraussetzungen schriftlich mit einfachem Brief
mitzuteilen.

3. Zahlung des Kaufpreises

Der Kaufpreis ist zehn Tage nach Absendung der vorgenannten Mitteilung des Notars
zur Zahlung féllig, nicht jedoch vor rechtskraftiger Feststellung des Verkehrswertes, falls
diesbeziiglich zwischen den Beteiligten Meinungsverschiedenheiten bestehen sollten.

Soweit gemdls Ziffer 2. b) Ablosungsbetrdge gefordert werden, kann der Kaufpreis nur
durch deren Bezahlung entrichtet werden, nicht durch sonstige Leistungen an den
VerauBerer oder Dritte. Schon heute werden etwaige dem VerduBerer zustehende
Rechte und Anspriiche hinsichtlich der zu beseitigenden Belastungen des
Vertragsobjektes — bedingt durch die Bezahlung des Kaufpreises — an den Erwerber
Ubertragen.

Der Kaufpreis ist auf ein noch anzugebendes Konto des VerdufBerers zu zahlen, soweit
er nicht zur Lastenfreistellung an Gldubiger zu entrichten ist. Er ist nur bei Verzug zu
verzinsen.

V. Besitz, Nutzen, Lasten
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VI. Gewdbhrleistung

VII. ErschlieBungs- und Anliegerkosten

VIII. Vorkaufsrechte, Genehmigungen

IX. Vollmachten

X. Hinweise

XI. Kosten, Abschriften

Quelle: Uberarbeitete Fassung eines Vertragsmusters von Grziwotz, JuS 1998.

)] Das Traunsteiner Modell

Bei dem Traunsteiner Modell handelt es sich um einen Regelungsvorschlag des
Landratsamtes Traunstein. Vor der Ausweisung von Bauland schliel’t die Gemein-
de’42 notarielle Vertrage mit den betroffenen Grundstiickseigentiimern, wonach
diese sich verpflichten, Verpflichtungs- und Verfligungsgeschéfte Gber jedes Bau-
grundstiick nur mit Zustimmung der Gemeinde abzuschlieBen.143 Die Zustim-
mung der Gemeinde wird in der Regel nur bei VerduBerung an einen bestimmten
Personenkreis erteilt, der von der Gemeinde definiert wird. Die Vergabekriterien
werden zum Bestandteil des Vertrages gemacht. Im Vertrag wird auch der
Hochstpreis der Baugrundstiicke festgelegt, und zwar als fixer Preis. Nach Ablauf
einer bestimmten Zeit kann der Preis unter Zugrundelegung des Lebenshaltungs-
kostenindexes entsprechend erhoht oder gesenkt werden.144 Die Gemeinde kann
die Zustimmung zu einer Verdullerung versagen, wenn die Grundstiicke vertrags-
widrig nicht an den berechtigten Personenkreis verdufSert werden oder der Eigen-
timer sich nicht an den vereinbarten Kaufpreis hilt.145> Zur Sicherung der Ver-
tragserfillung wird ein preislimitiertes Vorkaufsrecht zugunsten der Gemeinde
vereinbart. Dieses wird rechtstechnisch durch eine Vormerkung gemall § 883

142 Schmucker, in: Glick: Mehr Bauland ist moglich, S. 77 ff.

143 Grziwotz: BaulanderschlieBung, S. 200; Hormann: Die Grenzen stadtebaulicher Vertrage, S. 15.

144 Haller: Die privatrechtliche Gestaltung offentlich-rechtlicher Beziehungen am Bespiel der soge-
nannten Einheimischenmodelle, S. 32.

145 Hormann: Die Grenzen stadtebaulicher Vertrage, S. 15.
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Abs. 1 Satz 2 BGB gesichert und kann gemd § 339 BGB, im Falle eines Ver-
tragsverstofRes, mit einer Vertragsstrafe sanktioniert werden.146

d) Die Verhandlungsposition der Gemeinde

In jedem Fall, in dem die Gemeinde die Ausweisung von Bauland von der Mit-
wirkungsbereitschaft der Grundeigentiimer abhdngig machen will, ist es zweck-
malig, die Verhandlungen friihzeitig, moglichst schon wahrend der Aufstellung
des Flachennutzungsplans, aufzunehmen und dann moglichst friih zu einer Ver-
einbarung zu kommen. Die Gemeinde kann dann die Flachennutzungsplanung
unter Berlicksichtigung der Realisierungschancen optimieren und die Ausweisung
von Bauflachen zuriickstellen, wenn die Mitwirkungsbereitschaft der Grundstlick-
seigentlimer fehlt.147

Ein erfolgreiches Auftreten der Gemeinde ist nur moglich, wenn die Gemeinde
bei fehlender Mitwirkungsbereitschaft der Eigentlimer eines bestimmten, zundchst
in Aussicht genommenen Gebiets auf andere geeignete Flachen ausweichen kann.
Wahrend kleinere Gemeinden im landlichen Raum haufig gleichwertige Entwick-
lungsalternativen zur Verfiigung haben, sind die Entwicklungsmdglichkeiten in
den Grolistadten in der Regel so stark eingeschrankt, dass sich keine gleichwerti-
gen Flachen anbieten. Der Verhandlungsansatz in den groferen Stidten kann
deshalb haufig nur darin liegen, die zeitliche Abfolge der Planung zu bestimmen:
Prioritat haben die Plane, bei denen die Eigentlimer mitwirkungsbereit sind.

e) Europarechtliche Anforderungen

Die bevorzugte und verbilligte Vergabe von Grundstiicken an Ortsansdssige im
Rahmen von Einheimischenmodellen muss sich auch an den europarechtlichen
Vorgaben messen lassen. Dies gilt nicht erst, nachdem die Europdische Kommis-
sion gegen die Bundesrepublik Deutschland ein Vertragsverletzungsverfahren we-
gen einer angeblichen Diskriminierung von EU-Staatsangehorigen im Rahmen der
praktizierten Einheimischenmodelle eingeleitet hat. Anlass hierfiir waren die Be-
glinstigung bei der Vergabe durch eine Entwicklungsgesellschaft der Gemeinde
Selfkant und seit 2010 auch die Einheimischenmodelle der Gemeinden Bernried
und Seeshaupt am Starnberger See, die Stadt Vohburg an der Donau sowie die
Stadt Weilheim in Oberbayern. Die Kommission vertritt dabei die Auffassung,
dass ein Verstold gegen die im EU-Vertrag garantierte Niederlassungsfreiheit bzw.
gegen den allgemeinen Grundsatz der Nichtdiskriminierung vorliegt.148 Der Aus-
gang dieser Verfahren ist zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Buches noch of-
fen. Allerdings stehen die Zeichen giinstig, dass spatestens der EuGH die deut-

146 Vgl. Roefing: Einheimischenprivilegierungen und EG-Recht, S. 119.
147 Breuer, Bauplanungsrechtliche Instrumente zum Schutz der Sozialstruktur, S. 52.
148 Hierzu Dirnberger, Bayerischer Gemeindetag 5/2012, 208 (209 f.).

161



schen Einheimischenmodelle als europarechtskonform bewerten wird. Ein deutli-
ches Indiz in dieser Hinsicht ergibt sich aus einem aktuellen Verfahren beim
EuGH. Gegenstand dieses Verfahren ist ein Dekret der Flamischen Region vom
27. Mérz 2009 Uber die Grundstiicks- und Immobilienpolitik.149 Mit diesem Dek-
ret wird der Versuch unternommen, in Gemeinden mit besonders hohem Preisni-
veau bei Baugrundstlicken den Kauf und die Miete von Immobilien davon abhan-
gig zu machen, dass die Kdufer oder Mieter mindestens sechs Jahre ohne Unter-
brechung in der Gemeinde oder der unmittelbaren Nachbarschaft gelebt, dort ge-
arbeitet oder aus anderen Griinden eine enge Bindung zu der Gemeinde aufge-
baut haben. Der Generalanwalt hat in seinem Schlussantrag hierzu beanstandet,
,dass keines dieser Kriterien die soziookonomischen Aspekte widerspiegelt, die
zu dem Ziel des Schutzes der weniger kapitalkréftigen einheimischen Bevolke-
rung auf dem Immobilienmarkt gehoren. Die fraglichen Kriterien begiinstigen
nicht nur die weniger kapitalkréftige einheimische Bevolkerung, sondern auch ei-
nen Teil der einheimischen Bevolkerung, der iiber ausreichende Mittel verfiigt
und damit keines Schutzes auf dem Immobilienmarkt bedarf.”150 Dem ist der
EuGH mittlerweile gefolgt.’5" Grundlegend ist dabei die Erwdgung, dass der
Schutz der weniger kapitalkraftigen Bevolkerungsgruppen vor Verdrangung als
Folge der Zuwanderung finanziell stirkerer Bevolkerungsgruppen aus anderen
Gemeinden ein Allgemeininteresse ist, das Beschrankungen der europarechtlich
gewadhrleisteten Grundfreiheiten rechtfertigen kann.

Die Bindungen im Rahmen von Einheimischenmodellen missen deshalb grund-
satzlich eine solche soziookonomische Komponente enthalten. Gerade diese Kri-
terien sind typische Elemente der in Deutschland verbreiteten Einheimischenmo-
delle, die sich eben nicht nur an der Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde,
sondern auch an sozio6konomischen Kriterien wie Zahl der Kinder und Héhe des
Einkommens orientieren, also nur diejenigen begiinstigen, die am Markt mit kapi-
talkraftigen von auflen Zuziehenden nicht konkurrieren kénnen.152 Bei einer ent-
sprechenden Grundkonstellation diirften Einheimischenmodelle deshalb ohne
VerstoR gegen das Diskriminierungsverbot die Niederlassungsfreiheit beschran-
ken.153 Grundlage bilden nach stdndiger Rechtsprechung des EuGH die generel-
len Kriterien, wonach die Grundfreiheiten beschrankende MaRnahmen unter der
Voraussetzung zuldssig sein konnen, dass sie ein im Allgemeininteresse liegendes
Ziel verfolgen, nicht diskriminierend angewandt werden und mit dem Grundsatz
der VerhdltnismalRigkeit in Einklang stehen, d.h. geeignet sind, die Erreichung des

149 EuGH, Verbundene Rechtssachen C-197/11, C-203/11.

150 EuGH, Verbundene Rechtssachen C-197/11, C-203/11, Schlussantrage des Generalstaatsanwaltes
v. 4.10.2012, Rn. 37.

151 EuGH, Urt. v. 8.5.2013 in den verb. Rechtssachen C-197/11 und C-203/11 (Flamisches Grund-
stlicks- und Immobiliendekret).

152 Grziwotz: Einheimischenmodelle und die EU-Grundfreiheiten: Schutz armer Bevolkerung erfor-
derlich, und in: Legal Tribune ONLINE, 18.10.2012, http://www.lto.de/persistent/a_id/7342/ (ab-
gerufen am 7.5.2013); Portz, Kommjur 2010, 366 ff.

153 Wollenschlager, EuZW 2012, 885.
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verfolgten Ziels zu gewahrleisten, und nicht Gber das hinausgehen, was hierzu er-
forderlich ist.154

6. Bindungen im Zusammenhang mit gewerblichen Vorhaben
a) Immissionsschutzbindungen

Im Zusammenhang mit gewerblichen Vorhaben sind haufig schwierige Immissi-
onsschutzprobleme zu [6sen. Nicht alle zur Bewdltigung der Konflikte erforderli-
chen Regelungen konnen im Bebauungsplan festgesetzt werden, wie z.B. Rege-
lungen des Betriebsablaufs und zeitliche Beschrankungen bestimmter stérender
Tatigkeiten.155> Wenn das Vorhaben dennoch erméglicht werden soll, miissen die
Gemeinden Vereinbarungen treffen, mit denen sich der Betreiber verpflichtet, die
jeweils erforderlichen Bindungen einzuhalten.’56 Der Vorhabentrdger kann im
Vertrag auch verpflichtet werden, die erforderlichen Manahmen innerhalb einer
bestimmten Frist auf seine Kosten herzustellen. Dies kdnnte zwar auch — soweit es
sich um nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB festgesetzte Vorkehrungen handelt — als
Nebenbestimmung zur Baugenehmigung verlangt werden. Die vertragliche Rege-
lung hat aber den Vorzug, dass im Vertrag geeignete Sicherungsmittel, wie z.B.
die Beibringung einer Vertragserfiillungsbiirgschaft, vereinbart werden konnen,
die die Gemeinde in die Lage versetzen, die notwendigen Malnahmen anstelle
des Vorhabentrdgers durchzufiihren, wenn dieser seinen Verpflichtungen nicht
nachkommt.

Die erforderliche Konfliktlésung erfolgt hier also durch Vertrag!57. Insoweit ist ei-
ne Entscheidung des VGH BW aus dem Jahre 2001 von Bedeutung. Der VGH sah
im Hinblick auf einen durch den Bebauungsplan ausgel6sten Immissionsschutz-
konflikt das Erfordernis, diesen Konflikt mit dem der Gemeinde durch das BauGB
zur Verfigung gestellten stadtebaurechtlichen Instrumentarium zu bewdltigen,
soweit dies planungsrechtlich zuldssig und im Einzelfall moglich ist'58. Das Ge-
richt stiitzt diese Auffassung auf das dem Abwédgungsgebot immanente Konflikt-
bewaltigungsgebot und fiihrt aus, dass nur das 6ffentlich-rechtliche Instrumentari-
um des BauGB im Regelfall den von § 1 Abs. 6 BauGB geforderten ,gerechten”
umfassenden Ausgleich aller insoweit abwagungsbeachtlichen 6ffentlichen und
privaten Belange gewdhrleistet. Privatrechtliche Vereinbarungen zur Konfliktl6-

154 EuGH, Urt. vom 1.6.1999, Konle, C-302/97, Slg. 1999, 1-3099, Rn. 40, Urt. v. 23.9.2003,
Ospelt/Schlossle/Weissenberg, C-452/01, Slg. 2003, 1-9743, Rn. 34; Urt. v. 25.1.2007, C-370/05.

155 VGH BW, Urt. v. 14.11.1996 — 5 S 5/95 —; Porger: Stadtebauliche Vertrage zur Bewiltigung von
Immissionskonflikten, in: Spannowsky/Kramer (Hrsg.): Realisierung stddtebaulicher Planungen
und Projekte durch Vertrage, S. 109 (115).

156 BVerwG, Urt. v. 15.12.1989 — 4 C 36.86 —; Bank, in: Brigelmann, Lfg. 72, Oktober 2009,
BauGB, § 11 Rn. 56.

157 Stiier/Konig, ZfBR 2000, 528 (535).

158 VGH BW, Urt. v. 8.11.2001 -5 S 1218/99 —.
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sung konnten den &ffentlich-rechtlichen Planvollzug nicht beeinflussen. Auch sei-
en bei planbedingten Interessenkonflikten haufig 6ffentliche Belange i. S. des § 1
Abs. 6 BauGB, etwa solche des Umweltschutzes und der allgemeinen Anforde-
rungen an gesunde Wohnverhdltnisse, beriihrt. Eine privatrechtliche Vereinbarung
kdénne die nach § 1 Abs. 6 BauGB an sich gebotene Konfliktbewiltigung nur tber-
flissig machen, wenn sie alle kiinftigen Konflikte entfallen lasst und daher auch
kiinftige Konfliktlosungen (bis hin zu einem ordnungsrechtlichen Einschreiten)
verldsslich entbehrlich macht.’59 Auf privatrechtliche Gestaltungsformen kénne
die Gemeinde bei der Bewdltigung eines planbedingten Konflikts allenfalls dann
zuriickgreifen, wenn oder soweit das Recht der Bauleitplanung weder hoheitliche
Anordnungen erméglicht noch andere Handlungsformen, z.B. nach §§ 11, 12
BauGB, zur Konfliktbewaltigung bereitstellt.160 Der VGH scheint, wie sich aus
dem letzten Halbsatz ergibt, davon auszugehen, dass dem stadtebaulichen Ver-
trag ein hoheres Mal} an Konfliktbewaltigungspotenzial beizumessen ist als privat-
rechtlichen Vereinbarungen. Entscheidend wird sein, ob der Vertrag in einer der
Festsetzung im Bebauungsplan vergleichbaren Weise auf Dauer und mit Wirkung
fir Dritte sicherstellt, dass die Immissionsschutzkonflikte bewaltigt sind. Dement-
sprechend wird in der einschldgigen Fachliteratur die Zuldssigkeit festsetzungser-
setzender stadtebaulicher Vertrage grundsatzlich bejaht und dabei auf die inso-
weit beispielgebende Regelung eines vertraglich gesicherten Ausgleichs nach § 1a
Abs. 3 BauGB oder die vertraglich vereinbarte Befristung oder Bedingung hinge-
wiesen.161 Insoweit kommt es darauf an, dass die entsprechenden Bindungen
durch grundbuchliche Sicherung auch fiir den Fall der Rechtsnachfolge Bestand
haben.162 Erforderlich ist deshalb eine dingliche Sicherung, wobei in der Regel
die Eintragung einer ranggerechten Dienstbarkeit sachgerecht sein wird.163

Haufig wird es zweckmalig sein, nicht alle Details der Immissionsschutzmal3-
nahmen im Bebauungsplan zu regeln, um im Rahmen des Vollzugs den sich mog-
licherweise dndernden technischen Moglichkeiten auch ohne Befreiungsentschei-
dung gerecht werden zu kénnen. Eine vertragliche Regelung erweist sich hier als
erheblich flexibler.

Zur Lésung von Immissionsschutzkonflikten kann im Einzelfall auch eine zeitliche
Staffelung der Durchfithrung der geplanten Vorhaben erforderlich sein und eine
entsprechende Regelung in den Vertrag aufgenommen werden. Dabei ist vor al-
lem an Félle zu denken, bei denen zundchst eine larmabschirmende Riegelbe-
bauung errichtet werden soll, bevor dann in dem hierdurch larmgeschiitzten Be-

159 Vgl. BVerwG, Urt. v. 28.4.1978 — IV C 53.76 —; OVG Lineburg, Urt. v. 4.1.1983 — 1 C 2/81 —;
BayVGH, Urt. v. 11.7.1994 — 14 N 92.2397; HessVGH, Urt. v. 16.3.1995 — 3 TG 50/95 -.

160 Vgl. BVerwG, Urt. v. 11.2.1993, -4 C 18.91 —; BGH, Urt. v. 12.12.1980 - V ZR 168/78 — und v.
7.2.1985 — Il ZR 179/83 —; Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/L6hr: BauGB, § 1 Rn. 121.

161 Reidt, UPR 2008, 410 (414); ders., BauR 2008, 1541 (1544).

162 Bank, in: Brigelmann, BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 50; Reidt, BauR 2008, 1541
(1544).

163 Vgl. hierzu S. 349 f.
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reich empfindliche Nutzungen wie Wohnen geschaffen werden.164 Eine solche
Reihenfolge kann seit der BauGB-Novelle 2004 gemal$ § 9 Abs. 2 auch festgesetzt
werden.

In manchen Féllen wird mit den Nachbarn eines Vorhabens der Verzicht auf die
Geltendmachung immissionsschutzrechtlicher Abwehrrechte vereinbart. Dieser ist
fir sich genommen nicht geeignet, auftretende Nutzungskonflikte in einer dem
Abwdgungsgebot genligenden Weise zu bewadltigen.65 Im Einzelfall kann diese
Bestimmung dennoch sachgerecht sein, wenn im Rahmen der Abwdgung, z.B.
aufgrund vorgefundener Konflikte, eine vollstindige Schonung der Wohnruhe
nicht sichergestellt und auch nicht verlangt werden kann. Der Verzicht auf Ab-
wehranspriiche dient dann nicht der planerischen Konfliktbewaltigung, sondern
vor allem der Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten im nachbarschaftlichen Ver-
héltnis. Der Verzicht kann dinglich durch die Eintragung einer entsprechenden
Dienstbarkeit gesichert werden.166

b) Verpflichtung zur Schaffung und Erhaltung von Arbeitspl&tzen

Gemeinden verfolgen im Rahmen ihrer Gewerbeansiedlungspolitik hdufig das
Ziel, vorrangig Gewerbebetriebe mit einer hohen Zahl an Beschiftigten anzusie-
deln. Den Vorhabentrdgern werden Angaben darliber abverlangt, wie viele Ar-
beitspldtze nach Fertigstellung des Bauvorhabens geschaffen werden. Die Ge-
meinden sind in diesen Fillen daran interessiert, die Vorhabentrager auf ihre An-
gaben festzulegen und entsprechend zu verpflichten (vgl. Regelungsbei-
spiel 15).167

Die vereinbarte Arbeitsplatzgarantie kann durch eine Vertragsstrafenklausel gesi-
chert werden. Beim Verkauf der Gewerbegrundstiicke durch die Gemeinde ist
auch eine Aufzahlungsklausel moglich, mit der sich der Vorhabentrager verpflich-
tet, im Falle eines VerstoRes die Differenz zwischen dem subventionierten Kauf-
preis und dem Verkehrswert des Grundstiicks nachzuzahlen.168 Die Effektivitat
dieser Sicherung muss allerdings bezweifelt werden. In der Regel wird die wirt-
schaftliche Situation eines Betriebes die Ursache fiir die Nichteinhaltung der Ar-
beitsplatzgarantie sein. Die Gemeinden werden die wirtschaftliche Situation ge-
fahrdeter Betriebe nicht durch die Forderung von Vertragsstrafen zusatzlich belas-
ten. Die Arbeitsplatzgarantieklauseln dienen deshalb vorrangig dem Schutz vor
Missbrauch.

164 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 146; Porger: Stadtebauliche Vertrdage zur
Bewdltigung von Immissionskonflikten, in: Spannowsky/Krdmer (Hrsg.): Realisierung stadtebauli-
cher Planungen und Projekte durch Vertrage, S. 109 (115).

165 OVG Lineburg, Urt. v. 4.1.1983 - 1 C 2/81 —.

166 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 23.1.2002 — 4 BN 3/02 —; Boecker, BauR 1985, 149 (151).

167 Vgl. Grziwotz: Baulanderschliefung, S. 211.

168 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 147, unter Hinweis auf BayVGH, Urt. v.
22.12.1998 — 1 B 94.3288 —.
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Regelungsbeispiel 15
Arbeitsplatzgarantie

Der Vorhabentrager verpflichtet sich gegeniiber der Gemeinde, bis zum ... mindestens
... Arbeitspldtze zu schaffen und die Arbeitnehmer bis zum ... dauerhaft zu beschaftigen.
Sollten die zugesagten Arbeitsplitze nicht geschaffen werden, ist der Vorhabentrager
verpflichtet, an die Gemeinde pro nicht nachgewiesenem Arbeitsplatz einen Betrag in
Hohe von 15 000 Euro zu zahlen. Der Kdufer hat den Beschéftigungsstand jahrlich der
Gemeinde nachzuweisen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

C) Einheimischenmodelle fur Gewerbegebiete

Nach dem Vorbild der Einheimischenmodelle fiir Wohngebiete kénnen auch Ver-
einbarungen im Zusammenhang mit der Entwicklung neuer Gewerbegebiete in
Betracht kommen. Ziel solcher Vereinbarungen kann es z.B. sein, die Abwande-
rung einheimischer Gewerbebetriebe und den damit verbundenen Wegfall von
Arbeitspldtzen durch die Bereitstellung von Gewerbeflachen zu glinstigen Kondi-
tionen zu verhindern. Dies kann insbesondere Betriebe betreffen, die auf ihren al-
ten Betriebsgrundstiicken keine ausreichenden Entwicklungsmoglichkeiten mehr
haben oder die im Rahmen von Sanierungsmalinahmen umgesetzt werden sollen.
Ziel konnte es aber auch sein, zur Senkung der Arbeitslosigkeit Existenzgriindun-
gen durch die Bereitstellung glinstiger Betriebsgrundstiicke zu férdern. Das mit
solchen Einheimischenmodellen verfolgte Ziel ist zweifellos stddtebaulich moti-
viert, da es um die Bereitstellung geeigneter Baugrundstiicke fiir Gewerbebetriebe
geht.

Soweit ersichtlich, hat sich bislang lediglich der BayVGH mit der Zulassigkeit sol-
cher Einheimischenmodelle fiir Gewerbegebiete beschiftigt.169 Das Gericht be-
stitigte einen Vertrag, in dem einem Kdufer eines verbilligten Gewerbegrund-
stlicks neben einer Bauverpflichtung insbesondere eine Nutzungsverpflichtung
sowie ein Verdulerungsverbot auf die Dauer von 20 Jahren auferlegt wurden.170
Vertrdge im Zusammenhang mit der Sicherung des ortlichen Gewerbes seien
grundsétzlich zuldssig, wenn hiermit eine legitime kommunale Aufgabe verbun-
den ist. Eine solche legitime Aufgabe bestehe insbesondere darin, die Abwande-
rung einheimischer Gewerbebetriebe und den damit verbundenen Wegfall der
Arbeitspldtze durch die Bereitstellung von Gewerbefldchen zu giinstigen Konditi-
onen zu verhindern, weil fir die Weiterentwicklung der Gewerbebetriebe im
Gemeindegebiet keine bezahlbaren Flachen zur Verfiigung stehen. Im Weiteren
stiitzt das Gericht seine Entscheidung auf die grundlegenden Entscheidungen zum

169 BayVGH, Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3288 —.
170 Vgl. Regelungsbeispiel 16.
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Einheimischenmodell bei Wohngebieten:171 ,Weder das mit dem Recht auf Frei-
zlgigkeit (Art. 11 GG) gewabhrleistete Recht auf freien Zuzug noch das Gleichbe-
handlungsgebot des Art. 3 Abs. 1 GG verbieten es einer Gemeinde, in Auslibung
ihres — in Art. 28 Abs. 2 GG — gleichfalls grundgesetzlich garantierten (Selbstver-
waltungsrechts) gewisse, den stadtebaulichen Zielen des Baugesetzbuches (friiher
des Bundesbaugesetzes) entsprechende Vorzugsleistungen flir Ortsansdssige zu
erbringen. Bedenklich wére es allenfalls, wenn eine derartige Vorzugsleistung
Auswartigen praktisch die Moglichkeit ndhme, in die Gemeinde zuzuziehen. ...
Gegen das Diskriminierungsverbot des Art. 3 Abs. 3 GG verstoSt die Praxis der
Kldgerin nicht, weil die einheimische Bevolkerung nicht gerade wegen und nur
wegen ... der Ortsansassigkeit bevorzugt wird, sondern um ihre oft gegebene wirt-
schaftliche und soziale Schwéche auf dem Bodenmarkt auszugleichen und ein —
wie dargelegt — legitimes stadtebauliches Ziel zu erreichen.”

Niederlassungsfreiheit

Im Ubrigen sind die gleichen MaRstibe hinsichtlich der europarechtlichen Anfor-
derungen zu beachten, wie sie fiir Einheimischenmodelle bei Wohngebieten gel-
ten. Auf die Ausfiihrung an anderer Stelle kann insoweit verwiesen werden.172
Insbesondere ist zu beachten, dass diskriminierungsfreie Einschriankungen der
Niederlassungsfreiheit nach Art. 43 und 56 EGV nur dann rechtlich zuldssig sind,
wenn diese ein im Allgemeininteresse liegendes Ziel verfolgen, nicht diskriminie-
rend angewandt werden und mit dem Grundsatz der VerhdltnismaBigkeit in Ein-
klang stehen, d.h. geeignet sind, die Erreichung des verfolgten Ziels zu gewahr-
leisten, und nicht Gber das hinausgehen, was hierzu erforderlich ist.173 Welche
Allgemeininteressen eine Beglinstigung von ortsansdssigen Gewerbetreibenden
rechtfertigen konnen, ist eine Frage des Einzelfalles. Gedacht werden kann z.B. an
die oben genannten Fille, bei denen Betriebe aus stddtebaulichen Griinden oder
aus Griinden des Umweltschutzes ihren Standort verlagern sollen und die Ge-
meinde speziell fir diesen Zweck Flachen bereitstellt. Auch die Abwendung des
Verlustes an ortsgebundenen Arbeitsplatzen konnte ein ausreichendes Allgemein-
interesse darstellen, wenn die Abwanderung des Betriebes an einen ganz anderen
Standort droht. Zu Recht hat der BayVGH darauf abgestellt, dass Einheimischen-
modelle Instrumente kommunaler Bodenpolitik sind und es sich dabei um die Er-
fullung hoheitlicher Aufgaben handelt. Die Abwanderung von Gewerbebetrieben
solle dadurch verhindert werden, dass diesen zur Erweiterung oder Verlagerung
Grundstiicke zu einem Preis unterhalb des objektiven Verkehrswerts zur Verfi-
gung gestellt werden. Kleinere Betriebe seien kaum in der Lage, die Grunder-
werbskosten fiir Grundstiicke auf dem freien Markt zu bezahlen, wenn geeignete

171 BVerwG, Urt. v. 11.2.1993 - 4 C 18.91 —-.

172 Vgl.S. 161 1.

173 EuGH, Urt. vom 1.6.1999, Konle, C-302/97, Slg. 1999, 1-3099, Rn. 40, Urt. v. 23.9.2003,
Ospelt/Schlossle/Weissenberg, C-452/01, Slg. 2003, 1-9743, Rn. 34; Urt. v. 25.1.2007, C-370/05.
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Grundstiicke Gberhaupt zum Verkauf anstehen. Folge sei die Aufgabe oder Verla-
gerung der Betriebe.174

Rechtssicherheit besteht insoweit allerdings nicht. Es ist daher in jedem Fall sorg-
faltig zu klaren, welche Allgemeininteressen eine bevorzugte Vergabe an einhei-
mische Betriebe mit entsprechenden Bindungen rechtfertigen. Im Zweifel sollte
von entsprechenden Vereinbarungen Abstand genommen werden.

Beihilferecht

Aus dem europdischen Beihilferecht konnen sich weitere Schranken ergeben.175
Bei der Vergabe von Baugrundstlicken subventioniert die Gemeinde letztlich eine
bestimmte Zielgruppe, wenn sie Grundstiicke zu einem Preis verkauft, der unter
dem objektiven Verkehrswert liegt. Dies ist nicht nur aus haushaltrechtlichen Er-
wdgungen nur unter engen Voraussetzungen moglich (hierzu unten). Auch han-
delt es sich dabei um Beihilfen im Sinne von Art. 107 AEUV.

Danach sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewdhrte Beihilfen gleich
welcher Art, die durch die Beglinstigung bestimmter Unternehmen oder Produkti-
onszweige den Wettbewerb verfilschen oder zu verfilschen drohen, mit dem
Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beein-
trdchtigen. Absatz 2 der Vorschrift nimmt jedoch Beihilfen sozialer Art an einzel-
ne Verbraucher von diesem Verbot aus, wenn sie ohne Diskriminierung nach der
Herkunft der Waren gewahrt werden. Die verbilligte VerduBerung von Grundst-
cken an bestimmte Gewerbetreibende fdllt nicht unter diesen Ausnahmetatbe-
stand, da Gewerbetreibende nicht Verbraucher im Sinne der Vorschrift sind.176

Allerdings wird bei den hier in Rede stehenden Vergiinstigungen regelmalig die
De-minimis-Verordnung!”7 zur Anwendung kommen. Subventionen, die unter-
halb einer bestimmten Bagatellgrenze liegen, miissen danach bei der Europai-
schen Kommission nicht angemeldet und von ihr genehmigt werden. Dies gilt fir
Beihilfen, die innerhalb des laufenden und der letzten zwei Kalenderjahre den
Subventionswert von insgesamt 200.000 Euro nicht ibersteigen. Bei Einhaltung
dieser Grenze wird davon ausgegangen, dass keine spiirbaren Auswirkungen auf
den Handel und Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten zu erwarten sind.178

174 Ebenda.

175 Busse, Kommjur 2009, 241 (246).

176 Cremer, in: Callies/Ruffert: EUV/AEUV, Art. 107 Rn. 41; Frenz: Handbuch Europarecht,
Band 3, Beihilfe- und Vergaberecht, § 2 Rn. 723 f.

177 Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15.12.2006 Uber die Anwendung der Arti-
kel 87 und 88 EG-Vertrag auf ,De-minimis“-Beihilfen, Amtsblatt der Europdischen Union v.
28.12.2006, L 379/5.

178 Nordmann, EuZW 2007, 752 (754).
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Angemessenheit

In Bezug auf die Frage der Angemessenheit hat der VGH insbesondere auf den
Zweck des Vertrages abgestellt.179 ,Mit der Schaffung von Einheimischenmodel-
len subventioniert die Gemeinde letztendlich eine bestimmte Zielgruppe aus legi-
timen Griinden im oOffentlichen Interesse, indem sie Grundstiicke zu einem Preis
verkauft, der unter dem objektiven Verkehrswert liegt. Aus kommunalrechtlichen
Griinden dirfen Gemeinden Grundstiicke grundsatzlich nur zum Verkehrswert
verkaufen. Veraulbern sie, wie hier, Grundstiicke unter dem Verkehrswert, sind sie
schon aus kommunalrechtlichen Griinden verpflichtet, den Erfolg der damit ver-
folgten Zwecke des Gemeinwohls offenzulegen und sicherzustellen.180 Die Not-
wendigkeit einer Bindung ergibt sich aber auch aus subventionsrechtlichen Ge-
sichtspunkten. Eine mit der Durchfiihrung eines Einheimischenmodells verbunde-
ne Subventionierung kann nur dann zuldssig sein, wenn der ,Subventionszweck’
durch entsprechende Bindungen — zumindest fiir einen bestimmten Zeitraum —
durchgesetzt wird.18! Die mit der Zweckbestimmung korrespondierenden Bin-
dungen sind notwendig, um einen spdteren spekulativen Weiterverkauf des
Grundstiicks auf dem allgemeinen Grundstiicksmarkt zu verhindern. Letztlich soll
dem Erwerber die Moglichkeit genommen werden, den durch die Baulandauswei-
sung ausgeldsten (in der Regel nicht unbetrachtlichen) Planungsgewinn vorzeitig,
das heifst vor Ablauf der vertraglich vereinbarten Fristen, zu realisieren. ,Wirt-
schaftliche Gewinner’ solcher Einheimischenmodelle bleiben aber letztendlich
doch die Kaufer bzw. Bauerwerber, weil sie den wesentlichen Teil des Planungs-
gewinns — wenn auch erst nach Ablauf der Bindungsfristen — realisieren kon-
nen.”182 Diese aus dem stddtebaulichen Kontext heraus getroffenen Erwdgungen
sind auch bei einer Angemessenheitspriifung zu beachten.183

Regelungsbeispiel 16

Bau- und Nutzungsbindung bei der Vergabe von
Gewerbegrundstiicken fiir Einheimische

1. Der Kaufer verpflichtet sich hiermit, die Vertragsflache innerhalb von fiinf Jahren
von heute an gerechnet auf eigene Kosten bezugs- und betriebsfertig zu bebauen,
und zwar mit einem Betriebsgebdude zum Betrieb eines Unternehmens, das ... und
den Handel mit ... zum Gegenstand hat.

Hierbei kann im Rahmen der gesetzlichen Bauvorschriften auch eine Wohnung mit
einer Wohnfldche von maximal 160 gm errichtet werden. Die Wohnflache der

179 BayVGH, Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3288 —.

180 Albrecht, DNotZ 1996, 546 ff.

181 Zutreffend: Jade, BayVBI. 1995, 283; Wagner: Anmerkungen zum Urteil des OLG Hamm, Urt. v.
11.1.1996 — 22 U 97/95 —, in: BayVBI. 1997, 540 f.

182 Wagner, BayVBI. 1997, 540.

183 BGH, Urt. v. 29.11.2002 -V ZR 105/02 —.
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Wohnung darf jedoch in keinem Fall grofSer sein als die Nutzflache in den
gewerblich genutzten baulichen Anlagen. Die Schaffung von weiterem Wohnraum,
auch wenn er betrieblich genutzt werden sollte, ist nicht zul&ssig.

Der Kaufer verpflichtet sich hiermit weiter, das Vertragsgrundstiick innerhalb von
20 Jahren von heute an gerechnet ohne Zustimmung der Verkauferin weder ganz
noch teilweise, weder bebaut noch unbebaut zu veraullern.

Der Kaufer verpflichtet sich schliellich, das Vertragsgrundstiick innerhalb von
20 Jahren von heute an gerechnet ohne Zustimmung der Verkauferin nicht anders
als durch den Betrieb des in Ziffer 1 genannten Gewerbebetriebes zu nutzen.

Als VerauBerung gelten hierbei

a)

b)

der Abschluss eines VerduBerungs-, besonders Kauf-, Tausch-, Schenkungs-
oder Ubergabevertrages,

die Einrdumung eines Kaufangebotes, eines Ankaufsrechts oder die Einrdu-
mung einer wirtschaftlich dhnlichen Rechtsstellung, insbesondere auch einer
Treuhandstellung,

die Einrdumung eines NieRbrauchs, eines Erbbaurechts, einer beschrankten
personlichen Dienstbarkeit, einer Grunddienstbarkeit, eines Dauerwohn-/oder
Dauernutzungsrechts sowie der Abschluss von Miet-/Pacht- oder Gestaltungs-
vertragen sonstiger Art, soweit ein Dritter dadurch oder in Verbindung mit
weiteren Vereinbarungen eine eigentiimerdhnliche Rechtsstellung erlangt,

die Ubertragung des wirtschaftlichen Eigentums zur Errichtung eines Bau-
werkes auf fremdem Grund und Boden,

die Anordnung eines Zwangsversteigerungs- oder Zwangsverwaltungsver-
fahrens, die Er6ffnung eines gerichtlichen Konkurs- oder Vergleichsverfahrens
sowie die Ablehnung eines solchen Verfahrens durch das zustandige Gericht
mangels Masse.

Entgegen vorstehenden Bestimmungen ist eine Verdulerung an Eltern,
Ehegatten, Abkdmmlinge sowie Ehegatten von Abkdmmlingen zuldssig, sofern
diese in alle Verpflichtungen des Kéufers aus gegenwartigem Vertrag unein-
geschrankt eintreten.

Sollte der Kaufer gegen die in vorstehenden Ziffern 1-3 genannten Ver-
pflichtungen verstoken, so ist die Verkduferin zum Wiederkauf berechtigt,
wobei die Verkiuferin wahlweise die Ubereignung der heutigen Vertragsfliche
samt aufstehenden Gebdulichkeiten an sich oder an einen von ihr zu
benennenden Dritten verlangen kann. Das Wiederkaufsrecht besteht jeweils
solange fort, wie der vertragswidrige Zustand dauert und die Verkauferin auf
die Ausiibung des Wiederkaufsrechts nicht schriftlich verzichtet hat.

Quelle: BayVGH, Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3288 —, BayGTZeitung 1999, 115 (118).
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d) Verpflichtungen zur Beauftragung lokaler oder regionaler
Firmen bei der Errichtung von Vorhaben

In einigen Stadten und Gemeinden wird erwogen, ob im Rahmen stiadtebaulicher
Vertrdge oder bei der VerduRerung gemeindeeigener Grundstiicke Vorhabentrager
bzw. Erwerber verpflichtet werden konnen, bei der Errichtung des Bauvorhabens
eine vorab festgelegte Anzahl von Firmen zu beteiligen oder einen vorab festge-
legten Betrag des Investitionsvolumens durch Auftrdge an regionale Firmen zu
vergeben. Ziel entsprechender Verpflichtungen ist es, Impulse fir die lokale und
regionale Bauwirtschaft zu setzen und damit zugleich den Arbeitsmarkt zu bele-
ben. Solche Bindungen hinsichtlich der Vergabe von Bauleistungen zugunsten
einheimischer Werkunternehmer sind nicht mehr stidtebaulich, sondern allein
wirtschaftspolitisch motiviert. Sie sind auch nicht das Ziel des Bebauungsplans,
sondern werden nur anldsslich der Bauleitplanung auf den Vertrag ,aufgesattelt”
und kénnen wegen Verstols gegen das Koppelungsverbot (fehlender Sachzusam-
menhang) nicht Gegenstand stadtebaulicher Vertrage sein.

7. Regelungen zum Klimaschutz

Vor dem Hintergrund der Erfordernisse des Klimaschutzes und der Energiewende
wurden die in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 und Nr. 5 BauGB genannten Inhalte als
mogliche Vertragsgegenstande ausdriicklich ins Gesetz aufgenommen: Vertraglich
geregelt werden kénnen danach

= entsprechend den mit den stddtebaulichen Planungen und MaBnahmen ver-
folgten Zielen und Zwecken die Errichtung und Nutzung von Anlagen und
Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung
oder Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus erneuerbaren Energien
oder Kraft-Warme-Kopplung (Nr. 4);

= entsprechend den mit den stddtebaulichen Planungen und MaRnahmen ver-
folgten Zielen und Zwecken die Anforderungen an die energetische Qualitat
von Gebduden (Nr. 5).

Diese gesetzliche Kodifizierung hat lediglich klarstellende Funktion. Sie erfolgte in
zwei Schritten, zunachst durch das EAG Bau im Jahre 2004 und dann mit der
Klimaschutznovelle 2011. Die Gestaltungsmoglichkeiten in Bezug auf vertragli-
che Regelungen zum Klimaschutz wurden damit nicht erweitert. Als Teil der Kli-
maschutzaktivititen kommt den Regelungen aber eine Signalwirkung zu.

Die Regelungen ordnen sich in den erweiterten Zielkontext der Bauleitplanung
ein. Bereits seit 2004 wurde im Baugesetzbuch herausgestellt, dass die Aufstellung
der Bauleitplanung auch ,in Verantwortung fiir den allgemeinen Klimaschutz” zu
erfolgen hat. Diese Formel wurde mit der Klimaschutznovelle 2011 klarstellend
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noch einmal weiterentwickelt. Bauleitpldne sollen nun u.a. auch dazu beitragen,
,den Klimaschutz, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu férdern”. Zu-
dem wurde in § Ta BauGB ein neuer Absatz 5 eingefligt. Danach soll den Erfor-
dernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maltnahmen, die dem Klimawandel
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel
dienen, Rechnung getragen werden. Zudem wurden die Moglichkeiten zur Fest-
setzung von dem Klimaschutz dienenden MaBnahmen durch Anderungen in § 9
Abs. 1 Nr. 12 und Nr. 23b BauGB erweitert. So wurde klargestellt, dass Flachen
fir Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Vertei-
lung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kélte aus erneuerbaren
Energien oder Kraft-Warme-Kopplung als Versorgungsflachen nach Nr. 12 festge-
setzt werden kénnen. Nach Nr. 23b konnen nun Gebiete festgesetzt werden, in
denen bei der Errichtung von Gebduden oder bestimmten sonstigen baulichen
Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische Mafinahmen fiir die Erzeu-
gung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kilte aus erneuerbaren
Energien oder Kraft-Warme-Kopplung getroffen werden miissen.

Viele Stidte und Gemeinden haben Energie- und Klimaschutzkonzepte aufge-
stellt, in denen auch die Baulandentwicklung ein wichtiger Aufgabenbereich fiir
den Klimaschutz darstellt. Im Kern geht es dabei immer um die energieeffiziente
Gestaltung der Gebdude und des Siedlungskorpers insgesamt, die effiziente Ver-
sorgung mit Warme (ggf. auch Kélte) sowie die Nutzung erneuerbarer Energien fiir
die Strom- und Wdrmegewinnung. Welche Malnahmen bei der Entwicklung
neuer Baugebiete sinnvoll sind, variiert nach den 6rtlichen Verhéltnissen und der
lokal verfolgten Strategie. Eine gute Grundlage bilden informelle Energiekonzepte,
die fiir den jeweiligen Planungsraum unter Beriicksichtigung der rdumlichen und
infrastrukturellen Rahmenbedingungen passende Lésungen vorschlagen.184 Stad-
tebauliche Vertrage kénnen dann dazu beitragen, solche Konzepte umzusetzen.
Auch die Erstellung eines Energiekonzeptes kann Gegenstand eines stadtebauli-
chen Vertrags sein. So kann sich etwa ein Bautrdger verpflichten, nicht nur ein
stddtebauliches Konzept, sondern in diesem Zuge auch ein Energiekonzept auf
seine Kosten erarbeiten zu lassen.

Der stadtebauliche Vertrag bietet sich genauso als Regelungsoption bei Mafinah-
men im Siedlungsbestand nicht nur in Stadtumbau- oder Sanierungsgebieten an.
Dabei kann es z.B. um die Neuordnung der Grundstlicksverhaltnisse und die Ein-
richtung einer quartiersbezogenen Kraft-Warme-Koppelungsanlage (KWK-Anlage)
mit den entsprechenden Leitungsrechten und Anschlusspflichten gehen.

Ein dritter wichtiger Anwendungsbereich fiir stidtebauliche Vertrdge in Bezug auf
MaRnahmen des Klimaschutzes betrifft den Fall, dass Anlagen fiir die Nutzung er-
neuerbarer Energien durch einen Bauleitplan vorbereitet werden und dabei er-
gdnzende Regelungen in einem stddtebaulichen Vertrag getroffen werden sollen.

184 Deutsches Institut fiir Urbanistik: Klimaschutz in Kommunen, Praxisleitfaden, S. 39 f.
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Dabei geht es dann in der Regel um nihere Bestimmungen dazu, wie die Anlagen
errichtet und betrieben werden. Im Zusammenhang mit dem Ausbau der Wind-
energie konnen z.B. stadtebauliche Vertrage die konkrete Umsetzung beim soge-
nannten Repowering regeln.185

Besondere Beachtung erfordert das Verhéltnis zu den Bestimmungen des Energie-
fachrechts. Mit Einfiihrung des Erneuerbare-Energien-Warmegesetzes (EEW&drmeQ)
und einer weiteren Verschdrfung der Energieeinsparverordnung (EnEV) ergeben
sich bereits weitgehende Anforderungen, welche bei der Errichtung oder Ande-
rung von Gebduden zu beachten sind.

Q) Nutzung erneuerbarer Energien

Gegenstand stadtebaulicher Vertrdge kann insbesondere die Errichtung und Nut-
zung von Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung,
Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wéarme oder Kélte aus erneu-
erbaren Energien sein. Als potenzieller Vertragsgegenstand kommen sdmtliche
Formen erneuerbarer Energien in Betracht. Zu denken ist dabei insbesondere an
solare Strahlungsenergie, Geothermie, Biomasse und Windenergie (auch in der
Form von Kleinwindradern).

Die Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien kann primarer Gegenstand ei-
nes Bebauungsplans sein, wenn es z.B. um die Gestaltung des planungsrechtli-
chen Rahmens fiir die Errichtung eines Windparks, von Anlagen zur Gewinnung
von Energie aus Biogas oder fiir die Nutzung von Solaranlagen geht. In diesen Fal-
len wird es hadufig um die ndheren Bedingungen einer stadtebaulich vertraglichen
Umsetzung des Planungsziels gehen. Diese kann verbunden werden mit einer
Bau- und Nutzungsverpflichtung, um z.B. sicherzustellen, dass die von der Ge-
meinde verfolgten Planungsziele, die auch in der Umsetzung des lokalen oder
auch regionalen Energiekonzeptes liegen kdnnen, umgesetzt werden.

Daneben kann die Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien aber auch im
Zusammenhang mit Planungsvorhaben fiir andere bauliche Nutzungen in Be-
tracht kommen.186 Zu denken ist dabei insbesondere an den Einbau von Solar-
thermieanlagen auf Ddchern und deren Nutzung fir die Warmeversorgung, aber
auch fir die Stromerzeugung. Auch die Warmeversorgung auf der Basis von Geo-
thermie und deren vertragliche Kodifizierung hat im Zusammenhang mit der Ent-
wicklung neuer Baugebiete eine gewisse praktische Relevanz.

Diese Fallgruppen beschreiben die Anwendungsmoglichkeiten allerdings nur
exemplarisch. Daneben kommt grundsatzlich eine groRRe Vielzahl sehr unter-
schiedlicher Fallkonstellationen in Betracht. Die in § 11 Abs. 1 Satz2 Nr. 4

185 Hierzu bereits oben Abschnitt 2 b) in diesem Kapitel, S. 122.
186 Kahl/Schmidtchen: Kommunaler Klimaschutz durch Erneuerbare Energien, S. 185-190.

173



BauGB gewdhlte Formulierung ist bewusst offen gefasst. Es kann um alle Formen
erneuerbarer Energien gehen — und zwar sowohl um deren Erzeugung und Nut-
zung, als auch um deren Verteilung oder Speicherung als Strom, Warme oder Kal-
te. Vor allem aber nicht nur im Zusammenhang mit gewerblichen Vorhaben
kommt neben der Warmeversorgung auch die Versorgung mit Kélte als Vertrags-
gegenstand in Betracht. Im Zusammenhang mit gewerblichen oder industriellen
Nutzungen kann die Nutzung von Abwarme von Interesse sein. Mit Blick auf die
Verteilung von Strom, Wirme oder Kilte ist vor allem die Vereinbarung von Lei-
tungsrechten von Bedeutung.

Gebotener Sachzusammenhang

Die vertraglichen Vereinbarungen zur Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Spei-
cherung von Strom, Warme oder Kélte aus erneuerbaren Energien miissen den mit
den stadtebaulichen Planungen und Mallnahmen verfolgten Zielen und Zwecken
entsprechen. Mit dieser in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BauGB zu findenden Formu-
lierung wird das auch sonst geltende Koppelungsverbot unterstrichen.187 Die ver-
traglichen Gestaltungsmdglichkeiten missen sich also dem stadtebaulichen An-
liegen unterordnen und diesem entsprechen. Die Leistung muss in sachlichem
Zusammenhang mit dem Bebauungsplan bzw. dem geplanten Vorhaben ste-
hen.188

Ein solcher Sachzusammenhang zwischen vertraglicher Vereinbarung und stadte-
baulichem Vorhaben liegt auf der Hand, wenn es um MafRnahmen zur Verringe-
rung des Energiebedarfs der Gebdude geht, fiir welche mittels eines Bebauungs-
plans Baurechte geschaffen werden. Auch die effiziente Versorgung der Gebdude
mit Warmeenergie steht in sachlichem Zusammenhang mit der Entwicklung eines
Baugebietes. 189

Die Bauleitplanung kann zuldssigerweise aber auch zur Umsetzung der lokalen
oder auch regionalen Ziele des Klimaschutzes eingesetzt werden. Dies ergibt sich
ausdriicklich aus § 1 Abs. 5 BauGB, wonach Bauleitpldne auch dazu beitragen
sollen, ,den Klimaschutz, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu for-
dern”. Ein Sachzusammenhang ergibt sich auch dann, wenn nach den entspre-
chenden Energie- und Klimaschutzkonzepten die Realisierung von Photovoltaik-
anlagen auf Dachern vorgesehen ist. Vertragsgegenstand konnen deshalb grund-
satzlich auch die Installation und der Betrieb solcher Anlagen fiir die Stromerzeu-
gung sein, auch wenn sie nicht der Versorgung des konkreten Gebietes dienen.
Die Gemeinde verfolgt in diesem Fall neben der Entwicklung neuer Baugrundstii-

187 Reidt, in: Mitschang: Berliner Schriften zur Stadt- und Regionalplanung, Band 19, S. 93 (98).

188 BT-Drs. 15/2250, 50.

189 So ein Beispiel bei Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB § 11 Rn.
165b unter Hinweis auf Longo: Neue ortliche Energieversorgung als kommunale Aufgabe, Baden-
Baden 2010.
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cke auch das Ziel, entsprechend den Vorgaben ihrer einschldgigen Entwicklungs-
konzepte den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung zu erhéhen.

Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien sind regelmaRig als Ge-
werbebetriebe einzustufen. Vertragliche Vereinbarungen hieriiber werden deshalb
regelmalig nur dann in Betracht kommen, wenn der Vertragspartner hieran ein
origindres Interesse hat und die Gemeinde die Rahmenbedingungen hierzu ver-
traglich festlegen will. Soweit der Vertragspartner kein Interesse daran hat, eine
Solaranlage zur Stromerzeugung und Einspeisung selbst zu betreiben, kann auch
eine Contracting-Losung in Betracht kommen, wobei der Vertragspartner die
Dachfldche fiir einen &rtlichen Energieerzeuger bereitstellt. Beide Mdglichkeiten,
Betrieb in eigener Regie und Flachenbereitstellung, kdnnen auch als Optionen mit
Wabhlfreiheit im Vertrag verabredet werden.

Verhdltnis zum EEW&rmeG

Soweit es um die Deckung des Warmebedarfs von Gebduden geht, sind die An-
forderungen nach dem Erneuerbare-Energien-Warmegesetz (EEWdrmeG) zu be-
achten. Danach ist ein bestimmter Anteil des Warmeenergiebedarfs von Gebau-
den durch die Nutzung erneuerbarer Energien zu decken. Der Anteil variiert da-
bei nach der Energiequelle. Den Eigentiimern verbleibt ein Wahlrecht zwischen
mehreren Umsetzungsoptionen. Die Pflicht gilt fiir alle Gebdude mit einer Nutz-
fliche von mehr als 50 Quadratmetern, die unter Einsatz von Energie beheizt oder
gekiihlt werden. Nur bestimmte, explizit aufgefiihrte besondere Gebdudetypen
(z.B. Betriebsgebdude, die berwiegend zur Aufzucht oder zur Haltung von Tie-
ren genutzt werden) sind von der Verpflichtung generell freigestellt.

Unter Wérmeenergiebedarf versteht das EEWdrmeG die jdhrlich benétigte War-
memenge sowohl zur Deckung des Warmebedarfs fiir Heizung und Warmwas-
serbereitung als auch zur Deckung des Kaltebedarfs fiir Kiihlung jeweils ein-
schlieBlich der Aufwinde fiir Ubergabe, Verteilung und Speicherung. Der Wir-
meenergiebedarf wird nach den technischen Regeln der Anlagen 1 und 2 zur
Energieeinsparverordnung (EnEV) berechnet.

Bei der Nutzung solarer Strahlungsenergie muss der Anteil mindestens 15 Prozent
betragen, bei der Nutzung von gasférmiger Biomasse mindestens 30 Prozent, bei
der Nutzung von flissiger oder fester Biomasse sowie bei der Nutzung von Geo-
thermie und Umweltwdrme mindestens 50 Prozent. Anstelle der Nutzung erneu-
erbarer Energien erlaubt das EEWarmeG auch die Deckung des Wérmeenergiebe-
darfs aus Anlagen zur Nutzung von Abwdrme und aus Kraft-Warme-
Koppelungsanlagen (mindestens 50 Prozent) sowie die Deckung des Warmeener-
giebedarfs unmittelbar aus Netzen der Nah- oder Fernwarmeversorgung. Dem
gleichgestellt sind Malknahmen zur Energieeinsparung nach Mafgabe der Num-
mer VI der Anlage zum EEWdrmeG. Dabei missen die zum Zeitpunkt der Beurtei-
lung zugrunde liegenden Anforderungen der Energieeinsparverordnung, ggf. auch
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weitergehende Anforderungen, um mindestens 15 Prozent in Bezug auf den Jah-
res-Primarenergiebedarf und die Warmeddmmung unterschritten werden.

Die Anforderungen nach dem EEW&armeG gelten in generalisierender Weise un-
abhingig von den im Einzelfall vorliegenden stidtebaulichen Zielsetzungen auf
der Ebene der Kommunen. Vor diesem Hintergrund kann es Ziel einer klimage-
rechten Baulandentwicklung sein, einen deutlich hoheren Deckungsbeitrag er-
neuerbarer Energien in Bezug auf den Warmeenergiebedarf der Gebdude zu er-
reichen. Aus dem EEWarmeG ergibt sich kein gesetzliches Verbot, solche Rege-
lungen zu treffen. Mit Blick auf die auch unter Angemessenheitserwdgungen aus-
geloteten bundeseinheitlichen gesetzlichen Vorgaben sind weitergehende vertrag-
liche Regelungen allerdings insbesondere auch in Bezug auf die Einhaltung des
Angemessenheitsgebotes sorgfaltig vorzubereiten.

Regelungsbeispiel 17

Verpflichtung zur Einrichtung und Nutzung von Solaranlagen

1. Zur Praambel

Der Vorhabentrager ... beabsichtigt in dem XYZ-Gebiet die Entwicklung eines
Wohngebietes. Zur Realisierung dieses Vorhabens hat die Gemeinde ein Verfahren zur
Aufstellung eines Bebauungsplans eingeleitet.

Die Gemeinde hat in einem vom Rat beschlossenen Energie- und Klimaschutzkonzept
festgelegt, im Zuge der Bauleitplanung den Anteil erneuerbarer Energien zu erhéhen. Zu
diesem Zweck sollen auf den Dachflichen der in neuen Baugebieten entstehenden
Gebadude Photvoltaikanlagen installiert werden, soweit dies technisch méglich und
wirtschaftlich zumutbar ist. Diese Vorgabe wird mit der unter Nummer ... vorgesehenen
Regelung in diesem Vertrag aufgegriffen.

2. Photovoltaikanlagen

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, auf den von ihm zu errichtenden Dachfldchen
Photovoltaikanlagen mit einer Nennleistung von insgesamt mindestens ... zu installieren
und diese zu betreiben.

Anstelle dessen kann der Vorhabentrdger seine Dachflichen auch einem Dritten, z.B.
den Stadtwerken ..., zur Stromerzeugung aus Photovoltaik mit mindestens der gleichen
Nennleistung tiberlassen.

Zum Nachweis der Umsetzung dieser Verpflichtung wird der Vorhabentrdger einen
Beleg der Einspeiseverglitung des jeweiligen Stromnetzbetreibers spatestens bis zum ...
vorlegen.

Kommt der Vorhabentrdger den genannten Verpflichtungen nicht bis zum ... nach, fallt
das Recht zur Nutzung der Dachflichen fiir Photovoltaikanlagen an die Stadt, die
ihrerseits geeignete Betreiber benennen kann.

176



Der Vorhabentrager hat die notwendigen Installations- und Wartungsarbeiten auf
seinem Dach zu dulden. Diese Arbeiten sind dem Vorhabentrdger bzw. seinen
Rechtsnachfolgern spétestens eine Woche vorher anzukiindigen. In Notfillen entfallt
diese Frist.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

b) Errichtung und Nutfzung von Kraft-Wdrme-Kopplungsanlagen
und Anschluss an Warmenetze

Die Kraft-Warme-Kopplung kommt sowohl im Rahmen von Fernwédrmenetzen als
auch bei der Nutzung von Blockheizkraftwerken (BHKW) in Betracht. Bei der
Kraft-Wéarme-Kopplung wird die eingesetzte Energie quasi doppelt genutzt. Die
bei der Stromerzeugung aus Brennstoffen wie Erdgas, Kohle, Erd- und Rapsdl ver-
wendete herkdommliche Technik ohne Kraft-Warme-Kopplung geht mit erhebli-
chen Warmeverlusten einher. Kraft-Warme-Kopplungsanlagen nutzen die anfal-
lende Abwidrme systematisch aus. Sie wird entweder zum Heizen genutzt oder
kann auch als Prozessdampf in industriellen Fertigungsverfahren verwendet wer-
den. Es werden also gleich zwei Energieprodukte erzeugt: Strom und Warme. Der
Einsatz an Primdrenergien wird auf diese Weise ganz erheblich reduziert. Analog
hierzu reduziert sich auch der Ausstol$ von klimaschadlichen Treibhausgasen wie
Kohlendioxid.190

Im stadtebaulichen Vertrag kann der Anschluss an bestehende oder noch zu er-
richtende KWK-Anlagen (z.B. Blockheizkraftwerke) vereinbart werden (siehe Re-
gelungsbeispiel 18). KWK-Anlagen versorgen liberwiegend ganze Hauserblocks,
zusammenhédngende Wohngebiete, Industriebetriebe oder Gewerbeparks tiber ein
gemeinsames Leitungsnetz. Kleine Blockheizkraftwerke kénnen auch einzelne
Vorhaben, wie beispielsweise Kliniken oder Schwimmbader, versorgen.191 Ebenso
kann unabhdngig von KWK-Anlagen vereinbart werden, zur Wérmeversorgung
der geplanten Vorhaben ein bestimmtes bestehendes Fernwarme-Versorgungsnetz
Zu nutzen.

Die Moglichkeit, die Nutzung von Kraft-Warme-Kopplungsanlagen vertraglich zu
vereinbaren, ergdnzt das nach dem Gemeinderecht bestehende Instrumentarium
des Anschluss- und Benutzungszwangs.192 So kann die Gemeinde z.B. nach § 11

190 Die Bundesregierung hat die Kraft-Warme-Kopplung im Klimaschutzprogramm 2000 als die be-
deutendste Manahme zur Reduzierung der Treibhausgase bezeichnet, Bundesministerium fir
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.): Nationales Klimaschutzprogramm, in: Um-
welt, Sonderteil Nr. 11/2000, http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/klima-
schutzprogramm?2000.pdf.

191 Bundesverband Kraft-Wérme-Kopplung e.V.: Kraft-Warme-Kopplung. Chancen fiir Wirtschaft und
Umwelt, Berlin, S.4f.; Sperlich: Kraft-Wérme-Kopplung — Was ist das?, http://www.unidu-
e.de/imperia/md/content/energie/aufs_kwk.pdf.

192 Vgl. hierzu Tomerius, ER 2013, 61-68; Wagner: Anschluss- und Benutzungszwang fiir Fernwar-
me, 1989; VGHBW, Urt. v. 25.2.1994 -5 5§ 317/93 -.
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GemO BW bei offentlichem Bediirfnis durch Satzung fiir die Grundstiicke ihres
Gebiets den Anschluss an die Versorgung mit Nah- und Fernwédrme und dhnliche
der Volksgesundheit oder dem Schutz der natiirlichen Grundlagen des Lebens
einschliefSlich des Klima- und Ressourcenschutzes dienende Einrichtungen (An-
schlusszwang) und die Benutzung dieser Einrichtungen (Benutzungszwang) vor-
schreiben. Eine bundesrechtliche Klarstellung bzw. in manchen Bundesldndern
auch Erweiterung bringt § 16 EEWadrmeG. Danach kénnen die Gemeinden und
Gemeindeverbdnde von einer Bestimmung nach Landesrecht, die sie zur Begriin-
dung eines Anschluss- und Benutzungszwangs an ein Netz der 6ffentlichen Nah-
oder Fernwarmeversorgung ermdchtigt, auch zum Zwecke des Klima- und Res-
sourcenschutzes Gebrauch machen.193 Nach dem Gemeinderecht besteht z.T.
auch die Mdglichkeit, die Nutzung bestimmter Energieversorgungseinrichtungen
wie Solaranlagen und Windenergieanlagen im Wege des Anschluss- und Benut-
zungszwangs anzuordnen.194 Eine vertragliche Vereinbarung wird deshalb vor al-
lem dann in Betracht kommen, wenn ein solcher kommunalrechtlicher Anschluss-
und Benutzungszwang noch nicht angeordnet wurde. Unschadlich diirfte es dabei
generell sein, wenn die Kraft-Wadrme-Kopplungsanlage von der Gemeinde selbst
oder von einem von ihr beherrschten privatrechtlichen Unternehmen betrieben
wird.195

Regelungsbeispiel 18
Warmeversorgung

1. Der Erwerber verpflichtet sich, keine festen, flissigen und gasférmigen Stoffe und
keine elektrische Energie zur Beheizung und Warmwasserbereitung seiner
baulichen Anlage einschlieRlich eventueller Nebeneinrichtungen zu verwenden. Er
verpflichtet sich vielmehr, den Kaufgegenstand ausschlieflich an die
Wadrmeversorgung der Stadt Ostfildern oder an das Netz eines von der Stadt
Ostfildern zu benennenden Dritten (in beiden Fallen kiinftig Fernwdrmelieferant
genannt) anzuschliefen und seinen Warmebedarf fiir Heizung und
Warmwasserbedarf ausschlieBlich aus einem Heizwerk der o.g. Warmeversorger zu
beziehen.

Fernwdrmelieferant ist derzeit die Stadtwerke Esslingen am Neckar GmbH.

Diese Uberlassungsverpflichtung steht unter der Bedingung, dass die Versorgung
des Gebaudes auf dem Kaufgegenstand mit Warme, zur Raumheizung und/oder zur
Bereitung von Brauchwarmwasser im erforderlichen Umfang und zu
angemessenen, marktiiblichen Bedingungen gewdhrleistet ist; dies gilt insbesondere
fir den Fernwdrmepreis.

193 Deutsches Institut fiir Urbanistik: Klimaschutz in Kommunen, Praxisleitfaden, S. 52 f.

194 Schrodter, NST-N 1997, 38 (41); Koch/Mengel, DVBI. 2000, 953 (961).

195 So zu Recht: Burmeister: Praxishandbuch Stidtebauliche Vertrdge, S. 177, unter Hinweis auf
BGH, Urt. v. 9.7.2002 — ZR 30/00 —.
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Der Erwerber anerkennt die vom Fernwdrmelieferanten festgesetzten
Anschlussbedingungen. Nach diesen Anschlussbedingungen ist fiir den Anschluss
eines Reihenhauses an das Warmenetz des Fernwarmelieferanten ein einmaliger
Anschlusskostenbeitrag (AKB)

in Hohe von ... Euro
zuziiglich 19 % Mehrwertsteuer ... Euro
insgesamt pro Reihenhaus ... Euro

zu entrichten. Dieser Ermittlung des AKB wurde ein Warmebedarf des geplanten
Gebdudes in Hohe von 13 kW zugrunde gelegt. Dem Erwerber ist bekannt, dass
sich der AKB dann dndert, wenn sich der Warmebedarf des geplanten Gebdudes
andert.

Die Gesamthohe des AKB richtet sich nach der Anzahl der realisierten
Reihenhauser.

Der AKB ist vier Wochen nach Rechnungsstellung durch die Stadtwerke Esslingen
a. N. GmbH zur Zahlung fallig.

Der Berechnung des obigen Anschlusskostenbeitrags liegt zugrunde, dass die
Ubergabestation in dem nichstliegenden Raum zur Verteilleitung installiert wird.

Sollte dies nicht moglich sein, werden die Mehrkosten von den SWE separat in
Rechnung gestellt und sind vom Erwerber nachzuentrichten. Grundlage der
Berechnung ist auBerdem, dass pro Gebaude nur eine Ubergabestation installiert
werden muss. Sollte die Wirmeversorgung iiber mehrere Ubergabestationen pro
Gebadude gewiinscht werden, so werden die Mehrkosten von den SWE separat in
Rechnung gestellt und sind vom Erwerber ebenfalls nachzuentrichten.

Ausnahmen hiervon sind nur dann moglich, wenn der Fernwdrmelieferant
zustimmt oder eine solche Anlage als ergdnzende Warmequelle (z.B. Solaranlage)
betrieben wird.

Die technischen Anschlussbedingungen (TAB) sind dem Erwerber bekannt. Vor
Beurkundung wurde ihm ein Exemplar zur Kenntnisnahme ausgehandigt. Wir
verzichten auf deren Mitbeurkundung.

Quelle: Auszug aus einem stadtebaulichen Vertrag der Stadt Ostfildern.

Gebotener Sachzusammenhang

Auch Vereinbarungen zu KWK-Anlagen und zu einem Anschluss- und Benut-
zungszwang miissen den mit der stddtebaulichen Planung bzw. Mainahme ver-
folgten Zielen und Zwecken entsprechen (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BauGB). Damit
wird das generell bestehende Erfordernis, dass die vertragliche Leistung im sachli-
chen Zusammenhang mit der stddtebaulichen Planung bzw. dem stadtebaulichen
Vorhaben stehen muss, hier nochmals dezidiert festgeschrieben. Aus der Sicht der
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Begriindung des Gesetzentwurfs ist damit ein ,stadtebaulicher” Zusammenhang
gemeint.196 Im Ubrigen gelten dhnliche Erwégungen wie bei Vereinbarungen zur
Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien. Die Bauleitplanung kann zuldssi-
gerweise zur Umsetzung der lokalen oder auch regionalen Ziele des Klimaschut-
zes eingesetzt werden. Dies ergibt sich ausdriicklich aus § 1 Abs. 5 BauGB, wo-
nach Bauleitplane auch dazu beitragen sollen, ,den Klimaschutz, insbesondere
auch in der Stadtentwicklung, zu fordern”. Der Ableitungszusammenhang sollte
nach Moglichkeit aus einem Klimaschutz- und Energiekonzept deutlich werden.
Insbesondere bei der Entwicklung neuer Baugebiete ist zu beriicksichtigen, dass
ein Flickenteppich von individuellen Energieversorgungsansitzen dem Gemein-
wohlinteresse an einer effizienten Versorgung mit Warme und Strom regelmaRig
entgegenstehen wird.197

Unzuldssig ist eine vertragliche Nutzungspflicht eines energieversorgenden Un-
ternehmens allerdings dann, wenn die Vereinbarung nicht von stddtebaulichen
Erwdgungen im vorgenannten Sinne, sondern allein von Erwdgungen des Konkur-
renzschutzes fiir das Energieversorgungsunternehmen getragen ist.198 Demgegen-
Uber wird man in Anbetracht der erweiterten, den allgemeinen Klimaschutz mit
einbeziehenden Zielsetzungen der Bauleitplanung einen ausreichenden Sachzu-
sammenhang auch dann annehmen kdnnen, wenn die Vereinbarung im Kontext
der von der Gemeinde verfolgten kommunalen Klimapolitik steht.

Angemessenheit

Auch bei der Vereinbarung von Anschluss- bzw. Nutzungspflichten fiir bestimmte
Energie-, Kélte- und Elektrizititsversorgungssysteme ist das Gebot der Angemes-
senheit (§ 11 Abs. 2 BauGB) zu beachten. Burmeister meint, hieraus die Notwen-
digkeit einer Befristung entsprechender Nutzungs- bzw. Anschlusspflichten ablei-
ten zu mussen.199

Diese Auffassung ist in ihrer generalisierenden Form nicht Uberzeugend. Auch
hier kommt es auf eine Gesamtbewertung der vertraglichen Leistungen an.200 So-
weit die Vereinbarungen Mehrkosten gegeniiber konventionellen Energiebezugs-
formen mit sich bringen, sind sie regelmdRig durch das Ziel des stddtebaulich
vorbeugenden Immissionsschutzes gerechtfertigt. Die Anlage muss vom Betreiber
allerdings insgesamt rentabel betrieben werden konnen. Sollte es im Nachhinein

196 BT-Drs. 15/2250, 50.

197 Ahnliche Erwdgungen in Bezug auf die Verwendungsbeschrinkung fiir bestimmte Heizstoffe
OVG Liineburg, Urt. v. 14.1.2002 - 3 R 1/01 -

198 OVG NW, Urt. v. 24.7.2000, BauR 2001, 62 f.

199 Burmeister: Praxishandbuch Stidtebauliche Vertrage, S. 179.

200 Vgl. S. 45 1.
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unerwartet dazu kommen, dass die Wirtschaftlichkeit entfdllt, wird dem Vertrags-
partner ein Anspruch auf Vertragsanpassung zustehen.201

C) Anforderungen an die energetische Qualitdt von Gebduden

Der Gesetzgeber hat diesen Vertragsgegenstand seit der Klimaschutznovelle in ei-
ner eigenstindigen Nummer aufgefiihrt. Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 BauGB
kénnen auch die Anforderungen an die energetische Qualitdt von Gebduden ver-
einbart werden, soweit dies den mit den stddtebaulichen Planungen und MafR-
nahmen verfolgten Zielen und Zwecken entspricht. In der Praxis sind solche Ver-
einbarungen relativ verbreitet. Dabei sollen die bereits nach der jeweils aktuellen
Fassung der Energieeinsparverordnung (EnEV) geforderten Anforderungen in Be-
zug auf einen moglichst geringen Primarenergiebedarf tbertroffen werden. Auch
hierbei kommen unterschiedliche Vertragskonstellationen in Betracht. Soweit die
Gemeinde selbst Eigentiimer ist, kann sie bei der Vergabe an Bauwillige entspre-
chende Regelungen aufnehmen, wobei die Vereinbarung dann eher energierecht-
licher als stadtebaulicher Natur sein dirfte.202 Entsprechende Vorgaben konnen
aber auch im Rahmen eines umfassenderen stadtebaulichen Vertrags mit einem
Bautrdger oder auch mit einem Developer getroffen werden. Im Falle des Develo-
pers ist dieser zu verpflichten, die Bindungen an die Erwerber der entwickelten
Grundstiicke weiterzugeben.203

Vertrdge zur Verringerung des Primarenergiebedarfs von Neubauten knipfen re-
gelmdRig an die Fordersystematik der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) an.
Danach werden besonders energieeffiziente Neubauten als so genannte KfW-
Effizienzhduser gefordert. Die KfW formuliert in ihren Forderprogrammen diffe-
renzierte Energieeffizienz-Standards und gestaltet die Férderkonditionen gestaffelt
nach dem jeweiligen Standard. Derzeit wird im Bereich Neubau zwischen fol-
genden Standards unterschieden:204

m  KfW-Effizienzhaus 40 (inklusive Passivhaus),
m  KfW-Effizienzhaus 55 (inklusive Passivhaus),
m  KfW-Effizienzhaus 70.

Die damit formulierten Effizienzhaus-Standards orientieren sich an den Vorgaben
der EnEV. Das der EnEV zugrundliegende Referenzgebdude fiir Neubau geht von
der Referenzzahl 100 aus. Hieran orientiert sich die Forderlogik der KfW. Ein

201 Vgl. hierzu S. 367 ff.

202 Hierzu Spannowsky, UPR 2009, 201 (206).

203 Siehe hierzu das Regelungsbeispiel 19.

204 KfW Bankengruppe: Merkblatt Bauen, Wohnen, Energie sparen. Energieeffizient Bauen, Down-
load unter https://www.kfw.de/media/pdf/download_center/foerderprogramme__inlandsfoerderu-
ng_/pdf_dokumente_2/~8.pdf (Zugriff 6.6.2013).
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KfW-Effizienzhaus 70 beispielsweise unterschreitet diese Vorgaben um
30 Prozent.

In der Regel wird es auch beim Abschluss entsprechender Vertrage sinnvoll sein,
sich an der Fordersystematik der KfW-Energieeffizienzhaus-Forderung zu orientie-
ren. Der mit der Forderung verbundene Anreiz wird dem Vorhabentrager damit
offenbar. Mit Blick auf die Frage der Angemessenheit relativieren sich auch die
aus solchen Bindungen entstehenden zusaitzlichen Kostenbelastungen. Als vor-
teilhaft erweist sich die Anbindung an den KfW-Effizienzhaus-Standard schlief8lich
auch deshalb, weil dieser den Wert des Primdrenergiebedarfs nicht als absolute
Zahl festlegt, sondern sich die relative Flexibilitdt in der Zielerreichung, die die
EnEV eroffnet, zu eigen macht.

Entsprechend den Vorgaben der KfW-Forderbestimmungen wird es in der Regel
sinnvoll sein, auch die Notwendigkeit einer energetischen Fachplanung und Bau-
begleitung vertraglich zu fixieren. Fir das KfW-Effizienzhaus 70 wird eine solche
fachliche Begleitung nach den Forderbestimmungen empfohlen, beim KfW-
Effizienzhaus 40 (inklusive Passivhaus) sowie beim Neubau oder Ersterwerb eines
KfW-Effizienzhauses 55 (inklusive Passivhaus) ist eine energetische Fachplanung
und Baubegleitung generell Voraussetzung der Forderung. Vor diesem Hinter-
grund erscheint es sachgerecht, hierauf auch im stadtebaulichen Vertrag mindes-
tens klarstellend hinzuweisen (siehe Regelungsbeispiel 19).

Regelungsbeispiel 19
Baulicher Warmeschutz, Gebaudeheizung
§ ... Energiekonzept

1. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ist ein spezifisches Energiekonzept
erarbeitet worden. Dieses wurde mit dem Vorhabentrdger eingehend erértert. Die
Vertragsparteien beabsichtigen, die Empfehlungen dieses Konzeptes zur Verbes-
serung der Energieeffizienz des geplanten Baugebietes umzusetzen, und treffen
folgende Vereinbarung.

Wohngebdude sollen mindestens mit dem Standard ,KfW-Effizienzhaus 70“
entsprechend den Forderbestimmungen der KfW Bankengruppe realisiert werden.

In Anlehnung an das ,GreenBuilding-Programm" der Europdischen Kommission
sollen Nichtwohngebdude den Primdrenergiebedarf der aktuell giiltigen Energie-
einsparverordnung um mindestens 25 % unterschreiten. Diese vertragliche Vorgabe
ist dhnlich flexibel wie die KfW-Standards fiir Wohngebdude. Es werden keine
konkreten MaBnahmen vertraglich vorgeschrieben. Es bleibt die Entscheidung des
Investors, die fir ihn beste technische Lésung zur Einhaltung der Vorgaben zu
finden.
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Im Bebauungsplan werden diesbeziiglich keine Festsetzungen getroffen.

Dariiber hinaus soll die Vorhabentrdgerin mit den spdteren Erwerbern der
Grundstiicke  Beratungsgesprache durchfiihren, welche Mdoglichkeiten  zur
Realisierung der weitergehenden KfW-Effizienzhaus-Standards 55 und 40 bestehen.
Die Vertragsparteien streben an, 50 % der Einfamilienhduser im KfW-40-Standard
zu realisieren.

Zur Warmeversorgung wird Folgendes vereinbart:

Wird im Neubaugebiet eine Fern- oder Nahwadrmeversorgung zu Konditionen
angeboten, die nicht ungtinstiger sind als im tbrigen Stadtgebiet bei vergleichbaren
Obijekten, sind die Bauvorhaben in dem Gebiet an das Warmeversorgungssystem
anzuschlielen. Diese Verpflichtung entféllt, wenn Passivhéduser erstellt werden,
oder wenn zum Zeitpunkt der Bauantragstellung bzw. Bauanzeige erkennbar ist,
dass die Warmeversorgung des Gebdudes Uber das Wérmeversorgungsnetz nicht
zum Beginn des Heizbetriebes sichergestellt werden kann.

Soweit kein Anschluss an das Wéarmeversorgungssystem erfolgt, diirfen nur Heiz-
systeme verwendet werden, deren Emissionswerte nicht héher sind als die von Gas-
Brennwert-Anlagen. Ausgenommen hiervon sind automatisch beschickte Biomasse-
Heizkessel (z.B. Pelletkessel), welche die Emissionsgrenzwerte des Bundesamtes fiir
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) einhalten. Um bei dem Einbau von
Wadrmepumpen zu gewahrleisten, dass die Emissionswerte des Heizsystems nicht
hoher sind als die von Gas-Brennwert-Anlagen, sind Anforderungen auf Grundlage
der geltenden Forderrichtlinie des BAFA einzuhalten. Zuldssig sind zurzeit
Wadrmepumpen mit einer Jahresarbeitszahl von mindestens 3,5 (bezogen auf reale
Arbeitszeittemperaturen). Die Jahresarbeitszahl ist nach der geltenden Fassung der
VDI 4650 (2009) unter Berlicksichtigung der Jahresarbeitszahlen fiir Raumwarme
und fiir Warmwasser zu bestimmen.

Die vertragsgemafe Umsetzung des vorgenannten energetischen Standards ist
durch einen unabhdngigen Qualititssicherer nachzuweisen. Als solcher kann
insbesondere auch der Energieberatungsdienst XY herangezogen werden. Das
entsprechende Zertifikat ist unaufgefordert, spatestens sechs Monate nach
Fertigstellung des Gebdudes bei der Stadt ..., Klimaschutzleitstelle vorzulegen.

Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, die vorgenannten energetischen Anfor-
derungen zum Bestandteil der Kaufvertrdge zu machen und somit an jeden
Einzelerwerber bzw. Bautrdger als verbindlich weiterzugeben.

Der Vorhabentrdger verpflichtet sich dariiber hinaus, die Einhaltung der vor-
genannten Vorgaben durch die Vereinbarung einer Vertragsstrafe zu sichern. Sofern
ein Kéufer die vorbezeichneten Anforderungen bezliglich des Passivhausstandards
abschlieBend nicht einhilt, ist eine Vertragsstrafe in Hohe von fiinf Prozent des
Grundstiickskaufpreises an die Stadt zu entrichten. Die Vertragsstrafe wird fllig,
wenn der Kaufer der ausdriicklichen Erinnerung durch die Stadt nicht innerhalb
einer Frist von drei Monaten nachkommt.
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Die Vorhabentrdgerin verpflichtet sich, die Vertragsstrafe an die Stadt weiterzu-
leiten, die diese Mittel zur Umsetzung von Energiesparmalinahmen einsetzen wird.

Quelle: Textvorschlag auf der Basis verschiedener Vertragsbeispiele u.a. aus den Stadten
Erlangen, Dortmund und Hannover.

Anforderungen konnen auch bei gewerblichen Bauvorhaben vereinbart werden.
So macht etwa die Stadt Hannover Vorgaben zur Vertragsgestaltung von Grund-
stiickskaufvertrdgen und Stidtebaulichen Vertrdge im Gewerbebau.205 Danach
wird verlangt, dass sowohl die Warmeversorgung als auch der Klimakaltebedarf
(Grundlast) tiber Kraft-Warme-Kopplungsanlagen zu decken sind. Die Klimakalte
wird dabei mittels einer Sorptionskiltemaschine aus der KWK-Wirme erzeugt.
Soweit eine Fernwarmeversorgung angeboten wird, ist das Objekt Gberwiegend
mit Fernwdrme zu versorgen. Ist keine Versorgung mit Fernwdrme moglich, ist ein
Blockheizkraftwerk (BHKW) vorzusehen. Auf Antrag kann eine Ausnahmerege-
lung getroffen werden, z.B. bei Unwirtschaftlichkeit. Auf weitergehende Bindun-
gen wird verzichtet, da nach Einschédtzung der Verwaltung bei zu hohen energe-
tischen Anforderungen Bewerber Grundstiicke im Umland vorziehen kénnten.
Die Verwaltung weist im Rahmen eines Beratungsangebotes zudem auf weitere
Méglichkeiten zur Senkung des Energiebedarfs (Passivhausbauweise und Niedrig-
energiehaus-Plus-Standard, Einsatz von Primdrenergie sparender Technik fiir Hei-
zung, Kiihlung, Beleuchtung, Liiftung sowie Optimierung der eingesetzten Tech-
nik) hin. Auch werden Hinweise auf bauliche MaBnahmen fir die Nutzung
elektrischer und/oder thermischer Solarenergie sowie auf Férdermittel gegeben.

Entwicklung der Anforderungen nach der Energieeinsparverordnung (EnEV)

Mit der EnEV 2009 wurden bei Neubauten die Anforderungen an den Primé&rener-
giebedarf um ca. 30 Prozent sowie an den Transmissionswarmeverlust um ca.
15 Prozent gegenlber den Vorgaben der EnEV 2007 verscharft. Ebenfalls um ca.
30 Prozent gegenliber der EnEV 2007 verschérft wurden die energetischen Anfor-
derungen an Aufenbauteile im Falle wesentlicher Anderungen und Modernisie-
rungen von bestehenden Gebduden. Die Anforderungen werden in den ndchsten
Jahren aller Voraussicht nach weiter steigen. Hintergrund ist die Neufassung der
Richtlinie 2002/91/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. De-
zember 2002 Uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebduden, nachstehend be-
zeichnet als ,GEEG-Richtlinie” bzw. EPBD - European Directive Energy Perfor-
mance of Buildings, die am 1. Juni 2010 in Kraft trat. Danach sind ab dem
1.1.2021 alle neuen Gebdude als Niedrigstenergiegebdude (in den Entwiirfen
auch als Fast-Nullenergiegebdude bezeichnet) auszufiihren (6ffentliche Gebdude
bereits ab 2019). Niedrigstenergiegebdude sind Gebdude mit einer sehr hohen

205 BT-Drs. 15/2250, 50.
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Energieeffizienz. Der fast bei Null liegende Energiebedarf sollte zu einem ganz
wesentlichen Teil durch Energie aus erneuerbaren Energien gedeckt werden.

Gebotener Sachzusammenhang

Auch Vereinbarungen zur Energieeffizienz von Gebduden missen den mit der
stddtebaulichen Planung bzw. Malknahme verfolgten Zielen und Zwecken ent-
sprechen (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BauGB). Damit wird das generell bestehende
Erfordernis, dass die vertragliche Leistung im sachlichen Zusammenhang mit der
stadtebaulichen Planung bzw. dem stadtebaulichen Vorhaben stehen muss, unter-
strichen.206 Es gelten die bereits oben angefiihrten Erwdgungen. Die Bauleitpla-
nung kann zuldssigerweise zur Umsetzung der lokalen oder auch regionalen Ziele
des Klimaschutzes eingesetzt werden. Dies ergibt sich ausdriicklich aus § 1 Abs. 5
BauGB, wonach Bauleitpldne auch dazu beitragen sollen, ,den Klimaschutz, ins-
besondere auch in der Stadtentwicklung, zu férdern”. Der Ableitungszusammen-
hang sollte nach Moglichkeit aus einem Klimaschutz- und Energiekonzept deut-
lich werden.

8. Sonstige Bindungen

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB sind alle Bindungen méglich, die der Vor-
bereitung und Sicherung der Ziele der Bauleitplanung dienen. Eine abschlieffende
Auflistung der moglichen Bindungen kann deshalb nicht gelingen.

Nachfolgend werden aus diesem Grund nur weitere ausgewdhlte, haufiger vorzu-
findende Bindungen angesprochen. Die Gemeinden sollten sich angesichts der
vielfltigen Regelungsmoglichkeiten nach § 11 BauGB der Gefahr bewusst sein,
die Anforderungen an die Einzelvorhaben zu tberziehen. Sie sollten sich auf das
beschranken, was zur dauerhaften Sicherung der gerecht abgewogenen Planungs-
ziele tatsdchlich erforderlich ist.

Q) Gestaltungsvorschriften

In vielen Gemeinden besteht der Wunsch, auf die Gestaltung der Bauvorhaben
und der Grundstiicksfreiflichen Einfluss zu nehmen. Der hoheitliche Weg der Ein-
flussnahme besteht in der Festsetzung entsprechender Gestaltungsregelungen im
Bebauungsplan oder in einer gesonderten Ortsgestaltungssatzung nach MafRgabe
der einschldgigen Rechtsgrundlagen in den Landesbauordnungen. Gegenstand
solcher Festsetzungen konnen z.B. die Ausformung der Baukorper, die Dacher mit
Aufbauten, Eindeckung und weiteren Details, die Fassadengestaltung mit einzel-
nen Gestaltungs- und Gliederungselementen, die Gestaltung der Aufen- und Ne-

206 BT-Drs. 15/2250, 50.
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benanlagen (z.B. Einfriedungen, Stellpldtze usw.) sowie die Gestaltung der unbe-
bauten Grundstiicksflichen sein.207

Entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan oder in einer Ortsgestaltungssat-
zung haben jedoch den Nachteil, dass sie unflexibel sind und die Gestaltungs-
moglichkeiten des architektonischen Entwurfs tber das eigentlich erforderliche
MaR hinaus einschrianken. In vielen Féllen ist es besser, gestalterische Anforde-
rungen, und zwar insbesondere auch Anforderungen verfahrensmaliger Art, zur
Gewdhrleistung einer hohen gestalterischen Qualitdt zum Gegenstand eines Ver-
trags zu machen.

Die stadtebauliche Qualitit eines Gebietes hingt entscheidend auch von seiner
Gestaltung ab. Die Gestaltung der Baukorper nach bestimmten Vorgaben ist somit
ein legitimes stddtebauliches Ziel und kann damit grundsatzlich Gegenstand von
Vereinbarungen tber die Sicherung der Ziele des Bauleitplans im Sinne von § 11
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB sein.208 Die im Schrifttum vereinzelt gedulRerte Auffas-
sung, Gestaltung sei lediglich eine Frage des Bauordnungsrechts, so dass hierauf
bezogene Vertrage sich nicht auf § 11 BauGB stiitzen koénnen,209 kann nicht
Uberzeugen. Dies wird auch durch die ausdriickliche Erwdahnung der Belange der
Baukultur und des Ortsbildes in § 1 Abs. 5 und 6 unterstrichen. Im Grundsatz
kommen vor allem drei Regelungsformen in Betracht, die auch miteinander kom-
biniert werden konnen.

Gestaltungshandbuch

Die Gemeinde kann zundchst ein Gestaltungshandbuch erarbeiten und zum Ge-
genstand des Vertrags machen. Der Kaufer kann vertraglich an die Einhaltung der
Vorgaben des Gestaltungshandbuchs gebunden werden. Um eine Unflexibilitat
wie bei Gestaltungssatzungen zu vermeiden, ist es ratsam, dass der Vertrag ein
Abweichen von den Vorgaben des Gestaltungshandbuchs zuldsst, wenn die Ge-
meinde oder ein sachverstandiger Dritter dieser Abweichung zustimmt. Mit einer
solchen Regelung kann ein genereller Rahmen vorgegeben werden; zugleich
bleibt eine Optimierung der Entwiirfe moglich.

Stédtebauliche Oberleitung

Bei grollen stddtebaulichen Entwicklungsvorhaben kann die Einrichtung einer
stddtebaulich-gestalterischen Oberleitung durch einen beauftragten Architekten

207 Vgl. Klein: Kommunale Baugestaltungssatzungen. Rechtliche Bedeutung und praktischer Einsatz,
S. 157 ff.; Deters: Analyse von Gestaltungsfestsetzungen fiir neue Wohngebiete, S. 19 ff.

208 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 11 Rn. 138;
Quaas/Kukk, in: Schrodter: Baugesetzbuch, § 11 Rn. 25; Lenz/Mittermayr: Die Kommune als Ver-
tragspartner, S. 276 ff.

209 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 149.
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oder ein kollegiales Gremium unter Beteiligung der Gemeinde und verschiedener
Interessengruppen zweckmaRig sein, um Einfluss auf die Gestaltung der Baukor-
per, Décher, Fassaden und Grundstiicksflichen zu nehmen. Der Vorhabentrager
kann sich im Rahmen eines stadtebaulichen Vertrags verpflichten, die Architektur
und Gestaltung der Gebidude (wie z.B. Fensterformate, Farbe, Dacheindeckung
und AufBenputz usw.) und AufBenanlagen vor Einreichung des Baugesuchs mit der
stddtebaulichen Oberleitung abzustimmen und deren Anregungen zu erfiillen.210

Rechtlich handelt es sich bei einer solchen Vertragsklausel um ein Leistungsbe-
stimmungsrecht zugunsten eines Dritten (§§ 315, 317 BGB). Sachgerecht wird es
sein, die Bestimmung der gestalterischen Vorgaben entsprechend der gesetzlichen
Regelung des § 315 BGB nach billigem Ermessen zu fassen. Soweit kein anderer
MaRstab vereinbart wird, gilt dieser kraft Gesetzes. In der Vertragsabwicklung
wird es zweckmalRig sein, den mit dem Entwurf beauftragten Architekten als Ori-
entierung Gestaltungsvorschldge an die Hand zu geben. Die gestalterische Ober-
leitung muss finanziert werden. Aus diesem Grunde sollte auch vereinbart wer-
den, wer die Kosten hierfiir zu tragen hat.

Regelungsbeispiel 20
Stadtebauliche Oberleitung

In dem Baugebiet ... soll durch eine stadtebauliche Oberleitung eine gezielte
Koordination &ffentlicher und privater Interessen sowie der Fassadengestaltung und der
Gestaltung der gartnerischen Aullenanlagen stattfinden. Der Vorhabentrager unterwirft
sich der Bauoberleitung und verpflichtet sich, seine Bauantragsunterlagen der Gemeinde
zu diesem Zweck vorzulegen und in diesem Zusammenhang getroffenen Festsetzungen
und Auflagen nachzukommen. Die Kosten der Bauoberleitung trdgt der Vorhabentréger.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

Architektonischer Entwurf als Vertragsgegenstand

Beim dritten Weg, gestalterische Anforderungen zu vereinbaren, wird auf das
Leistungsbestimmungsrecht verzichtet. Vielmehr wird von dem Vorhabentrager
verlangt, dass er bei Vertragsabschluss einen architektonischen Entwurf des Bau-
vorhabens vorlegt, aus dem sich die Gestaltung hinreichend konkret beurteilen
ldsst. Der Entwurf wird zum Gegenstand des Vertrages erkladrt. Der Vorhabentra-
ger bindet sich an den gepriften Entwurf. Ergdnzend kann vereinbart werden, dass
von dem Entwurf mit Zustimmung der Gemeinde abgewichen wird, um notwen-
dig werdende Anderungen oder Verbesserungen des Entwurfs zu ermdglichen.

210 Vgl. die entsprechende Vertragsklausel bei der Entwicklungsmallnahme Rodental, abgedruckt bei
Lemmen: Bauland durch stadtebauliche Entwicklungsmafinahme, S. 257.
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Mit diesem dritten Weg lassen sich mogliche Probleme bei der nachtréglichen Be-
stimmung gestalterischer Anforderungen vermeiden.

Verbot von Einzelantennenanlagen und Einzelsatellitenschusseln

Aus gestalterischen Griinden sind haufig auch Einzelantennenanlagen und Satelli-
tenschiisseln auf den Dachflachen unerwiinscht. Ob das Verbot von Einzelanten-
nenanlagen und der Anschlusszwang an eine Gemeinschaftsanlage2!! durchge-
halten werden konnen, richtet sich nach den 6rtlichen Empfangsbedingungen. Im
Zweifel geniel’t die Informationsfreiheit Vorrang.

b) Okologische Anforderungen

In einer Reihe von Modellprojekten werden besondere 6kologische Ziele bei der
Entwicklung neuer Wohngebiete verfolgt, die nicht nur erheblich von den bislang
tiblichen Formen des Siedlungsbaus abweichen, sondern auch mit Hilfe des ho-
heitlichen Instrumentariums nur zum Teil rechtlich gesichert werden koénnen.
Elemente solcher Konzepte sind z.B. die Versickerung von Regenwasser, die Sen-
kung des Energiebedarfs,212 die Erhaltung des natirlich anstehenden Bodens und
die Verwendung 6kologischer Baustoffe.

Solche Ziele kénnen rechtlich, soweit die Gemeinde Eigentlimer der Grundstlicke
ist, zum einen in den Grundstiickskaufvertrigen mit den Erwerbern oder zum an-
deren unter den Voraussetzungen des § 11 BauGB in stddtebaulichen Vertragen
gesichert werden. Die Umsetzung entsprechender Vorgaben setzt allerdings erfah-
rungsgemals die Akzeptanz der Erwerber und einen nicht unerheblichen Bera-
tungs- und Betreuungsaufwand voraus.

C) Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Vertragliche Vereinbarungen im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Bau sind auch
dann zweckmaRig, wenn in einem Baugebiet Geh-, Fahr- oder Leitungsrechte zu-
gunsten der Allgemeinheit, zugunsten eines Ver- oder Entsorgungstragers oder ei-
nes beschrankten Personenkreises begriindet werden miissen. Eine Festsetzung im
Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 Ziffer 14 BauGB reicht hierfiir nicht aus;213 die
Festsetzung im Bebauungsplan schafft nicht das Geh-, Fahr- oder Leitungsrecht,
sondern bietet nur im Notfall die Rechtsgrundlage einer Enteignung. Geh-, Fahr-
und Leitungsrechte konnen freiwillig mit oder ohne eine entsprechende Festset-
zung im Bebauungsplan begriindet werden. Die Stadt Miinchen hat hierzu eine

211 Lemmen, Bauland durch stadtebauliche Entwicklungsmafnahme, S. 257.

212 Vgl. hierzu S. 181 ff.

213 Vgl. hierzu z.B. Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr: Baugesetzbuch, § 9 Rn. 74; Gierke, in: Bri-
gelmann: Lfg. 67, August 2008, BauGB, § 9 Rn. 337.
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Regelung als Vertragsbaustein fiir stadtebauliche Vertrage (Regelungsbeispiel 21)
entwickelt.

Die Regelungen sind an die Erfordernisse des Einzelfalls anzupassen. Hierzu ge-
hort insbesondere die genaue Bezeichnung des Begtinstigten, der nicht immer mit
der Gemeinde Ubereinstimmen muss. So kommt insbesondere ein Leitungsrecht
zugunsten eines Ver- oder Entsorgungstragers in Betracht. Das Vertragsangebot
muss dann (auch) gegeniiber dem Ver- oder Entsorgungstrager erklart werden.

Die Planungsdmter sollten sich moglichst friihzeitig Klarheit dariiber verschaffen,
ob und in welcher Form dingliche Nutzungsrechte auf von dem Plan betroffenen
Grundstiicken begriindet werden miissen. Insbesondere ist eine Abstimmung mit
den Trdgern der Ver- und Entsorgung zu suchen. Auf diese Weise konnen der
oder die betroffenen Grundstiickseigentiimer bereits vor dem Beschluss iiber die
offentliche Auslegung aufgefordert werden, eine entsprechende Verpflichtungser-
kldrung abzugeben. Die Erkldrung bedarf der Unterschrift nach § 29 Grundbuch-
ordnung.

Das Bebauungsplanverfahren kann auch dann weitergefiihrt werden, wenn der
Abschluss eines Vertrags durch den/die Eigentiimer verweigert wird. Notfalls mus-
sen die festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte dann im Bebauungsplan fest-
gesetzt und im Wege der Enteignung begriindet werden. Die Verwaltung hat zu
prifen, ob unter Beriicksichtigung der fehlenden Kooperationsbereitschaft die
weitere Bearbeitung des Verfahrens sachgerecht erscheint.

Als Folge der Festsetzung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten im Bebauungsplan
kénnen Ubernahme- und Entschadigungsanspriiche nach §§ 41 bis 44 BauGB
entstehen. Der Vertrag bietet die Moglichkeit, auch hierliber eine abschliefende
Vereinbarung zu treffen und die Geltendmachung der Ubernahme- und Entscha-
digungsanspriiche auszuschliefRen.

Regelungsbeispiel 21

Vertragsbaustein zur Bestellung von Geh-, Fahr-
und Leitungsrechten der Stadt Miinchen

1. In dem Bebauungsplanentwurf Nr. ... sind Teilflachen festgelegt, die zugunsten der
Allgemeinheit (Stadt) mit Fahr-, Geh-, Radfahr- und Leitungsrecht zu belasten oder
als Ausgleichsfldche im Sinne des Naturschutzrechts anzulegen und zu unterhalten
sind. Diese Fldchen sind im beiliegenden Lageplan, der Bestandteil dieser Urkunde
ist, farbig angelegt. Die Art der Benutzungsberechtigung ist wie folgt gekenn-
zeichnet:

,F* gleich Fahrrecht, ,G” gleich Gehrecht, ,R“ gleich Radfahrrecht, ,L“ gleich
Leitungsrecht, ,A” gleich Ausgleichsfldche.
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2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

2.7

2.8
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Der jeweilige Eigentlimer lasst die im Lageplan mit ,G” und ,R” bezeichneten
Flachen jederzeit durch die Allgemeinheit als FufS- und Radweg und die mit ,F*
bezeichnete Flache als FahrstralRe benutzen.

Der bauliche Unterhalt, die Verkehrssicherungspflicht einschliellich der
Beleuchtung, die Reinigung und die Wintersicherung der mit ,F“, ,G“ und ,R”
bezeichneten Flachen obliegen dem jeweiligen Eigentiimer.

Der jeweilige Eigentiimer verpflichtet sich, die Fahr-, Geh- und Radfahrflichen auf
eigene Kosten nach den Richtlinien der Stadt zu dem von ihr gewiinschten
Zeitpunkt, jedoch nicht vor Inkrafttreten des Bebauungsplanes, im Benehmen mit
dem Baureferat herzustellen.

Der jeweilige Eigentiimer radumt der Stadt unentgeltlich die Berechtigung ein, in der
mit ,L“ bezeichneten Flache auf ihre Kosten ihre Kanalleitungen und damit
zusammenhédngende Tiefbau-Objekte einzulegen, dort zu betreiben und immer zu
belassen und zu unterhalten sowie im Bedarfsfall auszubessern und auszu-
wechseln. Nach Beendigung ihrer Baumallnahmen hat die Stadt jeweils auf ihre
Kosten den urspriinglichen Zustand, soweit er mit allen &ffentlichen Vorschriften
Ubereinstimmt, herzustellen. Die Freihaltung ggf. erforderlicher Schutzstreifen kann
verlangt werden.

Der jeweilige Eigentimer verpflichtet sich, die mit ,A” bezeichnete Flache von
jedweder, auch genehmigungsfreier Bebauung freizuhalten und alles zu unter-
lassen, was den Bestand der Ausgleichsflachen gefahrden kann.

Der jeweilige Eigentiimer verpflichtet sich, die mit ,A” bezeichnete Flache auf
Dauer als Ausgleichsflache zu unterhalten und entsprechend zu pflegen.

Alle Dienstbarkeitsflichen durfen nicht tiberbaut und nicht eingefriedet werden, es
sei denn, dies entspricht den Festsetzungen des Bebauungsplanes mit Griinordnung
Nr. .... Auerdem darf auf den Dienstbarkeitsflachen nichts gelagert werden.

Die Benutzung wird unentgeltlich, unwiderruflich, unbeschrankt sowie frei von
irgendwelchen Nutzungs- und Mietrechten gestattet. Der Grundstiickseigentiimer
ist verpflichtet, alle MaBnahmen zu unterlassen, die den Bestand der ,A-“, ,F-“,
,G-*, ,R-“und ,L-“Flachen gefdhrden konnten.

Zur Sicherung der vorgezeichneten Rechte und Anspriiche wird bewilligt und
beantragt, an den Grundstiicken Flst ... eine beschrankte personliche Dienstbarkeit
mit dem sich aus Ziffer 2.1, 2,4, 2.5, 2.7 ergebenden Inhalt sowie eine Reallast mit
dem sich aus Ziffer 2.2, 2.6 ergebenen Inhalt jeweils zu Gunsten der Stadt an
ausschlieBlich erster Rangstelle einzutragen.

Zur Sicherung der vorbezeichneten Rechte und Anspriiche auf die beschrankte
personliche Dienstbarkeit und auf die Reallast wird bewilligt und beantragt, an den
Flurstiicken entsprechende Vormerkungen einzutragen.

Die Loschung dieser Vormerkungen im Grundbuch Zug um Zug mit der
vertragsgemdlen Eintragung der vorgenannten Dienstbarkeit und Reallast im



Grundbuch fiir die Stadt wird bewilligt und beantragt, vorausgesetzt, dass die
Rechte der Stadt durch keinerlei Zwischeneintragungen seit Eintragung der
Vormerkung im weitesten Sinn beeintrdchtigt werden.

4. Soweit die getroffenen Regelungen nicht Gegenstand einer Dienstbarkeit oder
Reallast sein konnen, soll das die Wirksamkeit der vereinbarten Rechte nicht
beriihren. Diese Regelungen gelten dann schuldrechtlich mit der Mafigabe, dass
der Eigentimer im Falle der VerduRerung der mit diesen Rechten belasteten
Grundstlicke dafiir haftet, dass seine Rechtsnachfolger in die Verpflichtung
eintreten, und zwar dergestalt, dass diese ihrerseits bei einer WeiterverduRerung die
gleiche Haftung ihren Rechtsnachfolgern auferlegen. Die gleiche Verpflichtung
obliegt dem Eigenttimer hinsichtlich der Verpflichtung gemal vorstehender Ziffer 2.

5. Die Uberlassung sowie die Herstellung von Dienstbarkeiten und Reallasten erfolgt
unentgeltlich.

Quelle: Auszug aus einem stadtebaulichen Vertrag der Landeshauptstadt Miinchen.

d) Betriebspflichten

Die Sicherung der Nahversorgung der Bevolkerung mit Waren des tdglichen Be-
darfs ist ein zentrales Anliegen der stidtebaulichen Entwicklung neuer Wohnge-
biete. Viele Stidte orientieren sich bei der Planung an Nahversorgungskonzepten
oder gestuften Zentrenkonzepten. In diesem Zusammenhang kann es Ziel der
Bauleitplanung sein, nicht nur die Zul&dssigkeit von Einzelhandelsgeschaften durch
entsprechende Festsetzungen zu ermdglichen, sondern den Vorhabentriger zu
verpflichten, eine solche Nutzung auch zu realisieren und das Geschéft zu betrei-
ben.214 Denkbar sind dartiber hinaus auch Vereinbarungen tber die Errichtung
und den Betrieb einer Kindertagesstatte in privater Tragerschaft.

e) Verbrennungsverbote oder -beschrédnkungen

Der Klimaschutz ganz allgemein und das Interesse an der Erhaltung der bestm&g-
lichen Luftqualitdt (§ T Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe h BauGB) sind Ziele, die im Rah-
men der Bauleitplanung zu beachten sind und Anlass fiir ergdnzende Regelungen
in stadtebaulichen Vertrigen geben konnen. Auf die im Gesetz seit dem EAG Bau
2004 ausdriicklich erwdhnten Vereinbarungen iiber die Nutzung von Netzen und
Anlagen und der Kraft-Warme-Kopplung sowie von Solaranlagen fiir die Warme-,
Kalte- und Elektrizitatsversorgung wurde bereits eingegangen.2'> Daneben kom-
men mit dhnlicher Zielsetzung auch Verbrennungsverbote und Verbrennungsbe-
schrankungen fiir bestimmte Heizstoffe in Betracht. Nach § 9 Abs. 1 Nr.23a
BauGB konnen zum Schutz vor schédlichen Umweltauswirkungen Gebiete fest-

214 Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 25.
215 Vgl. S. 171 ff.
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gesetzt werden, in denen bestimmte, die Luft verunreinigende Stoffe nicht oder
nur eingeschrankt verwendet werden diirfen. Entsprechende Regelungen kdnnen
auch vertraglich vereinbart werden. Denkbar sind demnach Regelungen, mit de-
nen die Verwendung bestimmter Brennstoff wie z.B. Holz oder Braunkohle etc.
untersagt werden.

Zu beachten ist nach der wohl h.M. allerdings die EG-Richtlinie vom 24.11.1975
Uber die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tiber den Schwe-
felgehalt bestimmter flissiger Brennstoffe.216 Nach Art. 4 dieser Richtlinie dirfen
die Mitgliedstaaten ,das Inverkehrbringen von Gasélen nicht aufgrund des Schwe-
felgehalts untersagen, einschrianken oder behindern, wenn diese Gaséle den Vor-
schriften der vorliegenden Richtlinie entsprechen”. Verwendungsverbote oder Be-
schrankungen wegen anderer Schadstoffe (z.B. Staub, Rauch, Kohlenwasserstoffe)
werden von der Richtlinie nicht erfasst. Folgt man der vorgetragenen Auffassung
zur Anwendung dieser Richtlinie auch im Bereich der stidtebaulichen Regelung,
ware das Verbot von Erdgas und Heizdl also unzuldssig.217 Gegen die entspre-
chende Anwendung spricht allerdings, dass mit einer Festsetzung nach § 9 Abs. 1
Nr.23a BauGB oder entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen das ,Inver-
kehrbringen von Gasolen” nicht generell untersagt wird, sondern immer nur ge-
bietsbezogene Verwendungsverbote von Brennstoffen begriindet werden. Dies
spricht dafiir, dass die EU-Richtlinie entsprechende Regelungen im Bereich des
Stadtebaus nicht generell untersagt.218

) Autofreies Wohnen

In einigen Modellprojekten wird erwogen, neue Baugebiete als autofreie Wohn-
gebiete zu entwickeln. Zu diesem Zweck sollen sich die spateren Erwerber oder
Mieter von Wohnungen verpflichten, auf den Gebrauch eines privaten Autos zu
verzichten. Der Senator fiir Umweltschutz und Stadtentwicklung des Landes Bre-
men hat vor Jahren ein Gutachten zur Frage der ,Zuldssigkeit privatrechtlicher
Bindungen der Mieter und Erwerber von Hausern und Wohnungen zugunsten ei-
nes autofreien Wohnens in einer neu geplanten Wohnsiedlung” in Auftrag gege-
ben.219 Dem Gutachten zufolge bestehen sowohl mietvertragliche als auch kauf-
vertragliche Moglichkeiten, die Bewohner einer Siedlung durch wirksame Ver-

216 ABI. der EG Nr. 307/22 v. 27.11.1975, gedndert durch Richtlinie vom 23.3.1987, ABI. der EG Nir.
L 91/19 v. 3.4.1987.

217 Sofker, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 9 Rn. 189; Gierke,
in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 9 Rn. 418; Selmer, in: BB 1988, Beilage H. 15,
S.20f.

218 So etwa Schrodter: Baugesetzbuch, § 9 Rn.118; Stiihler, in: VBIBW 1996, 328 (332).

219 Derleder: Zur Zuldssigkeit privatrechtlicher Bindungen der Mieter und Erwerber von Hausern und
Wohnungen zugunsten eines autofreien Wohnens in einer neu geplanten Wohnsiedlung, in: Se-
nator fir Umweltschutz und Stadtentwicklung (Hrsg.): Wohnen ohne (eigenes) Auto, Bremen
1995 (Bremer Beitrage zur Stadtentwicklung 2).

192



tragsklauseln zu binden. Der Gutachter weist allerdings auch darauf hin, dass Pra-
judizien fiir eine Inhaltskontrolle der besprochenen Vertragsklauseln fehlen.
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V. Vereinbarungen tber die Tragung von
Kosten und Aufwendungen

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB kann Gegenstand eines stadtebaulichen
Vertrags insbesondere auch

= die Ubernahme von Kosten oder sonstigen Aufwendungen sein, die

Ao der Gemeinde fir stadtebauliche MaBnahmen entstehen oder entstanden
sind und
4 die Voraussetzung oder Folge des geplanten Vorhabens sind.

Erforderlich ist nicht nur ein sachlicher Zusammenhang zwischen Kosten bzw.
Aufwendungen und dem Vorhaben, sondern eine konditionale Verknipfung im
Sinne der Begriffe Folge oder Voraussetzung (hierzu unten). Dieser Vertragstyp ist
als Folgelasten- oder Folgekostenvertrag seit langem in der kommunalen Praxis
bekannt und von den Gerichten anerkannt und hinsichtlich seiner rechtlichen Vo-
raussetzungen konturiert worden.!

Es kommt nicht darauf an, dass die Aufwendungen der Gemeinde unmittelbar im
Gebiet selbst getdtigt werden, soweit sie gleichwohl Folge oder Voraussetzung des
geplanten Vorhabens, also durch dieses kausal veranlasst sind.2 Die gesetzliche
Regelung bezieht ausdriicklich auch solche Kosten und Aufwendungen ein, die
der Gemeinde bereits als Folge oder Voraussetzung des Vorhabens vor Abschluss
des Vertrags entstanden sind.3 Ausdriicklich erlaubt das Gesetz auch die Einbe-
ziehung der Bereitstellung von Grundstlicken in eine Folgekostenvereinbarung.
Gegenstand der Kostenvereinbarung kénnen damit auch die Aufwendungen der
Gemeinde fiir den Erwerb von Grundstiicken sein, soweit dieser als Folge oder
Voraussetzung des geplanten Vorhabens notwendig ist.

Der Folgekostenvertrag entfaltet in einer Vielzahl unterschiedlicher Fallkonstella-
tionen Relevanz. Vertragspartner einer Folgekostenvereinbarung kann nicht nur
ein Vorhabentrdger sein, der auf die Gemeinde zukommt, um ein Investitionsvor-
haben realisieren zu kénnen. Auch Eigentiimer der Grundstiicke in dem Plange-
biet, welche nicht beabsichtigen, selbst in dem Gebiet auf der Grundlage des zu
schaffenden Bebauungsplans zu bauen, kénnen sich zuldssigerweise zur Uber-
nahme von mit der Baulandentwicklung der Gemeinde verbundenen Aufwen-
dungen der Gemeinde verpflichten.4 Der Folgekostenvertrag kommt daher grund-

1 BVerwG, Beschl. v. 7.6.2012 — 4 B 36.11 —; Urt. 24.3.2011 — 4 C 11/10 —; Urt. v. 29.1.2009
— 4 C 15.07 - Beschl. v. 21.6.2005 — 4 B 32.05 —; Urt. v. 14.8.1992 — 8 C 19.90 —, Urt. v.
6.7.1973 — IV C 22.72 — BVerwGE 42, 331 ff.

2 So ausdriicklich schon die amtliche Begriindung des Gesetzentwurfs. BT-Drs. 13/6392, 50.

3 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 11 Rn. 159,
164 und 165; BT-Drs. 12/4240, 13.

4 Bank, in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 68.; Krautzberger, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11 Rn. 164c.
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satzlich auch bei Angebotsbebauungspldnen in Betracht, wenn Grundstiickseigen-
timer die VerduBerung der durch die Planung baureif gewordenen Grundstiicke
anstreben.5

Folgekostenvereinbarungen fiir Infrastrukturvorhaben kommen auch nicht, wie
friiher von der Rechtsprechung verlangt, nur bei grofRen Entwicklungsvorhaben in
Betracht. Die heutigen Anforderungen an eine eher kleinteilige, die Innenentwick-
lungspotenziale nutzende Siedlungsentwicklung wiirden das Instrument des Fol-
gekostenvertrags sonst leer laufen lassen.6 Dies hat das BVerwG zu einer schritt-
weisen Abkehr von der urspriinglichen Beschrankung des Anwendungsbereichs
auf grolle Entwicklungsvorhaben gebracht.” Selbst wenn es nur um wenige Bau-
pldtze geht, die durch eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB geschaffen werden,
ist die Anwendung des Folgekostenvertrags nicht ausgeschlossen.3

1. Voraussetzungen der vertraglichen Kosteniibernahme im
Einzelnen
a) Beschrénkung auf den Ersatz von Kosten und Aufwendungen

der Gemeinde

Die vertragliche Kostenlibernahme nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB ist be-
schrankt auf solche Kosten und Aufwendungen, die der Gemeinde selbst entste-
hen oder entstanden sind. Damit wird zum einen ausgeschlossen, dass die Ge-
meinde auf vertraglicher Grundlage eine allgemeine Infrastrukturabgabe erhebt
oder einen bestimmten Anteil der beim privaten Grundstiickseigentiimer entste-
henden Bodenwertsteigerungen abschopft.? Zum anderen wird klargestellt, dass
Kosten, die von dritter Seite ibernommen werden oder von vornherein bei einem
Dritten entstehen oder entstanden sind, nicht auf der Grundlage eines stadtebauli-
chen Vertrages verlangt werden diirfen. Dies hat das OVG Liineburg unter Ver-
weis auf das Angemessenheitsgebot begriindet.’0 Die Berticksichtigung von Kos-
ten, die die Gemeinde gar nicht zu tragen hat, wiirde im Ergebnis zu einer Uber-
kompensation der Gemeinde und damit zu einer unangemessenen Belastung des
Vertragspartners flihren. An der Angemessenheit fehlt es, wenn der Gesamtertrag
der Folgekostenbeitrdge die gemeindlichen Kosten {ibersteigt. Dies ist auch dann

5 BVerwG, Urt. v. 21.6.2005 — 4 B 32.05 —; Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage,
Rn. 149.

6 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15.07 — (Abs. 29) unter Verweis auf Krautzberger, in: Ernst/Zink-
ahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11 Rn. 164b.

7 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15.07 — (Abs. 24); die Rechtsprechung im Einzelnen nachzeich-
nend Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011,
§ 11 Rn. 156.

8 OVG Lineburg, Urt. v. 19.5.2011 - 1 LC 86/09 —.

9  Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 27.

10 OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 —, juris Rn. 90.



der Fall, wenn die Uberkompensation erst dadurch zustande kommt, dass der
Gemeinde fir die fraglichen Infrastrukturmallnahmen noch andere Quellen zur
Verfligung stehen.11

Zu denken ist insoweit insbesondere an Zuschisse aus staatlichen Forderpro-
grammen. So sind etwa die vom Bund und den Ldndern im Rahmen der gemein-
samen Stadtebauforderung aufgelegten Forderprogramme Ublicherweise auf die
Finanzierung nicht rentierlicher Kosten beschrankt. Fordermittel konnen deshalb
im Rahmen dieser Programme nur dann in bei der Gemeinde dauerhaft verblei-
bende Zuschiisse umgewandelt werden, wenn die durch die geférderte Malinah-
me entstandenen Kosten nicht auf andere Weise, z.B. auf der Grundlage eines
stadtebaulichen Vertrags, gedeckt werden. Die zundchst lediglich als Darlehen
ausgereichten Fordermittel stellen deshalb im Verhéltnis zu einer vertraglichen
Kostenilibernahme keine anderweitige Kosteniibernahme dar und stehen entspre-
chenden Vereinbarungen nicht entgegen. Handelt es sich demgegeniiber um eine
endgiiltige Zuwendung, sind die Kosten in Hohe der Zuwendung bereits ander-
weitig gedeckt; eine Ubernahme dieser Kosten durch den Vorhabentriger wiirde
zu einer doppelten Kostendeckung fiihren und ist deshalb ausgeschlossen. 2

Entstehen Kosten oder sonstige Aufwendungen nicht bei der Gemeinde, sondern
bei einem Dritten, so kann sich ein Vorhabentrdger direkt gegeniiber dem Dritten
zur Ubernahme der diesem entstehenden Kosten verpflichten. Zu denken ist hier
z.B. an Ver- und Entsorgungstrager sowie andere Trdger der technischen Infra-
struktur. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB steht in diesem Fall weder der Vereinba-
rung entgegen, noch ist er die mafRgebliche Rechtsgrundlage.13

b) Kosten- und Aufwandsersatz nur fur stGdtebauliche
MaBnahmen

Gegenstand eines Folgekostenvertrags kénnen nur stadtebauliche Mafnahmen
sein.4 Der Begriff ,stddtebauliche Mallnahmen ist dabei weit zu fassen. Er um-
fasst jedenfalls die in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB aufgefiihrten Malknahmen, 15
also auch die Neuordnung der Grundstiicksverhdltnisse, die Bodensanierung und
sonstige vorbereitende Mallnahmen, die Ausarbeitung der stadtebaulichen Pla-
nungen sowie erforderlichenfalls des Umweltberichts und schlieflich die Er-
schlieBung durch nach Bundes- oder nach Landesrecht beitragsfahige sowie nicht
beitragsfahige Erschliefungsanlagen. Eine Orientierung bietet zudem der Katalog

11 Ebenda.

12 Lenz/Mittermayr: Die Kommune als Vertragspartner, Vertragsbeispiele und Erlduterungen, S. 120;
Walker: Handbuch stadtebauliche Vertrage, Bd. 2, S. 139, FN 22.

13 Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11, Rn. 70.

14 Krautzberger in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11,
Rn. 158; Bank in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11, Rn. 66.

15 Vgl. hierzu oben Kap. llI, S. 71.
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der in § 147 Abs. 1 BauGB aufgefithrten Ordnungsmafnahmen. Zu den stadte-
baulichen Mafinahmen gehdren auch Planung und Errichtung von Anlagen und
Einrichtungen, die der Allgemeinheit dienen, soweit sie Folge oder Voraussetzung
des geplanten Vorhabens sind. In anderem Zusammenhang spricht das Gesetz in
§ 148 Abs. 1 Satz T Nr. 1 BauGB von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen,
fir deren Errichtung und Anderung die Gemeinde Sorge zu tragen hat. Zu den
stddtebaulichen MaBnahmen, Anlagen und Einrichtungen im Sinne von § 11
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB zidhlen nicht nur solche, welche exklusiv dem geplan-
ten Vorhaben dienen, sondern auch der Allgemeinheit dienende Malknahmen wie
soziale Einrichtungen, die eine Gemeinde fiir die Bewohner neuer Wohngebiete
bereitzustellen hat.16 Stadtebauliche MaBnahmen sind unter anderem die Errich-
tung von Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen, die benétigt werden, um
den in neuen Baugebieten entstehenden Bedarf zu decken.” ,Die Leistung der
Gemeinde kann dariber hinaus aber auch in einem Biindel von Einzelleistungen
bestehen, wenn die Kosten im Rahmen eines Gesamtkonzeptes baugebietsiiber-
greifend abgewalzt werden sollen. In solchen Fallen besteht die Leistung der Ge-
meinde z.B. aus der Flichennutzungsplanung, der Baugebietsausweisung insbe-
sondere durch Bebauungsplan und der Errichtung von Folgeeinrichtungen wie
z.B. Schulen oder Kindergdrten.”18

Gegenstand einer Folgekostenvereinbarung kénnen auch die Kosten fiir den Aus-
gleich von Eingriffen in Natur und Landschaft im Sinne von § 1a Abs. 3 BauGB
sein, soweit diese dem geplanten Vorhaben zuzurechnen sind. Auf eine férmliche
Zuordnung im Sinne von § 9 Abs. Ta Satz 2 BauGB kommt es nicht an.19 Auch
vorbereitende Planungen und Gutachten, die Voraussetzung fiir das Vorhaben
sind, oder nachlaufende MaBnahmen wie das Monitoring in Bezug auf die Um-
weltauswirkungen nach § 4c BauGB sind stadtebauliche Malnahmen.

Erschliefungsmallinahmen im Sinne von § 127 BauGB sind ebenfalls stadtebauli-
che MaRBnahmen im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz2 Nr. 1 und 3 BauGB. Der Ge-
setzgeber hat mit dem zweiten Innenentwicklungsgesetz vom 11. Juni 201320
klargestellt, dass grundsatzlich auch solche Erschliefungsmallnahmen Gegen-
stand eines Folgekostenvertrags sein konnen, die hoheitlich lber das Erschlie-
Bungsbeitragsrecht abgerechnet werden kénnten.2! Der Meinungsstreit22 hierzu ist

16 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15.07 —; Urt. v. 25.11.2005 - 4 C 15/04 —; OVG Liineburg, Urt.
v. 19.5.2011 - 1 LC 86/09 —; Birk: Stadtebauliche Vertrage — Inhalte und Leistungsstérungen, Rn.
694 und 699; Bank, in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 71.

17 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15.07 —.

18 OVG Lineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 —.

19 Mitschang: Die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft durch stadtebauliche Ver-
trage, BauR 2003, 183 ff.; Quaas, NVwZ 1995, 840 (842); Schmidt-Eichstaedt, DOV 1995, 95 ff.;
Bunzel: Bauleitplanung und Flachenmanagement bei Eingriffen in Natur und Landschaft, S. 157.

20 Gesetz zur Starkung der Innenentwicklung in den Stiddten und Gemeinden und weiteren Fortent-
wicklung des Stadtebaurechts, BGBI. 1 2013 S. 1548

21 Vgl hierzu die zusammenhangenden Ausfiihrungen auf S. 233 f.
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damit beendet und das entgegenstehende Urteil des BVerwG vom 1.12.201023
zur alten Rechtslage nicht mehr maligebend. Das BVerwG war davon ausgegan-
gen, dass § 124 BauGB als lex specialis die Anwendung von § 11 Abs. T Nr. 3
BauGB auf Erschliefungsmafinahmen ausschliefe.24 Dies hat der Gesetzgeber
nun korrigiert.25 Auch der zur friheren Rechtslage vorgetragene Einwand, eine
Abweichung von den Bestimmungen des Erschlielungsbeitragsrechts sei nur in
den Grenzen der speziell hierauf bezogenen Bestimmung zum ErschlieBungsver-
trag zuldssig, greift nicht.26

Die Betriebskosten von Infrastruktureinrichtungen kénnen demgegeniber nach
allgemeiner Auffassung nicht im Rahmen eines stidtebaulichen Vertrages tber-
nommen werden. Der Betrieb solcher Einrichtungen ist keine stadtebauliche
MaRnahme. Auch im Kontext einer Gewerbegebietsentwicklung sind Manahmen
zur Werbung und Betreuung von Gewerbebetrieben als Bestandteil der ortlichen
Wirtschaftsforderung denkbar, die zwar in unmittelbarem Sachzusammenhang
mit der stadtebaulichen MaRnahme stehen, selbst aber nicht mehr als stidtebau-
lich einzustufen sind.2”

22 Beflirwortend: Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, No-
vember 2011, § 11 Rn. 160; Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg.
102, November 2011, § 124 Rn. 14; Gronemeyer: BauGB, § 11 Rn. 63; Lohr, in: Bat-
tis/Krautzberger/Léhr, § 11 Rn. 19 f.; Stiier: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, S. 376
Rn. 976; ders., DVBI. 1995, 649 (655); Bénker, in: Hoppe/Bonker/Grotefels: Offentliches Bau-
recht, 4. Aufl., S. 417 f; Doring, NVwZ 1994, 853 (856); ablehnend: Birk, BauR 1998, 205
(208 f.); Driehaus: ErschlieBungs- und Ausbaubeitragsrecht, § 6 Rn. 11; ders.: Berliner Kommen-
tar, Loseblatt, 17. Lfg. 2010, § 124 Rn. 3 und 6; Quaas: BauR 1999, 1113 (1124).

23 BVerwG, Urt. v. 1.12.2010-9 C 8.09 —.

24 Ebenda.

25 Mit dem Gesetzes zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden und weite-
ren Fortentwicklung des Stadtebaurechts v. 11. Juni 2013 (BGBI. I S. 1548) wurde zur Klarstellung
und Korrektur einer entgegenstehenden Entscheidung des 9. Senats des BVerwG die Erschliefung
durch nach Bundes- oder nach Landesrecht beitragsfahige sowie nicht beitragsfahige Erschlie-
Bungsanlagen in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB explizit aufgenommen.

26 Vgl. hierzu ausfiihrlich unten S. 233 ff.

27 Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 27.
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Ubersicht 4 Auswabhl stadtebaulicher MaBnahmen, die Gegenstand einer
Kostenvereinbarung sein kénnen

= Ausarbeitung vorbereitender Plane und Gutachten

= Anlagen und Einrichtungen, die der Allgemeinheit dienen (z.B. Kitas, Grundschu-
len etc.)

= Planung und Durchfiihrung von MaRnahmen zum Ausgleich bei Eingriffen
in Natur und Landschaft

= Erschliefung des Baugebietes

= Privatrechtliche Neuordnung der Grundstiicksverhaltnisse
(Beurkundungskosten, Grunderwerbsteuer, Vermessungskosten)

= Bereitstellung der fiir 6ffentliche Zwecke erforderlichen Grundstiicke
= Bodensanierung und Freilegung

= Sonstige MalBnahmen, die notwendig sind, damit BaumafRnahmen durchgefihrt
werden konnen

Deutsches Institut flr Urbanistik @lifu

C) Urs&chlicher Zusammenhang zwischen Aufwendungen der
Gemeinde und Vorhaben des Vertragspartners

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB miissen die zu finanzierenden stadtebauli-
chen Malinahmen ,Voraussetzung oder Folge” des geplanten Vorhabens sein.
Das Gesetz verlangt eine kausale Verkniipfung zwischen den zu ersetzenden
Aufwendungen und dem Vorhaben des nach dem stadtebaulichen Vertrag Zah-
lungspflichtigen und stellt ausdriicklich klar, dass zu den Folgekosten im Sinne
der Rechtsprechung auch Aufwendungen gehéren, die fiir Mallnahmen erbracht
werden, die Voraussetzung fiir die Realisierung des Vorhabens sind (z.B. Pla-
nungskosten oder die Kosten der Beseitigung von Altlasten). Der Begriff der ,Fol-
gekosten” ist also kausal, nicht zeitlich zu verstehen. Folgekosten sind solche Kos-
ten, die kausal ,aus dem Vorhaben folgen”, also von ihm verursacht worden sind.
Das kann sowohl fiir Aufwendungen gelten, die den eigentlichen BaumaBBnahmen
zeitlich vorangehen, als auch fir zeitlich nachfolgende Aufwendungen.

Zwischen Vorhaben und zu finanzierender Malnahme muss ein unmittelbarer
Ursachenzusammenhang bestehen (Grundsatz der unmittelbaren Kausalitdt). Die
Kostenlibernahme ist nur dann zuldssig, wenn mit Hilfe der Vereinbarung aus-
schlieBlich eine Entlastung von solchen Aufwendungen stattfindet, zu denen der
Erlass eines Bebauungsplans oder die Erteilung einer Baugenehmigung gefiihrt hat
oder fiihren wird.28 Der Kausalzusammenhang verlangt mehr als nur einen allge-
meinen Bezug zu den gemeindlichen Aufgaben. Der Hinweis darauf, dass Gbli-

28 BVerwG, Urt. v. 6.7.1973 — IV C 22.72 —; Beschl. v. 7.6.2012 — 4 B 36.11 —; Urt. 24.3.2011
-4 C11/10 - Urt. v. 29.1.2009 - 4 C 15.07 — Beschl. v. 21.6.2005 — 4 B 32.05 —; Urt. v.
14.8.1992 -8 C 19.90 —.
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cherweise mit jeder Ausweisung neuer Bauflichen Folgekosten im Bereich der
sozialen Infrastruktur verbunden sind, genlgt nicht. Die Folgekostenvereinbarung
darf nicht lediglich der Finanzierung von Malnahmen zur Deckung eines allge-
meinen Bedarfs dienen, sondern muss stets einen konkreten Vorhabenbezug auf-
weisen.29 Der vertraglich vereinbarte Beitrag zu den Kosten der Gemeinde darf
keine von konkreten MaBnahmen losgeloste allgemeine Zuzugsabgabe sein.30
Unzulassig wére es deshalb, den Umfang der Kostenbeteiligung an dem allgemei-
nen Investitionsbedarf der Gemeinde im Bereich der sozialen Infrastruktur auszu-
richten.31 Die Einfiihrung einer allgemeinen Zuzugsabgabe wiirde eine generelle
abgabenrechtliche Bestimmung voraussetzen. Der Folgekostenvertrag ist hierfiir
keine zuldssige Grundlage. Nach standiger Rechtsprechung nicht zuldssig sind
daher beispielsweise auch die Deckung eines Nachholbedarfs fiir schon zuvor
verwirklichte Planungen oder die Bildung eines Polsters fiir gegenwdrtig noch
nicht absehbare Planungen.32

Das BVerwG hat unter Aufhebung der Vorinstanz zudem geklart, dass es nicht da-
rauf ankommt, dass die stadtebauliche Malinahme in toto oder zumindest in ei-
nem nicht nur rechnerisch, sondern real abgrenzbaren Teil durch das Planungs-
vorhaben des Vertragspartners kausal veranlasst sein muss.33 Das Kriterium ,Vo-
raussetzung oder Folge des geplanten Vorhabens” wird in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
BauGB nicht auf die stddtebauliche Manahme bezogen, sondern ausdriicklich
auf die Kosten, die der Gemeinde fiir die stidtebauliche MaRnahme entstehen.34
,Im Ubrigen sollen mit dem Kriterium ,Voraussetzung oder Folge’ stidtebauliche
Folgekostenvertrage nur hinsichtlich solcher Vorhaben ausgeschlossen werden,
durch die die stadtebauliche MaBnahme nach der planerischen Konzeption der
Gemeinde nicht veranlasst ist. Ist die MafSnahme durch mehrere Vorhaben veran-
lasst, ist jedes von ihnen kausal im Sinne der Vorschrift.”35

Der von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB geforderte Kausalzusammenhang kann
nicht allein deshalb verneint werden, weil das Vorhaben des Bauwilligen rein
technisch auch ohne die fragliche Einrichtung oder Anlage durchfiihrbar ware
und genutzt werden konnte. Ein so verstandener Kausalitdtsbegriff greift zu kurz,
da fast alle sozialen oder technischen Folgeeinrichtungen nicht in naturwissen-
schaftlichem Sinn zwingend Voraussetzung oder Folge der Errichtung eines Vor-

29 Quaas/Kukk sind deshalb der Auffassung, dass eine anteilige Zuordnung der Kosten nur dann im
Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB kausal ist, wenn auch die Malknahme in konkrete
TeilmaBnahmen aufteilbar ist; Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 32.

30 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11
Rn. 164; Grziwotz: BaulanderschlieBung, S. 176 f.

31 Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 35.

32 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 - 4 C 15.07 —; Rn. 31; Urt. v. 24.3.2011 -4 C11.10—-, -4 C 11/10 -,
Rn. 11.

33 BVerwG, Urt. 24.3.2011 — 4 C 11/10 —; 12; hierzu auch Bunzel, DVBI. 2011, 796 (799 f.).

34 BVerwG, ebenda.

35 Ebenda.
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habens sind. Wie viele Kindergartenplitze vorhanden sein missen, welche Reini-
gungskraft ein Abwasserklarwerk besitzen muss, wird nicht naturwissenschaftlich
zwingend, sondern wertend entschieden. Die jeweiligen Wertentscheidungen ob-
liegen der Gemeinde im Rahmen und in den Grenzen des Abwagungsgebots,
wobei im Einzelfall technische oder gesetzgeberische Richtwerte und Ausstat-
tungsanforderungen herangezogen werden kénnen.

Finanzierung konkreter stédtebaulicher MaBnahmen, Anlagen und
Einrichtungen

Die Kostenvereinbarung muss sich auf ganz konkrete stadtebauliche Manahmen
beziehen.36 Es geniigt den Anforderungen an den Kausalzusammenhang nicht,
wenn lediglich die Zahlung eines pauschal geschdtzten Geldbetrages — z.B. pro
Wohneinheit oder pro Quadratmeter Geschossfldche — vereinbart wird, mit dem
die ,ublicherweise” entstehenden Kosten der Ausweisung eines Baugebiets ge-
deckt werden sollen.37 Vielmehr missen die zu finanzierenden Malnahmen ge-
nau benannt und bestimmt werden. Dies muss nicht unbedingt in der Vertragsur-
kunde erfolgen. Welche MaBnahmen im Einzelnen finanziert werden sollen, kann
z.B. auch aus einer Anlage zum Vertrag hervorgehen.38 Auf die Anlage muss dann
im Vertrag Bezug genommen werden.

Sollen mehrere stadtebauliche Malknahmen finanziert werden, ist der daraus ent-
stehende Aufwand ebenfalls nachvollziehbar zu ermitteln. Es muss erkennbar
sein, wie sich der Aufwand, welcher vertraglich durch den Vorhabentrdger iber-
nommen wird, zusammensetzt. Sinnvoll wird es bei komplexeren Malnahmen
sein, eine Gesamtberechnung aller Einzelmafinahmen vorzunehmen und diese
dem Vertrag zugrunde zu legen.

Vorhabenbezug

Eine Kostenvereinbarung nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB ist nicht nur auf
Falle beschrdnkt, in denen ein konkretes Bauvorhaben zur Realisierung ansteht.
So sind insbesondere auch Vereinbarungen mit solchen Eigentiimern der Grund-
stiicke in einem Plangebiet zuldssig, welche nicht selbst bauen wollen, sondern
die Grundstlicke nach Abschluss des Planungsverfahrens ganz oder teilweise ver-
duBern mochten.39 Das Gesetz spricht abweichend von der frilheren Regelung
nicht mehr davon, dass die Kosten und Ausgaben Folge oder Voraussetzung des
,vom Bauwilligen” geplanten Vorhabens sind, sondern nur noch vom geplanten

36 Grziwotz, JuS 1998, 1115.

37 Quaas/Kukk, in: Schrodter, § 11 Rn. 35; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger,
Lfg. 102, November 2011, § 11 Rn. 164.

38 Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, §11 Rn.80; Krautzberger, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, BauBG, Lfg. 102, November 2011, § 11 Rn. 165.

39 Gronemeyer: § 11 Rn. 49 f.; Oerder, BauR 1998, 22 (30).
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Vorhaben. Der Begriff ,geplantes Vorhaben” ist primér durch den konkreten Ge-
bietsbezug und die stddtebauliche Zielsetzung gekennzeichnet. Hieraus folgt
auch, dass eine Planung, die ein bereits bestehendes materiell rechtswidriges
Vorhaben nachtraglich legalisieren soll, ebenfalls Gegenstand einer Kostenverein-
barung sein kann. Der Wortlaut soll die Anwendbarkeit der Norm in diesem —
vom Gesetzgeber nicht in den Blick genommenen — Ausnahmefall nicht aus-
schlieRen.40

Kausalzusammenhang bei MaBnahmen fur eine Mehrzahl von Vorhaben

Typischerweise haben es die Gemeinden bei der Entwicklung neuer Baugebiete
nicht mit einem, sondern mit einer Mehrzahl von Vorhabentrdgern und Grund-
stiickseigentlimern zu tun. Der Aufwand fir die vorbereitende Planung und die in
der Folge notwendige Ausstattung mit offentlicher Infrastruktur ist deshalb in der
Regel nicht durch das eine einzelne Vorhaben, sondern durch die Gesamtheit der
geplanten Vorhaben ausgel6st.4? Vor diesem Hintergrund hat das BVerwG die
Frage, ob die Gesamtheit aller zuldssigen Vorhaben in einem Plangebiet als ein
folgekostenauslosendes Vorhaben angesehen werden kann, in einer Entscheidung
vom 21.6.200542 positiv beantwortet. Aus dem Erfordernis der Kausalitit folge
zwar, dass die stadtebauliche MaBnahme dem einzelnen Bebauungsplan zure-
chenbar, nicht aber, dass sie durch ein einzelnes Vorhaben im Plangebiet addquat
verursacht sein miisse.43

Diese an den Zuschnitt des Bebauungsplangebietes ankniipfende Auslegung des
Begriffs ,Voraussetzung oder Folge des geplanten Vorhabens” wird der stadtebau-
lichen Realitdt aber nur unzureichend gerecht. Das BVerwG hat seine Rechtspre-
chung deshalb nochmals weiterentwickelt und festgestellt, dass es auf die nach
anderen stadtebaulichen Mafistaben vorzunehmende Aufteilung und Abgrenzung
der Bebauungsplangebiete fiir die Frage, ob Baugebiete einen kausal verknipften
Folgebedarf auslosen, nicht ankommt. ,Der Gesetzgeber will die Gemeinden
nicht dazu veranlassen, Bebauungspldne mit moglichst grolem Geltungsbereich
zu erlassen, um damit die Notwendigkeit der Errichtung von Infrastruktureinrich-
tungen besser begriinden zu kénnen. Ihm ist vielmehr bewusst, dass sich der heu-
tigen Stadtentwicklung eher Aufgaben stellen, die die Schaffung kleinerer Bauge-
biete oder die Umstrukturierung von Siedlungsgebieten erfordern und nicht, wie

40 BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 - 4 C 15/04 —, unter Bezugnahme auf die Begriindung des Gesetzes,
BT-Drs. 13/6392, 38.

41 Vgl. Bunzel, DVBI. 2011, 796, 799; Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11,
Rn. 68; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November
2011, § 11, Rn. 164.

42 BVerwG Urt. v. 21.6.2005 — 4 B 32/05 —.

43 BVerwG, Urt. v. 21.6.2005 — 4 B 32/05 —; Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009,
§ 11, Rn. 67.
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in den 70er Jahren, die Entwicklung grolRerer neuer Baugebiete.”44 Das Gericht
bezieht sich dabei zu Recht auf die komplexe Aufgabenstellung, der sich eine
Gemeinde bei der stadtebaulichen Entwicklung gegeniibersieht.4> Diese erschopft
sich eben nicht in der Betrachtung der einzelnen Flache des geplanten einzelnen
Vorhabens. Zur Aufgabenstellung der Gemeinde gehort nicht nur die Bauleitpla-
nung, sondern ebenso die Errichtung von der Allgemeinheit dienenden Anlagen
und Einrichtungen.

Grundsatzlich ist es danach méglich, den Aufwand z.B. fiir die Errichtung einer
Grundschule oder anderer Einrichtungen zur Infrastrukturausstattung hinzukom-
mender Baugebiete auch dann zum Gegenstand einer Folgekostenvereinbarung
zu machen, wenn diese durch die Uberplanung und Bebauung mehrerer Bebau-
ungsplangebiete bzw. Gebiete nach § 34 Abs. 4 BauGB verursacht wird.46 Durch
diese Offnung ergibt sich allerdings die Notwendigke:it, eine andere Grundlage fiir
die Abgrenzung von kausal verursachten Investitionen von solchen vorzunehmen,
die lediglich der Deckung eines allgemeinen Bedarfs dienen. Denn die geforderte
kausale Verknlpfung erfordert mehr als einen sachlichen Zusammenhang mit
dem geplanten Vorhaben und mit der stadtebaulichen Planung der Gemeinde.
Das BVerwG sieht vor diesem Hintergrund die Notwendigkeit, den kausalen Zu-
sammenhang durch ein Gesamtkonzept zu belegen, in dem die in Bezug genom-
menen Vorhaben, denen die stadtebaulichen Mallnahmen dienen sollen, konzep-
tionell zusammengebunden werden. In einem solchen Gesamtkonzept ,muss an-
hand nachvollziehbarer und realistischer Prognosen dargelegt werden, mit wel-
cher Zunahme der Bevolkerung gerechnet wird. Daraus ist abzuleiten und anhand
von Erfahrungswerten zu belegen, welcher Bedarf an offentlichen Anlagen und
Einrichtungen, die der Allgemeinheit dienen, dadurch hervorgerufen wird und
welche Kosten in dessen Folge (nach Abzug von Zuschiissen etc.) auf die Ge-
meinde zukommen.”47 Die Gemeinde muss transparent, nachvollziehbar und
damit kontrollierbar belegen kénnen, dass die von ihr beabsichtigte Baulandent-
wicklung einen definierbaren Bedarf an zusatzlicher &ffentlicher Infrastruktur her-
vorruft. Neben neuen Bebauungsplangebieten kénnen auch Satzungen nach § 34
Abs. 4 BauGB einbezogen werden. Das BVerwG hat zudem verlangt, dass die
Bebauungspldne oder § 34er-Satzung realistischerweise in einem tiberschaubaren
zeitlichen Zusammenhang verwirklichungsfahig sind.48 Es geht also um Malnah-
men, die auf einen konkret sich abzeichnenden, durch die Baulandentwicklung
veranlassten zusatzlichen Bedarf reagieren.49

44 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 - 4 C 15/07 -, unter Bezugnahme auf Krautzberger, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11, Rn. 164a.

45 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009, — 4 C 15/07 —, juris Rn. 24.

46 Ebenda.

47 Ebenda.

48 Ebenda.

49 Bunzel/Schliinder/Schneider: Untersuchung der Kostenbeteiligung Dritter an den Infrastrukturkos-
ten von Baumalnahmen, S. 17 ff.
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Rechtsdogmatischer Anker fiir die Begriindung des Kausalzusammenhangs ist das
Abwdgungsgebot. Die Gemeinde hat bei der abwdgenden Entscheidung tber das
Ob und das Wie der Ausweisung neuer Baurechte im Rahmen einer geordneten
stadtebaulichen Entwicklung ein komplexes Biindel an Belangen zu beriicksichti-
gen.50 Insbesondere hat sie auch die Frage zu beriicksichtigen, welche Investitio-
nen als Folge oder Voraussetzung der Planungen erforderlich werden und wie
diese finanziert werden konnen. Das BVerwG weist insoweit darauf hin, dass sich
die Gemeinde entweder gegen die Ausweisung neuer (Wohn-)Baugebiete ent-
scheiden kann, weil sie ihre offentlichen Einrichtungen nicht erweitern will, oder
den Beschluss fassen kann, Baugebiete auszuweisen und zugleich die dadurch er-
forderlich werdenden Einrichtungen zu schaffen oder zu erweitern und damit die
Hindernisse zu beseitigen, die der planerischen Entscheidung zugunsten weiterer
Wohngebiete entgegenstehen. ,Stadtebauliche Mallnahmen sind daher auch dann
als Folge des geplanten Vorhabens anzusehen, wenn eine Gemeinde nachvoll-
ziehbar davon ausgehen darf, dass durch die weitere Uberplanung von bisher
nicht bebaubaren Grundstiicken Investitionskosten fiir 6ffentliche Einrichtungen
entstehen, die sie zu tragen hatte, und sie im Hinblick auf diese Kosten abwa-
gungsfehlerfrei von einer derartigen Uberplanung absehen diirfte.”51

Die Abwdgungsrelevanz und damit die Kausalitdt missen transparent, nachvoll-
ziehbar und damit kontrollierbar belegt werden. Es muss nachvollziehbar sein,
welchen zusdtzlichen Bedarf an &ffentlichen Einrichtungen die beabsichtigte Sied-
lungsentwicklung hervorruft. Die Absicht der Refinanzierung im Wege der Kos-
tentibernahme durch stadtebaulichen Vertrag muss grundsétzlich fir alle nachfol-
genden Vorhaben gefasst und dokumentiert sein, auch um den Erfordernissen des
VerhéltnismaRigkeits- und des Gleichbehandlungsgebots zu geniigen.52 Das zu-
grundeliegende (Gesamt-)Konzept muss zudem vom Rat der Gemeinde beschlos-
sen und damit von seiner planerischen und gestaltenden Willensbildung gedeckt
sein.53 Denkbar ist auch, dass dieser Nachweis im Rahmen einer Anderung des
Flachennutzungsplans erfolgt.54

Die reale Teilbarkeit in physisch jeweils eigenstdndige Bestandteile ist fiir eine
Aufteilung der Folgekosten auf mehrere Vorhaben nicht erforderlich.55 Das
BVerwG hat die entgegenstehende Rechtsprechung des BayVGH?56 wie folgt rich-
tig gestellt:57 ,Unzutreffend ist ferner die vorinstanzliche Annahme, eine unteilba-

50 Ebenda.

51 Ebenda.

52 Bank, in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 82; Scharmer, NVwZ 1995, 209
(212).

53 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009, — 4 C 15/07 —, juris Rn. 24.

54 Ebenda.

55 Hierzu Bunzel, DVBI. 2011, 796-802; wie auch schon die Vorauflage dieses Handbuchs.

56 BayVGH, Urt. v. 16.11.2009 - 4 BV 07.1902 - im Nachgang zu BayVGH, Urt. v. 18.12.2008 - 4
BV 07.3067 —.

57 BVerwG, Urt. v. 24.3.2011 -4 C 11/10 —-.
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re Malknahme, d.h. eine MaBnahme, die nicht in dem Sinne aufteilbar ist, dass
sich jedem Vorhaben ein konkret-realer Verursachungsanteil an der Mafnahme
zuordnen ldsst, sei nicht Voraussetzung oder Folge eines Vorhabens, wenn sie zu-
gleich auch Voraussetzung oder Folge eines anderes Vorhabens ist. Richtig ist das
Gegenteil. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB bezieht das Kriterium ,Voraussetzung
oder Folge des geplanten Vorhabens’ nicht auf die stadtebauliche MalBnahme,
sondern ausdriicklich auf die Kosten, die der Gemeinde fiir die stidtebauliche
MafBnahme entstehen. Eine lediglich teilweise Zuordnung der Kosten hangt indes
nicht von der konkret-realen Teilbarkeit der stadtebaulichen Mafnahme ab. Im
Ubrigen sollen mit dem Kriterium ,Voraussetzung oder Folge’ stadtebauliche Fol-
gekostenvertrage nur hinsichtlich solcher Vorhaben ausgeschlossen werden,
durch die die stadtebauliche MaBnahme nach der planerischen Konzeption der
Gemeinde nicht veranlasst ist. Ist die MalRnahme durch mehrere Vorhaben veran-
lasst, ist jedes von ihnen kausal im Sinne der Vorschrift.”

Sind die Kosten und Aufwendungen der Gemeinde fiir stadtebauliche Malinah-
men in dem vorgenannten Sinne Folge oder Voraussetzung mehrerer Vorhaben,
stellt sich die weitere Frage nach der Verteilung der Kosten auf der Basis eines
rechnerischen Anteils. Die Hohe der Kostenbeteiligung ist am Malstab der An-
gemessenheit zu bemessen (hierzu unten).

Zeitlicher Zusammenhang

In der Entscheidung vom 29. Januar 2009 hat das BVerwG eine zeitliche Kompo-
nente in Zusammenhang mit den Anforderungen an die ,Klammer bildende”, den
Kausalzusammenhang belegende Gesamtplanung angesprochen.58 Der nachvoll-
ziehbar darzustellende Infrastrukturbedarf muss sich danach auf ,die von ihr [der
Gemeinde] in einem Uberschaubaren zeitlichen Zusammenhang zu beschliefsen-
den und realistischerweise verwirklichungsfahigen Bebauungsplane (oder andere
Satzungen)”“59 beziehen. In dem zugrundeliegenden Fall hatte die Gemeinde die
zugrundeliegende Prognose auf einen Entwicklungszeitraum von 15 Jahren abge-
stimmt. Das BVerwG liefs dies unbeanstandet.

Auf dltere Rechtsprechung60 gestiitzt wurde friiher vertreten, dass die stadtebauli-
che Malnahme, deren Kosten Gegenstand der Kostenvereinbarung sind, nicht
wesentlich spéter als das geplante Vorhaben realisiert werden diirfte, wobei die
Grenzen zum Teil bei fiinf,61 zum Teil aber auch bei ein bis zwei Jahren62 gese-
hen wurden. Bei einer ldngeren Dauer bis zur Realisierung der stadtebaulichen
MaRnahme fehle es an der Kausalitit. Dieser Auffassung lag das Verstandnis zu-

58 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15/07 —, juris Rn. 32.
59 Ebenda.

60 BVerwG, Urt.v. 14.8.1992 -8 C 19.90 —.

61 Scharmer, NVwZ 1995, 219 (222).

62 Quaas, in: Schrodter: BauGB, § 11 Rn. 30.
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grunde, dass die Infrastrukturmalnahme gerade aus Anlass des konkreten Vorha-
bens erforderlich werden muss. Bei der Realisierung eines Wohngebietes misse
damit gerechnet werden, dass der Bedarf an Kindergartenpldtzen bereits zum
Zeitpunkt des Erstbezugs entsteht. Die Zuriickstellung einer Folgeinvestition (z.B.
ein neuer Kindergarten) um mehrere Jahre wurde dahingehend gedeutet, dass der
Kindergarten im Zusammenhang mit dem geplanten Vorhaben gar nicht erforder-
lich und deshalb im Sinne von § 11 Abs. 1 Satz 2 BauGB nicht Folge des geplan-
ten Vorhabens sei.

Nach der neueren Rechtsprechung sind diese Einschrdnkungen jedoch nicht
zwingend. Auch in zeitlicher Hinsicht bildet das Gesamtkonzept fiir die Entwick-
lung mehrerer Baugebiete die Klammer. Erforderlich ist deshalb bei einem ent-
sprechenden Gesamtkonzept lediglich ein ,iiberschaubarer zeitlicher Zusammen-
hang” der Gesamtentwicklung.

Auch wenn ein solches Gesamtkonzept nicht zugrunde liegt, weil es um ein sin-
guldres Vorhaben und den durch dieses allein ausgel6sten Bedarf an Folgeinvesti-
tionen geht, widerspricht die Zuriickstellung einer Folgeinvestition um mehrere
Jahre nicht zwingend der geforderten Kausalitdt.63 Der Zeitrahmen, der fir die
Umsetzung einer durch das stadtebauliche Vorhaben veranlassten Folgemalinah-
me erforderlich ist, hdngt von dem konkreten Gegenstand ab und variiert dement-
sprechend. Soweit die Folgeinvestition wesentlich spéter getdtigt wird als die
Durchfiihrung des Vorhabens, ist dies nicht mehr, aber auch nicht weniger als ein
widerlegbares Indiz dafiir, dass die Investition nicht Folge oder Voraussetzung des
Vorhabens ist. Wenn z.B. eine Parkanlage zur Durchfiihrung von dem Natur-
schutz- und der Landschaftspflege dienenden Ausgleichsmafinahmen gebaut wer-
den soll, kann es verniinftig sein, sie erst nach Abschluss samtlicher BaumafRnah-
men auch in nachfolgenden Bauabschnitten anzulegen. Aus diesem Grund kann
eine Orientierung am Zeitrahmen der mittelfristigen Finanzplanung (finf Jahre)
auch tberschritten werden.64

Ubernahme bereits entstandener Kosten

Eine ,zeitliche Entkoppelung” zwischen geplantem Vorhaben und zu finanzieren-
den stadtebaulichen MaBnahmen besteht nach der am 1. Januar 1998 in Kraft ge-
tretenen Regelung auch insoweit, als die Kosten und Aufwendungen der Gemein-
de bei Abschluss des Vertrages bereits entstanden sein dirfen. Eine Aufweichung
des Kausalitdtserfordernisses ist damit nicht verbunden.65 Es besteht allerdings An-

63 Bonker, in: Hoppe/Bénker/Grotefels: Offentliches Baurecht, S. 419; Gronemeyer: BauGB, § 11
Rn. 54.

64 Gronemeyer: BauGB, § 11 Rn. 54; Wagner, GewArch 1995, 233.

65 BVerwG, Urt. v. 24.3.2011 -4 C 11.10 -, Rn. 24.
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lass flr eine besonders sorgféltige Prifung der Kausalitdt,66 ,weil nachtrdgliche
Kostenvereinbarungen eher als vorherige dem Verdacht ausgesetzt sind, in unzu-
lassiger Weise einen Nachholbedarf zu decken bzw. nachtragliche Deckungsli-
cken zu schliefen oder ein finanzielles Polster fiir andere, gegenwartig noch nicht
absehbare Planungen zu schaffen.”67

Die Einbeziehung der bereits entstandenen Kosten und sonstigen Aufwendungen
macht deutlich, dass es fiir die Kausalitit nicht darauf ankommt, dass die Ge-
meinde die Ausgaben aus Anlass des vom Vertragspartner geplanten Vorhabens
getdtigt hat. Wer Vertragspartner sein wird und welches konkrete Vorhaben dieser
realisieren will, muss zum Zeitpunkt der gemeindlichen Investition noch nicht
feststehen. Die Gemeinde muss allerdings vor Durchfiihrung der stadtebaulichen
MaRnahme die Entscheidung getroffen haben, die MaRnahme auch etwaigen spé-
teren Vorhaben zuzuordnen und deren Trdger an der Refinanzierung zu beteili-
gen.68 Auch insoweit kommt dem zugrundeliegenden (Gesamt-)Konzept fiir die
Entwicklung eine wichtige Bedeutung zu.

Stadtebauliche MaBnahmen auBerhalb des Gebiets

Der Gesetzgeber hatte in § 6 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz BauGB-MalinahmenG
klargestellt, dass ein ausreichender Kausalzusammenhang auch dann bestehen
kann, wenn die die Kosten und Aufwendungen auslosenden stadtebaulichen
Malnahmen, Anlagen und Einrichtungen aullerhalb des Gebiets liegen. Diese
ausdriickliche Klarstellung ist mit der Neuregelung in § 11 BauGB entfallen, ohne
dass sich an der Rechtslage etwas gedndert hitte.69 Die rdumliche Entfernung der
durch das Vorhaben des Vertragspartners veranlassten Investitionen ist kein ge-
eigneter Malistab fiir die Beurteilung des Kausalzusammenhangs. So kann der
Kausalzusammenhang umgekehrt auch bei einem Vorhaben in unmittelbarem
raumlichem Zusammenhang mit dem Vorhaben des Bauwilligen fehlen, wenn es
sich um eine zentrale 6ffentliche Einrichtung handelt, die ganz anderen Zwecken
dient als dem Vorhaben des Bauwilligen.

d) Wann ist die vereinbarte Leistung des Vorhabentrdgers oder
Grundstuckseigentimers unangemessen?

Die Kostenvereinbarung muss den Anforderungen des VerhdltnismaRigkeitsgebo-
tes geniigen: Die vom Bauwilligen geschuldete Leistung muss den gesamten Um-
stinden nach angemessen sein. Diese Anforderung ist z.B. fiir die Frage entschei-

66 BVerwG, ebenda; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, § 11 Rn.
164c.

67 BVerwG, ebenda.

68 BVerwG, ebenda.

69 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11
Rn. 163; BT-Drs. 13/6392, 50.
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dend, ob der Bauwillige die Kosten einer Einrichtung ganz oder nur zum Teil
tibernehmen soll.

Das BVerwG hat in seiner grundlegenden Entscheidung aus dem Jahre 1973 zur
Frage der Angemessenheit Folgendes ausgefiihrt:70 ,Eine Uber das Gesagte noch
hinausgehende dritte Schranke ergibt sich endlich daraus, dass verwaltungsrecht-
liche Vertrage im allgemeinen und Folgekostenvertrdge im besonderen nicht vom
Verbot des UbermafRes freigestellt sind und aus diesem Grunde verlangt werden
muss, dass erstens die aus Anlass eines bestimmten Vorhabens vereinbarte Uber-
nahme von Folgekosten bei wirtschaftlicher Betrachtung des Gesamtvorganges in
angemessenem Verhdltnis zum Wert des Vorhabens steht’! und zweitens auch
sonst keine Anhaltspunkte dafiir gegeben sind, dass die vertragliche Ubernahme
von Kosten eine unzumutbare Belastung — sei es des nach dem Vertrage zur Zah-
lung Verpflichteten, sei es derjenigen, an die spéter bei einer Verduferung die
Kosten weitergegeben werden — bedeutet.”

MaBstab , Wirtschaftliche Betrachtung des Gesamtvorgangs™

Die Leistung des Vertragspartners der Gemeinde kann unter dem Gesichtspunkt
der Gesamtbelastung unangemessen sein. Um dies zu beurteilen, sind alle in ei-
nem stddtebaulichen Vertrag enthaltenen Verpflichtungen des Grundstiickseigen-
tlimers bzw. Vorhabentragers im Zusammenhang und damit in ihrer wirtschaftli-
chen Gesamtwirkung zu wiirdigen.”2

In praktischer Hinsicht kommt es bei einer solchen Gesamtbetrachtung vor allem
auf folgende Faktoren an:

s Gesamtumfang der vom Bauwilligen getdtigten Investitionen in Relation zu
der vereinbarten Kosteniibernahme,

= Rentabilitit der vom Bauwilligen getatigten Investitionen,

s Ausmall der durch die gemeindliche Planung bedingten Werterhéhung der
dem Bauwilligen gehorenden Grundstiicke.

Angemessen ist das Ergebnis einer solchen Gesamtbetrachtung nur dann, wenn
das Investment des Vorhabentrdgers bzw. Grundstiickseigentlimers zumindest
mittelfristig rentierlich ist. Zu beriicksichtigen sind samtliche sich wirtschaftlich als
Belastung darstellende Verpflichtungen, also neben den unmittelbaren Zahlungs-
pflichten fiir den der Gemeinde entstandenen Aufwand auch diejenigen Bindun-

70 BVerwG, Urt. v. 6.7.1973 — IV C 22.72 —; Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15/07 —.
71 Vgl. dazu BGH, Urt. v. 21.11.1957 — lll ZR 250/55 —, sowie Bielenberg, DVBI. 1967, 255 (260).
72 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15/07 —.
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gen, die Einfluss auf die wirtschaftliche Verwertbarkeit des Grundstiicks haben
(z.B. Beschrankung des Preises bei einer Verduflerung des Grundstticks).73

Von indizieller Bedeutung fir die Beurteilung der Angemessenheit ist es, dass die
Vereinbarung auf eine Initiative des Vorhabentrdgers oder Grundstlickseigentii-
mers zurlickgeht.74 Die Hohe des Kostenbeitrags eines Bauwilligen ist in der Re-
gel das Ergebnis eines Aushandlungsprozesses unter Beriicksichtigung der Interes-
senlagen beider Vertragsparteien. Ein im Wesentlichen gleichberechtigt ausge-
handeltes Ergebnis wird in aller Regel angemessen sein. Der aus der Sicht des
Bauwilligen wesentliche Maf3stab ist die Kalkulation der Rentabilitdt des gesamten
Vorhabens. Trotz der zusétzlichen Belastungen muss die Investition noch rentabel
sein; sie muss sich lohnen. Wenn der Investor erklart, dass es sich aus seiner Sicht
um ein wirtschaftlich vertretbares Geschaft handelt und die Gemeinde keine Mog-
lichkeit hat, diese Angaben effektiv zu priifen, weil der Investor nicht bereit ist,
seine Kalkulation offenzulegen, so wird dieser sich nicht darauf berufen kénnen,
dass die ihn treffenden vertraglichen Pflichten unangemessen sind.”5

Die Entwicklung des Bodenwertes ist demgegeniber von grundlegender Bedeu-
tung, wenn der Vertragspartner nicht selbst bauen will, sondern sein wirtschaftli-
ches Interesse auf die gewinnbringende Verwertung der Grundstlicke durch Ver-
dulerung an bauwillige Dritte gerichtet ist. Der Eigentlimer eines Grundstiicks
wird sich nur dann zu einer vertraglichen Ubernahme der Entwicklungs- oder
Folgekosten verpflichten, wenn ihm nach der VerdaulRerung noch ein Gewinn aus
der Bodenwertsteigerung verbleibt. Dabei kommt es primar auf die absolute Hohe
des beim Eigentiimer verbleibenden Gewinns an. Dieser Gewinn kann auch bei
einem nur geringen Prozentanteil an der Bodenwertsteigerung noch grof8 genug
sein.

Zu berticksichtigen ist, dass ein Vorhabentrdger aus der durch die vertragliche Re-
gelung ermoglichten beschleunigten Abwicklung des Verfahrens selbst wirtschaft-
liche Vorteile ziehen kann, z.B. die Reduzierung der Vorlaufkosten und Zinsbelas-
tungen, die mit der Ldnge des Verfahrens steigen.’6 Zudem kann der Vorhaben-
trager durch den Vertragsabschluss das Risiko des Scheiterns seines Vorhabens
reduzieren. Schlieflich kommt seinem Vorhaben insgesamt eine verbesserte Infra-
strukturausstattung zugute, die den wirtschaftlichen Wert seiner Investition erh6-
hen kann.”” Die genannten Aspekte konnen fallweise unterschiedliche Bedeutung

73  Ebenda.

74 BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 - 4 C 15/04 .

75 Grziwotz, JuS 1998, 1114; Hien: Bemerkungen zum stddtebaulichen Vertrag, in: Festschrift flr
Schlichter, S. 129 (132 f.).

76 Stiier, DVBI. 1995, 649 (655); Upmeier: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts. Planung —
Genehmigung — Rechtsschutz, A 973; Quaas, NVwZ 1995, 840 (844).

77 Stuer, DVBI. 1995, 649 (655); vgl. zu den wirtschaftlichen Auswirkungen von Folgekostenverein-
barungen fiir Kitas und Grundschulen Bunzel/Schliinder/Schneider: Untersuchung der Kostenbe-
teiligung Dritter an den Infrastrukturkosten von BaumaBnahmen, S. 43 ff.
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entfalten. Sie kénnen im Rahmen der Vertragsverhandlungen wichtige Argumente
darstellen.

Unangemessen ist die Gegenleistung insbesondere auch dann, wenn bei Beriick-
sichtigung von Zuschiissen Dritter unterm Strich fiir die Gemeinde ein Uberschuss
entsteht, der Aufwand der Gemeinde also iberkompensiert wird.

Angemessenheit bei Verursachung durch mehrere Vorhaben

Die Angemessenheitspriifung wirft besondere Fragen auf, wenn die von der Ge-
meinde getdtigte Investition nicht nur dem Vorhaben des Vertragspartners zugute-
kommt, sondern daneben auch weiteren Vorhabentragern. In diesem Zusammen-
hang ist zu priifen, ob bei einer Vielzahl von stddtebaulichen Vertrigen der von
der Gemeinde gewahlte und ihrem Konzept zugrunde gelegte Verteilungsmafistab
mit dem allgemeinen Gleichheitsgrundsatz im Einklang steht.78 Das Gleichbe-
handlungsgebot verbietet dabei insbesondere auch eine Verfahrensweise, bei der
nur einige der begiinstigten Nutzer die Kosten ibernehmen, wahrend andere von
dieser Belastung frei bleiben. Eine vollstindige Kostenlibernahme durch einen von
mehreren Vorhabentragern dirfte deshalb in der Regel unangemessen und unzu-
ldssig sein. Dies gilt auch fiir den Fall eines nachtraglichen Umschaltens auf eine
Refinanzierung lber Folgekostenvereinbarung?? sowie im umgekehrten Fall, wenn
die Gemeinde zunidchst bei einem Teil der Grundstiickseigentiimer oder Vorha-
bentrager auf einer Kostenbeteiligung besteht, in weiteren Bauabschnitten jedoch
auf eine anteilige vertragliche Kosteniibernahme verzichtet.80 Uber die Weiterga-
be der Kosten von InfrastrukturmaBBnahmen in den genannten Konstellationen
muss deshalb bereits bei der Planung des ersten Vorhabens entschieden werden,
gegebenenfalls miissen die Griinde einer differenzierten Behandlung offengelegt
werden.8!

Ein gemeindlicher Selbstbehalt fiir die Fremdniitzigkeit einer stadtebaulichen
MaRnahme und das Allgemeininteresse ist bei stadtebaulichen Vertragen nicht er-
forderlich. Dies wird durch den mit der BauGB-Novelle 2013 eingefiihrten § 11
Abs. 2 Satz 3 BauGB ausdriicklich klargestellt. Offen gelassen hat das BVerwG die
Frage, ob nach dem Angemessenheitsgebot eine anteilige Reduzierung der ver-
traglich tiberwdlzbaren Kostenbeteiligung notwendig ist, wenn der von der Ge-
meinde getdtigte Aufwand (in dem entschiedenen Fall fiir einen Autobahnzubrin-
ger) auch einen Nachholbedarf fiir die Altnutzer deckt. Soweit eine gleichmaRige
Kostenbeteiligung der begiinstigten Vorhaben méglich ist, wird sich eine Gberpro-

78 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15/07 —.

79 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11
Rn. 165.

80 Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 82.

81 Ahnlich wie hier Birk: Stadtebauliche Vertrige — Inhalte und Leistungsstorungen, 5. Aufl., Rn.
720-722.
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portionale Beteiligung des einen gegenliber anderen Vorhabentrigern am Gleich-
behandlungsgebot messen lassen missen. Schon deshalb wird es in aller Regel
mindestens ein Gebot der rechtlichen Vorsicht sein, die Kosten nach einem sach-
gerechten Verteilungsschliissel auf die von den stadtebaulichen MaBBnahmen be-
glinstigten Vorhaben umzulegen. Bei dem vom BVerwG entschiedenen Fall des
Autobahnzubringers war eine Verteilung auf alle Begiinstigten jedoch ausge-
schlossen. Hierin ist der rechtfertigende Grund fiir die Ungleichbehandlung zu
sehen. Ein Verstol} gegen Art. 3 GG kdme — so das BVerwG — nur in Betracht,
wenn die eine Nutzergruppe geschont worden wdre, obwohl auch sie noch an
den Kosten hétte beteiligt werden kdnnen.82

Das Gleichbehandlungsgebot gebietet eine gerechte Verteilung des Aufwands auf
die begiinstigten Vorhaben. Der von der Gemeinde in ihrem Konzept zugrunde
gelegte Verteilungsmalstab muss daher mit dem allgemeinen Gleichheitsgrund-
satz im Einklang stehen.83 Sachgerecht ist dabei insbesondere die Orientierung
am ausgel6sten Bedarf, der z.B. im Mal} der festgesetzten Geschossflache oder in
der daraus abgeleiteten voraussichtlichen Zahl neuer Wohnungen seinen Aus-
druck finden kann (ausfuhrlich hierzu unten Abschnitt 2 b).

Kostenersatz - Keine Abschdpfung planbedingter Bodenwertsteigerungen

Die Orientierung an den planbedingten Bodenwertsteigerungen zur Bestimmung
der Angemessenheit hat dazu geflihrt, dass in der Praxis zum Teil falschlicher-
weise von der Abschopfung der planbedingten Bodenwertsteigerungen durch
stadtebaulichen Vertrag gesprochen wird. Ein solches Verstandnis ist nicht nur
falsch, sondern hat auch der Akzeptanz entsprechender stadtebaulicher Vertrdge
erheblich geschadet. Richtig ist vielmehr, dass im Rahmen stadtebaulicher Vertra-
ge nur der Ersatz der der Gemeinde tatsdchlich entstehenden oder bereits entstan-
denen Kosten vereinbart werden kann, soweit diese Folge oder Voraussetzung des
Vorhabens sind. Nicht die Abschépfung von Bodenwertsteigerungen, sondern der
Kostenersatz ist Gegenstand der Folgekostenvertrage.

Basierend auf der unzutreffenden Einstufung des stadtebaulichen Vertrags als In-
strument der Abschopfung von Vermégenswerten (Bodenwertzuwdchse) finden
sich in der Literatur vereinzelt Stimmen, die den zur Vermogenssteuer vom
BVerfG84 entwickelten Halbteilungsgrundsatz bei stadtebaulichen Vertragen ent-
sprechend anwenden wollen.8> Mit der iberwiegenden Meinung86 im Schrifttum

82 BVerwG, Urt. v. 24.3.2011 =4 C 11.10 — unter Aufhebung der Vorinstanz BayVGH, Urt. v.
18.12.2008 — 4 BV 07.3067 —.

83 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15/07 —, Rn. 34; OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 - 1 LC
86/09 —.

84 BVerfG, Urt. v. 22.7.1995 — 2 BvL 37/91 —.

85 Huber, DOV 1999, 173 (177); Gafner, BayVBI. 1998, 577 (581); im Einzelfall Abweichungen zu-
lassend: Quaas, in: Schrodter: BauGB, 7. Aufl., § 11 Rn. 45; Oehmen/Busch, BauR 1999, 1402,
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hélt das OVG Lineburgd” die Anwendung des Halbteilungsgrundsatzes demge-
genlber flr verfehlt. Der Halbteilungsgrundsatz entstammt dem Steuerrecht. Beim
stadtebaulichen Vertrag geht es demgegeniiber allein um die Finanzierung stadte-
baulicher Mallnahmen im Sinne eines Aufwendungsersatzes und nicht um die
steuerdhnliche Abschopfung von Wertgewinnen. Das BVerwG hat in der Revisi-
onsentscheidung diese Frage im Ergebnis offengelassen, aber darauf hingewiesen,
dass auch das Bundesverfassungsgericht selbst fiir die Belastung mit Steuern (Ein-
kommen- und Gewerbesteuer) den sog. Halbteilungsgrundsatz nicht als Belas-
tungsobergrenze ansieht.

Nicht abschlielend geklart ist auch die Frage, ob dem Grundstiickseigentiimer
bzw. Vorhabentrdger (iberhaupt ein nicht unerheblicher Anteil an der Wertsteige-
rung verbleiben muss.88 Es spricht aber viel dafiir, dass das Verbot, unangemesse-
ne Leistungen zu vereinbaren, nicht in jedem Fall dazu zwingt, den Eigentlimern
einen bestimmten Anteil der planungsbedingten Bodenwertzuwachse zu tberlas-
sen. Es kommt insoweit auf eine wirtschaftliche Gesamtbetrachtung im Einzelfall
an. Deutlich wird dieses Ergebnis unter anderem am Beispiel der Vertrage, die der
Abwendung einer stidtebaulichen Entwicklungsmafnahme dienen. Unter dem
Gesichtspunkt der Wahrung des Verhaltnismaligkeitsgebots kann sich fiir eine
Gemeinde jedenfalls dann ein Kontrahierungszwang, das heillt ein Zwang zum
Abschluss eines stadtebaulichen Vertrags, ergeben, wenn sich die Grundstiicksei-
gentlimer zur Durchfiihrung der Mallnahmen unter den wirtschaftlich gleichwer-
tigen finanziellen Konditionen wie bei der formlichen Festlegung eines stadtebau-
lichen Entwicklungsbereichs verpflichten. Da in stadtebaulichen Entwicklungsbe-
reichen die entwicklungsbedingten Bodenwertsteigerungen in vollem Umfang zur
Finanzierung der Malnahmen genutzt werden, muss eine entsprechende Belas-
tung auch bei einem stadtebaulichen Vertrag méglich sein.

Wichtig ist es deshalb, dass sich die Gemeinde stets dariiber im Klaren ist, dass es
allein um den Kostenersatz der stadtebaulichen Malknahmen geht, die Vorausset-
zung oder Folge des Vorhabens sind, und dass sie dies gegeniiber dem Vorhaben-
trager zum Ausdruck bringt.

1410; Diehr, BauR 2000, 1.; nur Meinungsstand referierend: Dolde/Menke, NJW 1999, 1070
(1082).

86 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11
Rn. 163; Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr, § 11 Rn. 21; Scharmer, NVwZ 1995, 219 (222);
Bank, in: Brligelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 92; Hien, in: Festschrift fir
Schlichter, S. 129 (134 {.); Schiitz, BWGZ 1999, 420 (422); Burmeister, Rn. 46.

87 OVG, Lineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 —.

88 Ausdriicklich als nicht entscheidungserheblich offengelassen vom OVG Liineburg, Urt. v.
19.5.2011 - 1 LC 86/09 —.
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Kappungsgrenze im Einzelfall

Eine an der planbedingten Bodenwertsteigerung orientierte Begrenzung des Aus-
males der verlangten Kosteniibernahme kann zur Gewdhrleistung der Angemes-
senheit im Einzelfall oder auch regelmalig sachgerecht sein. Die Vereinbarung
einer Kappungsgrenze wird zudem in der Regel notwendig sein, soweit es um
stddtebauliche Malknahmen geht, deren Kosten zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses noch nicht abgeschitzt werden kdnnen. Dies kann z.B. auch der Fall
sein, wenn die Kosten einer als erforderlich erkannten Beseitigung von Bodenver-
unreinigungen wegen der noch ausstehenden Detailuntersuchung noch nicht ab-
schliefend beurteilt werden kénnen. Denkbar ist dies auch fiir ins Auge gefasste
AbhilfemaBnahmen bei erkennbaren Risiken z.B. in Bezug auf die Auswirkungen
auf Natur und Landschaft (siehe hierzu unten 3 e). In diesen Fillen wird die Ver-
einbarung einer Obergrenze der zu Gibernehmenden Kosten zur Wahrung der An-
gemessenheit aber unverzichtbar sein.

Generelle Kappungsgrenze - Das MUnchener Modell

Kommunalpolitische Griinde und das Ziel der Schaffung einer breiten Mitwir-
kungsbereitschaft konnen Anlass fiir die Einfiihrung einer generellen, an der plan-
bedingten Bodenwertsteigerung orientierten Kappungsgrenze sei. So hat z.B. die
Landeshauptstadt Miinchen in einem Grundsatzbeschluss zur ,Sozialgerechten
Bodennutzung” die maximal erstrebte vertragliche Kostenlibernahme durch Be-
zugnahme auf die planungsbedingten Bodenwertsteigerungen nach oben be-
grenzt.89 Ahnliche Beschliisse gibt es auch in Hamburg und anderen Stidten.9%
Die Verpflichtungen der Planbegiinstigten und das Verfahren richten sich in Miin-
chen nach den vom Stadtrat beschlossenen Verfahrensgrundsitzen.9! Danach soll
eine Kosteniibernahme nur bis zu einer Hohe vereinbart werden, bei der in der
Summe zwei Drittel der planungsbedingten Bodenwertsteigerungen nicht Gber-
schritten werden. Mindestens ein Drittel der Bodenwertsteigerungen soll beim
Grundeigentiimer verbleiben.92 Die Planbeglinstigten missen nach der Miinche-

89 Vgl. ausfiihrlich zur Zuldssigkeit dieses Weges und zu den einzelnen Modifikationen Hérmann:
Die Grenzen stadtebaulicher Vertrage, S. 179 ff.

90 Freie und Hansestadt Hamburg: Globalrichtlinie tiber die Grundsatze zur Beteiligung von Plan-
begiinstigten an den Kosten in Folge oder als Voraussetzung von Bauleitplanung und deren Um-
setzung in Bauleitplanungsverfahren — Globalrichtlinie ,Kostenbeteiligung in der Bauleitplanung”,
Senatsbeschluss vom 31.10.2000.

91 Die Verfahrensgrundsatze zur Sozialgerechten Bodennutzung in der Fassung vom 26.7.2006, ab-
gedruckt in: Landeshauptstadt Minchen: Die Sozialgerechte Bodennutzung. Der Miinchener
Weg, Miinchen 2009, S. 26-33.

92 Auch das Echinger Modell sieht eine vergleichbare Kappungsgrenze vor. Quaas, in: Schrodter:
BauGB, § 11 Rn. 43.
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ner Regelung grundsdtzlich folgende Kosten und kostenrelevanten Bindungen
ibernehmen:93

m  Flachenabtretung fiir im Plangebiet beispielsweise vorgesehene Griinanlagen,
StralBen und Kindergérten,

m  Herstellungskosten beispielsweise fiir Stralen, Kindergérten, Grundschulen
sowie naturschutzrechtliche Ausgleichsmafnahmen,

s Wettbewerbskosten, Honorare nach HOAI bei der Vergabe von Leistungen an
Dritte, Kosten fiir Gutachten, Umlegungskosten sowie

= kostenrelevante Bindungen fiir den sozialen Wohnungsbau.

Bei den kostenrelevanten Bindungen wird die Differenz zwischen den im freifi-
nanzierten Wohnungsbau erzielbaren Geschossflachenpreisen und den im Rah-
men der Wohnungsbauférderung anerkannten Geschossflachenpreisen auf der
Belastungsseite bei der Bestimmung der Angemessenheit berticksichtigt.

Der generelle Verzicht auf einen lber einen Anteil von zwei Dritteln der Boden-
wertsteigerung hinausgehenden Finanzierungsbeitrag bezweckt, durch Gleichbe-
handlung und gerechte Begrenzung eine groflere Akzeptanz bei den Betroffenen
daflir herbeizuflihren, sich an den Kosten der Infrastruktur fiir neue Baugebiete
Uber das abgabenrechtlich mogliche Mal hinaus zu beteiligen. Verfahren zur
Aufstellung (ggf. auch Anderung) eines Bebauungsplans fiir private Investitions-
vorhaben werden in Miinchen deshalb grundsdtzlich nur dann eingeleitet, wenn
die an einer Planung interessierten Vorhabentrdger oder Grundstiickseigentiimer
zundchst in einer sogenannten Grundzustimmung die Grundsdtze zur ,sozialge-
rechten Bodennutzung” und zugleich einen jeweils im Einzelfall festzustellenden
anfanglichen Bodenwert anerkennen. Die eigentliche Verpflichtung durch stadte-
baulichen Vertrag erfolgt erst spater, wenn die Planung so weit fortgeschritten ist,
dass sie dem Stadtrat zur Billigung vorgelegt werden kann.

e) Bestehendes Baurecht

Kein Raum fiir die Vereinbarung einer Kostenlibernahme verbleibt, wenn der
Vorhabentrager bereits einen Anspruch auf die Gegenleistung hétte. Dieses in
§ 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB kodifizierte Koppelungsverbot soll verhindern, dass die
Gemeinde die ihr eingerdumten Hoheitsrechte verkauft.94 Der Begriff der Gegen-
leistung bedarf aber einer differenzierten Betrachtung. Immer dann, wenn es den
Parteien um die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Rea-
lisierung eines Vorhabens geht, wird man eben dies als Gegenleistung ansehen

93 Landeshauptstadt Miinchen: Die Sozialgerechte Bodennutzung. Der Miinchener Weg, Miinchen
1998, S. 7; Wallraven-Lindl, Der Bayerische Blirgermeister 1998, S. 197.
94  Siehe hierzu ausfiihrlich Kapitel Il Abschnitt 1 b), S. 41 ff.
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missen, auch wenn die Gemeinde sich zu einer entsprechenden Leistung nicht
wirksam verpflichten kann, da sie dem Vorbehalt der Abwagungsentscheidung
und dem Prinzip der Bindungsfreiheit der Bauleitplanung unterliegt.

Der stadtebauliche Vertrag setzt damit einen Entscheidungsspielraum der Ge-
meinde voraus. Kostenvereinbarungen kommen danach in der Regel nur in Be-
tracht, wenn fiir das geplante Vorhaben die Aufstellung eines Bebauungsplans er-
forderlich ist oder eine andere stadtebauliche Satzung zur Erméglichung des Bau-
vorhabens aufgestellt werden soll. Soweit das Bauvorhaben nach den genannten
Vorschriften nicht genehmigt werden kann, weil die Erschliefung nicht gesichert
ist, kann dieses Hindernis durch den Abschluss eines ErschlieBungsvertrags ausge-
raumt werden. Denkbar ist dann auch, dass im Rahmen eines Folgekostenvertrags
die Ubernahme der der Gemeinde fiir die Herstellung der ErschlieBung entste-
henden Kosten vereinbart wird.

Die Gegenleistung der Gemeinde muss jedoch nicht immer in der Schaffung von
Baurecht liegen. Gegenleistung kann insbesondere auch die Herstellung der Er-
schlieBung sein und zwar auch in Fillen, in denen bereits eine gesicherte Er-
schlieBung im Sinne des Zulassungsrechtes vorhanden ist und es den Parteien le-
diglich um eine Verbesserung bzw. Erweiterung der Erschliefung geht. Nach
§ 123 Abs. 3 BauGB besteht prinzipiell kein Anspruch auf Erschliefung. Dies gilt
selbst dann, wenn die Gemeinde einen Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 1
BauGB erlassen hat. Nur wenn die Gemeinde das zumutbare Angebot eines Drit-
ten ablehnt, die im Bebauungsplan vorgesehene Erschliefung vorzunehmen, ist
sie verpflichtet, die Erschlielung selbst durchzufihren.

Ein Verstol gegen das Koppelungsverbot aus § 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB liegt des-
halb nicht in jedem Fall bereits dann vor, wenn ein Anspruch auf Baugenehmi-
gung besteht. Vielmehr kommt es im Einzelfall darauf an, was konkret die vom
Vorhabentrager angestrebte Gegenleistung der Gemeinde ist. Selbst in Fallkonstel-
lationen, in denen ein Bauvorhaben des Vertragspartners bereits realisiert wurde,
ist der Abschluss eines Folgekostenvertrages nicht ausgeschlossen, wenn es um
die Verbesserung oder Ergdnzung der ErschlieBung geht, auf deren Herstellung
der Vorhabentriager oder Grundstlickseigentiimer keinen Anspruch hat.

2. Gegensténde der Kostenvereinbarungen im Einzelnen

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB skizziert den méglichen Gegenstand von stidte-
baulichen Vertrdgen, soweit sie die Ubernahme von der Gemeinde entstehenden
oder entstandenen Kosten betreffen, allgemein mit der Formel ,Kosten und Auf-
wendungen der Gemeinde fiir stadtebauliche Manahmen”. Um welche stadte-
baulichen Malinahmen es sich dabei handelt, wird an anderer Stelle ausfuhrlich
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dargestellt (vgl. in diesem Kapitel 1 b). Im Folgenden sollen einige besonders rele-
vante Fallgruppen vertieft erdrtert werden.

Q) Kosten und Aufwendungen fur st&dtebauliche Planungen

Im stadtebaulichen Vertrag kann nicht nur vereinbart werden, dass der Vorhaben-
trager oder der Grundstiickseigentiimer diese Planungsleistungen auf eigene Kos-
ten Ubernimmt (§ 11 Abs. Satz 2 Nr. 1 BauGB).95 Vereinbart werden kann auch,
dass der Vorhabentrdger oder der Grundstiickseigentiimer die Kosten, die der
Gemeinde durch die Erstellung der Planung entstehen oder entstanden sind,
Ubernimmt. Einbezogen werden kdnnen auch die Kosten fiir im Zusammenhang
mit der Planung erforderlich werdende Fachgutachten (z.B. Larm-, Altlasten-, Ver-
kehrsgutachten oder zum Arten- und Biotopschutz) und fiir die Umweltpriifung,
soweit diese gesondert vergeben werden soll. Informelle vorbereitende Planungen
wie z.B. stddtebauliche Rahmenplédne, Masterplane, Strukturkonzepte oder Mach-
barkeitsstudien konnen ebenfalls in Betracht kommen.% Auch die Erarbeitung ei-
nes Grinordnungsplans oder eines Eingriffs-/Ausgleichsgutachtens kann, soweit
diese Voraussetzung des geplanten Vorhabens sind, Gegenstand einer Kostenver-
einbarung sein. Soweit die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich ist, um
das vom Bauwilligen geplante Vorhaben genehmigen zu kénnen, sind alle
dadurch veranlassten Kosten und Aufwendungen im Sinne des Gesetzes ,Voraus-
setzung” flir das geplante Vorhaben.

Regelungsbeispiel 22

Ubernahme der Planungskosten

Die Stadt/Gemeinde ... beabsichtigt, gemals Aufstellungsbeschluss vom ... den
Bebauungsplan (mit Griinordnung) Nr. ... aufzustellen. Aufgrund der Personalknappheit
ist die Stadt/Gemeinde nicht in der Lage, den Bebauungsplan selbst zu erstellen. Fiir die
Vergabe dieser Arbeiten an ein Planungsbiro stehen dem Planungsreferat keine
Haushaltsmittel zur Verfligung. Die Erarbeitung eines Bebauungsplan-Vorentwurfs mit
Griinordnung wird an das Planungsbiiro ... vergeben.

Der Kostenschuldner ist an der Aufstellung des o.g. Bebauungsplans interessiert und
daher bereit, die Kosten des Planungsbiiros zu lbernehmen. Die Stadt/Gemeinde ...
wird dadurch bereits jetzt in die Lage versetzt, das erforderliche weitere Verfahren nach
dem BauGB vorzubereiten.

95 Vgl. hierzu S. 106 ff.
96 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11
Rn. 159; Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 71.
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§ 1 Gegenstand des Vertrages

(1) Gegenstand des Vertrages ist die Ubernahme von Kosten, die der Stadt/Gemeinde
bei der Bearbeitung des Bebauungsplans Nr. ... durch die Beauftragung des Pla-
nungsbiiros entstehen. Die Hohe bestimmt sich nach dem Wert des zwischen der
Stadt/der Gemeinde und dem Planungsbiiro noch abzuschlieBenden Vertrags. Der
Vertragsentwurf ist dem Kostenschuldner zur Einsicht vorgelegt und von diesem
anerkannt worden. Er wird diesem Vertrag als Anhang beigefiigt.

(2) Den Parteien ist bewusst, dass sich aus dem Vertrag keine Verpflichtung ergibt,
den o.g. Bebauungsplan tberhaupt oder in der vorgeschlagenen Form aufzustellen.
Den Parteien ist zudem bewusst, dass die Aufstellung des Bebauungsplans u.a. von
einer gesicherten Gesamtfinanzierung abhangig ist.

(3) Die Befugnisse der Stadt/Gemeinde im Rahmen dieses Vertrages werden aus-
schlieflich von ... wahrgenommen.

§ 2 Leistung des Kostenschuldners

(1) Der Kostenschuldner verpflichtet sich, die durch die Vergabe der Bearbeitung und
Erstellung des Bebauungsplanentwurfs/Vorentwurfs mit Griinordnung Nr. ... an das
Planungsbiiro gemdld beiliegendem Vertragsentwurf — vgl. Anlage — anfallenden
Honorarkosten in voller Hhe zuziiglich MwSt. zu Gibernehmen. Die Ubernahme hat
in der Weise zu erfolgen, dass die der Stadt entstandenen Honorarkosten
einschlieBlich der Nebenkosten und der zusatzlichen Kosten unmittelbar gegeniiber
dem Planungsbiiro beglichen werden.

(2) Die Honorarkosten sind von dem Kostenschuldner — soweit sie von der Stadt
anerkannt sind — auch dann zu tbernehmen, wenn sich nach Leistungserbringung des
Planungsbiiros herausstellt, dass das Bebauungsplanverfahren nicht fortgefiihrt wird.

(3) Der Kostenschuldner verpflichtet sich, wahrend der Zeit, in der das Planungsbiiro
Leistungen zu erbringen hat, geschéftliche Beziehungen zu diesem nur nach
Einholung einer schriftlichen Zustimmung der Stadt aufzunehmen bzw. zu
unterhalten. In jedem Fall verpflichtet sich der Kostenschuldner, dem Planungsbiiro in
Bezug auf den mit der Stadt noch zu schlieRenden Vertrag keine Weisungen zu
erteilen.

§ 3 Leistung der Stadt/Gemeinde

(1) Die Stadt informiert den Kostenschuldner monatlich iber den Stand der
Vertragserfiillung des Planungsbiros und gegebenenfalls (ber den jeweiligen
Verfahrensstand.

(2) Die Stadt/Gemeinde wird bei Verfahrensentscheidungen den Umstand, dass der
Kostenschuldner Aufwendungen gehabt hat, wiirdigen; die Abwéagung im Rahmen der
Bauleitplanung gemaf § 1 Abs. 6 BauGB bleibt hiervon unberiihrt.

(3) Die Stadt/Gemeinde verpflichtet sich, bei Leistungsannahme und Rechnungs-
priifung die Sorgfalt anzulegen, die sie bei Vergaben unter eigener Kostentragung
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anwendet. Sie wird die ihr vertraglich gegebenen Moglichkeiten zum Erreichen einer
vollen Leistungserbringung nutzen.

§ 4 Falligkeit der Zahlung

(1) Die Honorarkosten, angefallenen Nebenkosten und sonstigen angefallenen Kosten
sind jeweils nach schriftlicher Zahlungsaufforderung durch die Stadt/Gemeinde
binnen einer Frist von zehn Tagen zu leisten.

(2) Die Zahlungsaufforderung erfolgt nach Leistungsabnahme und Rechnungspriifung
durch die Stad/Gemeinde.

§ 5 Auswirkungen von Leistungsstorungen im Verhiltnis Stadt
oder Gemeinde/Planungsbiiro

(1) Ist die Leistungserbringung des Planungsbiiros gegeniiber der Stadt/Gemeinde nicht
ordnungsgemal} erfolgt, so ergeht eine Zahlungsaufforderung nur in einer Hohe, die
dem Wert der erbrachten Leistung entspricht. Eine ordnungsgemalie Leistung liegt vor,
wenn die Stadt/Gemeinde die eingereichten Unterlagen ohne weitere Uberarbeitung
dem weiteren Verfahren zugrunde legen kann. Der Kostenschuldner ist insoweit
berechtigt, die bei der Stadt/Gemeinde befindlichen Planungsunterlagen einzusehen.

(2) Verlangt das Planungsbiro weiteres Entgelt, stimmt die Stadt/Gemeinde die
weitere Behandlung mit dem Kostenschuldner ab.

Wird im Streitfall die Stadt/Gemeinde zu Zahlungen von weiterem Entgelt verpflichtet
und hat der Kostenschuldner der Weigerung der Stadt/Gemeinde, Zahlungen zu
leisten, zugestimmt, Ubernimmt der Kostenschuldner diese Zahlungsverpflichtung
einschlieBlich etwaiger Prozesskosten.

(3) Gegeniiber einer Zahlungsaufforderung der Stadt/Gemeinde besteht kein Zuriick-
behaltungsrecht, insbesondere ist eine Berufung auf eine nicht vertragsgemale Leis-
tungserbringung des Planungsbiiros ausgeschlossen. Hiervon unberihrt bleiben
etwaige Ruckforderungsanspriiche.

§ 6 Abtretung

Sollte der Vertrag zwischen der Stadt/Gemeinde und dem Planungsbiiro ganz oder
zum Teil aufgeldst bzw. riickabgewickelt werden, so werden — soweit hinsichtlich der
Honorarkosten Rickforderungsanspriiche bestehen — diese an den Kostenschuldner
abgetreten. Weitere Voraussetzung einer Abtretung ist, dass der Kostenschuldner
Zahlungen in entsprechender Hohe an das Planungsbiiro geleistet hat.

§ 7 Urheberrecht

Durch die Zahlung der Vertragskosten erwirbt der Kostenschuldner keinen Anspruch
auf Ubergabe bzw. Herausgabe der Planunterlagen. Des Weiteren beansprucht der
Kostenschuldner durch die Zahlung der Vertragskosten keine Rechte nach dem
Urheberrecht.

§ 8 Erfiillungsort

Erfillungsort ist die Stadt/Gemeinde ...

219



Anlage: Vertragsentwurf zwischen Stadt/Gemeinde ... und Planungsbiiro ...

Stadt/Gemeinde ..., den ...

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

Konkretisierung der Leistungspflicht

Die zu finanzierenden Planungen und Gutachten missen nach ihrer Art bestimmt
sein. Als zweckmalig haben sich insoweit folgende Varianten erwiesen:

Variante 1: Bei Abschluss des stadtebaulichen Vertrags liegt bereits ein konkretes
Angebot liber die erforderlichen Planungen und Gutachten vor, auf das im Vertrag
Bezug genommen werden kann und das dem Vertrag dann als Anlage beizufiigen
ist (vgl. Regelungsbeispiel 22).

Variante 2: Der Bauwillige verpflichtet sich zur Zahlung der Planungskosten un-
mittelbar gegeniliber dem beauftragten Ingenieurbiiro, indem er den Vertrag tiber
die zu erstellenden Planungen oder Gutachten mit unterzeichnet. Die Zahlungs-
verpflichtung besteht dann direkt gegeniiber dem beauftragten Ingenieurbiiro.
Diese Variante hat den Vorteil, dass der Investor die ihm von einem Planungsbiiro
in Rechnung gestellte Umsatzsteuer im Wege des Vorsteuerabzuges von den Ge-
samtkosten der Planung abziehen kann; die Gemeinde kann dies nicht.9”

Soweit der Vertrag vor dem Vorliegen eines geeigneten Angebots iiber die zu er-
stellenden Planungen oder Gutachten abgeschlossen werden soll, geniigt es,
wenn Planungen oder Gutachten im Vertrag bezeichnet sind. Fiir die nach der
HOAI abzurechnenden Ingenieurleistungen ergibt sich die auf den Vertrags-
partner zukommende Zahlungspflicht nach ihrer Hohe aus der HOAI. Bei ande-
ren Leistungen wird es in der Regel sachgerecht sein, von lblichen Kostenansat-
zen auszugehen und zum Schutz des Bauwilligen eine Obergrenze seiner Kosten-
tragungspflicht zu vereinbaren.

In vielen Fédllen ist zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch nicht absehbar, ob
und gegebenenfalls in welchem Umfang im weiteren Verfahren tber das Geregel-
te hinaus weitere Planungen oder Gutachten erforderlich werden. Soweit die Er-
forderlichkeit weiterer Planungen oder Gutachten nicht ausgeschlossen werden
kann und der Vertragspartner der Gemeinde auch die dadurch gegebenenfalls
entstehenden Aufwendungen ersetzen soll, sollte die erste Vereinbarung diesbe-
zliglich bereits eine vorvertragliche Regelung enthalten. Die Vertragspartner der
Gemeinde werden allerdings in solchen Fdllen regelmdfig Kalkulationssicherheit
verlangen, so dass eine Deckelung des Kostenbeitrags in Betracht gezogen wer-
den muss.

97 Gronemeyer: BauGB, § 11 Rn. 51.
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Verwaltungsinterne Kosten der Planung

Durch das BVerwG geklart ist, dass zu dem auf vertraglicher Basis erstattungsfahi-
gen Planungsaufwand auch der Aufwand der internen Verwaltungsabldufe (Perso-
nal- und Sachmittel) durch den Vorhabentrager oder Grundstiickseigentiimer
zdhlt.98 Das BVerwG sah keinen Grund daflir, Gemeinden, die ein Bebauungs-
planverfahren mit eigenem Personal und eigenen Sachmitteln betreiben, finanziell
schlechter zu stellen, als sie stlinden, wenn sie sich zur Erfillung der Aufgabe
Dritter bedienten.99

Die Aufrechterhaltung eines funktionsfahigen Dienstleistungsapparats einer Ge-
meinde dient zur Erfiillung konkreter Aufgaben. Da die Bediensteten ansonsten
andere Dienstleistungen erbringen und die sachlichen Mittel anders eingesetzt
wiirden, sind die Verwaltungskosten, deren Erstattung auf der Grundlage eines
stadtebaulichen Vertrags verlangt wird, durch das vom Vertragspartner der Ge-
meinde initiierte Planungsverfahren verursacht worden.100 In Anbetracht der not-
wendigen finanziellen Anstrengungen sind Gemeinden in verstirktem Mafe zu
einer betriebswirtschaftlichen Kostenrechnung gezwungen. Die Ubernahme ver-
waltungsinterner Personal- und Sachkosten verlangt dann aber auch eine entspre-
chende Kostenspezifizierung.

Unzulassig ist es allerdings, die Kosten auch fiir solche Aufgaben in Folgekosten-
vereinbarungen einzubeziehen, die die Gemeinden nicht durch Dritte erledigen
lassen durfen, sondern durch ihre eigenen Bediensteten erflillen lassen miissen.
Insoweit bildet der Anwendungsbereich des § 4b BauGB sowie die nach § 11
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2. und 3. Halbsatz BauGB zulissige Ubertragung von Pla-
nungsleistungen auf den Vorhabentrdager oder Grundstiickseigentiimer10t den ent-
scheidenden Malistab. Die Gemeinde kann insbesondere zur Beschleunigung des
Bauleitplanverfahrens die Vorbereitung und Durchfiihrung von Verfahrensschrit-
ten nach den §§ 2a bis 4a BauGB einem Dritten Ubertragen. Die Verantwortung
der Gemeinde fiir das gesetzlich vorgesehene Aufstellungsverfahren bleibt — wie
sich aus § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, 2. und 3. Halbsatz BauGB ergibt — unberihrt.102
Die Gemeinden diirfen nicht das gesamte Verfahren ,privatisieren”. ,So kdnnen
zwar die Erstellung der Planentwiirfe sowie die technische Vorbereitung von Ver-
fahrensschritten nach den §§ 3 und 4 BauGB auf den Vertragspartner lbertragen
werden, nicht aber die formlichen Beschlisse (Aufstellungsbeschluss, Ausle-
gungsbeschluss und Beschluss des Bebauungsplans) und die Verkiindung des Be-

98 BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 — 4 C 15/04 — dem folgend Bank in: Briigelmann: BauGB, § 11
Rn. 72; weiterhin kritisch Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg.
102, November 2011, § 11 Rn. 165.

99 BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 — 4 C 15/04 —.

100 BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 — 4 C 15/04 —.

101 Vgl. hierzu S. 106 ff.

102 Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11, Rn. 35; Krautzberger, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 11 Rn. 126.
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bauungsplans.103 Mit seinen Regelungen zieht der Gesetzgeber die Grenze, jen-
seits derer die eigenstdndige planerische Gestaltungsbefugnis betroffen ist, die ei-
ner Ubertragung auf andere verschlossen ist.“104

b) Kosten und Aufwendungen fUr dem Vorhaben dienende
offentliche Infrastruktur

Oben wurde bereits ausgefiihrt, dass zu den Infrastrukturmallnahmen, die zum
Gegenstand einer Folgekostenvereinbarung gemacht werden dirfen, auch soziale
Einrichtungen wie Schulen und Kindergarten gehdren, die eine Gemeinde fiir die
Bewohner neuer Wohngebiete bereitzustellen hat.195 Sollen die Kosten fiir solche
Anlagen zum Gegenstand stadtebaulicher Vertrage gemacht werden, ergeben sich
allerdings haufig spezifische Fragen. Denn in der Regel wird der Bedarf fiir Schu-
len und Kindergéarten nicht allein durch ein Vorhaben ausgeldst, sondern resultiert
aus einer Summe mehrerer Planungsvorhaben.

Wie bereits oben ausgefiihrt, bedarf es bei einer entsprechenden baugebietsiiber-
greifenden Betrachtung einer diesen rdumlichen Bezug herstellenden Gesamtkon-
zeption, aus der sich transparent und nachvollziehbar ergibt, dass die genannten
Einrichtungen in einer abwagungserheblichen Weise Folge oder Voraussetzung
der Planungsvorhaben sind.106 Auf eine reale Teilbarkeit der InfrastrukturmalR-
nahme kommt es nicht an. Ausreichend ist der Umstand, dass die Malknahme
durch das Vorhaben mitverursacht wurde.’07 Voraussetzung ist allerdings, dass
die Gemeinde ,nachvollziehbar davon ausgehen darf, dass durch die weitere
Uberplanung von bisher nicht bebaubaren Grundstiicken Investitionskosten fiir 6f-
fentliche Einrichtungen entstehen, die sie zu tragen hitte, und sie im Hinblick auf

diese Kosten abwigungsfehlerfrei von einer derartigen Uberplanung absehen diirf-
te.”108

In Betracht kommen danach mehrere Fallkonstellationen:

= Die Infrastrukturmafnahme wird allein durch das Vorhaben des Vertragspart-
ners ausgelost.

m Die Infrastrukturmafahme wird durch die Summe der Vorhaben in einem Be-
bauungsplan ausgelost.

m Die Infrastrukturmalnahme wird durch mehrere Planungsvorhaben (Bebau-
ungspldne und Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB) ausgel6st, die in einem

103 Vgl. S. 107 ff.

104 BVerwG, Urt. v. 25.11.2005 — 4 C 15/04 —.

105 Siehe in diesem Kap. Abschnitt 1 b) und 1 ¢) unter Hinweis auf BVerwG Urt. v. 29.1.2009 — 4 C
15.07 —, Abs. 26; Urt. 24.3.2011 =4 C 11/10 —.

106 BVerwG Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15.07 —.

107 BVerwG, Urt. 24.3.2011 -4 C 11/10 -.

108 Ebenda.
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Gesamtkonzept in transparenter und nachvollziehbarer Weise miteinander
konzeptionell verkniipft sind.

Gegenstand einer Folgekostenvereinbarung kann also der Aufwand fiir 6ffentliche
Infrastruktur sein, die durch die Errichtung eines oder mehrerer Vorhaben verur-
sacht wird. Grundsatzlich kommen samtliche Infrastrukturmafnahmen in Be-
tracht, die in einem definierten und konzeptionell nachvollziehbaren Zusammen-
hang Folge oder Voraussetzung der Ausweisung neuer Baurechte sind. Neben
Kinderbetreuungseinrichtungen und Grundschulen kann daher grundsitzlich auch
der Aufwand fiir weiterfiihrende Schulen von Baugebieten in Folgekostenverein-
barungen einflielen, soweit dieser Aufwand konzeptionell und nachvollziehbar
mit der Entwicklung der Baugebiete verkniipft ist.109 Auch die Errichtung eines
Autobahnzubringers kann in diesem Sinne erforderlich werden und dabei mehr
als einem Vorhabentrager dienen.110

Begrundung des Bedarfs

Der Bedarf fiir die auf Basis einer Folgekostenvereinbarung zu finanzierende stad-
tebauliche Mallnahme muss durch das geplante Vorhaben des Vertragspartners
anteilig oder insgesamt ausgeldst sein. Essentiell ist daher eine transparente und
nachvollziehbare Ermittlung des Bedarfs. Zur Ermittlung des Bedarfs an Kinderbe-
treuungseinrichtungen und Schulen, aber auch in Bezug auf andere soziale Ein-
richtungen kommt es dabei auf folgende mittels Prognose bzw. Kostenschétzung
zu ermittelnde Informationen an:

m  GroRe der voraussichtlich hinzukommenden Geschossflache fiir Wohnen,

= voraussichtliche GréBe und Belegungsdichte der Wohnungen sowie — daraus
abgeleitet — die voraussichtliche Zahl an Wohneinheiten,

m voraussichtliche Zahl der in das Gebiet hinzuziehenden Kinder und Jugendli-
chen und deren Jahrgangsstirke (Zahl der kitapflichtigen und grundschul-
pflichtigen Kinder),

= Prognose des Bedarfs an Folgeeinrichtungen und ihrer Kosten auf der Grund-
lage des ortstiblichen Bedarfsschlissels bei Anrechnung von geeigneten un-
terausgenutzten Einrichtungen und unter Berlicksichtigung der nach den ortli-
chen Verhiltnissen Gblichen Einzugsbereiche (Wegeldngen),

m voraussichtliche Kosten der Errichtung der sozialen Einrichtungen einschlief3-
lich Planungskosten und Grundstlickswert.

109 BVerwG, Beschl. v. 7.6.2012 — 4 B 36.11 —; OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 - 1 LC 86/09 —.
110 BVerwG, Urt. v. 24.3.2011 -4 C 11/10 —.
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Diese Prognosen und Kostenschédtzungen missen vom Vertragspartner nachvoll-
zogen werden konnen. Die Prognose der Bevolkerungsentwicklung erfiillt diese
Voraussetzung, wenn sie die zu erwartenden Wanderungsbewegungen inklusive
der Altersstruktur des Zuzugs realistisch darlegt sowie auch die demographische
Entwicklung fir die einzelnen Gebiete darstellt.1? Fiir den sich daraus ergeben-
den Bedarf an Folgeeinrichtungen (z.B. Zahl der benétigten Kitaplatze) genligt die
Bestimmung nach allgemeinen Erfahrungswerten.112 Schlie8lich ist auch eine ge-
ringfligige Unklarheit mit dem Transparenzgebot vereinbar, wenn sie sich als le-
diglich redaktioneller Fehler herausstellt und nachtraglich geklart werden kann.113

Soweit die Bevolkerungsstruktur in signifikanter Weise z.B. zwischen unterschied-
lichen Siedlungstypen variiert, kann eine danach differenzierte Prognose der Zahl
der betreuungs- bzw. schulpflichtigen Kinder sachgerecht sein.14 Aus diesem
Grund wird bei der Bedarfsermittlung in einigen Stadten z.B. zwischen Einfamili-
enhausgebieten und Gebieten mit Geschosswohnungsbeau differenziert.115 Zum
Teil wird auch davon ausgegangen, dass der Kinderanteil zwischen geférdertem
und frei finanziertem Wohnungsbau divergiert (vgl. das Beispiel aus Stuttgart).
Dabei kommt es allerdings immer auf die 6rtlichen Besonderheiten an. Ausgangs-
punkt sind die 6rtlichen Erfahrungswerte und die verfiighbaren statistischen Daten
zur Bevolkerungsstruktur. Soweit sich aus diesen keine signifikanten Unterschiede
insbesondere bei der Zahl der Kinder pro Wohneinheit ergeben, besteht kein An-
lass zu einer entsprechend differenzierenden Bedarfsermittlung. In der Regel wird
die Gemeinde auf die bei den Schul- und Jugendverwaltungen verfligbaren Daten
und Planungen insbesondere zur mittelfristigen Investitionsplanung zuriickgreifen
konnen.

Die Zahl der Wohnungen hangt nicht allein von der voraussichtlich zuldssigen
Geschossfliche, sondern auch davon ab, welcher Baugebietstyp festgesetzt wird.
So kann es z.B. sachgerecht sein, einen Abschlag bei Mischgebieten vorzuneh-
men, da in diesem Gebietstyp neben Wohnungen gleichberechtigt auch andere,
z.B. gewerbliche Nutzungen zulassig sind.116 Auch dabei kann die Gemeinde von
Erfahrungswerten ausgehen und einen pauschalen Abschlag gegeniiber Wohnge-
bieten zugrunde legen.

Die Gemeinde hat auch bei der Festsetzung anderer Baugebiete als insbesondere
von Wohngebieten keine Gewdhr, in welcher Weise die eingerdumten Bebau-
ungsmoglichkeiten genutzt werden. Sie kann sich bei der Prognose des Infrastruk-
turbedarfs auch nicht darauf verlassen, dass der Vertragspartner das Baurecht in

111 OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 -.

112 OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 -.

113 OVG Lineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 —.

114 Bunzel/Schliinder/Schneider: Untersuchung der Kostenbeteiligung Dritter an den Infrastrukturkos-
ten von Baumalnahmen, S. 25-41.

115 So etwa in Miinchen und Stuttgart, vgl. Bunzel/Schliinder/Schneider, ebenda.

116 OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011-1 LC 86/09 .

224



einer bestimmten Art und Weise etwa nur fiir Studentenwohnungen oder fir Al-
tenwohnungen nutzen mdéchte oder nur besonders grofRe oder kleine Wohnungen
errichten will. Der Prognose sind mit Blick auf die Entwicklungsoffenheit von Ge-
bietsfestlegungen im Bebauungsplan in typisierender Weise Erfahrungswerte zu-
grunde zu legen.’7 Vor diesem Hintergrund erscheint eine Differenzierung der
Kostenbeteiligung nach Maligabe der konkreten Nutzungsinteressen des Vertrags-
partners grundsatzlich nicht gerechtfertigt. Nur dann, wenn der Vertragspartner
sich entsprechend auch dem Rechtsnachfolger bindend vertraglich verpflichtet
und die Gemeinde eine solche Einschriankung der Nutzbarkeit auch dauerhaft be-
absichtigt, kann etwas Anderes gelten.

Die Bedarfsermittiung und Kostenschitzung missen in entsprechender Weise
auch dann erfolgen, wenn die Kindertageseinrichtungen, Schulen oder anderen
sozialen Einrichtungen den durch mehrere Bebauungspldne ausgeldsten Bedarf
decken sollen. Dies setzt — wie oben bereits ausgefiihrt — eine Gesamtkonzeption
voraus, in der die Gemeinde den Zusammenhang der geplanten Siedlungsent-
wicklung und der Notwendigkeit der Errichtung der sozialen Einrichtungen trans-
parent und nachvollziehbar verdeutlicht.18 Die erforderlichen Prognosen, Be-
rechnungen und Kostenschétzungen sind in diesem Fall bezogen auf die Gesamt-
heit der geplanten Bebauungspldne in der Gesamtkonzeption aufzubereiten. Da-
bei kénnen mit Blick auf die Verteilung und Auslastung vorhandener Einrichtun-
gen weitere Differenzierungen sachgerecht sein.

117 OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011-1 LC 86/09 —.
118 BVerwG, Beschl. v. 7.6.2012 4 B 36.11; Urt. 24.3.2011 -4 C 11/10 —; Urt. v. 29.1.2009 - 4 C
15.07 —.
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Tabelle 1 Grundberechnung zur Bevolkerungsstruktur in Jahrgangsgruppen in Stuttgart

Durchschnitt- Davon Davon Davon Davon
liche Kinderzahl
pro WE bis unter 3 | 3 bis unter | 6 bis unter | 12 bis unter
(bis unter Jahre 6 Jahre 12 Jahre 16 Jahre
Art der Bebauung 16 Jahre - 3 Jahr- - 3 Jahr- - 6 Jahr- - 4 Jahr-
=16 Jahrgange) | 9ange - gange - gange - gange -
Wohnungen frei
. . 0,75 20 % 20 % 36 % 24 %
finanziert
Sozialer
1,0 20 % 20 % 36 % 24 %
Wohnungsbau
Hauser frei finanziert 15 20 % 20 % 36 % 24 %
Geforderte Wohnungen
L . 1,5 35% 35% 22 % 8%
fur junge Familien
Geforderte Hauser
2,0 35 % 35 % 22 % 8%

fur junge Familien

Quelle:  Bunzel/Schliinder/Schneider: Untersuchung der Kostenbeteiligung Dritter an den Infra-
strukturkosten von BaumafRnahmen, S. 31.

Anforderungen an die Nachvollziehbarkeit und Begrindung

,Die Gemeinde darf eine stddtebauliche Mallnahme nur dann als Voraussetzung
oder Folge einer Baugebietsausweisung oder einer sonstigen Gewadhrung von Bau-
recht ansehen, wenn sie im Hinblick auf die Kosten der Malknahme abwdgungs-
fehlerfrei auf die Ausweisung verzichten diirfte.”119 Das BVerwG hat mit diesem
Satz zum Ausdruck gebracht, dass eine Entscheidung liber die Finanzierung der
Infrastrukturfolgekosten eingebunden sein muss in die Planungsentscheidung.
Hieraus folgt, dass die Finanzierung der Infrastrukturkosten in der Begriindung des
zugrundeliegenden Bebauungsplans bzw. der Satzung ausdriicklich erldutert wer-
den sollte. Bei der Verteilung auf mehrere Baugebiete sollte der Zusammenhang
durch einen Grundsatzbeschluss zum Ausdruck gebracht werden. Es sollte durch
Beschluss der Gemeinde deutlich werden, dass die geplante Entwicklung neuer
Baugebiete mit Blick auf den als Folge dieser Entwicklung prognostizierten Bedarf
an Infrastruktureinrichtungen nur realisiert werden soll, wenn die Kosten ganz
oder zu einem zu benennenden Anteil von den Eigentiimern oder Vorhabentra-
gern auf der Grundlage stidtebaulicher Vertrdge tibernommen werden.120

Das Gesamtkonzept muss flir den Vertragspartner transparent und nachvollzieh-
bar sein. Dies bedeutet in formeller Hinsicht zunichst, dass die Beschlisse in ih-
ren wesentlichen Inhalten den Vertragspartnern bekanntgegeben werden missen.
Dies kann geschehen durch 6ffentliche Ratssitzung, Presseberichte sowie indivi-

119 BVerwG, Urt. v. 24.3.2011 -4 C 11/10 —.
120 Vgl. OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 - 1 LC 86/09 -.
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duelle Bekanntgabe. Eine formelle Bekanntmachung z.B. durch Veroffentlichung
im Amtsblatt ist dagegen nicht zwingend erforderlich.121

Das Gesamtkonzept muss als Akt der planerischen und gestaltenden Willensbil-
dung vom Rat der Gemeinde beschlossen worden sein.’22 Das bedeutet aber
nicht, dass es in einem einzigen Ratsbeschluss festgelegt worden sein muss. Viel-
mehr ist es ausreichend, wenn alle Teile vom Rat beschlossen wurden, mag dies
auch zu unterschiedlichen Zeiten geschehen sein. So genligt z.B. der Beschluss
eines Strukturplans zur Vorbereitung eines Flachennutzungsplans in Verbindung
mit einem spdter gefassten Grundsatzbeschluss zur Deckung der durch den Bau-
flichenzuwachs verursachten Infrastrukturkosten. Auch ein drei Jahre spéater ge-
fasster Erganzungsbeschluss macht das Konzept nicht unwirksam, solange das
Konzept in sich widerspruchsfrei bleibt. Allerdings darf mit der Umsetzung des
Konzepts erst begonnen werden, wenn die Mindestinhalte eines Konzepts be-
schlossen sind.123

Kostenermittlung und Verteilung

Die zu ersetzenden Kosten miissen nach ihrer absoluten Hhe bestimmt oder zu-
mindest bestimmbar sein. Dies setzt neben einer transparenten und nachvollzieh-
baren Bedarfsermittlung auch eine Kostenschatzung fiir die Infrastrukturmalnah-
me voraus. Soweit die MaRnahme noch aussteht, kann es sich nur um eine Kos-
tenschéatzung auf der Grundlage von Erfahrungswerten handeln, wie sie im Rah-
men der kommunalen Investitionsplanung tblich ist. In diesem Fall wird es in der
Regel zweckmalRig sein, dem Vertragspartner die Ablosung der Kostenbeteiligung
auf der Basis der Kostenschitzung anzubieten.124

Soweit die Infrastrukturmallnahme mehreren geplanten Vorhaben zugeordnet ist,
kann der Vorhabentrager grundsatzlich nur anteilig neben anderen an der Finan-
zierung des Aufwandes beteiligt werden. Der Gesamtaufwand ist zwischen den
von der Infrastrukturmafnahme beglinstigten Vorhaben gerecht zu verteilen.125
Welcher Verteilungsmalistab sachgerecht ist, beurteilt sich nach der Zielsetzung
der Verteilung. Es liegt daher nahe, die Kosten nach dem Mall zu verteilen, in
dem das konkrete Vorhaben im Verhaltnis zu den weiteren Vorhaben, denen die
zu finanzierenden Infrastrukturmallahmen auch dienen, von diesen profitiert. Es
geht also um den Vorteil, wobei es wie im Beitragsrecht nicht darauf ankommt,
ob der eingerdumte Vorteil aus welchen Griinden auch immer konkret genutzt
werden soll.

121 OVG Lineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 —.

122 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15.07 —.

123 OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 -.

124 Vgl. hierzu unten in diesem Kap. Abschnitt 3 a).

125 Grziwotz, JuS 1998, 1115; Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr: BauGB, § 11, Rn. 17.
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Dementsprechend hat das OVG Liineburg im Falle der Stadt Syke Folgendes aus-
geflihrt:126  Grundsétzlich ist ein Verteilungsmalistab heranzuziehen, der den
durch das Grundstiick genossenen Vorteil moglichst genau wiedergibt (Vorteilsge-
rechtigkeit). Eine gesetzliche Regelung fiir bestimmte Verteilungsmalistdbe bei
Folgekostenvertragen kennt das BauGB nicht. Auch die MaRstdbe der Absatze 2
und 3 des § 131 BauGB sind nicht direkt anwendbar. Verallgemeinerbar ist allen-
falls der diesen Normen zu Grunde liegende Gedanke, dass der MaRstab differen-
ziert die genossenen Vorteile spiegeln soll. ... Der Verteilungsmafstab muss hier
allerdings nicht die Genauigkeit haben, wie sie fiir das Erschliefungsbeitragsrecht
gefordert wird. Er darf grober sowie auf Praktikabilitdt bedacht sein. Der Maf8stab
muss nicht wiedergeben, ob auf einem Wohngrundstiick tatsdchlich Kinder woh-
nen, weil schon § 11 BauGB an das Vorhaben ankniipft und nicht an dessen kon-
krete Nutzung.”127

Bei Anlagen und Einrichtungen, die der Versorgung der Bewohner eines Gebietes
dienen, diirfte sich i.d.R. eine Verteilung nach dem zuldssigen Mafs der Nutzung,
das heilst vor allem nach der Geschossflache im Sinne von § 20 BauNVO, anbie-
ten. Demgegentiber sollte auf die Verteilung nach Malgabe der Grundstlickswerte
verzichtet werden, da diese keinen Aufschluss tiber die Intensitdt der Nutzung
und die fiir die Prognose der Zahl von Schiilern und Vorschulkindern benétigte
voraussichtliche Zahl der Wohnungen gibt.128 Sinnvoll ist es vielmehr, auf der
Grundlage der zuldssigen Geschossfldche eine Prognose Uber die voraussichtliche
Zahl der Wohneinheiten anhand von Erfahrungswerten vorzunehmen.

Weicht das MaR der baulichen Nutzung in den einbezogenen Baugebieten von-
einander ab, sollte der Verteilungsschliissel bei der Berechnung des auf das ein-
zelne Vorhaben entfallenden Kostenanteils dies beriicksichtigen.129 Je starker die
Berechnung des Folgekostenbeitrages am zu erwartenden Bedarf orientiert ist,
desto geringere Bedenken wirft der Berechnungsmodus im Hinblick auf den
Gleichheitssatz auf.”130

In der Entscheidung zum Fall der Stadt Syke hat das OVG Liineburg auch zu ent-
scheiden gehabt, ob es bei der Verteilung des Aufwands eine Bagatellgrenze bei
einem nur sehr geringen Bedarf zusdtzlicher Schulpldtze gibt. Das Gericht fiihrte
hierzu Folgendes aus:131 ,Die Kldgerin meint lediglich speziell zu der Situation in
G., der sehr geringe Folgebedarf von drei Schulpldtzen und einem Kindergarten-
platz sei zu vernachlassigen. Es ist aber gerade der Sinn der vom Bundesverwal-
tungsgericht zugelassenen Gesamtabrechnung, auch kleine Baugebiete abrech-

126 OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 -.

127 Ebenda.

128 Ebenda sowie Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11, Rn. 70; Birk: Stadte-
bauliche Vertrage — Inhalte und Leistungsstdrungen, Rn. 708-710.

129 OVG Liineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 -.

130 Ebenda.

131 OVG Lineburg, Urt. v. 19.5.2011 — 1 LC 86/09 —.
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nungsfahig zu machen (BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 a.a.O. Rn. 29). Daraus muss
geschlossen werden, dass die Beklagte auch wegen dieser Folgekosten von einer
Uberplanung abwigungsfehlerfrei hitte absehen diirfen.“132

Die Zahlungspflicht wird sinnvollerweise an den Maf3stab des Verteilungsschlis-
sels, also an die Zahl der Wohneinheiten oder an die geplante Geschossfliche
anknipfen. Sie sollte grundsatzlich rechnerisch in einem Gesamtbetrag beziffert
werden, wobei die rechnerische Ableitung flir den Vertragspartner nachvollzieh-
bar sein muss. Moglich ist aber auch, die zu finanzierende Kostenlast auf die
GroRe der Geschossflache oder die Anzahl der Wohnungen zu beziehen und die
Zahlung eines entsprechenden Betrags pro Quadratmeter Geschossfliche oder
pro Wohneinheit zu vereinbaren. Malistab muss dann allerdings die nach der
Prognose der Gemeinde voraussichtlich zuldssige Grundstiicksausnutzung sein.
Der Finanzierungsanteil sollte jedenfalls nicht davon abhingig gemacht werden,
ob der Vorhabentrager das eingerdumte Nutzungsmal’ tatsdchlich ausschopft.
Denn die Gemeinde muss bei der Ermittlung des Infrastrukturbedarfs ebenfalls
von dem voraussichtlich zuldssigen Nutzungsmall ausgehen. Der aus den Be-
rechnungen resultierende Gesamtbetrag muss auf die zu finanzierenden Aufwen-
dungen riickfihrbar sein. Anderenfalls kann zu Recht bezweifelt werden, ob der
erforderliche Kausalzusammenhang besteht. Eine abstrakte Zahlungspflicht pro
Wohneinheit liefe auf eine unzuldssige Zuzugsabgabe hinaus.

Regelungsbeispiel 23

Baustein zur Ubernahme von Kosten fiir soziale Infrastruktur

1.  Zum Praambel

Der Vorhabentrager ... beabsichtigt in dem XYZ-Gebiet die Entwicklung eines
Wohngebietes. Zur Realisierung dieses Vorhabens hat die Gemeinde ein Verfahren zur
Aufstellung eines Bebauungsplans eingeleitet. Nach dem derzeitigen Entwurfsstand des
Bebauungsplans konnen in dem Gebiet ... Wohnungen errichtet werden.

2. Grundlage der Kostenvereinbarung

Grundlage dieser Bauleitplanung ist das von der Gemeinde beschlossene
Entwicklungskonzept .... Aus diesem Entwicklungskonzept ergibt sich, dass mit der
beabsichtigten Planung ein Bedarf an ... zusdtzlichen Kindergartenpldtzen entsteht, der
nicht durch bestehende Einrichtungen im Einzugsbereich gedeckt werden kann. Aus
diesem Grund beabsichtigt die Gemeinde, den Kindergarten ... auszubauen, um dort
zwei weitere Gruppen unterzubringen.

Die Gemeinde hat in dem Entwicklungskonzept die voraussichtlichen Kosten fiir den
Ausbau des Kindergartens ... auf der Grundlage einer Kostenschatzung ermittelt. Sie hat

132 Ebenda.
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zudem mit Blick auf die durch die Entwicklung entstehenden Belastungen beschlossen,
die Umsetzung des Entwicklungskonzeptes davon abhdngig zu machen, dass die
Vorhabentrager oder Grundstiickseigentimer der davon betroffenen Grundstiicke den
der Gemeinde entstehenden finanziellen Aufwand anteilig tibernehmen.

3. Zahlungspflicht und Falligkeit

Nach dem in dem Entwicklungskonzept festgelegten Verteilungsschliissel entfallen auf
das Vorhaben des Vorhabentréagers ... Prozent der Kosten, also ein Betrag in Hohe von
... Euro. Dem Vorhabentrdger sind die zugrundeliegenden Erhebungen und Berech-
nungen im Detail dargestellt worden, und er erklart sich mit diesen ausdriicklich
einverstanden. Er verpflichtet sich, den genannten Betrag als Ersatz des bei der
Gemeinde entstehenden und seinem Vorhaben zuzurechnenden Aufwandes an die
Gemeinde zu zahlen. Die Zahlung hat bis spatestens einen Monat nach Inkrafttreten des
Bebauungsplans zu erfolgen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

C) Kosten und Aufwendungen fur AusgleichsmaBnahmen

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB kann sich ein Vorhabentrager auch zur
Ubernahme der Kosten des Ausgleichs verpflichten.133 Die Moglichkeit einer auf
die Ubernahme der Kosten des Ausgleichs beschrinkten Regelung steht damit
gleichberechtigt neben der Moglichkeit der vertraglichen Verpflichtung zur
Durchfiihrung der Ausgleichsmallnahmen (vgl. hierzu und zu den vertraglichen
Gestaltungsmoglichkeiten des Ausgleichs, S. 106 ff.).

Der geforderte Ursachenzusammenhang wird sich regelmédlig aus den entspre-
chenden Ergebnissen der Eingriffshewertung und der Prognose des Ausgleichser-
fordernisses ableiten lassen. Es kommt nicht darauf an, ob der Ausgleich innerhalb
oder aullerhalb des Plangebiets durchgefiihrt wird. Der Ausgleich kann grundsdtz-
lich auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen, soweit dies mit einer
geordneten stddtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie
des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist.134 Die Kostenvereinba-
rung muss sich auf ganz konkrete Mallnahmen beziehen. Die zu finanzierenden
Malnahmen miissen genau benannt und bestimmt werden. Dies muss nicht un-
bedingt in der Vertragsurkunde erfolgen. Welche MalRnahmen im Einzelnen fi-
nanziert werden sollen, kann z.B. auch aus einer Anlage zum Vertrag hervorge-
hen. Auf die Anlage muss dann im Vertrag Bezug genommen werden.

133 Bénker, in: Hoppe/Bdnker/Grotefels: Offentliches Baurecht, S. 418; Busse u.a.: Die naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, S. 177 ff.

134 Vgl. hierzu ausfiihrlich Bunzel: Bauleitplanung und Flichenmanagement bei Eingriffen in Natur
und Landschaft, Berlin 1998 (Difu-Arbeitshilfe), S. 43—46.
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Grundsatzlich konnen alle Kosten, die mit der Durchfiihrung des erforderlichen
Ausgleichs verbunden sind, von einem Vorhabentrager oder dem begiinstigten
Grundstiickseigentiimer Gbernommen werden. Dabei kann es sich also insbeson-
dere um die Kosten

= der Planung,

m der bautechnischen und gartenbaulichen Herstellung,
m der Fertigstellungs- und Entwicklungspflege sowie

m des Flichenerwerbs und

m der Freilegung der Flichen zum Ausgleich

handeln. Auch die Kosten der Bereitstellung von Grundstiicken kénnen in Ansatz
gebracht werden. Die Gemeinde kann deshalb auch den Wert der von ihr aus ih-
rem Vermdogen bereitgestellten Flachen veranschlagen.

Dauerhafte Pflege

Die Kosten der dauerhaften, Gber die Herstellungs- und Entwicklungspflege hin-
ausgehenden Pflegemalnahmen konnen ebenfalls in Ansatz gebracht werden,
wenn die Flachen zum Ausgleich, um dauerhaft die angestrebte Skologische
Funktion zu bewahren, dauerhaft gepflegt werden sollen.135 Es handelt sich hier-
bei allerdings nicht um einen Teil des Ausgleichs, sondern um eine Folgelast. Es
wird bei einer dauerhaften Pflege zweckmaRig sein, den Aufwand Uber einen
langfristigen Zeitraum unter Beriicksichtigung des Kapitalzinsfaktors hochzurech-
nen und dem Vertragspartner eine Ablosung der Kosten zu erméglichen.136 Inso-
weit konnte der Zuldssigkeit einer entsprechenden Vereinbarung allenfalls der
MaRstab der Angemessenheit entgegenstehen. Fiir den Fall der spéteren Aufhe-
bung des Bebauungsplans kdmen die Regeln, die beim Wegfall der Geschafts-
grundlage gelten, zur Anwendung, so dass aus diesem Umstand keine unange-
messene Belastung entstehen kann.

Abbuchungen vom Okokonto

Da nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB auch solche Kosten und Aufwendungen
von dem Vertragspartner der Gemeinde ibernommen werden diirfen, die bereits
entstanden sind, kénnen auch Aufwendungen, die bei der Einrichtung und Um-
setzung eines Okokontos entstanden sind, Gegenstand eines stidtebaulichen Ver-

135 Bohme u.a.: Flichen- und MaBnahmenpools in Deutschland, S. 148 ff.

136 Vgl. Hasemann: Stiftung Hof Hasemann, in: Bhme u.a.: Statusbericht Fldchen und MaBnahmen-
pools, Teil B, Kapitel V, Landwirtschaft und Kooperationsaufgabe, —http:/www.tu-berlin.
de/fb7/ile/fg_Ibp/dbu/td_statuskonferenz_b5.pdf.
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trags sein.137 Dies ist fiir die Umsetzung des Okokonto-Modells von entscheiden-
der Bedeutung, da nach diesem Modell landschaftspflegerische Mainahmen weit
vor den Eingriffen durchgefiihrt werden sollen, um die sog. ,0kologische Verzin-
sung” erreichen zu kdnnen. Mittlerweile findet sich unter der Uberschrift ,Bevor-
ratung von Kompensationsmafinahmen” in § 16 BNatSchG eine bundesrechtliche
Kodifizierung von Okokonten. Dort wird allerdings in Bezug auf die verfahrens-
maRigen Anforderungen z.B. zur ,Buchung” vorgezogener Ausgleichsmalinah-
men auf die einschldgigen landesrechtlichen Bestimmungen verwiesen.

Die nachtragliche Finanzierung, sei es auf der Grundlage einer Zuordnungsfest-
setzung oder durch stidtebaulichen Vertrag, ist essenziell fiir ein Okokonto. Da
die friihzeitige Durchfiihrung im Ergebnis regelmaRig zu einer Entlastung des Aus-
gleichspflichtigen fihrt, wird man auch die Finanzierungskosten zum Gegenstand
einer Vereinbarung {iber bereits entstandene Kosten des Ausgleichs machen kon-
nen.

Beim Okokonto und bei MaBnahmen aus einem Ausgleichsflichenpool werden
die Ausgleichsmallnahmen, deren Kosten vertraglich iibernommen werden sollen,
regelmdfig den Vorhaben mehrerer Grundstiickseigentiimer oder Vorhabentrager
in unterschiedlichen Baugebieten dienen. Das VerhaltnisméaBigkeitsgebot verlangt
insoweit eine angemessene und gerechte Verteilung der Kosten zwischen den von
der MalBnahme profitierenden Vorhabentragern und Grundstlickseigentimern.138
Der Gesamtaufwand ist dementsprechend gerecht zwischen den Betroffenen zu
verteilen. Die Gemeinden sollten sich dabei an den Kriterien orientieren, die
§ 135 b BauGB vorgibt. Als VerteilungsmaRstab kommen danach die tiberbaubare
Grundstiicksflache, die zuldssige Grundfldche, die Versiegelung und die Schwere
der zu erwartenden Beeintrachtigung in Betracht. In der Regel wird eine Vertei-
lung nach der zuldssigen Grundfliche zweckmaRig und gerecht sein.

Regelungsbeispiel 24

Kosteniibernahme fiir Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen

1. Zahlungsverpflichtung

(1) Die Kompensation der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft ist auf den
Baugrundstlicken des im Entwurf als Anlage 1 beigefiigten Bebauungsplans nicht in dem
kraft Abwégung fir erforderlich gehaltenen Umfang méglich. Aus diesem Grund soll
eine zusatzliche Kompensation durch die in dem als Anlage 2 dem Vertrag beigefligten
Griinordnungsplan dargestellten Mallnahmen auf den darin gekennzeichneten Flachen
erfolgen.

137 Bunzel, NuR 2004, 15 ff.
138 Bunzel, BauR 1999, 3-11.
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(2) Zu den Kosten der Kompensation zdhlen die Planungskosten, die Grunderwerbs-
kosten und die Herstellungskosten einschlieRlich der Anpflanzungspflege fiir die ersten
drei Jahre nach der Anpflanzung. Nach der den Vertragspartnern vorliegenden und dem
Vertrag als Anlage 3 beigefiigten Schitzung belaufen sich die Kosten der Kompensation
auf insgesamt ... Euro.

(3) Der Vorhabentréager verpflichtet sich, die Kosten der Kompensation zu ibernehmen.

2. Kostenverteilungsschliissel bei mehreren Vorhabentrdgern oder Eigentiimern

(1) Der auf den Vorhabentrager entfallende Anteil der Gesamtaufwendungen fiir die in
Ziffer ... aufgefiihrten Anlagen, Einrichtungen, Planungen und sonstigen stadtebaulichen
MaBnahmen (Unzutreffendes streichen) betragt entsprechend seinem Anteil an der
Gesamtfldche der Baugrundstiicke (oder an der im Plangebiet insgesamt zuldssigen
Grundflache — § 19 BauNVO -) ... vom Hundert.

(2) Die Vertragsparteien sind sich dariiber einig, dass der vom Vorhabentrager gemafd
dieser Berechnung zu iibernehmende Anteil der Kosten zur Finanzierung der Kompen-
sationsmalnahmen den gesamten Umstdnden nach angemessen ist, insbesondere im
Hinblick auf die Schwere der vom Vorhaben des Vorhabentragers ausgehenden
Beeintrachtigung und im Hinblick auf die Zahlungspflicht des Vorhabentragers im
Verhdltnis zu dem vom Vorhabentrager getdtigten Investitionsvolumen.

3. Ablosung

(1) Die gem. Ziffer ... dieses Vertrags ibernommenen Kosten sind durch einmalige
Zahlung eines Betrags in Hohe der geschatzten Kosten, das heifst in Héhe von ... Euro,
abzulésen. Damit sind alle aus diesem Vertrag resultierenden Verpflichtungen des
Vorhabentrigers abgelost.

(2) Der Ablosungsbetrag wird einen Monat nach Inkrafttreten dieses Vertrags fallig.
Erfolgt die Zahlung des Ablosungsbetrags ganz oder teilweise nach Falligkeit, so ist der
nicht gezahlte Betrag von diesem Tag an bis zum Tag der vollstindigen Zahlung mit
einem Zinssatz von 2 Prozent iber dem jeweiligen Diskontsatz der Deutschen
Bundesbank zu verzinsen.

(3) Der Zahlungsempfanger verpflichtet sich, den Abldsungsbetrag ausschlieRlich zur
Finanzierung der in dem Griinordnungsplan dargestellten Mafnahmen auf den darin
gekennzeichneten Flachen zu verwenden. Nicht benétigte Betrdge werden unverziiglich
zuriickgezahlt.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

d) Kosten fur beitragsfahige ErschlieBungsanlagen

Die lange Zeit umstrittene Frage, ob nach Bundes- oder Landesrecht beitragsfahi-
ge und nicht beitragsfahige Erschliefungsanlagen Gegenstand einer Folgekosten-
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vereinbarung nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB sein konnen,139 ist nach In-
krafttreten der gednderten Fassung von § 11 und § 124 BauGB am 21. Juni 2013
gekldrt.140 Der Gesetzgeber hat damit auf eine Entscheidung des 9. Senats des
BVerwG vom 1.12.2010 reagiert.’4! Das Gericht war der Auffassung, dass neben
dem ErschlieBungsvertrag in Bezug auf die genannten Erschlielungsanlagen kein
Raum fiir die Anwendung von § 11 BauGB bestand und dabei u.a. darauf abge-
stellt, dass der Gesetzgeber es bei Einfiihrung von § 11 BauGB unterlassen habe,
den Erschliefungsvertrag in diese Vorschrift zu integrieren. Dies hat der Gesetz-
geber nun nachgeholt. Die Erschliefung durch nach Bundes- oder nach Landes-
recht beitragsfihige sowie nicht beitragsfahige ErschlieBungsanlagen wurde in
§ 11 Abs. T Satz 2 Nr. 1 BauGB explizit in die beispielhafte Aufzdhlung der stad-
tebaulichen Mallnahmen aufgenommen, die ein Vorhabentrdger im Rahmen eines
stddtebaulichen Vertrags auf seine Kosten tibernehmen kann.

Der zur friiheren Rechtslage vorgetragene Einwand, eine Abweichung von den
Bestimmungen des ErschlieBungsbeitragsrechts sei nur in den Grenzen der spezi-
ell hierauf bezogenen Bestimmung zum ErschlieBungsvertrag zuldssig, greift nicht.
Ein ,Kongruenzgebot” zwischen Beitragsrecht und vertraglicher Kostentibernahme
bestand schon nach der friiheren Regelung in § 124 BauGB nicht. Mit der Integra-
tion in § 11 BauGB hat der Gesetzgeber nun klargestellt, dass dies nicht nur fir
den Erschliefungsvertrag gilt, sondern auch fiir den Folgekostenvertrag, der den
Ersatz der gemeindlichen Aufwendungen fiir die ErschlieBung zum Gegenstand
hat.

Auch der im ErschlieBungsbeitragsrecht vorgesehene gemeindliche Eigenanteil
versperrt dem Gesetzgeber nicht die Moglichkeit, eine entsprechende Abwei-
chung im Rahmen von Folgekostenvertrigen vorzusehen. Insoweit kénnen die
gleichen Erwdgungen angefiihrt werden, wie sie schon der Begriindung der Neu-
fassung des § 124 BauGB in der geltenden Fassung zu entnehmen sind. Durch
den Wegfall der zwingenden Eigenbeteiligung von 10 Prozent wird zugleich zur
Kostenentlastung der Gemeinden beigetragen, ohne den Anwendungsbereich des
Erschliefungsvertrags einzuengen.42 Dies sei gerechtfertigt, weil die Gemeinde
ohnehin keinen Einfluss darauf habe, ob der Erschliefungsunternehmer Ersparnis-

139 Beflirwortend: Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, No-
vember 2011, § 11 Rn. 160; Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg.
102, November 2011, § 124 Rn. 14; Gronemeyer: BauGB, § 11 Rn. 63; Lohr, in: Bat-
tis/Krautzberger/Léhr, § 11 Rn. 19 f.; Stiier: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, S. 376
Rn. 976; ders., DVBI. 1995, 649 (655); Bonker, in: Hoppe/Bonker/Grotefels: Offentliches Bau-
recht, S. 417 f.; Doring, NVwZ 1994, 853 (856); ablehnend: Birk, BauR 1998, 205 (208 f.); Drie-
haus: ErschlieBungs- und Ausbaubeitragsrecht, § 6 Rn. 11; ders.: Berliner Kommentar, Loseblatt,
17. Lfg. 2010, § 124 Rn. 3 und 6; Quaas, BauR 1999, 1113 (1124).

140 Gesetz zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden und weiteren Fortent-
wicklung des Stadtebaurechts v. 2013 (BGBI. 12013 S. 1548).

141 BVerwG, Urt. v. 1.12.2010 -9 C 8.09 -.

142 BT-Drs. 12/3944, 24 r. Sp.
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se auf der Kostenseite an den Grundstlickskdufer weitergibt.143 Der Erschlie-
Bungsunternehmer werde zur vollstindigen Kosteniibernahme nur dann bereit
sein, wenn er sich davon einen ,Gewinn” verspreche, er also die ihm gehorenden
Grundstiicke selbst baulich oder gewerblich friihzeitiger als sonst nutzen konne,
oder wenn er durch Verdullerung der erschlossenen Grundstiicke die ihm ent-
standenen ErschlieBungskosten aufgrund der Marktlage auf die Kaufer abwélzen
kdnne.

Die Interessenlage bei einer reinen Kostenregelung ohne Ubernahme der Er-
schlieBungspflicht unterscheidet sich von der dargestellten Bewertung in keiner
Weise. Denn wenn es nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB sogar zuldssig ist, die
Refinanzierung von stadtebaulichen Folgemalinahmen wie z.B. Kindereinrichtun-
gen'44 oder des Autobahnzubringers fiir ein Gewerbegebiet'4> zu vereinbaren, fir
die keine Beitrage erhoben werden kdnnen, so erscheint es nicht einleuchtend, an
einer Beschrankung bei Mafinahmen festzuhalten, deren Kosten durch Beitragser-
hebung immerhin zu 90 bzw. in Baden-Wiirttemberg mittlerweile zu 95 Prozent
umgelegt werden konnen. Die Frage, ob die Kosten vollstandig oder nicht voll-
standig umgelegt werden diirfen, ergibt sich vielmehr beim Abschluss eines Ver-
trages zu Recht nach dem Angemessenheitsgebot. Der Gesetzgeber will die Mog-
lichkeit schaffen, bei Planungen flir bestimmte Vorhaben, bei denen typischer-
weise stddtebauliche Vertrdge zum Tragen kommen, die Finanzierung von stadte-
baulichen Malknahmen, die Folge oder Voraussetzung dieser Vorhaben sind, un-
abhidngig von bestehenden Beitragstatbestinden auszuhandeln. Die dabei offen-
kundige Mehrbelastung ergibt sich aus dem Umstand, dass die Gemeinde keinen
Angebotsplan macht, sondern auf ein konkretes Ansiedlungsinteresse des Ver-
tragspartners reagiert.146

Der Gesetzgeber hat in § 11 Abs. 2 Satz 3 BauGB stddtebauliche Vertrdge von
den Bindungen des Abgabenrechts insgesamt freigestellt. Vertrage kénnen die
Durchfiihrung beitragsfahiger genauso wie nicht beitragsfahiger Erschliefungs-
malnahmen zum Gegenstand haben, und zwar unabhdngig davon, ob sich die
Beitragsfahigkeit aus Bundes- oder aus Landesrecht ergibt. Soweit der Vertrags-
partner Kosten oder sonstige Aufwendungen fiir solche Manahmen bernimmt,
ist eine Eigenbeteiligung der Gemeinde nicht erforderlich. Es gilt wie generell bei
stddtebaulichen Vertrdgen das Gebot der Angemessenheit.

Die vorgenommene Gesetzesanderung steht in Einklang mit der den Léandern fiir
das ErschlieBungsbeitragsrecht zugewiesenen Gesetzgebungskompetenz. Der
stddtebauliche Vertrag im Sinne des § 11 BauGB stellt eine neue Form des Interes-
senausgleichs zwischen Gemeinde und Privaten dar, die das Beitragsrecht nicht

143 BT-Drs. 12/3944, 29 r. Sp.

144 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15/07 —.
145 BVerwG, Urt. v. 24.3.2011 -4 C 11.10 —.
146 Bunzel, Stadt und Gemeinde 2012, 494-496.
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andert oder ersetzt, sondern neben dieses tritt. Es handelt sich deshalb nicht um
eine beitragsrechtliche, sondern um eine im Kern bodenrechtliche Regelung, al-
lerdings mit Auswirkungen auf das Beitragsrecht.147 Das Bundesrecht durfte und
darf dies aufgrund der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir
das Bodenrecht, von der auch die ,allgemeinen Vorschriften” tber die ,Erschlie-
Bung” umfasst sind, regeln.148 Dies hat der Bundesgesetzgeber nun nicht nur fiir
den Erschliefungsvertrag, sondern auch fiir den Folgekostenvertrag geregelt.149
§ 11 Abs. 2 Satz 3 BauGB bezieht nach seiner systematischen Stellung und nach
seinem Wortlaut auch den Folgekostenvertrag mit ein. Kraft Sachzusammenhangs
mit der Erschliefung ergibt sich die bodenrechtliche Regelungskompetenz.150 Die
Gesetzgebungskompetenz der Lander fiir das Erschliefungsbeitragsrecht wird da-
mit nicht verletzt.

Das Beitrags- bzw. Abgabenrecht und damit die Gesetzgebungskompetenz der
Lander wird nicht beriihrt, da mit dem Abschluss einer Kostenvereinbarung von
vornherein kein beitragsfahiger Erschliefungsaufwand entsteht. Hieraus folgt al-
lerdings auch, dass ein nachtraglicher Regimewechsel aus dem Abgabenrecht zu-
riick ins Vertragsrecht nicht moglich ist. Soweit die Gemeinde mit der Durchfiih-
rung der ErschlieBung bereits begonnen hat, ohne dass vorher eine Kostenverein-
barung getroffen wurde, bleibt nur der Weg des Abgabenrechts mit der Moglich-
keit die Ablésung des voraussichtlichen ErschlieBungsbeitrags zu vereinbaren.

e) Kosten fur Uberwochungsmosnohmen nach § 4c BauGB

Nach § 4c BauGB in Verbindung mit Ziffer 3 Buchstabe b der Anlage b zu §2
und § 2a BauGB miissen die Gemeinden im Umweltbericht festlegen, mit wel-
chen Mafinahmen sie beabsichtigen, die erheblichen Auswirkungen der Durch-
fuhrung des Bauleitplans auf die Umwelt zu iiberwachen. In den meisten Fdllen
wird es ausreichend sein, wenn die Uberwachung ohne groRen zusitzlichen
Aufwand im Rahmen der tblichen Verwaltungsroutinen erfolgt. Es sind aber auch
Félle denkbar, bei denen sich im Rahmen der Umweltpriifung bereits Risiken ab-
zeichnen, deren Realisierung mit Blick auf die besondere Schutzbeddirftigkeit der
jeweiligen Umweltgliter (z.B. besonders geschiitzte Arten) unbedingt vermieden
werden soll. In solchen Fillen kann es erforderlich sein, spezifische Uberwa-
chungsmalinahmen vorzusehen, die einen nicht unerheblichen Aufwand erfor-
dern.1517 Soweit die Gemeinde diese Malknahmen durchfiihrt, kann im stidtebau-

147 BVerwG, Urt. v. 10.8.2011 =9 C 6.10 —, Rn. 21 f; Urt. v. 12.12.2012 =9 C 12.11 = Rn. 17; so
mit Uiberzeugenden Argumenten auch Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr, § 11 Rn. 20.

148 Artikel 74 Absatz 1 Nr. 18 GG.

149 So schon zur alten Rechtslage von Juni 2013 BVerwG, Urt. v. 12.12.2012 -9 C 12.11 -, Rn. 17
im Ergebnis aber offen lassend: ,Dies mag dafiir sprechen ...".

150 BVerwG, ebenda.

151 Vgl. Beispiel bei Bunzel/Jekel: Monitoring und Bauleitplanung, S. 118 und 170 ff.
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lichen Vertrag mit dem Vorhabentrager vereinbart werden, dass der Vorhabentra-
ger die Kosten der Uberwachung iibernimmt. 152

Alternativ hierzu besteht auch die Moglichkeit zu vereinbaren, dass der Vorha-
bentrager die fir erforderlich gehaltenen UberwachungsmaBnahmen auf seine
Kosten durchfiihrt und z.B. Bescheinigungen von Sachverstandigen zu bestimm-
ten Terminen vorlegt.153 Insoweit handelt es sich um eine Regelung im Sinne von
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB zur Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolg-
ten Ziele.

Auch hier ist auf die Angemessenheit entsprechender Vereinbarungen zu achten.
Dabei wird nicht nur die Hohe der Kostenbelastung eine Rolle spielen, sondern
vor allem auch der Gleichbehandlungsansatz. Die Vereinbarung kann deshalb
z.B. dann unangemessen sein, wenn aufwindige Uberwachungsmalnahmen nur
deshalb vorgesehen sind, weil die Finanzierung vertraglich gesichert ist, die Ge-
meinde in vergleichbaren Fillen aber darauf verzichtet.'54 Eine abschlieBende
Bewertung kann dabei allerdings immer nur im Einzelfall erfolgen.

Erwogen wird auch, ob sich der Vorhabentrager vertraglich verpflichten kann, et-
waige AbhilfemaBnahmen fiir unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkun-
gen zu finanzieren. RegelmdRig wird dies aber nicht in Betracht kommen, da eine
solche Verpflichtung ,ins Blaue” unverhéltnismalig sein wird, wenn keine An-
haltspunkte dafiir bestehen, dass AbhilfemaBnahmen erforderlich werden konn-
ten. Etwas anderes kann allerdings in den oben angesprochenen besonderen Fall-
konstellationen gelten, wenn bei Satzungsbeschluss Vorsorge fiir ein erkanntes
spezifisches Risiko getroffen werden soll. In diesem Fall kann die Angemessenheit
der Vereinbarung dadurch gewahrleistet werden, dass die Kostentragungspflicht
der Hohe nach begrenzt wird, soweit die Abhilfemainahmen tber die bereits ge-
setzlich vorgeschriebenen Verpflichtungen z.B. des Betreibers einer Anlage hin-
ausgehen.

152 Ebenda, S. 37 f.

153 Grundsatzlich kann der Vorhabentrager durch stadtebaulichen Vertrag nach § 11 Abs. 1 Satz 2
Nr. 3 BauGB auch die Kosten der Uberwachung tibernehmen. Hierzu Uechtritz: Umweltpriifung
fur Pline und Programme. Raumordnung und Bauleitplanung, in: Gesellschaft fiir Umweltrecht
(Hrsg.): Risikoregulierung und Risikokommunikation — Umweltpriifung fiir Plane und Programme.
Dokumentation zur 28. wissenschaftlichen Fachtagung der Gesellschaft fir Umweltrecht e.V.,
Leipzig 2004, S. 169 (210).

154 Bunzel/Jekel: Monitoring und Bauleitplanung, S. 38.
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3. Weitere Regelungsmodalitéiten
a) Zahlungsweise

Die Kostenvereinbarungen nach § 11 Abs. T Satz 2 Nr. 3 BauGB sind nach ihrem
Zweck auf einen Aufwendungsersatz gerichtet.’5> Demgemals kann vereinbart
werden, dass der Vertragspartner die tatsichlich entstandenen Aufwendungen
zahlt. In diesem Fall missen die Kosten der Durchfiihrung der Mafinahmen oder
der Herstellung der Anlagen und Einrichtungen nach Abschluss der Arbeiten in
Rechnung gestellt werden; Zwischenrechnungen sind méglich. Hat nach dem Er-
gebnis der Schlussabrechnung eine Uberzahlung stattgefunden, ist eine Riicker-
stattung erforderlich.156

Es kann auch vereinbart werden, dass der Vertragspartner zu einer Vorausleistung
verpflichtet ist, die nach Maligabe einer Schlussrechnung auszugleichen ist.

In der Regel entspricht die Kostenvereinbarung unter dem Vorbehalt einer
Schlussabrechnung nicht der Interessenlage der Vertragsparteien. Die Vorhaben-
trager wollen regelmalig bereits frihzeitig Klarheit Gber die auf sie zukommenden
Kosten haben, um diese in ihre Finanzierungsplanung einstellen zu kénnen. In
diesen Fdllen ist es sachgerecht, eine Abldsevereinbarung zu treffen, mit deren Er-
fullung der Vorhabentrager sich von weiteren Leistungspflichten endgiiltig befreit
(vgl. Regelungsbeispiel 24).

Anders ist dies bei Vereinbarungen, die die Finanzierung von Planungen oder an-
deren Vorbereitungsmallnahmen betreffen. Dabei wird in aller Regel eine voll-
stdndige Kosteniibernahme vereinbart. Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass
es insoweit zweckmiRig sein kann, dass sich der Vorhabentrdger mit seiner Un-
terschrift unter den Werkvertrag unmittelbar gegeniiber dem beauftragten Ingeni-
eurblro zur Zahlung verpflichtet.

Im Einzelfall kann es im Interesse der Parteien stehen, anstelle der Zahlung eines
Geldbetrags eine andere gleichwertige Leistung, wie z.B. die Abtretung von Bau-
grundstiicken an die Gemeinde, zu vereinbaren. Auch dies ist grundsétzlich zu-
lassig. Das Gesetz behandelt die Bereitstellung von Grundstiicken als Fall der
Ubernahme von Kosten.'57 Die Gemeinde kann eine Umwandlung der Leistungs-
pflicht ,in Land” jedoch nicht einseitig gegentiber dem Vertragspartner durchset-
zen.

155 BVerwG, Urt. v. 6.7.1973 — IV C 22.72 —; Beschl. v. 21.6.2005 - 4 B 32/05 —.
156 Bonker, in: Hoppe/Bonker/Grotefels: Offentliches Baurecht, S. 418.
157 Busse, BayGT 2005, 42 f.; Gronemeyer: BauGB, § 11 Rn. 66.
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b) Zeitpunkt der Folgekostenvereinbarung

Folgekostenvereinbarungen im Zusammenhang mit der Aufstellung von Bebau-
ungspldnen oder anderen stadtebaulichen Satzungen sollten vor dem Satzungsbe-
schluss geschlossen werden. Zu einem spéteren Zeitpunkt wird der Vorhabentra-
ger in der Regel auf der Grundlage der Bebauungsplansatzung einen Anspruch auf
Erteilung der Baugenehmigung nach § 30 oder 33 Abs. 1 BauGB haben. Dann
aber wire der Abschluss einer Kostenvereinbarung unzuldssig. Um den sich aus
der Planung ergebenden Folgeinvestitionsbedarf moglichst genau treffen zu kdn-
nen, sollte der Zeitpunkt des Vertragsschlusses aber auch nicht wesentlich frither
liegen.
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VI.  ErschlieBungsvertrag

Seit dem 21. Juni 2013 ist der ErschlieBungsvertrag nicht mehr in § 124, sondern
in § 11 BauGB geregelt.! Der Gesetzgeber hat damit auf eine Entscheidung des 9.
Senats des BVerwG vom 1. Dezember 20102 reagiert.3 Mit dieser Entscheidung
stellte sich das Gericht gegen die von wesentlichen Teilen des Schrifttums4 und
auch in der Vorauflage dieses Handbuchs vertretene Auffassung und kam zu dem
Ergebnis, dass die Gemeinde einen ErschlieBungsvertrag nicht mit einer Gesell-
schaft schliefen durfte, an der sie ganz oder mehrheitlich beteiligt ist. Eine solche
Gesellschaft sei nicht Dritter im Sinne von § 124 BauGB.5 Zudem vertrat das Ge-
richt in der genannten Entscheidung auch die Auffassung, dass durch § 124
BauGB abschlielend die Moglichkeiten bestimmt seien, ErschlieBungsmalnah-
men zum Gegenstand stadtebaulicher Vertrdge zu machen. Aus diesem Grund sei
auch der Abschluss von Folgekostenvertrdgen nach § 11 Abs. 1 Satz2 Nr. 3
BauGB uber die Kosten von Erschliefungsmalinahmen versperrt. Dem ist der Ge-
setzgeber mit dem Gesetz zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und
Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Stadtebaurechtsé ausdriicklich ent-
gegengetreten.” Dabei wurde der Erschliefungsvertrag aus dem Kontext des Er-
schlieBungsbeitragsrechts herausgeldst und in § 11 BauGB integriert.

§ 11 Abs. 1 Satz 2 BauGB regelt nun, dass auch ,die Erschliefung durch nach
Bundes- oder nach Landesrecht beitragsfahige sowie nicht beitragsfahige Erschlie-
Bungsanlagen” Gegenstand eines stadtebaulichen Vertrags sein kann. Auf den
Terminus ,Dritter” zur Bezeichnung des Vertragspartners beim ErschlieBungsver-
trag wird — wie bei stddtebaulichen Vertragen auch sonst — verzichtet und anstelle
dessen der Terminus ,Vertragspartner” verwendet. Um den im Schrifttum bereits
wahrend des Gesetzgebungsverfahrens erkennbaren Versuchen entgegenzutreten,
an der alten engen Auslegung festzuhalten,8 wurde zudem in Absatz 2 folgender

1 Art. 3 des Gesetzes zur Starkung der Innenentwicklung in den Stadten und Gemeinden und wei-
teren Fortentwicklung des Stadtebaurechts, BGBI. 12013 S. 1548.

2 BVerwG, Urt. v. 1.12.2010 - 9 C 8/09 —.

Siehe hierzu die Begriindung zum Regierungsentwurf, BT-Drs. 17/11468, 13.

4 Pro: Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, §124

Rn. 94; Gronemeyer: BauGB, § 124 Rn. 10; Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr, § 124 Rn. 1;

Schmidt-Eichstaedt, BauR 1998, 899 (903); ders., ZfBR 2007, 316-324; Dirnberger, in:

Jade/Dirnberger/Wei8: Baugesetzbuch, Stuttgart u.a. 1998, §124 Rn. 9; Lenz, in:

Lenz/Mittermayr: Die Kommunen als Vertragspartner, S. 164; Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200

(219); Walker, Stadte- und Gemeinderat 1997, 178; Stich: Vortragsmanuskript zum Fachseminar

,Vertragliche Regelungen bei der Stadtplanung” des ISW Miinchen am 24.4.1994; contra: Birk,

BauR 1999, 205 (207); Driehaus: Erschliefungs- und Ausbaubeitrdge, § 6, S. 84 Rn. 16; ders., in:

Berliner Kommentar, Loseblatt, 17. Lfg. 2010, § 124 Rn. 8; ders., BauR 1999, 862; Vogel, in: Brii-

gelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 19; Quaas, BauR 1999, 1113 (1123); ders.,

in: Schrodter, BauGB, Rn. 5.

Hierzu u.a. Koster, BauR 2011, 932 ff.; Anders, BauR 2011, 1455; Birk, VBIBW 2011, 329 ff.

BGBI. 12013 S. 1548.

Bunzel, Stadt und Gemeinde 2012; Spannowsky, ZfBR 2012, 742 (748 ff.).

Driehaus, Kommunale Steuer-Zeitschrift 2012, 61 (64); Birk, VBIBW 2011, 329 (333 f.).
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Satz erginzt: ,Die Gemeinde kann stddtebauliche Vertrdge auch mit einer juristi-
schen Person abschliefen, an der sie beteiligt ist.”9 Klargestellt wurde zudem,
dass — ebenfalls wie bisher — eine Eigenbeteiligung der Gemeinde nicht erforder-
lich ist, soweit die vereinbarten Leistungen den gesamten Umstdnden nach ange-
messen sind. Die entsprechende Regelung findet sich nun in § 11 Abs. 2 Satz 3
BauGB. Der Erschliefungsvertrag ist damit vollstindig in die fiir stadtebauliche
Vertrdge nach § 11 BauGB geltende Regelungssystematik integriert. In § 124
BauGB verblieben ist lediglich die friiher in Abs. 3 Satz 2 der Vorschrift zu fin-
dende Bestimmung, der zufolge die Gemeinde verpflichtet ist, die ErschlieBung
selbst durchzuflihren, soweit sie das zumutbare Angebot eines Dritten ablehnt,
die im Bebauungsplan vorgesehene Erschliefung vorzunehmen. Diese Bestim-
mung betrifft unmittelbar das ErschlieBungsrecht.

Auch wenn der Vertrag, mit dem die Durchflihrung der ErschlieBung auf den Ver-
tragspartner tibertragen wird, nicht mehr in einem eigenen Paragraphen kodifiziert
ist, kann er weiter als ErschlieBungsvertrag bezeichnet werden. Auch gelten die
bisher zu beachtenden Hinweise fiir die inhaltliche Ausgestaltung solcher Vertra-
ge unverdndert weiter. Lediglich die sich aus der Abgrenzung zum Abgabenrecht
sowie die sich aus der Rechtsfigur des ,Dritten” ergebenden, von der Rechtspre-
chung des BVerwG entwickelten Schranken entfallen nach der neuen Rechtslage.

Der Vertrag (iber die Durchfiihrung der ErschlieBung auf Kosten des Vertragspart-
ners ist &ffentlich-rechtlicher Natur.© Ob es sich um subordinationsrechtliche
Vertrdge handelt, ist umstritten. Dies ist insbesondere fiir die Frage einer Vollstre-
ckungsunterwerfung von Bedeutung.!

1. Abgrenzung von anderen Vertragstypen

Da die Bestimmung zum ErschlieBungsvertrag seit dem Inkrafttreten des Gesetzes
zur Starkung der Innenentwicklung in den Stddten und Gemeinden und weiteren
Fortentwicklung des Stadtebaurechts in § 11 BauGB integriert wurde, ist eine Ab-
grenzung zu anderen stadtebaulichen Vertragen, wie sie auf der Grundlage der
friiheren Rechtslage zum Teil fiir erforderlich gehalten wurde, nicht mehr zwin-
gend. Der Vertragspartner kann sich wie friiher nach § 124 BauGB gegentiiber der
Gemeinde verpflichten, die im Vertrag zu definierenden, der Erschliefung die-
nenden MaBnahmen durchzufiihren und die daraus entstehenden Kosten ganz
oder teilweise zu tragen. Er hat in diesem Fall die Erschliefung in eigenem Na-
men und auf eigene Rechnung herzustellen und Ubertrdgt sie dann auf die Ge-
meinde, die sie als 6ffentliche Erschlielungsanlage widmet oder betreibt. Abzu-

Ausschussempfehlung, Begriindung, BT-Drs. 17/13272, 19.
10 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 9 und
13.

11 Vgl. hierzu S. 331 f.



grenzen ist der Erschliefungsvertrag von einem Werkvertrag im Sinne der §§ 631
ff. BGB, bei dem der Vertragspartner sich zur Durchfiihrung bestimmter, der Er-
schlieBung dienender Leistungen gegen Zahlung eines Werklohnes verpflichtet.12

Anders als beim ErschlieBungsvertrag Ubernimmt der Vertragspartner beim sog.
,Vorfinanzierungsvertrag” lediglich voriibergehend die Kosten der von ihm durch-
zuflihrenden Erschliefung, erhdlt aber zu einem vertraglich festgelegten Termin
seine Kosten von der Gemeinde erstattet.’3 Auch der Vorfinanzierungsvertrag ist
offentlich-rechtlicher Natur.14 Ein ErschlieBungsvertrag kann in Teilen auch Ele-
mente eines Vorfinanzierungsvertrags enthalten, so z.B. zur Vorbereitung der Kos-
tenbeteiligung von Fremdanliegern.’> Da der ErschlieBungsaufwand anderweitig
gedeckt ist — soweit der Vertragspartner die Kosten der Erschliefung vollstindig
tragt —, kann die Gemeinde keine Beitrage von den Grundstiickseigentlimern er-
heben (§ 129 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Soweit die ErschlieBung eines einzelnen Vor-
habens und nicht eines Gebietes insgesamt Gegenstand des Vertrags ist, wird zum
Teil auch von einem ErschlieBungssicherungsvertrag gesprochen.16

Neben dem ,echten” Erschliefungsvertrag, bei dem sich der Vertragspartner zur
Durchfihrung der Erschliefung auf seine Kosten verpflichtet, kann auch verein-
bart werden, dass der Vertragspartner die der Gemeinde fiir die Herstellung der
Erschliefung entstehenden Kosten und Aufwendungen ersetzt. Ein solcher Folge-
kostenvertrag ist wie fiir beitragsfreie auch fiir beitragspflichtige Erschlielungs-
malnahmen zuldssig. Durch § 11 Abs. 2 Satz 3 BauGB ist klargestellt, dass eine
Eigenbeteiligung der Gemeinde nicht erforderlich ist.17 Mit dieser auch Folgekos-
tenbeteiligung einbeziehenden Bestimmung wird Bezug genommen auf die nach
§ 129 Abs. 1 Satz 3 BauGB im Falle der Beitragserhebung bestehende Bestim-
mung, der zufolge die Gemeinden mindestens zehn Prozent des beitragsfahigen
Erschliefungsaufwands zu tragen haben. § 11 Abs. 2 Satz 3 BauGB setzt sich
auch gegeniber landesrechtlichen Regelungen durch, die die Anrechnung eines
gemeindlichen Eigenanteils z.B. bei Straenausbaubeitrigen oder bei Kanalan-
schlussbeitragen verlangen.18 Dies ergibt sich aus dem bodenrechtlichen Kontext
stddtebaulicher Vertrdge, aus dem sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes
nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG (Kompetenztitel ,Bodenrecht”) ableitet.19

12 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 7.

13 BGH, Beschl. v. 6.7.2000 — V ZB 50/99 —; OVG Miinster, Urt. v. 19.8.1988 — 3 A 2570/86 —;
OVG Saarlouis, Urt. v. 7.11.1988 — 1 R 322/87 —.

14 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 9 und
13.

15 Vgl. unten S. 288 ff.

16 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 16.

17 Hierzu Kap. V, Abschnitt 2 d, S. 233 f. unter Hinweis auf BVerwG, Urt. v. 10.8.2011 -9 C6.10 -,
Rn. 21 f,; Urt.v. 12.12.2012-9C 12.11 =Rn. 17.

18 BVerwG, ebenda.

19 BVerwG, ebenda.
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Abzugrenzen sind solche Folgekostenvereinbarungen iiber Erschlielungsmaf-
nahmen von sogenannten Abldsevereinbarungen.20 Die Abldsung ist eine vor-
weggenommene Tilgung der kiinftigen gemeindlichen Beitragsforderung. Anders
als beim Erschlielungsvertrag und beim Folgekostenvertrag macht die Gemeinde
die Durchfiihrung der Erschliefungsmalnahmen nicht vom Abschluss einer ent-
sprechenden Vereinbarung abhéngig. Vielmehr fiihrt die Gemeinde die Erschlie-
BungsmaBnahme durch und kann optional den potenziell Beitragspflichtigen an-
bieten, die voraussichtliche Beitragsschuld auf Grundlage einer entsprechenden
Ablosevereinbarung abzulésen. Die Ablosevereinbarung bezieht sich auf eine po-
tenzielle Beitragsschuld.2! Die Folge ist, dass die Beitragspflicht nicht mehr ent-
steht. Bei einer Ablosevereinbarung bewegt sich die Gemeinde im Rahmen des
Abgabenrechts. Aus diesem Grund ist sie anders als beim ErschlieBungs- und
beim Folgekostenvertrag auch an die Regelungen gebunden, die eine Eigenbetei-
ligung verlangen.

2. Gegenstand des ErschlieBungsverirags

Gegenstand eines Erschliefungsvertrags konnen nach Bundes- und Landesrecht
beitragsfahige und nicht beitragsfahige ErschlieBungsanlagen in bestimmten Er-
schlieBungsgebieten sein.

a) ErschlieBungsanlagen

Erschliefungsanlagen sind alle Anlagen, die objektiv geeignet und subjektiv dazu
bestimmt sind, der ErschlieBung eines bestimmten Gebietes zu dienen. Hierzu
gehoren alle Anlagen, die der Baureifmachung der Grundstiicke nach §§ 30 ff.
BauGB dienen, also vor allem die wegemaRige Erschliefung sowie die der Ver-
und Entsorgung dienenden Anlagen. Daneben sind aber auch andere Anlagen Er-
schliefungsanlagen im weiteren Sinne, wenn sie die bauliche Nutzung erleichtern
und verbessern und somit nach stadtebaulichen Gesichtspunkten fiir die Erschlie-
Bung erforderlich sind, wie insbesondere Griinanlagen, Flachen fiir den ruhenden
Verkehr, Kinderspielpldtze und Anlagen zum Schutz gegen schadliche Umwelt-
einwirkungen.22 Da der Begriff der ErschlieBungsanlage nicht aus dem Erschlie-
Bungsbeitragsrecht abzuleiten ist, sondern auf dem weiten ErschlieBungsbegriff
des § 123 BauGB beruht,23 konnen auch diese Anlagen Gegenstand eines Er-
schlieBungsvertrags sein. Dass damit die Grenzen zu Anlagen und Einrichtungen
verwischen, die Gegenstand von Folgekostenvereinbarungen im Sinne von § 11

20 Hierzu etwa Driehaus: Erschliefungs- und Ausbaubeitrdge, § 22, Rn. 1-24.

21 Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr, § 133 Rn. 50.

22 Vogel, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 20; Weyreuther, UPR 1994,
121 ff.

23 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 46.
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Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB sein konnen, ist unschadlich. Die moglichen Vertrags-
gegenstdande von ErschlieBungsvertrigen und Folgekostenvertragen konnen sich
Uiberschneiden.

Erschliefungsanlagen kénnen unabhéngig von ihrer Beitragsfahigkeit Gegenstand
eines ErschlieBungsvertrags sein. Das BVerwG hatte zu der urspriinglichen Fas-
sung des § 124 BauGB sowie zu der fritheren Regelung in § 123 Abs. 3 BBauG
entschieden, dass durch Erschliefungsvertrag die Herstellungskosten fiir eine An-
lage zur Abwasserentsorgung nur in dem Umfang einem ErschlieRungsunterneh-
mer Uberbirdet werden diirfen, in dem es abgabenrechtlich gestattet wére, sie auf
die Abgabenpflichtigen abzuwdlzen.24 Dieser Auslegung ist der Gesetzgeber be-
reits 1993 entgegengetreten und hat deren Geltung riickwirkend auch fir am
1. Mai 1993 bereits abgeschlossene ErschlieBungsvertrige angeordnet (§ 242
Abs. 8 BauGB).25

Die Gemeinde kann den Vertragspartner jedoch nicht zur Durchfiihrung solcher
Erschliefungsmalinahmen verpflichten, welche in der Zustindigkeit eines ande-
ren Rechtstragers liegen.26 Dies kann z.B. bei Kanalbaumanahmen der Fall sein,
wenn diese in der Zustdndigkeit eines Zweckverbandes liegen. Es kann zweck-
maRig sein, den jeweiligen Rechtstrdger in den Vertrag mit einzubeziehen, um
Kanal- und StraBenbau koordiniert abwickeln zu kénnen.

b) Technische Herstellung und kostenmdaBige Abwicklung

Gegenstand eines ErschlieBungsvertrags ist allein die Ubertragung der technischen
Herstellung und kostenméligen Abwicklung der Erschliefung auf einen Vertrags-
partner. Die nach § 123 Abs. 1T BauGB bestehende Erschliefungslast der Gemein-
de bleibt davon unberiihrt.27 Der ErschlieBungstrager als Vertragspartner der Ge-
meinde wird nicht als ,beliehener” Unternehmer tatig. Er kann aus diesem Grund
auch keine ErschlieBungsbeitrige von den begiinstigten Grundstiickseigentiimern
erheben.28 Die Erschliefungslast tritt mit dem Abschluss des ErschlieBungsvertrags
lediglich in den Hintergrund.29 Sie lebt wieder auf, wenn die Gemeinde eine be-
gonnene Erschliefung weiterflihren und abschliefen muss, weil der Erschlie-
Bungstrager, aus welchen Griinden auch immer, nicht mehr in der Lage ist, seinen
vertraglichen Pflichten nachzukommen.30

24 BVerwG Urt. v. 23.8.1991 -8 C 61/90 —.

25 Gegen die Riickwirkungsregelung des § 242 Abs. 8 Satz 1 BauGB bestehen keine durchgreifen-
den verfassungsrechtlichen Bedenken. BVerwG, Urt. v. 27.6.1997 — 8 C 23/96 —.

26 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 46.

27 BVerwG, Urt. v. 22.8.1975 -1V C7.73 -

28 BVerwG, ebenda.

29 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 44.

30 Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (202).
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Neben der erstmaligen Herstellung von ErschlieBungsanlagen kann auch der Aus-
bau oder die Modernisierung einer bereits vorhandenen ErschlieBungsanlage Ge-
genstand eines ErschlieBungsvertrags sein.3! Solche Malinahmen koénnen z.B. im
Zusammenhang mit neuen Investitionsvorhaben erforderlich werden, wenn von
diesen wegen der Erh6hung des Verkehrsaufkommens zusétzliche Anforderungen
an die Erschliefung ausgehen.

Der Vertrag muss nicht zwingend die ErschlieBung in allen ihren Bestandteilen
zum Gegenstand haben. Moglich ist es auch, den Vertrag auf die Herstellung be-
stimmter Teile der ErschlieBung zu beschranken.32

C) ErschlieBungsgebiet und ErschlieBungsvertragsgebiet

Gegenstand eines ErschlieBungsvertrags ist immer die Erschliefung eines be-
stimmten, im Vertrag genau zu bezeichnenden Gebietes. Erschliefungsgebiet ist
jede bebaubare Flache einer Gemeinde, die hinsichtlich der zu ihrer ErschlieBung
im Sinne der §§ 30-35 BauGB notwendigen Baumalinahmen in einem sachlich-
technischen Gesamtzusammenhang steht. Das ErschlieBungsgebiet umfasst inso-
weit simtliche Grundstlicke, die von den Erschliefungsanlagen bedient werden,
einschliefSlich der ErschlieBungsanlagen selbst.33 Es kann sich um ein ganzes Be-
bauungsplangebiet oder mehrere Gebiete sowie Teile derselben handeln. Auch
bei ErschlieSungsvertrdagen fiir nicht beplante Innenbereiche (§ 34 BauGB) ist da-
rauf abzustellen, welchen Grundstiicken die ErschlieBungsanlage zu dienen be-
stimmt ist. Diese bilden gemeinsam mit den Erschliefungsanlagen das Erschlie-
Bungsgebiet. Auch rdaumlich getrennt liegende Flichen kénnen zu einem Er-
schliefungsgebiet rechtlich zusammengefasst werden, wenn sie durch gemeinsa-
me Erschliefungsanlagen erschlossen werden.34

Was nach dem genannten Abgrenzungskriterium ErschlieBungsgebiet ist, hangt
von der Art der Erschliefungsanlage ab. Das Erschliefungsgebiet einer Stralle
wird sich z.B. regelmdfig von dem eines Regenriickhaltebeckens unterscheiden.
Sind beide Anlagen Gegenstand des Vertrags, so umfasst das Erschliefungsgebiet
die Gesamtheit der zu errichtenden Erschliefungsanlagen und der durch sie er-
schlossenen Grundstiicke.35

Nicht selten werden in das ErschlieBungsgebiet Grundstiicke einbezogen, die dem
Erschliefungsunternehmer nicht gehdren und mit deren Eigentimern der Er-
schlieBungsunternehmer auch keine vertraglichen Regelungen (ber die Beteili-

31 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 47.

32 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 48.

33 Weyreuther, UPR 1994, 121 (127).

34 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 60;
Dirnberger, in: Jade/Dirnberger/Weif3: BauGB § 124 Rn. 19 f.

35 Birk: Stadtebauliche Vertrage — Inhalte und Leistungsstérungen, 5. Aufl., Rn. 261 ff.
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gung an den Erschliefungskosten getroffen hat (Fremdanliegerfille).36 Aus diesem
Grund kann es zweckmaBig sein, im Vertrag zwischen Erschliefungsgebiet und
Erschliefungsvertragsgebiet zu unterscheiden, wobei das ErschlieBungsvertrags-
gebiet nur die Grundstiicke umfasst, fir die der Erschliefungsunternehmer die
Kostenlast iibernehmen will. Das ErschlieBungsvertragsgebiet ist deshalb nie gro-
Ber, kann aber kleiner als das ErschlieBungsgebiet sein. Auf diese Weise kann
verdeutlicht werden, welche durch die ErschlieBungsanlagen erschlossenen
Grundstiicke aus welchen Griinden auch immer nicht an den Kosten des Er-
schlieBungsvertrags beteiligt werden. Dabei sollte die Abgrenzung so erfolgen,
dass die Kosten der Erschliefung, die auf den verbleibenden Rest des Erschlie-
Bungsgebiets entfallen, entweder durch weitere ErschlieBungsvertrige oder durch
Erschliefungsbeitrage gedeckt werden konnen.37

3. Vertragspartner

Hinsichtlich der potenziellen Vertragspartner eines ErschlieBungsvertrags sind in
der Praxis vor allem die folgenden Fallkonstellationen zu unterscheiden:

= der Grundstlicksentwickler oder Bautrdger, der als Eigentlimer (oder Kaufer)
eine Flache planungsrechtlich entwickeln, parzellieren und erschliefen will,
um sie danach zu vermarkten,

= die Gemeinschaft der Eigentiimer der zu erschlieBenden Grundstiicke, die
sich von der Herstellung der ErschlieBungsanlagen einen Vorteil versprechen,

= der Erschliefungsunternehmer, der sich vor Abschluss des ErschlieBungsver-
trags seinerseits vertraglich die Ubernahme der ErschlieBungskosten seitens
der Eigentlimer der erschlossenen Grundstiicke zusichern [asst.

a) Grundstuckseigentimer als Developer oder Bautrager

Vertragspartner kann zum einen ein einzelner Grundstiickseigentlimer sein, dem
alle Grundstiicke im Erschliefungsgebiet bereits gehéren oder der dabei ist, diese
zu erwerben. Dies wird haufig dann der Fall sein, wenn ein Bautrager oder Deve-
loper die Grundstiicke mit dem Ziel erwirbt, diese baureif neu zu ordnen und zu
erschlieffen, um sie dann selbst zu bebauen oder an Bauwillige weiter zu verdu-
Rern. Der Grundstiickseigentiimer wird dann die Erschliefung selber durchfiihren
oder von beauftragten Firmen durchfiihren lassen wollen, weil er ein groRes Inte-

36 Vgl hierzu in diesem Kap. Abschnitt 7, S. 288 ff.

37 Birk: Stadtebauliche Vertrdage — Inhalte und Leistungsstérungen, 4. Aufl., S. 110; Vogel, in: Brii-
gelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 24; Walker: Vertragliche Regelungen zur
ErschlieBung von Bauland — Mdglichkeiten mit Anforderungen und Erfahrungen, Vortrag im 337.
Kurs des Instituts fiir Stadtebau Berlin ,Baulandbereitstellung und Baulandmobilisierung” vom 9.
und 10. Mai 1995 in Berlin, S. 36.
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resse an einer moglichst ziigigen Durchfiihrung der ErschlieBung hat. Soweit er
auch eigenes Personal und eigene Maschinen einsetzen kann, wird er an der
Ubernahme der ErschlieRung auch deshalb Interesse haben, weil er durch die
Auslastung der vorhandenen Ressourcen Ertrdge erwirtschaften mochte. Die Kos-
ten der ErschlieBung werden dann (offen oder verdeckt) Bestandteil der Kalkulati-
on der Kaufpreise fiir die erschlossenen Baugrundstiicke oder Eigenheime bzw.
Eigentumswohnungen oder, soweit es um Mietobjekte geht, der Mietpreise und
auf diese Weise im Ergebnis von den Kaufern oder Mietern getragen.

b) Mehrere GrundstUckseigentimer als Vertragspartner

Die Grundstiicke im vertraglich definierten Erschliefungsgebiet konnen mehrere
Eigentlimer haben. In diesem Fall ist es erforderlich, dass die Grundstiickseigen-
timer sich vertraglich zu einer rechtlichen Einheit zusammenschlieen, die sich
gegeniiber der Gemeinde zur ErschlieBung des ErschlieBungsgebiets auf eigene
Kosten verpflichtet. In welcher Rechtsform sich die Grundstiickseigentiimer zu-
sammenschliefen, ist fiir den Abschluss des ErschlieBungsvertrags nicht wichtig.
Ausreichend ist z.B. die Griindung einer Gesellschaft biirgerlichen Rechts (GbR).
Wirtschaftlicher Zweck des Zusammenschlusses ist die Herstellung der offentli-
chen Erschliefung fiir ein bestimmtes Baugebiet. In dem Gesellschaftsvertrag ist
die Verteilung der Kosten unter den Grundstlickseigentimern zu regeln. Diese
Vereinbarung wirkt aber nur im Innenverhdltnis der Gesellschafter untereinander.
Im AuBenverhdltnis haften die Gesellschafter einer GbR gesamtschuldnerisch fiir
die Verpflichtungen der Gesellschaft mit ihrem eigenen Vermdgen. Das damit ge-
gebene Risiko kann durch die Beibringung ausreichender Sicherheiten (z.B. Vo-
rauszahlungen auf ein Treuhandkonto)3® reduziert werden, liegt aber grundsdtz-
lich in der Sphére der Grundstiickseigentiimer.

In der Regel werden die Grundstiickseigentiimer weder das technische noch das
wirtschaftliche und rechtliche Know-how fiir die Abwicklung einer &ffentlichen
Erschliefungsmalinahme haben. Sie werden sich deshalb tblicherweise von pro-
fessionellen Erschliefungsunternehmen beraten lassen und diese mit der rechtli-
chen Organisation sowie der wirtschaftlichen und technischen Abwicklung der
Erschliefung beauftragen. Der Vertrag zwischen Grundstiickseigentimern und Er-
schlieBungsunternehmen liegt wiederum ausschlieRlich in der Risikosphére der
daran beteiligten Vertragsparteien. Er beriihrt das im Erschlielungsvertrag begriin-
dete Pflichtenverhaltnis nicht. Gleichwohl sollte die Gemeinde ein Interesse an
der ausreichenden Sicherung der Grundstiickseigentlimer haben, um die Gefahr
einer moglichen wirtschaftlichen Doppelbelastung der Grundstiickseigentiimer
aufgrund zusétzlicher sozialer und kommunalpolitischer Anforderungen zu ver-
meiden.39 Die Gemeinden konnen insoweit vor allem informierend tdtig werden,

38 Birk: Stadtebauliche Vertrage — Inhalte und Leistungsstérungen, Rn. 322.
39 Ebenda.
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geeignete Vertragsmodelle fiir das Binnenverhiltnis zwischen ErschlieSungstrager
und Grundstlickseigentiimern vorschlagen sowie die vertragsgemdle Fertigstel-
lung der Erschliefung durch eine Vertragserfiillungsbirgschaft sichern. Zudem
kann der Erschliefungsvertrag die Rechtslage zur ,Warnung” klarstellen (vgl. Re-
gelungsbeispiel 25).

Regelungsbeispiel 25

ErschlieBungstrager und Gemeinschaft der Grundstiickseigentiimer

§ ... ErschlieRungstrager

(1) Die Gemeinschaft der Grundstiickseigentlimer (ErschliefBungstrager) beauftragt und
bevollméchtigt ... mit der Durchfiihrung der im ErschlieBungsvertrag den Grund-
stiickseigentiimern Ubertragenen Pflichten. Die Rechtsverhiltnisse der Grundstiicks-
eigentlimer untereinander sowie zwischen den Grundstiickseigentiimern und dem
Bevollmichtigten sind nicht Gegenstand dieses Vertrags (und in einem gesonderten
Vertrag zu regeln).

(2) Jeder einzelne Grundstiickseigentiimer haftet gesamtschuldnerisch fir die Erfillung
der sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

C) ErschlieBungstréger ohne Eigentum als Vertragspartner

Auch ein ErschlieBungsunternehmer, der nicht Eigentiimer der Grundstiicke im Er-
schlieBungsgebiet ist, kann Vertragspartner der Gemeinde werden, wenn er von
den Grundstlickseigentiimern im ErschlieBungsgebiet entsprechend beauftragt
wurde. Der ErschlieBungsunternehmer kann dabei in eigenem Namen auf eigene
Rechnung oder im Namen der Grundstiickseigentiimer fiir diese handeln. Im
zweiten Fall sind allerdings die Grundstiickseigentiimer, vertreten durch den Er-
schlieBungsunternehmer, Vertragspartner der Gemeinde. Soweit der Erschlie-
Bungsunternehmer den Erschliefungsvertrag in eigenem Namen abschliel’t, ver-
pflichtet er sich selbst gegeniiber der Gemeinde zur Ubernahme der Erschlie-
Rungskosten und zur Ubertragung der fertig hergestellten ErschlieRungsanlagen
auf die Gemeinde. Mit den Grundstiickseigentiimern schlief3t er einen Werk- oder
Geschiftsbesorgungsvertrag, durch den die Grundstiickseigentiimer sich zur antei-
ligen Ubernahme des dem ErschlieBungsunternehmer entstehenden Aufwands
verpflichten.40 Die Wirksamkeit des ErschlieBungsvertrags und des Vertrags zwi-
schen Erschliefungsunternehmer und Grundstiickseigentiimern sollte jeweils von

40 Walker: Vertragliche Regelungen zur Erschliefung von Bauland, S. 33.
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der Wirksamkeit des anderen Vertrags abhédngig gemacht werden (Wirksamkeits-
klausel), da die einzelnen Vertrage nicht allein gelten sollen.

d) Von der Gemeinde beherrschte Unternehmen als
Vertragspartner

Als Reaktion auf eine entgegenstehende Entscheidung des BVerwG vom 1. De-
zember 2010 zum ErschlieBungsvertrag hat der Gesetzgeber in § 11 Abs. 1
BauGB erginzt und klargestellt, dass die Gemeinde stadtebauliche Vertrage auch
mit einer juristischen Person abschliefen kann, an der sie beteiligt ist. Der noch in
der Vorauflage dieses Handbuchs dargestellte Meinungsstreit4! hat sich damit seit
dem 21. Juni 2013 erledigt.

Ausgeschlossen ist allerdings weiterhin, dass die Gemeinde mit einem echten Ei-
genbetrieb, der rechtlich eine unselbststandige Untergliederung der Gemeinde ist,
einen ErschlieBungsvertrag abschliel3t.

4. Kosteniibernahme

Der Vertragspartner ,kann” sich nach dem Gesetzeswortlaut dazu verpflichten,
die Erschliefungskosten ganz oder teilweise zu iibernehmen. Das Gesetz setzt
damit nicht voraus, dass der Erschliefungstrdger die Kosten stets vollstindig tber-
nimmt. In der Praxis ist dies aber der Regelfall, da die Entlastung von Kosten aus
der Sicht der beteiligten Gemeinden ein wesentlicher Grund fiir den Abschluss
entsprechender Vertrage darstellt. Abschldge von der vollen Kostenlibernahme
kommen deshalb praktisch nur in Sonderféllen in Betracht, insbesondere wenn
dies aus Griinden der Drittbegiinstigung oder des spezifischen Allgemeinnutzens
geboten erscheint.42

Die Kostenbeteiligung bezieht sich auf den Gegenstand der Durchfiihrungspflicht
und damit auf die zur ErschlieBung zdhlenden MaBnahmen. Ob es sich dabei um
Erschlielungsanlagen handelt, die nach Bundes- oder Landesrecht beitragsfahig
sind, ist irrelevant. Mafsgeblich ist der ErschlieBungsbegriff in § 123 BauGB.

41 Pro: Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124
Rn. 94; Gronemeyer: BauGB, § 124 Rn. 10; Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr, § 124 Rn. 1;
Schmidt-Eichstaedt, BauR 1998, 899 (903); Dirnberger, in: Jade/Dirnberger/Weil’: Baugesetzbuch,
Stuttgart u.a. 1998, § 124 Rn. 9; Lenz, in: Lenz/Mittermayr: Die Kommunen als Vertragspartner,
S. 164; Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (219); Walker: Vertragliche Regelungen zur Erschlie-
Bung von Bauland, S. 10 (35); Steinmetz, Stidte- und Gemeinderat 1997, 178; Stich: Vortragsma-
nuskript zum Fachseminar ,Vertragliche Regelungen bei der Stadtplanung” des ISW Miinchen am
24.4.1994; contra: Birk: Stadtebauliche Vertrdge — Inhalte und Leistungsstorungen, S. 109,
S.102 f., Rn. 201 f.; ders., BauR 1999, 205 (207); Driehaus: ErschlieBungs- und Ausbaubeitrage,
§ 6 Rn. 16; ders., in: Berliner Kommentar, Loseblatt, 17. Lfg. 2010, § 124 Rn. 8; ders., BauR 1999,
862; Vogel, in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 19; Quaas, BauR 1999,
1113 (1123); ders., in: Schrodter, BauGB, Rn. 5.

42 Hierzu unten S. 260.

250



Bundesrecht erlaubt eine vertragliche Regelung Uber ErschlieBungskosten unab-
hdngig davon, ob die den Gegenstand des Vertrages bildenden ErschlieBungs-
mafnahmen nach Bundes- oder Landesrecht beitragsfahig sind oder nicht.

a) Kosten im Einzelnen

Gegenstand der Kosteniibernahme kénnen zum einen die beitragsfahigen Anlagen
sein. Hierzu gehoren alle Anlagen, flir die nach §§ 127 Abs. 2, 128, 129 Abs. 1
Satz 1 BauGB Erschlielfungsbeitrdge erhoben werden konnen. Ebenso gehdren
hierzu die Erschliefungsanlagen, fiir die nach den kommunalabgabenrechtlichen
Bestimmungen der Lander Beitrdge erhoben werden kénnen, also insbesondere
Anlagen zur Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung und zum Ausbau von
Strallen zu Zwecken der ErschlieBung. Ein etwaiges landesrechtliches Vertrags-
formverbot steht nach der Rechtsprechung des BVerwG einer vertraglichen Kos-
teniibernahme durch den ErschlieBungsunternehmer fiir im Falle der Beitragser-
hebung nach Landesrecht abzurechnende leitungsgebundene Erschliefungsanla-
gen nicht entgegen.43 Dies folgt aus der ausdriicklichen bundesrechtlichen Rege-
lung, der zufolge auch nach Landesrecht beitragsfahige Anlagen zum Gegenstand
eines Erschliefungsvertrags gemacht werden konnen.

Die vertragliche Kostenlibernahme kann auch fiir die nicht beitragsfihigen Anla-
gen erfolgen. Dabei handelt es sich um Anlagen, die nicht in § 127 Abs. 2 BauGB
aufgefiihrt sind und fir die auch nach Landesrecht keine Beitrdge erhoben wer-
den, wie z.B. Bolzplitze und Kinderspielpladtze, soweit diese nicht als Teile von
Griinflachen zur beitragsfahigen Erschliefungsanlage werden.

Auch nicht beitragsfihige Kosten kénnen in die Kosteniibernahmevereinbarung
einbezogen werden. So sind z.B. nach § 128 Abs. 3 BauGB die Kosten fiir Brii-
cken, Tunnel und Unterfiihrungen mit den dazugehérigen Rampen nicht im Bei-
tragswege umlagefdhig. Sie konnen gleichwohl Gegenstand eines Erschliefungs-
vertrags sein, in dem sich der ErschlieBungstriger auch zur Ubernahme der Kos-
ten verpflichten kann. Das Gleiche gilt fiir die Herstellungskosten von Sammel-
straRen44 und von offentlichen Parkpldtzen,45 die nach der Rechtsprechung des
BVerwG nicht beitragsfahig sind, weil sich die nach § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB
erschlossenen Grundstiicke nicht abschlieSend feststellen lassen.

Auch die Kosten der Modernisierung und des Ausbaus vorhandener Erschlie-
Bungsanlagen konnen vertraglich ibernommen werden.46 Es kommt auch nicht
darauf an, ob nach Landesrecht die Moglichkeit zur Erhebung von Ausbaubeitra-

43 BVerwG, v. 10.8.2011 -9 C 6.10 —, Rn. 29; Urt. v. 12.12.2012 -9 C 12.11 -, Rn. 16.
44 BVerwG, Urt. v. 25.11.1981 -8 C 16-19.81 —.
45 BVerwG, Urt. v. 24.9.1987 - 8 C 75.86 —.

46 Birk: Stadtebauliche Vertrdge — Inhalte und Leistungsstérungen, Rn.373; Vogel, in: Briigelmann:
BauGB, 36. Lfg., September 1998, § 124 Rn. 22; Reiff/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (202).
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gen besteht. Die friiher zum Teil vertretene Auffassung, dass nur die erstmalige Er-
schliefung Gegenstand eines ErschlieBungsvertrags sein kann,47 ist weder recht-
lich liberzeugend abgeleitet, noch besteht eine praktische Notwendigkeit zu diffe-
renzieren. ErschlieBung im Sinne des §§ 123 BauGB ist ndmlich nicht nur auf die
erstmalige Erschliefung eines Gebiets beschriankt.48 Die den Gemeinden zuge-
wiesene ErschlieBungslast ist zugleich verbunden mit einer Kompetenz, die lber
die erstmalige Erschliefung hinausreicht und die notwendigen Malinahmen zur
Aufrechterhaltung der Erschliefung entsprechend dem Stand der Technik durch
Verbesserung und Erweiterung erfasst.49 Unabhdngig davon hat sich diese Ab-
grenzungsfrage spdtestens mit der Integration des ErschlieBungsvertrags in § 11
Abs. 1 Nr.2 BauGB erledigt, da nicht nur die Durchfiihrung der Erschlielung,
sondern auch die Durchfiihrung anderer stadtebaulicher MaRnahmen Gegenstand
eines stadtebaulichen Vertrages sein konnen.

Ausgenommen ist allein die Unterhaltung der Erschliefungsanlagen, die sich ge-
malk § 123 Abs. 4 BauGB nach Landesrecht richtet. Bei der Uberplanung von be-
reits erstmalig erschlossenen Gebieten kann sich ein zusdtzliches Erschliefungser-
fordernis ergeben, z.B. bei einer Nutzungsintensivierung oder auch im Hinblick
auf den durch technischen Fortschritt gewachsenen Anspruch an eine dem Stan-
dard entsprechende Erschliefung.50

b) Eigenanteil der Gemeinde

Tragt oder Gbernimmt der Vertragspartner Kosten oder sonstige Aufwendungen, ist
nach § 11 Abs. 2 Satz 3 BauGB eine Eigenbeteiligung der Gemeinde nicht erfor-
derlich. Diese seit dem 21. Juni 2013 geltende Bestimmung ist an die Stelle der
bislang in § 124 Abs. 2 Satz 2 BauGB zu findenden Vorschrift getreten, der zufol-
ge § 129 Abs. 1 Satz 3 BauGB mit der Pflicht zur Eigenbeteiligung der Gemeinde
in Hohe von mindestens zehn Prozent des beitragsfahigen Erschliefungsaufwands
nicht zur Anwendung kam.

Die nun geltende Regelung geht weiter als die bisher geltende Freistellung von
§ 129 Abs. 1 Satz 3 BauGB. Diese bezog sich nicht auf landesrechtliche Vor-
schriften, die eine Eigenbeteiligung der Gemeinden an den nach Landesrecht zu
erhebenden Beitrdgen verlangen.5" Zum Teil wurde zwar vertreten, dass der Bun-

47  Erbguth/Rapsch, DOV 1992, 45 (50); Driehaus, in: Schlichter/Stich: Berliner Kommentar, Lose-
blatt, 17. Lfg. 2010, § 124 Rn. 2; ders.: ErschlieBungs- und Ausbaubeitrdge, S. 91, § 6 Rn. 20.

48 So ohne weitere Begriindung BVerwG, Urt. v. 11.11.1987 — 8 C 4.86 —.

49 Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr, § 123 Rn. 15; Vogel, in: Briigelmann: BauGB, § 124 Rn. 22;
Doring, NVwZ 1994, 853; Ernst/Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, § 123 Rn.
5; Birk: Stadtebauliche Vertrdage — Inhalte und Leistungsstérungen, Rn. 373; Reif/Gossl/Ruf, BWGZ
1994, 200 (202).

50 Vogel, in: Brigelmann: BauGB, § 124 Rn. 22; Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (202).

51 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 64;
Dirnberger, in: Jade/Dirnberger/Weil: BauGB § 124 Rn. 29.
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desgesetzgeber mangels Gesetzgebungskompetenz keine Ausnahmen zulassen
dirrfe. Dieser Auffassung kann jedoch die Wertung des BVerwG in Entscheidun-
gen aus 2011 und 2012 entgegengehalten werden.52 Das BVerwG hat dabei fest-
gestellt, dass ein landesrechtliches Vertragsformverbot der Ubernahme von nach
Landesrecht beitragspflichtigen Anlagen in einem ErschlieBungsvertrag nicht ent-
gegensteht. Das Bundesrecht dirfe dies aufgrund der konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes fir das Bodenrecht (Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GQ) re-
geln. Diese umfasse namentlich die ,allgemeinen Vorschriften” tber die ,Er-
schlieBung”. Jedenfalls bestehe eine solche Kompetenz kraft Sachzusammenhangs
mit der Erschliefung i.S. der §§ 123 ff. BauGB. Bundesrecht gehe insoweit entge-
genstehendem Landesrecht vor und verdrénge dieses (Art. 31 GG). Die Gesetzge-
bungskompetenz der Lander fiir das Anschluss- und (inzwischen auch) fiir das Er-
schlieBungsbeitragsrecht kdnne nicht zu einer Einschrankung der im BauGB er-
offneten Handlungsform des ErschlieBungsvertrages und ihres Gegenstandes fiih-
ren.53

Es spricht viel dafiir, dass der Gesetzgeber den danach bestehenden Spielraum
genutzt hat, die beim Abschluss von ErschlieBungsvertrigen zu beachtenden
Konditionen im Verhdltnis zu den landesrechtlichen Bestimmungen des Abgaben-
rechts weiter zu prézisieren. Die kommunalabgabenrechtlichen Bestimmungen
und Grundsédtze der Linder zur Eigenbeteiligung der Gemeinden miissen nach
den nun geltenden Regelungen nicht mehr beachtet werden.54

Soweit aus dem im Abgabenrecht geltenden Vorteilsprinzip abgeleitet wurde, dass
bei nach Landesrecht beitragsfihigen Wasserversorgungs- und Entwdsserungsein-
richtungen eine Beteiligung der Gemeinden an den Kosten im Umfang von re-
gelmdlig mindestens zehn Prozent des beitragsfihigen Aufwands erforderlich
ist,55 ist auch dies im Lichte der nun in § 11 Abs. 2 Satz 3 BauGB getroffenen Be-
stimmung neu zu bewerten. Letztlich handelt es sich insoweit um eine Frage der
Kostengerechtigkeit und damit der Angemessenheit der vereinbarten Leistungen,
die auf der Grundlage einer wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung im Einzelfall zu
wiirdigen ist. Dabei hat der Gesetzgeber generell zum Ausdruck gebracht, dass
andere Mal%stdbe gelten als bei der Erhebung von Beitragen.

Grziwotz empfiehlt unter Hinweis auf die noch ausstehende hochstrichterliche
Rechtsprechung zur Frage des gemeindlichen Eigenanteils, im Erschliefungsver-
trag festzustellen, dass es sich um eine zusatzliche ErschlieBungsmaBnahme han-

52 BVerwG, Urt. v. 10.8.2011 =9 C 6.10 —, Rn. 21 f.; Urt. v. 12.12.2012 -9 C 12.11 —=Rn. 17.

53 Ebenda.

54 Anderer Auffassung noch zur friiheren Rechtslage noch Vogel, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 36,
September 1998, § 124 Rn. 27; Lohr, in: Battis/Krautzberger/Lohr, § 124 Rn. 9; Quaas, in:
Schrodter, § 124 Rn. 14; Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (204); Grziwotz, in: Ernst/
Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 64; Dirnberger, in:
Jade/Dirnberger/Weill: BauGB § 124 Rn. 29.

55 VGH BW, Urt. v. 27.10.1980 — 2 S 646/80 —; Urt. v. 3.3.1983 — 2 S 2175/81 —; Urt. v. 26.4.1984
— 25 1542/83 —; kritisch hierzu Ernst, BWGZ 1984, 699 ff.
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delt, die von der Gemeinde zum gegenwartigen Zeitpunkt und in absehbarer Zeit
nicht durchgefiihrt werden kénnte, soweit sich die Gemeinde an den Kosten be-
teiligen miisste.56

C) Beitragserhebung bei nur anteiliger KostenUbernahme

Ausnahmsweise kann eine Beteiligung der Gemeinde an den Kosten der Erschlie-
Bung geboten sein, wenn die Angemessenheit der vertraglichen Leistung bei vol-
ler Kostentragung des ErschlielSungstrdgers nicht mehr gegeben wiare oder wenn
der Aufwand fiir die Erschliefung ,gemeindeeigener” Grundstlicke ausgeglichen
werden soll. Auch in Fallkonstellationen, bei denen sogenannte Fremdanlieger,
die einen Vorteil von der Herstellung der ErschlieBung haben, aber nicht bereit
sind, mit dem ErschlieSungstrager einen Vertrag liber die Beteiligung an den Kos-
ten der ErschlieBung abzuschliefen, kann die anteilige Ubernahme der Erschlie-
Bungskosten durch die Gemeinde nach Malgabe des auf die Fremdanlieger ent-
fallenden ErschlieBungsvorteils sachgerecht sein. Fiir solche als Fremdanliegerfalle
bezeichnete Sachverhalte hat die Rechtsprechung Vertragskonstellationen zuge-
lassen, um der Gemeinde bei nur anteiliger Kosteniibernahme des Vertragspart-
ners eine effektive Heranziehung des Fremdanliegers zu ermdglichen.57

Die Uberbiirdung von Fremdanliegerkosten fihrt allerdings fiir sich genommen
nicht unbedingt zur Unangemessenheit der vertraglichen Leistungen.58 Vielmehr
kommt es darauf an, ob die vertraglichen Leistungen ,den gesamten Umstdnden
nach” und bei wirtschaftlicher Betrachtung des Gesamtvorgangs angemessen
sind.59 ,Die Uberbiirdung von Fremdanliegerkosten ist ... neben anderen Aspek-
ten nur ein Kostenpunkt, der bei Betrachtung der ,gesamten Umstdnde” des Ver-
trages die Angemessenheit der vereinbarten Leistungen in Frage stellen und zur
Nichtigkeit des Vertrages fihren kann, aber dies nicht muss.60

Soweit eine Kostenbeteiligung der Gemeinde vereinbart wird, sollte auch die Be-
rechnungsbasis festgelegt werden (vgl. Regelungsbeispiel 26). Es erscheint z.B.
vertretbar, Kosten fiir eingesetztes Fremdkapital bei der Ermittlung des beitragsfa-
higen Aufwandes nicht anzusetzen. Zudem sollte festgelegt werden, ob und ggf.
mit welchem Wertansatz die in das Eigentum der Gemeinde Ubertragenen Er-
schlieBungsanlagen bei der Berechnung des von der Gemeinde zu tragenden An-
teils der ErschlieBungskosten zu beriicksichtigen sind.

56 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 68.

57 Vgl. hierzu in diesem Kapitel Abschnitt 7, S. 288.

58 BVerwG, Urt. v. 10.8.2011 -9 C 6.10 —, Rn. 28.

59 BVerwG, ebenda unter Verweis auf Driehaus, in: Erschliefungs- und Ausbaubeitrdge § 6 Rn. 43;
allgemein zum &ffentlich-rechtlichen Vertrag nach dem VwVfG: Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs,
VWVfG, § 56 Rn. 54 ff.; sowie BVerwG, Urt. vom 24.3.2011 — 4 C 11.10 - Rn. 15 ff. zur Ange-
messenheitspriifung bei einem Folgekostenvertrag.

60 BVerwG, ebenda, Rn. 28.
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Regelungsbeispiel 26
Beteiligung der Stadt/Gemeinde an den ErschlieRungskosten

(1) Die Stadt/Gemeinde Ubernimmt ... Prozent des beitragsfahigen Erschliefungs-
aufwandes. Die Vertragsparteien vereinbaren, dass der auf die Strafenentwdsserung
entfallende Anteil an den Aufwendungen fiir die &ffentlichen Abwasseranlagen mit ...
Prozent angesetzt wird.

(2) Als Wert fir die vom ErschlieBungstrager unentgeltlich Gbertragenen o6ffentlichen
Flachen wird bei der Ermittlung des beitragsfahigen Aufwandes ein Betrag in Hohe von
... Euro/m? vereinbart.

(3) Nicht zum beitragsfihigen Aufwand gemaR Abs. 1 und 2 gehéren Finanzierungs-
kosten, die dem ErschlieBungstrager durch die Inanspruchnahme eigener oder fremder
Finanzierungsmittel entstanden sind, sowie die ihm entstandenen Sach- und
Personalkosten.

(4) Der Anspruch des ErschlieBungstragers auf Erstattung des von der Stadt/Gemeinde
gemal Abs. 1 zu tragenden Anteils des beitragsfahigen Erschliefungsaufwandes entsteht
mit der Ubernahme simtlicher ErschlieBungsanlagen durch die Stadt/Gemeinde. Der
Anspruch wird ... Monate/Jahre nach seiner Entstehung fallig.

(5) Forderungen des Erschliellungstragers aus diesem Vertrag gegen die Stadt/ Gemeinde
kénnen nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Stadt/Gemeinde an Dritte
abgetreten werden.

Quelle: Gemeindetag Baden-Wiirttemberg (BWGZ 7/94), S. 220.

d) Kostenregelungen unter Berlcksichtigung der
landesrechftlichen Beitragskalkulation fur Wasser-
und Abwasseranlagen

Die Beitragskalkulation bei leitungsgebundenen ErschlieBungsanlagen (Abwasser-
beseitigung und Wasserversorgung) basiert nach den einschldgigen, im Detail
aber voneinander abweichenden Bestimmungen der Landesgesetze auf dem Sys-
tem der Globalberechnung. Der Beitrag bemisst sich demzufolge nicht an den
Kosten der einzelnen Erschliefungsanlage (Abschnitt des Kanal- oder Wasserlei-
tungsnetzes), sondern basiert auf einer anteiligen Finanzierung des gesamten Ka-
nal- und Wasserversorgungsnetzes. Da das der Beitragsberechnung zugrunde lie-
gende Erschliefungssystem mit dem ErschlieBungsvertragsgebiet nicht deckungs-
gleich ist, bleibt die Erhebung dieser landesrechtlichen Beitrdge von den vertragli-
chen Vereinbarungen unberiihrt. Es besteht eine gesetzliche, vertraglich nicht ab-
dingbare Anschlussbeitragspflicht.6? Die vertragliche Vereinbarung darf jedoch

61 Driehaus: ErschlieBungs- und Ausbaubeitrage, § 6 Rn. 44.
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nicht zu einer unangemessenen Doppelbelastung fiihren.62 Eine unangemessene
Doppelbelastung lasst sich dadurch vermeiden, dass die Gemeinde sich an den
Kosten der entsprechenden ErschlieBungsanlagen in Hohe der satzungsmafigen
Beitrdge beteiligt,63 diese also gewissermalien verrechnet.64 Der ErschlieBungstra-
ger hat dann neben den Beitrdgen nach den satzungsmafigen Bestimmungen nur
den durch die Beitrdge nicht gedeckten Aufwand auf der Grundlage des Vertrags
zu zahlen. Das gleiche Ergebnis wird mit der Vereinbarung erreicht, wonach die
Beitragspflicht mit der Herstellung der Erschliefungsanlage auf Kosten des Er-
schlieBungstragers als abgeldst gilt.65 Sollte im Einzelfall der ErschlieBungsauf-
wand geringer sein als der satzungsméafige Beitrag, bietet sich eine Vorfinanzie-
rungsvereinbarung an, deren Félligkeit an die Félligkeit des Erschliefungsbeitrags
gekoppelt werden kann.66

Die Ubernahme der Kosten fiir leitungsgebundene ErschlieBungsanlagen, die
nach Landesrecht beitragsfahig sind, hat auch komplizierte Auswirkungen auf die
Beitragskalkulation. Diese hdngen malgeblich von den unterschiedlichen landes-
rechtlichen Bestimmungen ab, auf die an dieser Stelle nicht eingegangen werden
kann.67

Soweit Abwasseranlagen zur Entwdsserung der offentlichen Verkehrsflichen be-
notigt werden, sind sie nicht nach den kommunalabgabenrechtlichen Bestim-
mungen der Lander, sondern nach § 127 ff. BauGB beitragsfahig und unterliegen
somit nicht der landesrechtlichen Beitragspflicht. Da Abwasseranlagen haufig so
errichtet werden, dass sie gleichzeitig zwei Funktionen, ndmlich der Grundstticks-
entwdsserung (Schmutz- und/oder Regenwasser) und der Oberflachenentwasse-
rung der Strallen dienen, ist eine Teilung der Kosten erforderlich. Der Anteil an
den Aufwendungen fiir die offentlichen Abwasseranlagen, der der Entwdsserung
der Erschliefungsanlagen zuzurechnen ist, hdngt von der Ausgestaltung dieser
Anlagen ab.68

e) Vorlaufender Aufwand der Gemeinde

Die Gemeinde hat haufig bereits Aufwendungen zur Vorbereitung der Erschlie-
Bung getdtigt, bevor der Erschliefungsvertrag abgeschlossen wurde. Dies konnen

62 Doring, NVwZ 1994, 854; Quaas: Kommunales Abgabenrecht, Rn. 198.

63 Vgl. Vogel, in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 28; Reif/Gossl/Ruf,
BWGZ 1994, 200 (210 f.).

64 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 75;
Dirnberger, in: Jade/Dirnberger/Weis: BauGB, § 124 Rn. 38.

65 Driehaus: Erschliefungs- und Ausbaubeitrdge, § 6 Rn. 44.

66 Vogel, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 28; Reif/Gossl/Ruf, BWGZ
1994, 200 (210 f.).

67 Vgl. zur Rechtslage in Baden-Wiirttemberg und Sachsen Birk: Stadtebauliche Vertrage — Inhalte
und Leistungsstérungen, Rn. 379 ff.

68 Zur Ermittlung des Stralenentwdsserungsanteils vgl. die sehr anschaulichen Ausfiihrungen bei
Richarz/Steinfort, S. 148 ff.
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z.B. Kosten fiir die Planung oder auch fiir die Freimachung der Grundstiicke sein.
Grundsatzlich gilt insoweit, dass diese Kosten der Gemeinde fiir eine begonnene
ErschlieBung Gber einen Folgekostenvertrag durch den Vertragspartner ibernom-
men werden kénnen.69 Eine solche Regelung kann auch im Rahmen des Erschlie-
Bungsvertrags getroffen werden (vgl. § 12 Regelungsbeispiel 28).

1)) Ausgeschlossene Kosten

Die Gemeinde kann die Erschliefung und Kosteniibernahme durch einen Dritten
nur insoweit vereinbaren, als die ErschlieBungsanlagen in der ErschlieBungslast
der Gemeinde liegen.70 Haufig werden die Aufgaben der Abwasserbeseitigung
und Wasserversorgung durch eigenstindige Rechtstriger des offentlichen oder
privaten Rechts wahrgenommen. In diesen Féllen muss der ErschlieBungsunter-
nehmer mit diesen separate Vertrage tUber die Herstellung der erforderlichen Er-
schlieBungsanlagen abschliefen. Das Gleiche gilt bei Strafen, die nicht in der
Strallenbaulast der Gemeinde, sondern des Bundes oder des jeweiligen Landes
stehen. Im Ubrigen sind solche Kosten ausgeschlossen, die in keinem sachlichen
Zusammenhang mit der Erschliefung des Gebiets stehen, also z.B. tberértliche
Erschliefungsanlagen, die auch nicht teilweise der Erschliefung des Gebiets die-
nen.

5. Voraussetzungen
a) Planungsrechtliche Anforderungen

Fiir beitragsfahige Erschliefungsanlagen im Sinne von § 127 Abs. 2 BauGB gilt,
dass diese nur dann zuldssigerweise hergestellt werden diirfen, wenn ein Bebau-
ungsplan vorliegt oder wenn die Anlage nach der gemeindeinternen Priifung den
in § 1 Abs. 4 bis 7 BauGB bezeichneten Anforderungen entspricht. Dies gilt auch
fir die durch den Vertragspartner auf der Grundlage eines Erschliefungsvertrags
hergestellten ErschlieBungsanlagen. Abweichungen hiervon sind nur unter den
Voraussetzungen des § 125 Abs. 3 BauGB moglich. Soweit ein wirksamer Bebau-
ungsplan bereits vorliegt, ergibt sich die Zulassigkeit der ErschlieBung nach des-
sen Festsetzungen.

Fehlt ein wirksamer Bebauungsplan, weil das Bebauungsplanverfahren noch nicht
abgeschlossen wurde oder weil die ErschlieBung fiir ein nach §§ 34 oder 35
BauGB zu beurteilendes Gebiet ohne Bebauungsplan vereinbart wird, muss die
Gemeinde positiv feststellen, dass den Anforderungen nach § 1 Abs. 4 bis 7

69 Siehe hierzu S. 196 ff.
70 BVerwG, Urt. v. 25.11.1981 — 8 C 10/81 —; Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger,
Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 46.
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BauGB entsprochen wird. Bei noch nicht abgeschlossenen Bebauungsplanverfah-
ren steht das ErschlieBungskonzept einschlieflich des Umgriffs des ErschlieBungs-
gebiets endgiiltig erst mit Inkrafttreten des Bebauungsplans nach Beschlussfassung
und Bekanntmachung der Gemeinde fest. Der Erschliefungsvertrag ist in diesem
Fall zuldssig, wenn anzunehmen ist, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses hat-
ten dem Erlass eines die Herstellung der vereinbarten StraBe ausweisenden Be-
bauungsplans keine durchgreifenden Hindernisse entgegengestanden und die Ver-
tragspartner hatten die Erfiillung der Herstellungsverpflichtung fiir den Fall des Er-
lasses des Bebauungsplans gewollt;”! Grundlage des Vertrags ist der Bebauungs-
plan mit dem Entwurfsstand zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. Sinnvoller-
weise sollten entsprechende Vertrage mit einer Wirksamkeitsklausel versehen
werden. Die Wirksamkeit des ErschlieBungsvertrags sollte von dem Inkrafttreten
des Bebauungsplans oder der Erteilung der Baugenehmigungen fiir die im Er-
schlieBungsgebiet gelegenen Grundstiicke auf der Grundlage eines planreifen Be-
bauungsplans nach § 33 BauGB abhangig gemacht werden.

Regelungsbeispiel 27

Bindung an den noch nicht in Kraft getretenen Bebauungsplan

§ 2 Bindung an den Bebauungsplan

Bei der Durchfiihrung der ErschlieBung sind die kinftig rechtsverbindlichen
Festsetzungen des Bebauungsplans ... nach dem als Anlage ... diesem Vertrag
beigefligten Bebauungsplanentwurf i.d.F. vom ... zu beachten.

§ 26 Wirksamwerden

Dieser Vertrag wird wirksam, wenn alle Vertragsparteien rechtsverbindlich
unterzeichnet haben, die Vertragserfiillungsbiirgschaft gemal § 13 der Gemeinde/Stadt
Ubergeben worden ist, der Bebauungsplan ... in Kraft getreten ist (und die
Auflassungsvormerkung gemal § 17 Abs. 1 vorliegt).

Quelle: Gemeindetag Baden-Wiirttemberg (BWGZ 7/94), S. 220.

Der ErschlieBungsvertrag kann auch fiir Gebiete abgeschlossen werden, die be-
reits im Zusammenhang bebaut sind und fiir die § 34 BauGB bei der planungs-
rechtlichen Beurteilung der Zuldssigkeit von Vorhaben zugrunde zu legen ist. In
diesem Fall wird es vor allem um den Ausbau, die Modernisierung, Erganzung
und Erweiterung vorhandener Erschliefungsanlagen gehen. Auch diese miissen
den Anforderungen an eine geordnete stadtebauliche Entwicklung im Sinne des
§ 1 Abs. 4 bis 7 BauGB entsprechen, und zwar unabhangig davon, ob es sich um

71 BVerwG, Urt. v. 22.3.1996 -8 C 17.94 —.

258



die erstmalige Herstellung der ErschlieBung handelt. Im Ubrigen gelten die glei-
chen Anforderungen an die genaue Bestimmung des Erschliellungsgebiets wie bei
ErschlieBungsvertragen auf der Grundlage eines Bebauungsplans, wobei eine Be-
zugnahme auf den Bebauungsplan naturgemal’ nicht moglich ist.

Vorhaben im Aullenbereich nach § 35 BauGB bedirfen ebenfalls der Erschlie-
Bung. Auch insoweit kann sich der Vorhabentrager oder ein Dritter, wenn er tber
die notwendigen Flachen verfligt, gegenliber der Gemeinde zur Durchfiihrung der
ErschlieBung in eigenem Namen und auf eigene Rechnung verpflichten.”2 Ob es
sich dabei um einen ErschlieBungsvertrag oder — wie zum Teil vertreten — um ei-
nen sog. Erschliefungssicherungsvertrag handelt,”3 hat keine praktische Bedeu-
tung.

b) Sachzusammenhang und Koppelungsverbot

Wie schon nach § 124 Abs. 3 Satz 1 BauGB in der bis zum 20. Juni 2013 gelten-
den Fassung miissen die vertraglich vereinbarten Leistungen in sachlichem Zu-
sammenhang mit der ErschlieBung stehen. Dies folgt nach der aktuellen Rechtsla-
ge aus § 56 Abs. 1 Satz 2 BauGB. Der sachliche Zusammenhang ergibt sich aus
der Funktion gegeniiber dem konkreten, im Vertrag bestimmten ErschlieBungsge-
biet. Leistungen, die nicht zumindest auch eine ErschlieBungsfunktion gegeniiber
dem Erschliefungsgebiet haben, fehlt der geforderte Sachzusammenhang. Die
hierauf bezogenen Vereinbarungen sind unzuldssig, und der Vertrag ist insgesamt
nichtig, soweit nicht anzunehmen ist, dass er auch ohne den nichtigen Teil ge-
schlossen worden wére (§ 59 Abs. 3 VWVTG). Es empfiehlt sich aus diesem Grund,
eine salvatorische Regelung in den Vertrag aufzunehmen, aus der sich ergibt, ob
und gegebenenfalls mit welchen Modifikationen der Vertrag auch im Fall der
Nichtigkeit einzelner Vertragsteile weitergelten soll.74

Zudem darf auch ein Erschliefungsvertrag nach § 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB nur
dann geschlossen werden, wenn der Vertragspartner nicht bereits ohne seine Leis-
tung einen Anspruch auf die Gegenleistung hatte. Diese Beschrankung war auch
bereits nach fritherer Rechtslage zu beachten, obwohl ein entsprechender Passus
im ,alten” § 124 BauGB fehlte. § 56 Abs. 2 VWVfG mit einem entsprechenden
Koppelungsverbot war auch auf ErschlieBungsvertrage nach friiherer Rechtslage
anzuwenden.

Soweit der Erschliefungsvertrag nicht die erstmalige Herstellung der Erschliefung
sondern die Ergdnzung, den Ausbau oder die Modernisierung bereits vorhandener
Erschliefungsanlagen zum Gegenstand hat oder ein bislang fehlender Teil der Er-

72 Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/Lohr: Baugesetzbuch, § 35 Rn. 9; BVerwG, Urt. v. 22.3.1972
-1V C121.68 —-.

73 So z.B. Vogel, in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 14.

74 Driehaus: ErschlieBungs- und Ausbaubeitrdge, § 6 Rn. 46.
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schlieBung (z.B. Gehweg) erstmals hergestellt werden soll, wird in der Regel be-
reits ein Rechtsanspruch auf Baugenehmigung bestehen, weil eine ,gesicherte Er-
schlieBung” im Sinne des Zulassungsrechtes vorhanden ist. Die Gegenleistung der
Gemeinde liegt in diesen Féllen in der Herstellung der von den Vertragspartnern
gewiinschten zusétzlichen oder verbesserten Erschliefungsanlage, auf die der
Vertragspartner nach § 123 Abs. 3 BauGB keinen Rechtsanspruch hat. 75 Ein sol-
cher Rechtsanspruch entsteht nur unter den engen Voraussetzungen des neu ge-
fassten § 124 BauGB (frither § 124 Abs. 3 Satz 2). Nur wenn die Gemeinde das
zumutbare Angebot eines Dritten ablehnt, die im Bebauungsplan vorgesehene Er-
schlieBung vorzunehmen, ist sie verpflichtet, die ErschlieBung selbst durchzufiih-
ren.

Von Bedeutung ist insoweit, dass der ErschlieBungsbegriff bei § 133 BauGB sich
von dem des Zulassungsrechts unterscheidet. Auch in Féllen, in denen nach den
§ 30 bis 35 BauGB bereits ein Baurecht besteht, weil eine fiir die Zulassung des
Vorhabens ausreichende gesicherte Erschlielfung bereits vorhanden ist, ist der Ab-
schluss eines ErschlieBungsvertrages nicht ausgeschlossen. Die Gemeinde darf al-
lerdings in diesen Féllen die Zulassung des Vorhabens nicht vom Abschluss des
Vertrages abhangig machen. Vom Vertragsabschluss abhangig machen kann sie
demgegeniiber die Durchfiihrung der von dem Vertragspartner gewiinschten Er-
schliefung.

Ein Verstos gegen das Koppelungsverbot aus § 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB liegt des-
halb nicht in jedem Fall bereits dann vor, wenn ein Anspruch auf Baugenehmi-
gung besteht. Vielmehr kommt es im Einzelfall darauf an, was konkret die vom
Vorhabentrdager angestrebte Gegenleistung der Gemeinde ist. Selbst in Fallkonstel-
lationen, in denen ein Bauvorhaben des Vertragspartners bereits realisiert wurde,
ist der Abschluss eines ErschlieBungsvertrages nicht ausgeschlossen, wenn es um
die Verbesserung oder Erganzung der ErschlieBung geht, auf deren Herstellung
der Vorhabentrager oder Grundstiickseigentiimer keinen Anspruch hat.

C) Angemessenheit

Mit dem Angemessenheitsgebot nach § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB soll dem Grund-
satz der VerhiltnismaRigkeit und dem UbermaBverbot Rechnung getragen wer-
den. Auf die Ausfiihrungen an anderer Stelle kann insoweit verwiesen werden.76
Die vertraglich vereinbarten Leistungen missen in einem angemessenen Verhalt-
nis zueinander stehen. Auf der Seite der Gemeinde ist insoweit zu beriicksichti-
gen, dass die Gemeinde die Erschliefung und damit die Bebaubarkeit der Bau-
grundstiicke in dem ErschlieBungsgebiet nach den Zeitvorstellungen des Vertrags-
partners unter Abkoppelung von der eigenen Investitionsplanung ermoglicht. Auf

75 A. A. offensichtlich und unzutreffenderweise Driehaus, Kommunale Steuerzeitschrift 2012, 61
(64).
76 Vg|. S. 45 und S. 208 ff.
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der Seite des Vertragspartners ist zu beriicksichtigen, dass ihn bei Ubernahme
samtlicher ErschlieBungskosten eine hohere Kostenlast trifft als bei Durchfiihrung
der ErschlieBung in der Regie der Gemeinde und bei anschliefender Erhebung
von ErschlieBungsbeitrdgen. In der Regel wird die Kostenfreistellung der Gemein-
de gerechtfertigt sein, wenn sich die ErschlieBung an dem ortsiiblichen Standard
orientiert. Ein darlber hinausgehender ErschlieBungsaufwand im Sinne einer ,Lu-
xuserschlieBung” ist demgegeniber regelmdlig unangemessen.?” Er kann allen-
falls dann angemessen sein, wenn er — aus welchen Griinden auch immer — auf
ausdriicklichen Wunsch des Vertragspartners angestrebt wird (wenn sich bei-
spielsweise Vermarktungschancen hierdurch erhohen).

Bereits hingewiesen wurde darauf, dass die Kosteniibernahme fiir nach Landes-
recht beitragspflichtige leistungsgebundene Erschliefungsanlagen nur dann an-
gemessen ist, wenn durch Anrechnung auf den noch zu erhebenden Beitrag oder
andere vertragliche Regelungen sichergestellt ist, dass es zu keiner Doppelbelas-
tung des ErschlieBungstragers kommt.78 Dies schliefst nicht aus, dass der Erschlie-
Bungstrager die den Beitrag Ubersteigenden Herstellungskosten im Erschliefungs-
gebiet zusatzlich tragt.

Die Grenze zur Unangemessenheit kann schliellich tiberschritten sein, wenn die
Erschliefungsanlagen nicht nur dem Erschliefungsgebiet, sondern in einem nicht
unwesentlichen Umfang auch Grundstlicken aufSerhalb des Erschlielungsgebiets
zugute kommen (z.B. Kinderspielpldtze oder Griinanlagen).” In diesen Fallen
wird es regelmalig notwendig sein, dem ErschlieSungstrager nur die Kosten anzu-
lasten, die auf das ErschlieBungsgebiet entfallen.80 Wie beim Folgekostenvertrag
kommt in diesen Fillen die anteilige Ubernahme der Kosten solcher Anlagen in
Betracht, die nur zum Teil der Erschliefung des ErschlieBungsvertragsgebiets die-
nen.8! Die Gemeinde muss den von ihr zu tragenden Kostenanteil dann selbst tra-
gen, soweit die beglinstigten externen Grundstiickseigentiimer sich nicht durch
Folgekostenvereinbarungen nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB unter den dort
genannten Voraussetzungen zur Ubernahme der Kosten verpflichten. Die Einbe-
ziehung der Kosten fiir einzelne Fremdanliegergrundstiicke fiihrt jedoch nicht be-
reits zu Unangemessenheit.82 Vielmehr kommt es auf eine wirtschaftliche Ge-
samtbetrachtung an.

77 Driehaus: ErschlieBungs- und Ausbaubeitrdge, § 6 Rn. 37; Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielen-
berg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 82.

78 VGH Mannheim, Urt. v. 22.8.1996 — 2 S 2320/94 —.

79 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 83.

80 OVG Saarland, Urt. v. 9.6.1994 — 1 R 20/92 —.

81 Driehaus: ErschlieBungs- und Ausbaubeitrdge, § 6 Rn. 37; Quaas, in: Schrodter, § 124 Rn. 16.

82 BVerwG, Urt. v. 10.8.2011 -9 C 6.10 —, Rn. 28; Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautz-
berger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 83.
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d) Form

Wie alle offentlich-rechtlichen Vertrage bedirfen auch ErschlieBungsvertrage der
Schriftform. Ein weitergehendes Formerfordernis ergibt sich immer dann, wenn
das Eigentum an den der ErschlieBung dienenden Grundstiicken vom Erschlie-
Bungstrager auf die Gemeinden bertragen oder ein anderes dingliches Recht an
einem Grundstliick im Rahmen des ErschlieBungsvertrags begriindet oder veran-
dert werden soll. In diesem Fall besteht nach § 311b Abs. 1 Satz 1 BGB die Pflicht
zur notariellen Beurkundung. Genligt ein Vertrag dem Formerfordernis nicht, fiihrt
dies zur Nichtigkeit der vertraglichen Regelung. Ob der Vertrag insgesamt nichtig
ist oder nur Teile davon, soweit er im Ubrigen auch ohne die beurkundungs-
pflichtigen Teile nach dem Willen der Parteien gelten sollte, bestimmt sich am
MaRstab des § 59 Abs. 3 VwVfG. Der Formmangel wird nach § 311b Abs. 1
Satz 2 BGB durch Auflassung und Eintragung ins Grundbuch geheilt.

Um die nicht unerheblichen Notargebiihren zu reduzieren, wird in der Praxis er-
wogen, ob die beurkundungspflichtige Ubertragung der Grundstiicke in einem ge-
sonderten Vertrag geregelt werden kann, wobei nur dieser Vertrag beurkundet
werden misste, der eigentliche Erschliefungsvertrag demgegeniiber nicht. Diese
Verfahrensweise wird im Schrifttum zum Teil fir unzuldssig,83 im Ubrigen aber
zumindest fiir problematisch gehalten.84 Dem ist zuzustimmen. Grundsatzlich
missen ndamlich alle in einem vertraglichen Austauschverhdltnis miteinander ver-
bundenen Leistungen und Gegenleistungen den gleichen Formanforderungen ge-
niigen.85 Ein Verzicht auf die Beurkundung kommt deshalb nur dann in Betracht,
wenn der ErschlieBungsvertrag auch unabhingig von der Ubertragung der Grund-
stiicke abgeschlossen wiirde.86 Insoweit gilt der gleiche Malstab wie bei der Teil-
nichtigkeit eines beliebigen anderen Rechtsgeschifts (§ 59 Abs. 3 VwVfG, § 139
BGB). Soweit Grundstiicksiibertragung und Erschliefung nach dem Willen der
Parteien eine rechtliche Einheit darstellen, ist die Beurkundung des gesamten Ver-
trags erforderlich. Dies diirfte regelmaRig der Fall sein.

Etwas anderes kann gelten, wenn das Eigentum an den kiinftigen &ffentlichen Er-
schlieBungsflichen bereits vor Abschluss des Erschliefungsvertrags auf die Ge-
meinde Ubertragen wurde, wovon das abgedruckte Vertragsmuster (vgl. Rege-
lungsbeispiel 29) ausgeht.8” Die Ubertragung der ErschlieBungsflichen in das Ei-
gentum der Gemeinde ist ndmlich Teil der notwendigen Bodenordnung und des-
halb auch dann erforderlich, wenn die Gemeinde die ErschlieBungsfliche in ei-
gener Regie herstellt und ihren Aufwand tiber Erschliefungsbeitrdge und Beitrage

83 Walker: Vertragliche Regelungen zur Erschliefung von Bauland, S. 28 f.; Reif/Gossl/Ruf, BWGZ
1994, 200 (212).

84 Driehaus: Erschliefungs- und Ausbaubeitrdge, § 6 Rn. 25; Sailer, in: Cholewa/Dyong/von der
Heide/Sailer, § 124 Anm. 8; Grziwotz, MittBayNot 1995, 271.

85 Vgl. zu den Anforderungen BGH, Urt. v. 24.9.1987 — VII ZR 306/86 —.

86 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, Lfg. 102, November 2011, § 124 Rn. 100.

87 So auch Richarz/Steinfort, S. 226.
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nach den einschligigen Landesgesetzen deckt. Es gibt in diesem Fall keine synal-
lagmatische Verkniipfung des Grunderwerbsgeschifts mit der Ubertragung der Er-
schliefSung.

e) Zustandigkeit

Wer den ErschlieSungsvertrag fiir die Gemeinde abschliefit, richtet sich wie bei
anderen stadtebaulichen Vertragen nach den landesrechtlichen Bestimmungen
Uber die vertretungsbefugten Organe der Gemeinde. In der Regel sind dies der
Birgermeister oder sein Stellvertreter. Da der Abschluss eines ErschlieBungsver-
trages regelmaRig auch in groBeren Stadten kein Geschift der laufenden Verwal-
tung ist,88 ist die Zustimmung der entscheidungsbefugten Gemeindevertretung er-
forderlich. Durch Bestimmung der Hauptsatzung oder im Einzelfall kann die Zu-
standigkeit auch auf einen beschliefenden Ausschuss lbertragen werden.

Auch hinsichtlich des Vertragspartners muss Klarheit tiber die Rechtsverhiltnisse
des Unternehmens und die Vertretungsbefugnis des Unterzeichnenden bestehen.
Auskunft Gber die Firmenstruktur, das Gesellschaftskapital usw. geben aktuelle
Auszilige aus dem Handelsregister, deren Vorlage verlangt werden sollte. Diese
Zustandigkeiten sollten aus dem Rubrum des Vertrages hervorgehen.

) Genehmigungserfordernis

Eine Genehmigung des Erschliefungsvertrags durch die nach Landesrecht zustdn-
dige Kommunalaufsichtsbehorde ist grundsdtzlich nicht erforderlich. Eine Ge-
nehmigung ist nur dann notwendig, wenn der ErschlieBungsvertrag gewahrleis-
tungsdhnliche Elemente enthdlt. Ein solcher Fall liegt vor, wenn die Gemeinde
sich verpflichtet, die auf Fremdanlieger entfallenden Kosten zu erstatten, falls die-
se nicht an den ErschlieRungstrdger zahlen.89 Ebenso unterliegen langerfristige
Stundungen der gemeindlichen Verpflichtung zur Kostenbeteiligung als kredit-
dhnliche Rechtsgeschifte der Genehmigungspflicht, die allerdings bei Unter-
schreitung bestimmter Wertgrenzen nach den hier unterschiedlichen landesrecht-
lichen Bestimmungen entfallen kann.90

88 Vogel, in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 48; Birk, VBIBW 1993, 457
(461); Driehaus: ErschlieBungs- und Ausbaubeitrage, § 6 Rn. 27.

89 Vogel, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 50; Reif/Gossl/Ruf, BWGZ
1994, 200 (212).

90 Die Lander haben durch Verwaltungsvorschriften mindestens iiblicherweise Freigrenzen einge-
fuhrt. Vgl. Walker: Vertragliche Regelungen zur ErschlieBung von Bauland, S. 30; Reif/Gossl/Ruf,
BWGZ 1994, 200 (212).
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Q) Vergaberechtliche Anforderungen

Die Europdische Gemeinschaft hat strenge Vorschriften (iber die &ffentliche Aus-
schreibung von Auftrdgen der oOffentlichen Hand aufgestellt. Stadtebauliche Ver-
trdge fallen zwar in der Regel weder nach ihrem Gegenstand noch nach ihrem
Volumen in den Wirkungsbereich der Vergaberichtlinien.9? Denn in der Regel
handelt es sich nicht um entgeltliche Bauauftrdge im Interesse der offentlichen
Hand. Etwas anderes gilt aber, wenn von der Gemeinde entgeltliche Bauleistun-
gen im Hochbau oder Tiefbau vergeben werden. Es liegt auf der Hand, dass eine
Gemeinde, die eine ErschlieBungsmafnahme selbst durchfiihrt und veranlasst, die
zugehorigen Auftrige an die Bauunternehmer ausschreiben muss - bei Uber-
schreiten der Schwellenwerte von derzeit (2013) 5 Mio. € netto der reinen Bau-
kosten auch europaweit. Aber was gilt, wenn die Gemeinde die ErschlieBung
durch Vertrag als Ganze an einen Dritten Ubertrdgt - also einen Erschliefungsver-
trag im Sinne des § 124 BauGB alter Fassung - jetzt integriert in § 11 Abs. 1
BauGB - abschlief8t?

Relativ einfach ist die Sachlage, wenn die Gemeinde die Erschliefung an ein von
ihr beherrschtes Unternehmen - z.B. an ihre eigene Erschliefungsgesellschaft -
Ubertrdgt. Dann handelt es sich um ein sog. in-house-Geschift, und die Aus-
schreibungspflicht wird auf die ndchste Ebene verlagert. Die Ausschreibungs-
pflicht gilt dann fiir die Vergabe der Auftrdge durch die Eigengesellschaft als ,Drit-
ten” an die ausfiihrenden Unternehmen. Die Zuldssigkeit der Beauftragung auch
einer Eigengesellschaft als ErschlieBungstrager und damit als Dritten ist nunmehr
(seit 2013) ausdriicklich in § 11 Abs. 2 BauGB klargestellt.

Schwieriger wird es, wenn die Erschliefung an einen von der Gemeinde unab-
hédngigen Dritten - zum Beispiel an eine private Entwicklungsgesellschaft - verge-
ben wird, die ihrerseits Eigentiimerin der zu erschliefenden Grundstiicke ist oder
diese beherrscht. In der Literatur wird hierzu vorgetragen, dass die Ausschrei-
bungspflicht hier wegen ,faktischer Alternativiosigkeit” entfallen miisse.92 Besser
ist die u.a. von Grziwotz% vorgeschlagene Lésung, auch in diesem Fall die Aus-
schreibungspflicht auf die ndchste Ebene zu verlagern, indem die Gemeinde den
Erschliefungstrager im ErschlieBungsvertrag zur europarechtskonformen Aus-
schreibung verpflichtet. Diese Losung ist einleuchtend, weil die Sachlage bei der
Beauftragung eines Dritten, der Eigentlimer oder Verfiigungsberechtigter Gber die
zu erschliefenden Grundstiicke ist, dem in-house-Geschaft sehr dhnlich ist. Die
Gemeinde holt sich ndmlich mit dem Erschliefungsvertrag den Dritten — der lber
die Grundstiicke verfligt — in’s Boot ihrer eigenen Erschliefungspflicht nach § 123

91 Vgl. Wiirfel/Butt, NVwZ 2003, 153-158; Burgi, NVwZ 2008, 929-936.

92 In diesem Sinne Wilke, ZfBR 2002, 231 (232); Burmeister: Handbuch Stadtebauliche Vertrage, 2.
Aufl. 2005, Rn. 216.

93 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 124
Rn. 90b.
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BauGB. Der Dritte wird damit zum nicht austauschbaren Erfiillungsgehilfen der
Gemeinde bei der Vornahme der ErschlieBung. Er muss ausschreiben, nicht die
Gemeinde. Mit dieser Wertung stimmt Uberein, dass die werthaltige Zulieferung
der fiir die ErschlieBung verwendeten Grundstiicke an die Gemeinde nicht der
Umsatzsteuer unterliegt, sondern nach § 4 Nr. 9 Buchstabe a) UStG wegen des
quasi internen Austauschverhdltnisses von der Umsatzsteuer befreit ist.94 Der Er-
schlieBungstrager erbringt hier an die Gemeinde eine ,unentgeltliche Wertabga-
be” nach § 3 Abs. 1b Nr. 3 UStG. Die (im Rechtssinne) unentgeltliche Ubertra-
gung erfolgt — so das BMF — ,in der Regel aus unternehmerischen Griinden, da
die ErschlieBung die VerduBBerung der anliegenden Grundstiicke an Privatperso-
nen oder andere Unternehmer beglinstigt oder erst ermdglicht”.9 Was unentgelt-
lich empfangen wird, braucht auch als Leistung oder Lieferung nicht ausgeschrie-
ben zu werden. Es bleibt aber bei der Ausschreibungspflicht des Erschliefungsun-
ternehmers, weil dieser in der Sphare der Kommune handelt.

Davon zu unterscheiden sind Fille, in denen sich eine Kommune innerhalb des
Gesamtpakets eines Erschliefungsvertrags eine abtrennbare Leistung fiir 6ffentli-
che Zwecke ohne Folgeeinrichtungscharakter (zum Beispiel die Renovierung oder
Neuerrichtung eines kommunalen Theaterbaus) versprechen ldsst, die dann antei-
lig im Wege der Verrechnung mit dem Wegfall von ErschlieBungsbeitragen im
Ubrigen bezahlt werden soll. Hierzu hat der EuGH fiir einen in Italien angesiedel-
ten Fall bereits am 12.7.2001 folgendes richtungweisendes Urteil gefdllt.96 Alles,
was sich eine Kommune gegen Entgelt gewihren ldsst, muss (bei Uberschreitung
der Schwellenwerte) ausgeschrieben werden. Entgeltlichkeit ist auch dann gege-
ben, wenn der Unternehmer seine Aufwendungen mit anderenfalls falligen Abga-
bezahlungen (z.B. Erschliefungsbeitrdgen) verrechnen darf.

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde:

Die Fa. Pirelli plante in Mailand, ein friheres Industriegelande zu sanieren. Dieses
Grundstiick stand im Eigentum von Pirelli und anderen Unternehmern. Auf dem
zu sanierenden Grundstiick befand sich auch das im Eigentum der Kommune ste-
hende "Teatro alle Scala". Gegenliber der Stadt Mailand verpflichtete sich Pirelli,
das Theater zu sanieren und ein weiteres Theater ("Teatro alla Bicocca") zu errich-
ten, welches anschlieBend dem offentlichen Kulturbetrieb dienen sollte. Die Kos-
ten flr dieses Projekt durfte Pirelli gemds dem Vertrag mit der Stadt Mailand von
dem nach italienischem Recht hier geschuldeten ErschlieBungsbeitrag abziehen.
Die Kldger waren der Ansicht, die Stadt Mailand hatte dieses Projekt europaweit
ausschreiben miissen. Das Gericht gab ihnen Recht.

94 Vgl. Rundschreiben des BMF vom 07.6.2012 (GZ IV D 2 - S 7300/07/10001:001 — Dok
2012/0479016) S. 3 zu ll. 1.

95 Ebenda (Fn. 54), S. 5 zu IV. 2.

96 EuGH, Urt. vom 12.7.2001 — Rs. C-399/98 — Teatro alla Bicocca.
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Diese Entscheidung ist im Grundsatz einleuchtend: Es kann fiir die Ausschrei-
bungspflicht nicht darauf ankommen, ob die Kommune zuerst ihre Beitragsforde-
rung einzieht und dann den beauftragten Unternehmer davon bezahlt oder ob der
Unternehmer von vornherein verrechnen darf.97 Die Entscheidung betrifft aber
nur Félle, in denen keine ,unentgeltliche Wertabgabe” aus unternehmerischen
Griinden im Kontext einer Erschliefungsmalnahme vereinbart wird, sondern eine
vom Folgenkostenvertrag abtrennbare Leistung.

Ergebnis: Eine Ausschreibungspflicht besteht insgesamt und von vornherein nur
bei entgeltlichen Auftragen der &ffentlichen Hand an Dritte, deren Ergebnisse un-
mittelbar der Gemeinde zugute kommen. Die Gewdhrung von Baurecht — soweit
sie mit allen Erschliefungs- und Folgekostenvertrdgen verbunden ist — kann juris-
tisch nicht als Entgelt fiir die ,kostenlose” Ubernahme der ErschlieBung und der
Herstellung von Folgeeinrichtungen seitens des Vertragspartners eingestuft wer-
den. Man darf zwar bezweifeln, ob das auch 6konomisch richtig ist. Denn 6ko-
nomisch finanziert der Unternehmer die im Folgekostenvertrag ibernommenen
Lwerthaltigen Leistungen” aus der durch Bauleitplanung entstehenden Bodenwert-
steigerung fiir das Bauland. Wegen dieser unverzichtbaren Mitwirkung der Kom-
mune an der Auslosung der mit der Vornahme der Erschliefung und der Herstel-
lung der Folgeeinrichtungen verbundenen Bauauftrdge ist es sinnvoll und not-
wendig, den ErschlieBungsunternehmer im Erschliefungsvertrag jedenfalls bei
Uberschreitung der europarechtlichen Schwellenwerte ausdriicklich zur Aus-
schreibung zu verpflichten (vgl. § 7 Abs. 2 Regelungsbeispiel 29).98

6. Sonstiger Inhalt des Vertrags

a) Ubertragung der ErschlieBung und Festlegung des
ErschlieBungsgebiets

Vertragsgegenstand ist zundchst die ausdriickliche Verpflichtung zur Durchfiih-
rung der Erschliefung in einem bestimmten Erschliefungsgebiet (Regelungsbei-
spiel 29: § 1).

Festlegung des ErschlieBungsgebiets
Das ErschlieSungsgebiet muss im Vertrag eindeutig bestimmt werden, um den

radumlichen Umgriff der ErschlieBungspflicht festzulegen. Soweit dem Vertrag ein
Bebauungsplan zugrunde gelegt wird, kann auf diesen Bezug genommen werden.

97 So mit Recht Wiirfel/Butt, NVwZ 2003, 153 (156). Vgl. auch Rosenkétter, NZBau 2006, 630 f.;
Antweiler, NZBau 2003, 93.

98 Vgl. zum Problem insgesamt: Jarass, VergabeR 2010, 562 (565); Grothmann/Tschape, ZfBR 2011,
442 (448 ff.); Haak, VergabeR 2011, 351 (356); Tomerius, ZfBR 2012, 332 (337 f.).
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Dies ist auch dann mdglich, wenn das Bebauungsplanverfahren noch nicht abge-
schlossen ist. Im Vertrag sollte dann aber geregelt werden, was gilt, wenn sich im
weiteren Verfahren der Geltungsbereich des Bebauungsplans dndert. Insbesonde-
re muss gekldrt werden, ob und wenn ja, unter welchen Voraussetzungen eine
Anpassung des Vertrages an die moglicherweise verkleinerte oder vergroRerte
Flache des Erschliefungsgebietes gekniipft werden soll.99 Denkbar ist auch, dass
sich der ErschlieBungsvertrag nur auf Teile des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans bezieht.

In jedem Fall ausreichend und deshalb grundsdtzlich zu empfehlen ist die Bezug-
nahme auf einen als Anlage dem Vertrag beigefligten Lageplan. Dabei muss das
Erschliefungsgebiet in dem Lageplan umgrenzt werden. Es muss ohne Zweifel,
das heilSt parzellenscharf, erkennbar sein, welche ErschlieBungsanlagen herzustel-
len sind und fir welche Grundstiicke durch den ErschlieBungsvertrag die Er-
schlieBung gesichert werden soll. Als Lageplan geeignet ist ein Auszug aus dem
Liegenschaftskataster, wenn er nach Mafstab, Genauigkeit und Aktualitdt den An-
forderungen entspricht. In diesem Auszug missen die kiinftigen &ffentlichen Er-
schlieBungsflichen ausgewiesen sein. Geeignet ist auch ein auf der Grundlage
des Liegenschaftskatasters fiir die Erschliefungsmalnahme erstellter Lageplan,
wenn dieser auch die erschlossenen Grundstiicke wiedergibt.

Fertigstellungsfrist

Festzulegen ist auch, wann die ErschlieBung vertragsgemald fertiggestellt sein
muss. Der Termin sollte so gewdhlt werden, dass die Erschliefungsmalinahmen
zligig abgewickelt werden. Vor Beginn der Hochbaumalinahmen im Vertragsge-
biet missen die ErschlieBungsanlagen als Baustrallen nutzbar sein. Nach Ab-
schluss der Hochbauarbeiten sind die ErschlieBungsanlagen in einem angemesse-
nen Zeitraum fertigzustellen.

b) Festlegung der herzustellenden ErschlieBungsanlagen
nach Art, Umfang und AusfUhrung

Bezeichnung der herzustellenden ErschlieBungsanlagen

Der Leistungsumfang ist in § 3 Abs. 1 des abgedruckten Vertragsmusters nur bei-
spielhaft beschrieben (Regelungsbeispiel 29). Der Erschliefungsvertrag kann sich
auch auf einen geringeren oder groReren Leistungsumfang an Erschliefungsanla-
gen erstrecken. Gegenstand des ErschlieBungsvertrages konnen nach Bundes-
oder Landesrecht beitragsfahige sowie nicht beitragsfahige ErschlieBungsanlagen
sein.

99 So das Vertragsmuster bei Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102,
November 2011, § 124, Rn. 126.
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Bestimmung der zu erbringenden Leistungen

Soweit ein Bebauungsplan dem Erschliefungsvertrag zugrunde liegt, ist die Bin-
dung an diesen ausdriicklich in den Vertragstext aufzunehmen. Die Bindung gilt
zwar schon gemall § 125 Abs. 1 und 3 BauGB. Die ausdriickliche Aufnahme in
den Vertragstext stellt fiir den ErschlieBungstriger die Rechtslage noch einmal
deutlich heraus und trégt insoweit zur Klarheit Gber den Umfang der Erschlie-
Bungspflicht bei. Die RechtméaRigkeit der Herstellung der Erschlielungsanlagen ist
gewdhrleistet, wenn die Strallenbegrenzungslinien in einem rechtsverbindlichen
Bebauungsplan festgesetzt sind.

Wird kein Bebauungsplan aufgestellt, weil bereits nach §§ 34 oder 35 BauGB eine
Bebauung vorbehaltlich der Herstellung der erforderlichen Erschliefungsanlagen
moglich ist, sind die Ausbaupldne und Projektbeschreibungen zu den einzelnen
Erschliefungsanlagen allein maBgeblich (siehe unten). Der Vertrag sollte hier
deutlich machen, dass die zugrunde liegenden Ausbaupldne den Anforderungen
der § T Abs. 4 bis 7 BauGB geniigen und insbesondere unter Abwégung der 6f-
fentlichen und privaten Belange beschlossen wurden, um zu unterstreichen, dass
den Anforderungen des § 125 Abs. 2 BauGB genligt ist. Die mafgeblichen Pldne
sind bei der Festlegung der auf den ErschlieBungstrdger tUbertragenen Erschlie-
Bungspflicht im Einzelnen zu bezeichnen und als Anlage dem Vertrag beizufligen
(vgl. Regelungsbeispiel 29: § 2).

Die Details des Leistungsumfangs werden durch die Ausbauplanungen, ggf. auch
schon durch konkrete Leistungsverzeichnisse flr die einzelnen ErschlieBungsanla-
gen bestimmt, also etwa fiir Strafenverkehrsflachen und Wege sowie fiir die Ent-
wdsserung, die Wasserversorgung und die Griinanlagen sowie andere Einzelpldne
fir bestimmte Erschliefungsanlagen, die Gegenstand des Erschliefungsvertrags
sein sollen. Aus diesen ergibt sich der Umfang der Leistungspflichten des Er-
schlieBungstragers. Die Ausbauplanung mit Lageplan, Ldngenschnitten, Regel-
querschnitten, Hohenpldnen, Profilzeichnungen und gegebenenfalls Bauzeiten-
plan muss alle Details fiir die Ausfiihrung der ErschlieBungsanlagen unmissver-
standlich enthalten. Zusitzlich ist durch detaillierte Baubeschreibungen sicherzu-
stellen, dass Zweifel im Hinblick auf die vertraglichen Leistungen (Beschaffenheit
der zu liefernden Materialien, Verarbeitung und Giite) ausgeschlossen sind. Je
konkreter die Ausbaupldne sind, desto geringer ist das Risiko fiir den Erschlie-
Bungstrager, dass die Gemeinde spdter bei ihrer Zustimmung zu den Ausfiih-
rungspldnen Vorbehalte geltend macht. Optimal ist es deshalb, wenn die Ausbau-
pldne bereits den Anforderungen an die Ausfiihrungspldne im Sinne der HOAI
(Anlage 13 LPH 5),100 mindestens jedoch den Anforderungen an die Entwurfspla-
nung gentgen.101

100 In der Fassung v. 10. Juli 2013, BGBI. I S. 2276 ff.
101 Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (220).

268



Es ist dringend zu empfehlen, dass der Erschliefungsvertrag erst dann abgeschlos-
sen wird, wenn die Ausbauplanungen fiir die einzelnen Erschliefungsanlagen vor-
liegen, weil nur so Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten tber den Leis-
tungsumfang ausgeschlossen werden konnen. Soweit der Erschliefungstrager fiir
diese Planungen bereits Vorleistungen erbringt, sollte neben der Erklarung der
grundsétzlichen Bereitschaft zum Abschluss des Erschliefungsvertrages durch die
Gemeinde die Verteilung des Risikos klargestellt werden. Fehlen abweichende
vorvertragliche Vereinbarungen, kann die Gemeinde aus dem Rechtsinstitut , cul-
pa in contrahendo” (Verschulden bei Vertragsverhandlungen — § 311 Abs. 2 BGB)
haften, wenn sie aus sachfremden Griinden den Abschluss des Erschlielungsver-
trages ablehnt.102

Nicht empfehlenswert, aber rechtlich nicht ausgeschlossen ist ein Vertragsab-
schluss, bevor die Ausbaupldne den Ausbaustandard und damit den vertraglich
geschuldeten Leistungsumfang konkretisieren. In diesem Fall sollte zumindest auf
DIN-Vorschriften oder ortstibliche Standards der Gemeinde verwiesen werden.
Die Gemeinde sollte sich zudem unbedingt vorbehalten, dass die vom Erschlie-
Bungstrager in der Regel durch ein beauftragtes Ingenieurbiliro auszuarbeitende
Detailplanung und Ausschreibungen rechtzeitig, das heifSt vor der Ausschreibung
und vor Beginn der Bauarbeiten, von ihr zu genehmigen sind. Auf diese Weise
kann die Leistungspflicht im Sinne eines Leistungsbestimmungsrechts nach billi-
gem Ermessen (§ 315 BGB) wahrend der Durchfiihrung des Vertrags durch die
Gemeinde weiter konkretisiert werden.

Netzanschlisse bei leitungsgebundenen ErschlieBungsanlagen

Erschliefungsanlagen sind typischerweise eingebunden in ein Erschliefungsnetz,
das weit Uiber das ErschlieBungsgebiet hinausgeht. Aus diesem Grund ist im Ver-
trag zu bestimmen, wie die Anschliisse an das Erschliefungsnetz erfolgen sollen
und in welchen Verantwortungsbereich diese Aufgabe fillt. Birk weist darauf hin,
dass immer wieder Probleme entstehen, weil Anfangs- und Endpunkte der zu
bauenden Erschliefungsanlagen rdumlich und technisch nicht ausreichend be-
stimmt sind.103 Hat sich der ErschlieBungstrager verpflichtet, einen Anschluss z.B.
an einen weiterfihrenden Kanal herzustellen, so muss auch die technische Aus-
fihrung durch geeignete Ausbaupldne und Beschreibungen (z.B. einfacher An-
schluss, Schacht, begehbarer Schacht) bestimmt werden. Gleiches gilt fiir Stra-
Benanschlisse und andere Anschliisse.

102 Vgl. BGH, Urt. v. 3.10.1985 — Ill ZR 60.84 —.
103 Birk: Stadtebauliche Vertrage — Inhalte und Leistungsstérungen, 4. Aufl., S. 115, Rn. 229.
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C) Ubertragung der dffentlichen ErschlieBungsfléichen
auf die Gemeinde

Soweit das Eigentum an den offentlichen ErschlieBungsflichen nicht bereits auf
die Gemeinde Ubertragen wurde, ist im ErschlieBungsvertrag sicherzustellen, dass
die Gemeinde nach Abschluss des Erschliefungsvertrags die dingliche Verfi-
gungsmacht lber die 6ffentlichen ErschlieBungsflachen erwirbt. Daneben ist auch
die dingliche Sicherung der auf den privaten Baugrundstiicken gelegenen o&ffentli-
chen ErschliefSungsanlagen und privaten Hausanschlussleitungen fir Hinterlieger-
grundstiicke erforderlich. Zu diesem Zweck sind Bewilligung und Eintragung ent-
sprechender Dienstbarkeiten in das Grundbuch erforderlich. Die ErschlieBung
von Hinterliegergrundstlicken kann auch durch Baulasten zugunsten des Hinter-
liegergrundstlicks gesichert werden, soweit das Bauordnungsrecht der Lander eine
Baulast vorsieht.104

Eine vorherige Eigentumsiibertragung ist aus verschiedenen Griinden empfeh-
lenswert. Zum einen kann auf die notarielle Beurkundung des ErschlieBungsver-
trags verzichtet werden. Zum anderen zeigt sich in der Praxis, dass sonst Schwie-
rigkeiten beim Konkurs des Erschliefungstragers unvermeidlich sind. Werden die
kinftigen offentlichen ErschlieBungsflachen bei der Finanzierung des Vorhabens
mit Grundschulden belastet, ist die Pfandfreigabe durch die Glaubiger unter Um-
stinden nur mit groBen Schwierigkeiten zu erwirken oder mit finanziellen Auf-
wendungen verbunden.

Das Wirksamwerden des Erschliefungsvertrages kann auch vom Eigentumsiiber-
gang an den offentlichen ErschlieBungsflichen abhdngig gemacht oder an die Ein-
tragung einer Auflassungsvormerkung im Grundbuch gekniipft werden, um einen
konkursbestandigen Zugriff auf die Erschliefungsflachen zu haben. Ob der Er-
schlieBungsvertrag in diesem Fall der Form des Kaufvertrags und der Auflassung
entsprechen und notariell beurkundet werden muss, ist bislang nicht abschlieRend
geklart.105 Es ist jedoch davon abzuraten, hier Risiken einzugehen. Zwar wird im
vorgenannten Fall die Eigentumsiibertragung im Vertrag nicht versprochen, son-
dern nur vorausgesetzt. Grundstiicksiibertragung und Kauf stehen aber auch hier
in einem synallagmatischen Abhangigkeitsverhdltnis, so dass eine notarielle Beur-
kundung erforderlich sein diirfte.

Das als Regelungsbeispiel 29 abgedruckte Vertragsmuster geht davon aus, dass
die Gemeinde aufgrund eines vorher abgeschlossenen Kauf- oder Schenkungsver-
trags bereits durch die Eintragung einer Auflassungsvormerkung zumindest eine
dinglich gesicherte Anwartschaft auf das Eigentum oder eine Dienstbarkeit besitzt.
Sollten die entsprechenden Rechtsgeschifte noch nicht abgeschlossen worden
sein, sind Eigentumsiibertragung und Begriindung einer Dienstbarkeit zugunsten

104 Derzeit nicht in Brandenburg und Bayern.
105 Dies wohl fiir zuldssig haltend Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (224).
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der Gemeinde im ErschlieRungsvertrag zu regeln. Der abgedruckte Mustervertrag
kann insoweit durch die als Regelungsbeispiel 28 ebenfalls abgedruckte Regelung
ergdnzt werden. Dies bedarf dann zwingend einer notariellen Beurkundung. Die
Wirksamkeit des ErschlieSungsvertrags sollte aber von der Eintragung der Auflas-
sungsvormerkung zugunsten der Gemeinde abhingig gemacht werden.

Regelungsbeispiel 28
Grunderwerb und Bestellung einer Dienstbarkeit

Mit Ausnahme der in Abschnitt A.2. genannten Grundstlicke befinden sich samtliche im
Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplans ,Schénhéhe” belegenen
Grundstiicke im Eigentum der ErschlieBungstragerin. Diese verpflichtet sich hiermit, die
Vermessung der offentlichen Verkehrsflichen und offentlichen Plitze zu beantragen,
und zwar entsprechend den rechtsverbindlichen Festsetzungen des vorstehend naher
bezeichneten Bebauungsplans. Diese offentlichen Verkehrsflichen und offentlichen
Plitze sind in dem dieser Urkunde beigefligten Plan griin eingezeichnet. Es handelt sich
hierbei um folgende Teilflichen aus den nachstehend ndher bezeichneten
Flursticknummern.

Flst.Nr. ... Teilfliche (ca. gm) ...
Flst.Nr. ... Teilfliche (ca. gm) ...
Flst.Nr. ... Teilfliche (ca. gm) ...

MaBgeblich fir die Grolke und Lage der jeweils verduBerten Teilfliche sind die
Festsetzungen im rechtsverbindlichen Bebauungsplan ,Schonhche”. Bei den vor-
stehenden GroRenangaben handelt es sich somit auch nicht um eine Geschifts-
grundlage dieses Vertrages. Die ErschlieRungstragerin verpflichtet sich bereits heute, der
Gemeinde bei Vorliegen des amtlichen Messungsergebnisses das Besitz- und
Eigentumsrecht unentgeltlich, lasten- und kostenfrei zum Allgemeineigentum zu
Ubertragen.

Zur Sicherung des vorstehenden Eigentumsverschaffungsanspruches bewilligt die
ErschlieBungstragerin und beantragt die Gemeinde Schondorf die Eintragung einer
Auflassungsvormerkung an dem vorstehend nédher bezeichneten Grundbesitz im
Grundbuch, und zwar im Rang nach den in Abteilung Il des Grundbuchs eingetragenen
Dienstbarkeiten, jedoch im Vorrang vor den in Abteilung Ill eingetragenen Rechten. Die
Vertragsteile stimmen sdmtlichen zur Rangbeschaffung erforderlichen Glaubiger-
erklarungen mit dem Antrag auf Vollzug im Grundbuch zu, insbesondere Léschungen
und Rangriicktrittserkldarungen.

Quelle: Grziwotz: BaulanderschlieBung, S. 333.
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d) Vertragsdurchflhrung
Beauftragung eines IngenieurbUros

RegelmaRig hat der Vertragspartner kein eigenes technisches Know-how zur Ab-
wicklung der ErschlieBung. Deshalb ist es wichtig, vertraglich zu bestimmen, dass
die Ausschreibung, Bauleitung und Abrechnung der ErschlieBung durch ein leis-
tungsfahiges Ingenieurbiiro erfolgen sollen. Eine technisch und wirtschaftlich ord-
nungsgemale Abwicklung der Mallnahme kann nur gewdbhrleistet werden, wenn
der Erschlieungstrager die Fachkunde des Ingenieurbiiros, dessen Leistungsfahig-
keit und Zuverldssigkeit nachweist oder glaubhaft macht (Referenzen). Die
Stadt/Gemeinde kann sich insoweit Einflussmoglichkeiten offen halten, wenn sie
den Abschluss des Ingenieurvertrags von ihrer Zustimmung abhingig macht (Re-
gelungsbeispiel 29: § 4). Der Abschluss des Ingenieurvertrages sollte auf der
Grundlage der Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure — HOAI - erfol-
gen. Zu von der HOAI abweichenden Honorarvereinbarungen sollte, wenn sie
den Gebiihrenrahmen der HOAI (iberschreiten, die Zustimmung versagt werden.
Soweit der Erschliefungstrager selbst einen Teil der Ingenieurleistungen erbringt,
ist dies im Vertrag zu regeln.106

Vergabe von Bauleistungen

Die vom ErschlieBungstrager zu vergebenden Bauleistungen zur Herstellung der
Erschliefungsanlagen sind nach den Bestimmungen des Vergaberechtes auszu-
schreiben, soweit die Gemeinde die mit dem ErschlieBungsvertrag Gibernomme-
nen Leistungen nicht selbst ausgeschrieben hat, sondern anstelle dessen den Ver-
tragspartner zur Durchfiihrung eines Vergabeverfahrens nach den Bestimmungen
des Vergaberechts verpflichtet hat. Dies ist jedenfalls erforderlich, wenn der Wert
der auszuschreibenden Leistungen die Summe von fiinf Mio. Euro erreicht oder
Uberschreitet.107 Bei Unterschreiten dieses Schwellenwertes konnen sich Aus-
schreibungspflichten aus den landesrechtlichen Vergabegesetzen und aus dem
Haushaltsrecht ergeben. Der Vertragspartner ist im ErschlieBungsvertrag entspre-
chend zu verpflichten.

Im Einzelfall kann sich die Notwendigkeit der Beachtung der Vergabebestimmun-
gen fir offentliche Auftrdge auch nach § 98 Abs. 5 GWB ergeben. Dies ist der
Fall, wenn die Gemeinde, andere Gebietskorperschaften, deren Sondervermégen
oder andere Stellen i.S.v. § 98 Nr. 1 bis 3 GWB das ErschlieBungsvorhaben zu
mehr als flinfzig Prozent finanzieren. Der Grund fiir die Beteiligung ist dabei ohne
Bedeutung. So kann die finanzielle Beteiligung der Gemeinde z.B. deshalb ver-
einbart werden, weil diese im Erschliefungsgebiet selbst Grundstiickseigentiimer

106 Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (221).
107 Hierzu und zum Folgenden in diesem Kap. Abschnitt 5 g, S. 264 ff.
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ist oder aus Griinden der Angemessenheit oder Kausalitdt bestimmte Kosten, die
anderen Grundstiicken dienen, Gibernimmt. Die unterschiedlich begriindeten, auf
die Gemeinde entfallenden Kostenbeteiligungen kénnen kumulieren. Auch ist zu
beriicksichtigen, dass vom Land gewédhrte Zuschiisse zur Finanzierung von Er-
schlieBungsmafnahmen zwar nicht von der Gemeinde, jedoch auch von einer 6f-
fentlichen Gebietskorperschaft vergeben werden und aus diesem Grund auf den
Finanzierungsanteil offentlicher Stellen anzurechnen sind.

Im Ubrigen sollte sich die Gemeinde Kontroll- und Einflussméglichkeiten auf die
Vergabe der Bauleistungen vorbehalten. Dies gilt vor allem dann, wenn die Ge-
meinde sich aus welchen Griinden auch immer an den Kosten der Erschliefung
beteiligt. So kénnen z.B. die Leistungsverzeichnisse, die Auswahl der aufzufor-
dernden Bieter und die Auftragserteilung von der Zustimmung der Gemeinde ab-
hédngig gemacht werden. Dieses Zustimmungserfordernis eroffnet der Gemeinde
ein Leistungsbestimmungsrecht im Sinne von § 315 BGB (Leistungsbestimmung
nach billigem Ermessen).108 Im Vertragsmuster wird zudem die Bindung an die
VOB vorgeschlagen (Regelungsbeispiel 29: § 4). Wenn Bauleistungen abwei-
chend von der VOB vergeben und ausgefiihrt werden diirfen, muss insbesondere
aus Griinden der Gewahrleistung im Vertrag geregelt werden, welche Nachweise
und sonstigen Unterlagen vor Auftragserteilung vorzulegen bzw. zu (ibergeben
sind. Um bei einer Kostenbeteiligung der Gemeinde Mehrkosten zu vermeiden,
enthdlt das Vertragsmuster eine Regelung, wonach die Gemeinde die Anrechnung
von Leistungen des ErschlieBungstragers verweigern kann, wenn sie zu vermeid-
baren unwirtschaftlichen Aufwendungen gefiihrt haben.

Verkehrssicherungspflicht

Der Vertrag sollte auch regeln, wer wihrend der Durchfiihrung des Erschlie-
Bungsvertrags flir welchen raumlichen Bereich die Verkehrssicherungspflicht tragt.
Eine solche Regelung sollte den Beginn und das Ende sowie die raumliche Aus-
dehnung festlegen und zudem die Verpflichtung zur Absicherung tiber eine Haft-
pflichtversicherung fiir Personen und Sachschédden enthalten. Der ErschlieBungs-
trager sollte die Verkehrssicherungspflicht spétestens mit dem Beginn der Bauar-
beiten bernehmen, soweit er nicht noch Eigentimer der Flachen ist und nicht
schon aus diesem Grunde verkehrssicherungspflichtig ist. Die Verkehrssiche-
rungspflicht sollte sinnvollerweise erst dann auf die Gemeinde tibergehen, wenn
die Erschliefungsanlagen nach Abnahme auf sie ibergehen.

Baubeginn

Im Vertrag sollte vereinbart werden, dass die Bauarbeiten erst nach Zustimmung
der Gemeinde aufgenommen werden diirfen. Auf diese Weise kann sichergestellt

108 Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 (222).
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werden, dass die vom ErschlieBungstrager zur Absicherung seiner Verkehrssiche-
rungspflicht beizubringende Haftpflichtversicherung vorliegt. Besteht noch kein
ausreichender Versicherungsschutz entsprechend den vertraglichen Regelungen,
sollte die Gemeinde ihre Zustimmung zum Baubeginn nicht geben. Im Ubrigen
dient die Anzeige des Baubeginns der Information und versetzt die Gemeinde in
die Lage, das Bauvorhaben mit anderen Tiefbauarbeiten zu koordinieren und
rechtzeitig Vorsorge gegen mogliche Verkehrsbeeintrachtigungen zu treffen.109

BaudurchfUhrung

Sinnvollerweise sollten auch Regelungen vereinbart werden, die die Baudurchfih-
rung betreffen. Soweit méglich, sollten die Arbeiten an den ErschlieRungsanlagen
mit der Errichtung der Bauvorhaben auf den Baugrundstiicken koordiniert werden.
Dies ist allerdings nur bei zeitgleicher Durchfiihrung méglich. Die Straen sollten
in diesem Fall zundchst nur als Baustrafien hergestellt werden. Mit der abschlie-
Benden Herstellung sollte gewartet werden, bis die HochbaumaBBnahmen auf den
Baugrundstiicken abgeschlossen sind und voraussichtlich kein schweres Baugerat
auf die Baugrundstiicke fahren muss. So kénnen Beschddigungen z.B. an Rand-
steinen und Biirgersteigen vermieden werden. Welchen Ausbaustand eine
Baustrale haben muss, ist im Vertrag festzulegen (z.B. Fahrbahn nur mit Trag-,
aber ohne Deckschicht, Gehweg nur geschottert, keine Rabatten- und Gehweg-
kantensteine u.A.).110

In den Kontext der Baudurchfiihrung gehoren auch Regelungen, die die Abstim-
mung mit anderen, auBerhalb des Verantwortungsbereichs des ErschlieBungstra-
gers liegenden ErschlieBungsmafBnahmen betreffen, also z.B. die Verlegung der
Kabel fiir Telefon und Fernsehen und je nach Vertragsgestaltung fiir Strom, Wasser
und Gas. Es ist sicherzustellen, dass die genannten Erschliefungsarbeiten so
rechtzeitig erfolgen, dass die zligige Herstellung der straBenmaligen Erschliefung
nicht behindert und ein Aufbruch der fertiggestellten Anlage nicht erforderlich
wird.

Soweit die Herstellung der Wasserversorgung und/oder der Abwasserentsorgung
Gegenstand des ErschlieBungsvertrags ist, sollten dhnliche praktische Erwédgungen
der Abfolge von Baumafinahmen mit in die Vertragsgestaltung einflieBen. So soll-
te der ErschlieRungstriager verpflichtet werden, Anschlussleitungen mindestens
etwa einen Meter in das Baugrundstiick hinein zu verlegen, soweit die Grundstii-
cke erst spater bebaut werden, um einen spiteren Aufbruch der Stralle Gberflissig
zu machen. 111

109 Ebenda.
110 Ebenda.
111 Reif/Gossl/Ruf, BWGZ 1994, 200 f.
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Ublicherweise gehéren auch die StraRenbeleuchtungseinrichtungen zu den mit
der Herstellung der strallenmaBigen Erschliefung verbundenen Anlagen und sind
Gegenstand des ErschlieBungsvertrags. Hier konnen sich Besonderheiten hinsicht-
lich der zwischen Gemeinden und den ortlichen Stromversorgungsunternehmen
bestehenden Konzessions-, Stromversorgungs- oder Strakenbeleuchtungsvertrdagen
ergeben, so dass hier ebenfalls spezielle Regelungen zu treffen sind.

e) Abnahme und Gewdhrleistung

Die Abnahme dient der Feststellung der technisch richtigen, endgiiltigen Herstel-
lung der vereinbarten Erschliefungsanlagen. Im Vertrag kann vereinbart werden,
ob die Bestimmungen des BGB zum Werkvertrag oder die VOB/B fiir die Abnah-
me maligeblich sind. Es kann sinnvoll sein, weitere Einzelheiten zu regeln, wie sie
fir die Abnahme von Bauleistungen Ublich sind, die die Gemeinde in eigener Re-
gie von einem Werkunternehmer durchfiihren lasst. Im Vertrag kann z.B. festge-
legt werden, welche Personen an der Abnahme teilnehmen miissen, wer die Ab-
nahme verlangen kann und wie sie zu dokumentieren ist. In der Dokumentation
sollte mindestens Folgendes festgehalten werden: der Umfang der abgenomme-
nen Leistungen, die Beanstandungen, die Fristen, innerhalb derer die Beanstan-
dungen zu beheben sind, und der Termin fiir den Ablauf der Gewahrleistungs-
frist.112 Auch kann die Beibringung von Materialproben (z.B. Dichtigkeitsnach-
weis von Leitungen) vereinbart werden. Der Nachweis der Schadensfreiheit der
Verkehrs- und Abwasserbeseitigungsanlagen ist auch deshalb wichtig, um frithzei-
tige, unangemessene Unterhaltungsaufwendungen sicher ausschlieBen zu kon-
nen. Die Schadensfreiheit der Kanalleitungen kann z.B. durch Sachverstindigen-
gutachten, durch Druckproben oder durch Untersuchungsberichte geeigneter
Fachfirmen, die die Kanidle mittels TV-Kamera untersuchen, nachgewiesen wer-
den. Die Druckproben sind im Interesse des Gewdsserschutzes notwendig, um
den Nachweis der Dichtigkeit der Kanalleitung fihren zu kénnen.

Das abgedruckte Vertragsmuster schldgt die Bezugnahme auf die Bestimmungen
der VOB vor. Die Anwendung der VOB fiir die Gewahrleistung des Erschlie-
Rungstragers ist vorteilhafter als die Anwendung der Gewdbhrleistungsvorschriften
des BGB. Abweichend von der regelmaligen Gewahrleistungsfrist der VOB (zwei
Jahre) ist es sinnvoll, die Frist fir die Gewahrleistung auf finf Jahre zu erstrecken.

Vereinbart werden muss auch, dass der Erschliefungstrager die entstandenen
Aufwendungen, die Einhaltung der Grenzen der offentlichen Erschliefungsflachen
sowie die Lage und Dimension der &ffentlichen Abwassereinrichtungen nach-
weist. Dies ist nicht nur erforderlich, wenn die Gemeinde sich an den Kosten der
Erschlielung beteiligt sowie zur anteiligen Erstattung von Aufwendungen ver-
pflichtet ist und gegebenenfalls diese Kosten auf Fremdanlieger Uber Erschlie-

112 Vogel, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, § 124 Rn. 44.
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Bungsbeitrige umlegen will. Empfehlenswert ist eine entsprechende Nachweis-
pflicht vielmehr auch dann, wenn der ErschlieSungstrager sdmtliche Kosten der
ErschlieBung Gbernimmt. Die Preisgestaltung erlaubt Riickschlisse auf die Einhal-
tung des vereinbarten Qualitdtsstandards.

Die Gemeinde kann sich auch fiir den Fall der Nichterflillung der vom Erschlie-
Bungsunternehmer ibernommenen Pflichten das Recht auf Selbstvornahme (Er-
satzvornahme) vorbehalten.'13 Das Selbstvornahmerecht ist allerdings nur dann
wirksam, wenn der Gemeinde die ihr mit der Selbstvornahme entstehenden Auf-
wendungen ersetzt werden. Effektiv ist eine entsprechende Regelung deshalb nur
in Verbindung mit einer Vertragserfillungsbirgschaft einer Bank.114

) Ubernahme der ErschlieBungsanlagen durch die
Stadt/Gemeinde

Die Ubergabe der fertig hergestellten ErschlieRungsanlage sollte getrennt von der
Abnahme geregelt werden. Mit der Ubergabe werden die ErschlieBungsanlagen
der Offentlichkeit durch die Gemeinde zur Verfiigung gestellt. Sinnvoll ist es, hier
auch Regelungen iber die Widmung zu treffen (vgl. Regelungsbeispiel 29: § 8
Abs. 2). Zur Sicherung der Interessen der Gemeinde ist die Ubernahmeverpflich-
tung an die Erfillung bestimmter, im Vertrag fixierter Voraussetzungen zu binden.
Dabei ist vor allem von Bedeutung, dass die Gemeinde mit Ubernahme der Er-
schlieBungsanlage auch die Verantwortung fiir die Verkehrssicherheit Gbernimmt
und insoweit in vollem Umfang fiir etwaige Schiaden Dritter haftet. Wichtig ist
deshalb zum einen, dass die vereinbarten Nachweise Uber die vertragsgemalie
Durchfiihrung der Erschliefung entsprechend dem Stand der Technik vorliegen,
was zum Zeitpunkt der Abnahme der Anlage der Fall sein sollte. Zum anderen
sollte die Gemeinde Uber die Erschliefungsanlagen verfiigungsbefugt sein, das
heilt, sie sollte zum Zeitpunkt der Ubernahme der ErschlieBungsanlage Eigentii-
merin der Erschliefungsanlage sein oder auf andere Weise ein dinglich gesicher-
tes Zugriffsrecht (Dienstbarkeit) haben. Wird der Erschliefungsvertrag erst im An-
schluss an die Ubertragung der kiinftigen 6ffentlichen ErschlieBungsflichen auf
die Gemeinde geschlossen, so ist die Voraussetzung des Eigentumserwerbs regel-
maRig erfillt.

Probleme konnen auftreten, wenn die nachzuweisende Schlussvermessung zu
dem Ergebnis gefiihrt hat, dass im Zuge der ErschlieBungsmaBnahme unbeabsich-
tigt die Stralenbegrenzungslinien {berschritten und Grundstiicke mit Erschlie-
Bungsanlagen tberbaut wurden, die nicht im Eigentum der Gemeinde stehen und
die auch nicht an die Gemeinde verkauft wurden. Der Eigentumserwerb oder der
Erwerb des dinglich gesicherten Nutzungsrechts muss in diesen Féllen nachgeholt

113 OVG NW, Urt. v. 29.6.1992 -3 A 1079/91 —.
114 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 124
Rn. 54.
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werden. Die Gemeinde sollte die betroffenen Erschliefungsanlagen regelmafig
nicht vor Eintragung einer Auflassungsvormerkung im Grundstiick in ihren Ver-
antwortungsbereich ibernehmen.

Die Zustimmung des Erschliefungstragers zur Widmung der offentlichen Ver-
kehrsflichen ist zwingend notwendig, wenn die Ubertragung des Eigentums an
ihnen ausnahmsweise nicht vor dem Abschluss des ErschlieBungsvertrages erfolgt.
Sie kann auch bereits im Erschliefungsvertrag unwiderruflich erklart werden.115
Der ErschlieRungstriger konnte sonst die Ubernahme der ErschlieRungsanlagen
Uber Gebiihr verzdgern, um z.B. Fremdanlieger, von denen er eine Kostenerstat-
tung nicht erwarten darf, an der Nutzung ihrer Grundstiicke zu hindern. Soweit
solche Verzogerungen missbrauchlich erfolgen, hat die Gemeinde aufgrund der
Zustimmung zur Widmung die Méglichkeit, die Offentlichkeit der ErschlieBungs-
anlagen durch Widmung herbeizufiihren. Soweit nach dem jeweiligen Landes-
straffengesetz keine formliche Widmung vorgeschrieben ist, ist die Zustimmung
an die Uberlassung zum 6ffentlichen Verkehr zu kniipfen.

Regelungsbeispiel 29
Erschliefungsvertrag nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB116

Das Vertragsmuster geht davon aus, dass die Stadt/Gemeinde die notwendigen
Rechtsgeschéfte zum Erwerb der offentlichen Erschliefungsflachen und zur Bestellung
von Grunddienstbarkeiten fir die auf privaten Grundstlicken liegenden ErschlieSungs-
anlagen vor Abschluss des Erschliefungsvertrags getatigt hat und eine hierauf bezogene
Auflassungsvormerkung in die betroffenen Grundbiicher eingetragen wurde. Ist dies
nicht der Fall, missen entsprechende Regelungen in den ErschlieBungsvertrag auf-
genommen werden (siehe Regelungsbeispiel 28). In diesem Fall besteht die Pflicht zur
notariellen Beurkundung.

§ 1 Gegenstand des Vertrages

(1) Die Stadt/Gemeinde tbertrdgt nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
die ErschlieBung auf den ErschlieBungstrager. Das ErschlieRungsvertragsgebiet umfasst
die in dem als Anlage 1 dem Vertrag beigefiigten Lageplan rot umrandeten

Grundstlicke: Flur/Flursttick Eigentimer Grundbuch Grolse
1.
2

115 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 124
Rn. 58.

116 Das Regelungsbeispiel basiert auf Regelungsvorschldgen der Bundesvereinigung der Kommunalen
Spitzenverbdnde (abgedruckt in der ersten Auflage) des Gemeindetages Baden-Wirttemberg
(BWGZ 1994, 204 ff.); Vogel, in: Brigelmann: BauGB, Lfg. 36, September 1998, Anhang zu
§ 124; Grziwotz, in: Baulanderschliefung, S. 330 ff.; Wecker, in: v. Nicolai/Wagner/Wecker,
S. 163 ff.
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Auf den beigefligten Lageplan, der zur Durchsicht vorgelegt und genehmigt wurde, wird
verwiesen.

(2) Fir die Art, den Umfang und die Ausfiihrung der Erschliefung sind maBgebend der
rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. ... vom ... und die ErschlieBungsprojekte auf der
Grundlage der in § 2 genannten Ausbauplanungen und Projektbeschreibungen. Der
beigefiigte Bebauungsplan und die beigefligten Projektbeschreibungen und Ausbau-
planungen wurden zur Durchsicht vorgelegt und genehmigt und diesem Vertrag als
Anlage beigefiigt.

(3) Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich zur Herstellung der Erschliefungsanlagen
gemal den Bestimmungen dieses Vertrages und seiner Anlagen.

(4) Die Stadt/Gemeinde verpflichtet sich, die Erschliefungsanlagen bei Vorliegen der in
§ 8 dieses Vertrages genannten Voraussetzungen in ihre Unterhaltung und Verkehrs-
sicherungspflicht zu Gibernehmen.

§ 2 Art und Umfang der herzustellenden ErschlieRungsanlagen

(1) Der ErschlieBungstrager verpflichtet sich, die in den beigefligten Planen dargestellte
Entwdsserung (Anlage ...) sowie die Straflen- und Wegeflichen (Anlage ...) und die
Griinanlagen (Anlage ...) in dem Umfang bis zum ... fertigzustellen, der sich aus der von
der Stadt/Gemeinde genehmigten Ausbauplanung gemafs Anlagen ... bis ... ergibt.

(2) Die vom Erschliefungstrager nach diesem Vertrag durchzufiihrende ErschlieBung
umfasst:117

a) die Freilegung der 6ffentlichen Erschlielungsflachen,
b) die Herstellung der 6ffentlichen Abwasseranlagen,

c) die erstmalige Herstellung der &ffentlichen StrafRen, Wege und Plétze einschlieRlich
Fahrbahnen, Parkflachen, Geh-/Fufs- und Radwege, Stralenentwdasserung, Strallen-
beleuchtung und StraBenbegleitgriin,

d) die Herstellung der offentlichen aus rechtlichen oder tatsachlichen Griinden mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen (Wohnwege),

e) selbstandige offentliche Parkflichen,
f) selbstandige offentliche Griinanlagen,

g) Immissionsschutzanlagen,

nach Mafigabe der von der Stadt/Gemeinde genehmigten Ausbauplanung (Anlagen ... —
).

117 Beispielhafte Aufzahlung.
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§ 3 Ausschreibungen, Vergabe und Bauleitung!18

(1) Mit der Ausschreibung, Bauleitung und Abrechnung der ErschlieRungsanlagen
beauftragt der Erschliefungstrdger ein leistungsfahiges Ingenieurbiiro, das die Gewahr
fir die technisch beste und wirtschaftlichste Abwicklung der BaumafRnahme bietet. Der
Abschluss des Ingenieurvertrages zwischen ErschlieBungstriger und Ingenieurbiiro
erfolgt im Einvernehmen mit der Stadt/Gemeinde.

(2) Der Erschliefungstrager verpflichtet sich, die im Rahmen des ErschlieRungsvertrages
durchzufiihrenden Bauleistungen und Dienstleistungen gemall den fiir offentliche
Auftraggeber geltenden Bestimmungen des Vergaberechts auszuschreiben und dabei die
fir die Gemeinde geltenden Vergabegrundsdtze (Anlage ...) zu beachten.

Der Zustimmung bediirfen die Leistungsverzeichnisse — vor deren Ausgabe —, die Aus-
wahl der aufzufordernden Bieter und die Auftragserteilung.

(3) Erfillt der ErschlieBungstrager diese Pflichten nicht, so ist die Stadt/Gemeinde
berechtigt, bei der Anrechnung des Straenentwasserungsanteiles gemall § 11 dieses
Vertrages die Anrechnung von Leistungen ganz oder teilweise zu verweigern,
insbesondere wenn und soweit durch das nicht vertragsgeméfe Vergabeverfahren
vermeidbare unwirtschaftliche Aufwendungen entstehen. Die Stadt/Gemeinde wird
nach Bekanntgabe einer Pflichtverletzung des ErschlieBungstragers unverziiglich
erklaren, in welchem Umfang sie die Anrechnung von Leistungen verweigert.

(4) Kostensteigerungen wahrend der Bauzeit sind der Stadt/Gemeinde zum Zeitpunkt
ihrer Entstehung unter Angabe der Griinde bekannt zu geben; anderenfalls kdnnen sie
bei der Abrechnung nicht anerkannt werden.

(5) Die erforderlichen Katastervermessungsarbeiten werden einem offentlich bestellten
Vermessungsingenieur mit der Auflage in Auftrag gegeben, alle Arbeiten mit der
Stadt/Gemeinde abzustimmen.

§ 4 Baudurchfiihrung

(1) Gemal § 123 Abs. 2 BauGB sollen die ErschlieBungsanlagen zeitlich entsprechend
den Erfordernissen der Bebauung hergestellt werden und spatestens bis zur
Fertigstellung der anzuschliefenden Bauten benutzbar sein. Der ErschlieRungstrager
verpflichtet sich, die Erschliefungsanlagen bis zu folgenden Terminen in dem Umfang
fertig zu stellen, der sich aus den von der Gemeinde/Stadt gebilligten
Ausfiihrungspldnen ergibt:

[Liste der ErschlieBungsanlage mit jeweils zugeordneten Fertigstellungsterminen
einfligen!]

(2) Erfiillt der ErschlieRungstrager seine Verpflichtungen nicht oder fehlerhaft, so ist die
Stadt/Gemeinde berechtigt, ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Ausfiihrung der
Arbeiten zu setzen. Erfullt der ErschlieBungstrager bis zum Ablauf dieser Frist die
vertraglichen Verpflichtungen nicht, so ist die Stadt/Gemeinde berechtigt, die Arbeiten
auf Kosten des ErschlieBungstragers auszufiihren, ausfiihren zu lassen, wobei ihr weitere

118 Absdtze 3 und 4 entfallen, wenn die Gemeinde zur Anrechnung von Aufwendungen (§ 11) nicht
verpflichtet ist bzw. sich an den Kosten der Mafinahme nicht beteiligt.

279



Anspriiche vorbehalten bleiben, oder von diesem Vertrag zurilickzutreten. Der
Erschliefungstrager ist auf Verlangen der Stadt/Gemeinde verpflichtet, Vorschiisse auf
die von ihm zu tragenden Kosten zu leisten. Zahlungen sind innerhalb von ... ab
Anforderung durch die Gemeinde fillig.

(3) Der Erschliefungstrager hat notwendige bau-, wasserrechtliche sowie sonstige
Genehmigungen bzw. Zustimmungen vor Baubeginn einzuholen und der Stadt/Ge-
meinde vorzulegen. Der Baubeginn ist der Stadt/Gemeinde vorher schriftlich anzu-
zeigen. Die Stadt/Gemeinde oder ein von ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, die
ordnungsgemale Ausfiihrung der Arbeiten zu iberwachen und die unverziigliche
Beseitigung festgestellter Mangel zu verlangen.

(4) Der ErschlieBungstrager hat durch Abstimmung mit Versorgungstragern und
sonstigen Leistungstragern sicherzustellen, dass die Versorgungseinrichtungen fiir das
Erschliefungsgebiet (z.B. Kabel fiir Telefon- und Antennenanschluss, Strom-, Gas-,
Wasserleitung) so rechtzeitig in die Verkehrsflichen verlegt werden, dass die ziigige
Fertigstellung der Erschliefungsanlagen nicht behindert und ein Aufbruch fertiggestellter
Anlagen ausgeschlossen wird. Das Gleiche gilt fiir die Herstellung der Hausanschliisse
fir die Grundstlicksentwdsserung an die 6ffentliche Abwasseranlage. Die Verlegung von
Kabeln muss unterirdisch erfolgen.

(5) Vor Beginn der Hochbaumalnahmen sind die Entwdsserungsanlagen und die
vorgesehenen Strallen als BaustraBBen herzustellen. Schaden, einschlieBlich der StrafRen-
aufbriiche an den BaustraBen, sind vor Fertigstellung der StrafRen fachgerecht durch den
Erschliefungstrager zu beseitigen. Mit der Fertigstellung der Erschliefungsanlagen darf
erst nach Beendigung der Hochbaumalinahme begonnen werden.

(6) Die Herstellung der StraBenbeleuchtung hat der ErschlieBungstrager im Ein-
vernehmen mit der Stadt/Gemeinde durch den zustindigen Versorgungstrager zu
veranlassen.

(7) Die Pflanzung von Baumen im Strafenraum ist im Bereich von Leitungstrassen
moglichst zu vermeiden; ggf. sind die Anordnungen der Stadt bzw. des Leitungstragers
zu beachten und die notwendigen Schutzvorkehrungen zu treffen.

(8) Mutterboden, der bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen und
ErschlieBungsanlagen im ErschlieBungsgebiet ausgehoben wird, ist in nutzbarem
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schiitzen. Seine
Verbringung und Verwertung aulerhalb des ErschlieBungsgebietes bedarf der
Zustimmung der Stadt/Gemeinde.

(9) Der ErschlieBungstrager hat im Einzelfall auf Verlangen der Stadt/Gemeinde von den
flir den Bau der Anlage verwendeten Materialien nach den hierfiir geltenden
technischen Richtlinien Proben zu entnehmen und diese in einem von beiden
Vertragsparteien anerkannten Baustofflaboratorium untersuchen zu lassen sowie die
Untersuchungsbefunde der Stadt/Gemeinde vorzulegen. Der ErschlieRungstrager
verpflichtet sich weiter, Stoffe oder Bauteile, die diesem Vertrag nicht entsprechen,
innerhalb einer von der Stadt/Gemeinde bestimmten Frist zu entfernen.
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§ 5 Haftung und Verkehrssicherung

(1) Vom Tage des Beginns der ErschlieBungsarbeiten bis zur Ubernahme der mingelfrei
abgenommenen ErschlieBungsanlagen tragt der ErschlieBungstriger im gesamten
Erschliefungsgebiet die Verkehrssicherungspflicht.

(2) Der ErschlieRungstriger haftet bis zur Ubernahme der Anlagen fiir jeden Schaden,
der durch die Verletzung der bis dahin ihm obliegenden allgemeinen Verkehrs-
sicherungspflicht entsteht und fiir solche Schéaden, die infolge der ErschlieBungs-
mafnahmen an bereits verlegten Leitungen oder sonst wie verursacht werden. Der
ErschlieRungstrager stellt die Stadt/Gemeinde insoweit von allen Schadensersatz-
anspriichen frei. Diese Regelung gilt unbeschadet der Eigentumsverhdltnisse. Vor Beginn
der BaumaBnahmen ist das Bestehen einer ausreichenden Haftpflichtversicherung gegen
Personen- und Sachschdden nachzuweisen.

§ 6 Abnahme

(1) Der ErschlieBungstrager zeigt der Stadt/Gemeinde die vertragsgeméae Herstellung
der Anlagen schriftlich an. Zur Abnahme der Entwdsserungseinrichtungen hat der
Erschliefungstrager einen Bestandsplan iber die Entwasserungseinrichtung zu uber-
geben sowie die Schadensfreiheit der erstellten Kanalhaltungen durch einen von beiden
Vertragsparteien anerkannten Sachverstandigen nachzuweisen. Zudem hat der Erschlie-
Rungstrager zur Abnahme der einzelnen Erschliefungsanlagen jeweils geeignete Nach-
weise zu erbringen, dass die Materialbeschaffenheit der in der Ausbauplanung und
Projektierung geforderten entspricht.

(2) Die Stadt/Gemeinde setzt einen Abnahmetermin auf einen Tag innerhalb von vier
Wochen nach Eingang der Anzeige im Benehmen mit dem Erschliefungstrager fest. Die
Bauleistungen sind von der Stadt/Gemeinde und dem Erschliefungstrager gemeinsam
abzunehmen. Das Ergebnis ist zu protokollieren und von beiden Vertragsparteien zu
unterzeichnen. Das Protokoll stellt den Umfang der abgenommenen Leistungen
(Bauwerke), die Beanstandungen, die Fristen, in denen sie zu beheben sind, sowie den
Termin fiir den Ablauf der Gewahrleistungsfristen fest. Wird auf die Festlegung einer
Frist zur Mangelbeseitigung in dem Protokoll zur Abnahme verzichtet, sind diese
innerhalb von zwei Monaten, vom Tage der gemeinsamen Abnahme an gerechnet,
durch den ErschlieBungstrager zu beseitigen.

(3) Gerét der ErschlieBungstrager mit der Beseitigung der Mangel nach Abs. 2 in Verzug,
ist die Stadt/Gemeinde berechtigt, die Mangel auf Kosten des ErschlieBungstragers
beseitigen zu lassen. Wird die Abnahme wegen wesentlicher Méngel abgelehnt, kann
fir jede weitere Abnahme ein Entgelt von ... Euro angefordert werden. Dies gilt auch,
wenn der ErschlieBungstrager beim Abnahmetermin nicht erscheint.

§ 7 Gewabhrleistung

(1) Der ErschlieBungstrager iibernimmt die Gewdhr, dass seine Leistung zur Zeit der
Abnahme durch die Stadt/Gemeinde die vertraglich vereinbarten Eigenschaften hat, den
anerkannten Regeln der Technik und Baukunst entspricht und nicht mit Fehlern behaftet
ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgesetzten
Zweck aufheben oder mindern.
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(2) Die Gewdbhrleistung richtet sich nach den Regeln der VOB. Die Frist fiir die
Gewahrleistung wird auf finf Jahre festgesetzt. Sie beginnt mit der Abnahme der
einzelnen mangelfreien Erschliefungsanlage durch die Stad/Gemeinde.

(3) Der Erschliefungstrager ist verpflichtet, alle wahrend der Gewahrleistungsfrist
hervortretenden Mangel auf seine Kosten zu beseitigen, wenn es die Gemeinde vor
Ablauf der Frist schriftlich verlangt. Der Anspruch auf Beseitigung der geriigten Méngel
verjahrt nach flinf Jahren, gerechnet vom Zugang des schriftlichen Verlangens an. Nach
Abnahme der Mangelbeseitigungsleistung beginnt fiir diese Leistung eine neue
Gewahrleistungsfrist von fiinf Jahren.

(4) Kommt der ErschlieBungstrager der Aufforderung zur Mangelbeseitigung in einer von
der Stadt/Gemeinde gesetzten angemessenen Frist nicht nach, so kann diese die Mangel
auf Kosten des Erschliefungstragers beseitigen lassen.

(5) Nach Ablauf der Gewéhrleistungsfrist gehen etwaige Gewahrleistungs- und sonstige
Anspriiche des ErschlieBungstréagers aus Dienstleistungs-, Werk- oder Liefervertragen
sowie etwaige Anspriiche aus unerlaubter Handlung auf die Stadt/Gemeinde tiber. Der
ErschlieBungstriger wird die Stadt/Gemeinde bei der Durchsetzung eventueller
Anspriiche auf Verlangen unterstiitzen und ihr entsprechende Auskiinfte erteilen sowie
Vertragsunterlagen vorlegen.

§ 8 Ubernahme der ErschlieBungsanlagen

(1) Mit der Abnahme der mangelfreien Erschliefungsanlagen gehen Besitz und Nutzun-
gen an den Erschliefungsanlagen auf die Stadt/Gemeinde iiber. Die Stadt/Gemeinde
Ubernimmt die Anlagen in ihre Baulast, Unterhaltung und Verkehrssicherungspflicht.
Die Stadt/Gemeinde bestitigt die Ubernahme der ErschlieRungsanlagen in ihre
Verwaltung und Unterhaltung schriftlich.

(Ergdnzung fur den Fall bei Vertragsschluss noch fehlender dinglicher Sicherungen
hinsichtlich ~ Eigentumsitibergang und Grunddienstbarkeiten: ~Voraussetzung der
Ubernahme nach Satz 1 ist, dass die Stadt/Gemeinde Eigentiimerin der 6ffentlichen
ErschlieBungsflachen geworden ist und bei oOffentlichen Abwasseranlagen, die nicht
innerhalb der offentlichen Erschliefungsflichen verlegt worden sind, diese durch
Grunddienstbarkeiten zugunsten der Stadt/Gemeinde gesichert sind. Anstelle dessen
kann die Ubernahme auch erfolgen, sobald die genannten Rechte durch
Auflassungsvormerkung in den betroffenen Grundblichern gesichert sind.)

(2) Die Stadt/Gemeinde widmet die vom ErschlieRungstriger an sie Ubergebenen
StrafRen und Wege sowie die sonstigen &ffentlichen Verkehrsflachen fiir den 6ffentlichen
Verkehr. Soweit eine Widmung nicht vorgesehen ist, gibt die Stadt/Gemeinde die
ErschlieBungsanlagen fiir die Benutzung durch die Allgemeinheit frei. Der Erschlie-
Rungstrager stimmt der Widmung durch die Stadt/Gemeinde ab dem Zeitpunkt der
Ubernahme zu. Er erklart sich ferner damit einverstanden, dass die Stadt/Gemeinde die
ErschlieBungsanlagen entsprechend den Bestimmungen der Wasserversorgungssatzung
und Abwassersatzung zum Bestandteil der offentlichen Einrichtung Wasserversorgung
bzw. Abwasserbeseitigung erklart.

(3) Mit der Ubergabe der ErschlieBungsanlagen an die Gemeinde hat der Erschlie-
Rungstrager eine Bescheinigung eines offentlich bestellten Vermessungsingenieurs tber

282



die Einhaltung der Grenzen zu lbergeben, aus der sich weiterhin ergibt, dass samtliche
Grenzzeichen sichtbar sind.

§ 9 Sicherheitsleistungen

(1) Zur Sicherung aller sich aus diesem Vertrag fiir den ErschlieBungstrager ergebenden
Verpflichtungen leistet er Sicherheit in Héhe von ... Euro (in Worten ... Euro) durch
Ubergabe einer unbefristeten selbstschuldnerischen Biirgschaft der (Bank/Spar-
kasse/Kreditversicherungsunternehmen). Die Biirgschaft wird durch die Stadt/Gemeinde
entsprechend dem Baufortschritt in Teilbetrdgen von je ... Euro freigegeben. Bis zur
Vorlage der Gewadhrleistungsbiirgschaft erfolgen die Freigaben hochstens bis zu 90
Prozent der Biirgschaftssumme nach Satz 1.

(2) Im Falle der Zahlungsunfihigkeit des ErschlieBungstragers ist die Stadt/Gemeinde
berechtigt, noch offenstehende Forderungen Dritter gegen den ErschlieBungstrager fiir
Leistungen aus diesem Vertrag aus der Biirgschaft zu befriedigen.

(3) Nach Abnahme der Mafinahme und Vorlage der Schlussrechnungen mit Anlagen ist
fir die Dauer der Gewadhrleistungsfrist eine Gewahrleistungsbiirgschaft in Hohe von
5 Prozent der Baukosten vorzulegen. Nach Eingang wird die verbliebene Vertrags-
erfillungsbiirgschaft freigegeben.

(4) Die Biirgschaften sind auf den Vordrucken der Stadt/Gemeinde auszustellen.119

(5) Mehrere Vertragspartner der Stad/Gemeinde haften gesamtschuldnerisch fiir die
Erfiillung der vertraglichen Verpflichtungen.

§ 10 Abrechnung der vertraglichen Leistungen120

(1) Uber die Hohe der Herstellungskosten und die dem ErschlieBungstriger entstan-
denen Planungskosten sind der Stadt/Gemeinde in zweifacher Ausfertigung die vom
Ingenieurbiiro sachlich, fachtechnisch und rechnerisch richtig festgestellten Schluss-
rechnungen mit den dazugehdrigen Aufmalen, Abrechnungszeichnungen und Massen-
berechnungen einschlieBlich der Bestandspldne zu Ubergeben. Diese Rechnungs-
ausfertigungen verbleiben bei der Stadt.

(2) Reicht der Erschlieungstrager eine priifbare Rechnung nicht ein, so ist die Stadt
berechtigt, ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Erstellung der Rechnungs-
unterlagen zu setzen. Legt der ErschlieBungstrager die Rechnungen bis zum Ablauf
dieser Frist nicht vor, ldsst die Stadt/Gemeinde die Rechnung auf Kosten des
ErschlieBungstragers aufstellen.

(3) Der ErschlieBungstrager gliedert die Schlussrechnungen so, dass aus ihnen die Hohe
des tatsdchlichen ErschlieRungsaufwandes zu ersehen ist, und zwar getrennt fiir121

Freilegung der 6ffentlichen ErschlieBungsflichen

Herstellung der 6ffentlichen Abwasseranlagen

119 Hierzu sind Muster in den Regelungsbeispielen 30 und 31 abgedruckt.
120 § 10 entfdllt, wenn die Gemeinde zur Anrechnung von Aufwendungen (§ 11) nicht verpflichtet ist
bzw. sich an den Kosten der MaRnahme nicht beteiligt.

121 Hierzu sind Muster in den Regelungsbeispielen 30 und 31 abgedruckt.

283



Fahrbahnen

Parkflachen

Geh-/Ful’- und Radwege
Strafenentwdsserung
StraBenbeleuchtung
StraRenbegleitgriin

selbstandige offentliche Parkflachen
selbsténdige offentliche Griinanlagen
Wohnwege
Immissionsschutzanlagen

Planung und Bauleitung
Vermessung, Vermarkung und Schlussvermessung

(4) Die nach diesem Vertrag vorzulegenden Unterlagen und Plane werden Eigentum der
Stadt/Gemeinde.

§ 11 Kosten der Grundstiicksentwidsserung, Entwasserungsbeitrage122

(1) Die fir den Bau von Teilen der offentlichen Abwasseranlage entstandenen und
anerkannten Kosten — abziiglich ... Prozent als Anteil fiir die Stralenentwdsserung —
werden auf die nach der im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses giiltigen Satzung fiir die
in § 1 Abs. 1 des Vertrages genannten Grundstiicke zu erhebenden Entwasserungsbei-
trage angerechnet.

(2) Ubersteigen die anerkannten Kosten — abziiglich ... Prozent (vgl. Abs. 1) — die Hohe
des satzungsgemdlen Entwdsserungsbeitrages, so hat der Erschliefungstrager keinen
Anspruch auf Erstattung der iber die Hohe des Entwdsserungsbeitrages hinausgehenden
Kosten.

§ 12 Ersatz stadtischer/gemeindlicher Aufwendungen

(1) Bis zum Abschluss dieses Vertrages sind der Stadt/Gemeinde bereits die aus Anlage
... ersichtlichen Aufwendungen entstanden ... Euro (in Worten ... Euro). Die Anlage wird
Bestandteil des Vertrags. Sie wurde den Vertragsparteien zur Einsicht vorgelegt und von
diesen genehmigt. Die Aufwendungen werden vom ErschlieBungstrager zu 100 Prozent,
das heifst im Umfang von ... Euro (in Worten: ... Euro) erstattet und sind innerhalb eines
Monats nach Wirksamwerden dieses Vertrages an die Stadt/Gemeinde zu zahlen.

122 Nur erforderlich, wenn die Herstellung von 6ffentlichen Abwasseranlagen Vertragsgegenstand ist,
die neben der Strafenentwdsserung auch der Grundstiicksentwdésserung dienen, und nach Mal%-
gabe des Ortsrechts Entwisserungsbeitrdge nach dem landesrechtlichen Kommunalabgabenge-
setz zur Finanzierung der Entwdsserungsanlage erhoben werden.
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(2) Sofern der Stadt/Gemeinde ein Aufwand fiir die Verschaffung des Eigentums an den
offentlichen Flachen entsteht, wird dieser vom ErschlieBungstrager innerhalb eines
Monats nach Anforderung zu 100 Prozent erstattet.

§ 13 Bestandteile des Vertrages
Bestandteile dieses Vertrages sind:

f)  der rechtsverbindliche Bebauungsplan .../der Entwurf des Bebauungsplans ... mit
Stand vom ...,

g) der Lageplan mit den Grenzen des Erschlielungsgebietes (Anlage 1),

h) der Entwdsserungsplan (Anlage ...), StraBen-, Wege- und Griinanlagenplan (Anlage

),

i)  die von der Stadt/Gemeinde genehmigte Ausbauplanung mit den Baubeschreibun-
gen (Anlagen ... bis ...) und

j) die Aufstellung der von der Stadt/Gemeinde vor Abschluss des Vertrags
entstandenen Aufwendungen

N
§ 14 Schlussbestimmungen

(1) Vertragsanderungen oder -erganzungen bediirfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der
Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die
Stadt/Gemeinde und der ErschlieBungstrdger erhalten je eine Ausfertigung.

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berihrt die Wirksamkeit der Gbrigen
Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame
Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages
rechtlich und wirtschaftlich entsprechen.

§ 15 Wirksamwerden

Der Vertrag wird wirksam, wenn der ErschlieBungstriager die nach diesem Vertrag
geschuldeten Sicherheiten tbergibt. (Erganzung fir den Fall bei Vertragsschluss noch
fehlender dinglicher Sicherungen hinsichtlich Eigentumsiibergang und Grunddienst-
barkeiten: ... und die Eintragung der Auflassungsvormerkung zugunsten der Gemeinde
in die Grundbiicher der betroffenen Grundstiicke gemdR den Bestimmungen dieses
Vertrags erfolgt ist.)

Quelle: Modifizierte Fassung des Musters der kommunalen Spitzenverbande.

Q) Sicherung der Vertragserfullung

Beim ErschlieBungsvertrag kann ein gegeniber sonstigen stadtebaulichen Vertra-
gen gesteigertes Sicherungsinteresse bestehen, da hier neben der Gemeinde auch
die Interessen auf der zweiten Vertragsebene, das heifst die Interessen der Grund-
stiickseigentiimer, beriihrt sind. Im Interesse der Gemeinden ist die Beibringung
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einer Vertragserflillungsbiirgschaft oder die Einzahlung auf ein Verwahrkonto das
notwendige, geeignete und ausreichende Sicherungsmittel, weil auf diese Weise
die vertragsgemale Herstellung der Erschliefung im Falle der Leistungsverweige-
rung oder des Konkurses ohne zusétzliche finanzielle Beteiligung der Gemeinde
sichergestellt ist.123 Insoweit kann auf die Ausfiihrungen an anderer Stelle verwie-
sen werden.124 Zur Reduzierung der Kosten einer Vertragserflllungsbiirgschaft
kann in kleinen Schritten eine Freigabe der Biirgschaft entsprechend dem Baufort-
schritt vereinbart werden.

Das Interesse der Grundstiickseigentiimer ist insoweit beriihrt, als sie tblicher-
weise im Verhdltnis zu dem beauftragten ErschlieBungsunternehmer bereits Zah-
lungen getatigt haben. Im Falle des Konkurses kommen auf die Eigentlimer zusdtz-
lich die von der Gemeinde zu erhebenden ErschlieBungsbeitrage zu, soweit die
Gemeinde die ErschlieBung zu Ende fiihrt und von dem ErschlieBungstrager kein
Ersatz der Aufwendungen erreicht werden kann, weil dieser zahlungsunfahig ist.
Auch fiir die Gemeinde ist diese Situation zumindest kommunalpolitisch schwie-
rig. Die Gemeinden sollten deshalb darauf hinwirken, dass die Grundstiickseigen-
timer sich im Binnenverhiltnis zu dem Erschliefungsunternehmer ausreichend
sichern. Dies kann z.B. dadurch geschehen, dass die Grundstiickseigentiimer ihre
Vorauszahlungen auf ein treuhdnderisch z.B. von der Gemeinde verwaltetes
Treuhandkonto Uberweisen, von dem Auszahlungen an den Erschlielungsunter-
nehmer nur entsprechend den tatsdchlich erbrachten Leistungen erfolgen.125
Uber die Auszahlungen kann dann z.B. ein Gremium, bestehend aus Vertretern
der Grundstiickseigentiimer, des ErschlieBungstragers und der Gemeinde, ent-
scheiden. Wéhrend das Risiko der Grundstiickseigentlimer auf diese Weise voll
abgedeckt werden kann, bleibt das Risiko der Gemeinde zumindest in Hohe des
bei Beitragserhebung von ihr zu tragenden Kostenanteils.

Regelungsbeispiel 30

Formular , Vertragserfiillungsbiirgschaft” beim Erschliefungsvertrag
Name und Adresse des ErschlieBungstragers: ...

Name und Adresse des Biirgen: ...

Sicherheitsleistung fiir Vertragserfiillung bis zum Hochstbetrag von

in Ziffern ... in Worten ...

fir Anspriiche aus dem ErschlieBungsvertrag mit der

Bauvorhaben/Malnahme: ...

123 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 102, November 2011, § 124
Rn. 54.

124 Vgl. in diesem Kap. Abschnitt 3 ¢, S. 249 sowie in Kap. VIII Abschnitt 3, S. 334.

125 Birk: Stadtebauliche Vertrdge, Inhalte und Leistungsstorungen, 5. Aufl., S. 172, Rn. 322.
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Auftragsgegenstand (Gewerk): ...
Erschliefungsvertrag vom: ...

Hiermit Gbernehmen wir fir den Erschliefungstréager gegeniiber der Gemeinde die
selbstschuldnerische Biirgschaft flr die Erfiillung des Erschliefungsvertrages und
verpflichten uns, jeden Betrag bis zum angegebenen Hochstbetrag zu zahlen, sofern der
Erschliefungstrager seiner Verpflichtung zur vertragsgemaBen Ausfiihrung der Leistung
einschlieflich der Abrechnung nicht, nicht vollstindig oder nicht fristgerecht
nachgekommen ist. Die Biirgschaft gilt ausdriicklich auch fiir den Fall der Insolvenz des
Erschliefungstragers.

Auf die Einreden der Anfechtung und der Aufrechnung sowie der Vorausklage gemal
§§ 768, 770, 771 BGB wird verzichtet. Eine Hinterlegung ist ausgeschlossen.

Die Verjdhrungsfrist fiir Rechte aus der Biirgschaft wird einvernehmlich verlangert.
Rechte aus der Biirgschaft verjahren nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der
Verjahrung der verbiirgten Forderung. Eine ldngere gesetzliche Verjahrung bleibt
unbertihrt.

Nach Riickgabe der Biirgschaftsurkunde an den Erschliefungstrager konnen Anspriiche
gegen den Biirgen nicht mehr geltend gemacht werden.

Ort, Datum, Siegel/Stempel und Unterschriften
Quelle: Textvorschlag auf der Grundlage des Musters der Bundesvereinigung der

kommunalen Spitzenverbdnde und von Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielen-
berg/Krautzberger, § 124 Rn. 126.

Regelungsbeispiel 31
Formular ,Gewabhrleistungsbiirgschaft“ beim ErschlieRungsvertrag

Name und Adresse des ErschlieBungstragers:

Name und Adresse des Biirgen:

Sicherheitsleistung flr vertragsgemafe Gewdhrleistung bis zum Hochstbetrag in Ziffern
.. in Worten ... flir Anspriiche aus dem ErschlieBungsvertrag mit der Gemeinde ... Amt

fir Anspriiche aus dem Erschliefungsvertrag mit der

Bauvorhaben/Mafnahme:
Auftragsgegenstand (Gewerk):
ErschlieBungsvertrag vom:

Abnahmedatum:

Hiermit Ubernehmen wir fiir den Erschliefungstrager gegeniliber der Gemeinde die
selbstschuldnerische Biirgschaft fiir Gewdhrleistungsanspriiche aus dem genannten
ErschlieBungsvertrag und verpflichten uns, bei nicht fristgerechter Erfiillung dieser
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Anspriiche jeden Betrag bis zum angegebenen Hochstbetrag zu zahlen. Die Birgschaft
gilt ausdriicklich auch fiir den Fall der Insolvenz des ErschlieBungstragers.

Auf die Einreden der Anfechtung und der Aufrechnung sowie der Vorausklage gemaf
§§ 768, 770, 771 BGB wird verzichtet. Eine Hinterlegung ist ausgeschlossen.

Die Verjahrung der Rechte aus der Biirgschaft wird einvernehmlich verldngert, so dass
die Rechte aus der Biirgschaft nicht vor Ablauf von drei Monaten nach der Verjahrung
der verbiirgten Forderung verjdhren. Klargestellt wird, dass eine ldngere gesetzliche
Verjahrung unberihrt bleibt.

Nach Riickgabe der Biirgschaftsurkunde an den Erschliefungstrager konnen Anspriiche
gegen den Biirgen nicht mehr geltend gemacht werden.

Quelle: Textvorschlag auf der Grundlage des Musters der Bundesvereinigung der
kommunalen Spitzenverbdnde sowie von Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielen-
berg/Krautzberger, § 124 Rn. 126.

7. Sonderfall Fremdanlieger

Von erheblicher praktischer Bedeutung ist die Fallkonstellation, bei der Grundst-
cke durch die Erschliefung des Gebietes einen Vorteil erfahren, ohne dass die Ei-
gentlimer dieser Grundstiicke sich gegeniiber dem ErschlieBungstrager oder der
Gemeinde zur Beteiligung an den Kosten der ErschlieBung verpflichtet haben.
Diese Interessenlage wird gemeinhin als Fremdanliegerproblematik bezeichnet.
Fremdanliegergrundstiicke kénnen z.B. Grundstiicke sein, die auf der anderen
Seite einer am Rande des Erschliefungsgebiets liegenden StralBe liegen oder die
entsprechend dem Planungswillen der Gemeinde im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans liegen, aber nicht im Eigentum des am Zustandekommen des Bebau-
ungsplans interessierten Investors stehen. Die Fremdanlieger haben haufig kein In-
teresse oder nicht die wirtschaftlichen Moglichkeiten, sich an den Kosten der Er-
schlieBung zu beteiligen. In diesem Fall kann eine zufriedenstellende Losung er-
reicht werden, wenn die Gemeinde den Vertragspartner in Hohe des auf die
Grundstiicke des Fremdanliegers entfallenden ErschlieBungsvorteils von der Kos-
tentragung freistellt und die Fremdanlieger dann im Wege der Beitragserhebung
nach § 127 BauGB heranzieht.126 Eine Kostenbeteiligung der Gemeinde ist recht-
lich aber haufig nicht geboten. Bei Wiirdigungen und wirtschaftlicher Gesamtbe-
trachtung der sich aus dem ErschlieBungsvertrag ergebenden Vor- und Nachteile
kann auch bei begiinstigten Fremdanliegern eine vollstindige Kosteniibernahme
des Vertragspartners angemessen sein.127

Soweit Gemeinde und Vertragspartner eine angemessene Kostenbeteiligung der
begiinstigten Fremdanlieger erreichen wollen, sind die spezifischen Bedingungen

126 Dombert, BauR 1999, 588 (592).
127 BVerwG, Beschl. v. 2.11.2010 - 9 B 98.09 —; Urt. v. 10.8.2011 -9 C 6/10 —.
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des ErschlieBungsbeitragsrechts allerdings zu beachten. Zunéchst kann der Ver-
tragspartner versuchen, durch einen privatrechtlichen Vertrag eine Zahlungsforde-
rung gegen den Fremdanlieger zu begriinden. Gelingt ihm dies nicht, hat er einen
Anspruch auf einen anteiligen Ersatz der Erschliefungskosten weder aus Ge-
schéftsfihrung ohne Auftrag noch aus ungerechtfertigter Bereicherung.128 Eine
Heranziehung eines Fremdanliegers durch ErschlieBungsbeitragsbescheid der
Gemeinde setzt voraus, dass der Gemeinde ein beitragsfahiger Erschliefungsauf-
wand entsteht bzw. entstanden ist. Im Erschliefungsvertrag sind die wechselseiti-
gen Pflichten zwischen Gemeinde und Vertragspartner entsprechend auszugestal-
ten. Der ErschlieBungsvertrag muss dabei auf die sich aus dem ErschlieBungsbei-
tragsrecht ergebenden Verteilungsmafstibe Riicksicht nehmen. Vor allem muss
daran gedacht werden, dass die zu Erschliefungsbeitrdgen zu veranlagenden
Grundstiickseigentiimer immer nur einen ihrem Vorteil entsprechenden Anteil des
der Gemeinde tatsdchlich entstandenen ErschlieBungsaufwands tragen miissen.
Das BVerwG fiihrt insoweit aus: ,Eine angemessene Belastung des Fremdanliegers
mit ErschlieBungskosten setzt eine Kostenvereinbarung voraus, in der sich die
Gemeinde dem Erschliefungsunternehmer gegeniber verpflichtet, die gesamten
fir die betreffende ErschlieBungsanlage entstehenden beitragsfahigen Aufwen-
dungen nach entsprechendem Nachweis zu erstatten. ... Beschrankt sich dagegen
die vertragliche Verpflichtung der Gemeinde auf die Erstattung ausschlieflich der
dem Grundstlick des Fremdanliegers zuzuordnenden Erschliefungskosten, sind
diese gleichwohl — wiederum — dem Gebot des § 131 Abs. 1 Satz 1T BauGB ent-
sprechend auf alle durch die vom Erschlielungsunternehmer hergestellte Anlage
erschlossenen Grundstiicke zu verteilen, so dass auf den Fremdanlieger nur ein
Bruchteil dieser Kosten {iberbiirdet werden kann.” 129

Das BVerwG hat in der Entscheidung vom 22.3.1996 zudem klargestellt, dass der
Gemeinde bereits mit Abschluss einer solchen Vereinbarung ein erst mit der ent-
sprechenden Bezifferung durch den Erschliefungsunternehmer aktualisierter bei-
tragsfahiger ErschlieBungsaufwand entsteht.130 Es ist deshalb nicht erforderlich,
dass der Gemeinde zum Zeitpunkt der Falligkeit haushaltsmaRig Deckungsmittel
oder eine Verpflichtungsermdchtigung zur Verfiigung stehen.131 Eine nachtragli-
che Modifizierung eines ErschlieBungsvertrags mit dem Ziel, Fremdanlieger her-
anzuziehen, kommt nur dann in Betracht, wenn in dem ErschlieBungsvertrag zu-
mindest der Wille der Vertragsparteien zum Ausdruck gekommen ist, dem Grunde
nach eine Basis fir die Heranziehung von Fremdanliegern zu Erschlielungsbei-
tragen zu schaffen.132

128 Vgl. BGH, Urt. v. 8.11.1973 - VI ZR 246/72 —; BVerwG, Urt. v. 23.8.1991 —.

129 BVerwG, Urt. v. 30.1.2013 =9 C 11.11 —; Urt. v. 22. 3. 1996 — 8 C 17/94 —; im Anschluss daran
OVG Liineburg, Beschl. v. 22.11.2006 — 9 ME 269/06 —; Urt. v. 31.1.2011 — 9 LC 132/09 —.

130 Ebenda.

131 Dombert, BauR 1999, 588 (592).

132 OVG L[jneburg, Urt. v. 31.1.2011 -9 LC 132/09 —.
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Der finanzielle Ausgleich zwischen Gemeinde und ErschlieSungstrager kann auf
verschiedene Weise erreicht werden. Auch hierzu zeigt das BVerwG Wege auf.133
Vereinbart werden kann zum einen, dass die Gemeinde dem Erschliefungsunter-
nehmer den auf das Grundstiick des Fremdanliegers entfallenden Beitrag nach
dessen Einziehung auszahlt, der ErschlieBungsbeitrag fiir die erschlossenen
Grundstiicke des Erschliellungsunternehmers dagegen gemals § 133 Abs. 3 Satz 5
BauGB abgel6st und der Ablésungsbetrag auf den im Ubrigen bestehenden Erstat-
tungsanspruch angerechnet wird. Eine entsprechende Vereinbarung setzt aller-
dings voraus, dass den Anforderungen an die Wirksamkeit von Abldsevereinba-
rungen Genlige getan wird. Insbesondere muss die ErschlieBungsbeitragssatzung
die Mdoglichkeit zur Ablosung des Erschliefungsbeitrags im Sinne des § 133
Abs. 3 Satz 5 BauGB ausdriicklich regeln.

Die Kostenvereinbarung kann zum anderen aber auch auf eine Ablosungsverein-
barung verzichten und stattdessen mit Blick auf die Grundstiicke des Erschlie-
Bungsunternehmers vorsehen, dass die Gemeinde die Erstattungsforderung des
Unternehmers mit ihren gegen ihn entstandenen ErschlieBungsbeitragsforderun-
gen verrechnen soll. ZweckmaRigerweise wird bei einer solchen Regelung zusatz-
lich bestimmt, ob fiir die vorzunehmende Verrechnung auf das Entstehen der
sachlichen Beitragspflicht abgestellt werden soll. Wird demgegeniber auf das Ent-
stehen der personlichen Beitragspflicht abgestellt, muss zur Begriindung der per-
sonlichen Beitragspflicht ein Beitragsbescheid gegen den ErschlieBungstrager er-
gehen.

Das Interesse der Gemeinde wird bei entsprechenden Vertragskonstellationen re-
gelmaRig darauf gerichtet sein, dass der ErschlieBungstrager bei Heranziehung des
Fremdanliegers den nach § 129 Abs. 1 Satz 3 BauGB beitragsrechtlich von der
Gemeinde zu tragenden Kostenanteil Gbernehmen kann. Das BVerwG hat ent-
sprechende Vereinbarungen nicht als Vorfinanzierungsvertrag, sondern als durch
Kostenabrede modifizierten Erschliefungsvertrag bezeichnet.’34 Wéahrend nach
der zur alten Rechtslage vom BVerwG vertretenen Auffassung eine solche Kosten-
beteiligung zumindest mit deutlichen Risiken verbunden war, spricht nach der seit
dem 21. Juni 2013 geltenden Rechtslage nichts gegen eine entsprechende Verein-
barung. Denn nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB kénnen auch die nicht bei-
tragsfahigen Aufwendungen der Gemeinde Gegenstand einer Folgekostenverein-
barung sein.135

133 BVerwG, Urt. v. 30. 1.2013 =9 C 11.11 —; Urt. v. 22. 3. 1996 - 8 C 17/94 —.
134 Ebenda.
135 Hierzu Kapitel V Abschnitt 2 d, S. 233 f.
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Regelungsbeispiel 32
Kostenregelung bei Fremdanliegerfallen*
*Anstelle von § 11 in den Mustervertrag (Regelungsbeispiel 29) einfiigen.

(1) Die fir den Bau von Teilen der offentlichen Abwasseranlage entstandenen und
anerkannten Kosten — abziiglich ... Prozent als Anteil fiir die Strallenentwdsserung —
werden auf die nach der im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses giiltigen Satzung fiir die
in § 1T Abs. 1 des Vertrages genannten Grundstlicke zu erhebenden Entwasserungs-
beitrige angerechnet. Ubersteigen die anerkannten Kosten — abziiglich ... Prozent (vgl.
Satz 1) — die Hohe des satzungsgemédBen Entwasserungsbeitrages, so hat der
Erschliefungstrager keinen Anspruch auf Erstattung der iber die Ho6he des
Entwésserungsbeitrages hinausgehenden Kosten.

(2) Die Stadt/Gemeinde trdgt den nach Bundes- und Landesrecht beitragsfahigen
ErschlieBungsaufwand nach Maligabe der von der Stadt/Gemeinde genehmigten
Schlussrechnung des Unternehmers mit Ausnahme des beitragsfihigen Aufwands fiir
den Bau von Teilen der 6ffentlichen Abwasseranlage im Sinne von Absatz 1. Den nicht
beitragsfahigen Erschliefungsaufwand tragt der Unternehmer.

(3) Die Stadt/Gemeinde erhebt nach MaRgabe der Erschliefungsbeitragssatzung bei den
erschlossenen Grundstiicken ErschlieBungsbeitrdge und fiihrt die bei ihr eingehenden
Beitragszahlungen an den Erschliefungstrager zur Erfiillung des diesem zustehenden
Kostenerstattungsanspruchs ab. Der auf die Grundstiicke des ErschlieBungstragers
entfallende Beitrag wird, sobald die sachliche Beitragspflicht besteht, mit dem
Erstattungsanspruch des ErschlieBungstragers verrechnet und gilt damit als abgegolten.

(4) Der ErschlieBungstrager stundet der Gemeinde den Erstattungsanspruch gemafd
Absatz 3 als zinsloses Darlehen.

(5) Der Erschliefungstréger stellt die Stad/Gemeinde von dem nach der ErschlieBungs-
beitragssatzung auf die Stadt/Gemeinde entfallenden Eigenanteils an den beitragsfahigen
Erschliefungskosten (§ 129 Abs. 1 Satz 3 BauGB) frei und verzichtet insoweit auf die
Kostenerstattung.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.
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VII. Vertrdge im besonderen Stadtebaurecht:
Sanierungsgebiete, Entwicklungsgebiete,
Stadtumbaugebiete - Vertrage in Gebieten der
Sozialen Stadt - Private Initiativen (BID - HID),
stddtebauliche Gebote, Sozialplanung

1. Vertrége in stddtebaulichen Sanierungsgebieten

Eine stadtebauliche Sanierung wird in aller Regel von einer Reihe stadtebaulicher
Vertrage begleitet: Grundeigentimer bernehmen durch Vertrag Ordnungsaufga-
ben (§ 146 Abs. 3 BauGB) und beteiligen sich an der Umsetzung der Sozialpla-
nung nach §§ 180, 181 BauGB, sanierungsrechtliche Genehmigungen nach
§§ 144, 145 BauGB werden mit Vertrdgen abgesichert, Ausgleichsbetrdge werden
vor Abschluss der Sanierung nach § 154 Abs. 3 BauGB abgel6st, Sanierungstrager
nach den §§ 157 bis 161 BauGB beauftragt, Vorkaufsrechte nach § 27 BauGB ab-
gewendet, Modernisierungsvertrage nach § 177 Abs. 4 BauGB abgeschlossen.
Nachfolgend wird darauf verzichtet, fiir alle diese Vertragsinhalte Mustertexte an-
zubieten. Die Sachlagen sind dafiir zu unterschiedlich; fiir die komplexe Beauf-
tragung von Sanierungstragern oder Entwicklungstrigern gibt es ausgearbeitete
Muster in Handbiichern! und Groflkommentaren.2 Im Rahmen dieses Buches
notwendig und sinnvoll sind jedoch Hinweise auf zu beachtende Besonderheiten,
auf Chancen und auf Risiken im Kontext einzelner Vertragstypen.

a) Der ,Bedenken-Ausrdum-Vertrag" nach § 145 Abs. 4 BauGB

Nach § 145 Abs. 4 BauGB kann eine sanierungsrechtliche Genehmigung auch
vom Abschluss eines stadtebaulichen Vertrags abhédngig gemacht werden, wenn
dadurch Versagungsgriinde im Sinne des § 145 Abs. 2 ausgerdumt werden. Fir
bauliche MaBnahmen in einem Sanierungsgebiet, fiir die Aufnahme von Grund-
krediten, fiir Grundstiicksteilungen und viele andere grundstiicksbezogene Vor-
gdnge benodtigt der Grundeigentiimer eine besondere sanierungsrechtliche Ge-
nehmigung nach § 144 BauGB. Diese darf nur versagt werden, wenn der beab-
sichtigte Vorgang das Erreichen der Sanierungsziele gefihrdet oder unméglich
macht. Viele Bedenken kénnen ausgerdumt werden, wenn der Eigentiimer sich
vertraglich zur Einhaltung bestimmter Grenzen bei einer Modernisierung oder zur
Mitwirkung bei der Sozialplanung verpflichtet. Das in § 145 Abs. 4 BauGB kodifi-
zierte Modell — Beseitigung von Bedenken durch Vertragsschluss — kann im Ver-

1 Haag/Menzel/Katz: Stddtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmallnahmen, Stuttgart 2007;
Mathony: Von der Sanierungssatzung zum Ausgleichsbetrag. Handbuch fir die kommunale Pra-
xis mit Beispielen und Mustern fiir Kommunalverwaltungen und Aufsichtsbehérden sowie aktuel-
lem Auszug aus dem Baugesetzbuch (§§ 136-191 BauGB), Bonn 2009.

2 Bielenberg/Koopmann/Krautzberger: Stadtebauférderungsrecht (Loseblatt).
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waltungsrecht auch ganz allgemein eingesetzt werden. Denn im Verwaltungsver-
fahrensgesetz (VwVfG) heil’t es (§ 36 VwVIG Nebenbestimmungen zum Verwal-
tungsakt):

m (1) Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, darf mit einer Neben-
bestimmung nur versehen werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelas-
sen ist oder wenn sie sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen
des Verwaltungsaktes erfiillt werden. [Hervorhebungen durch den Verf.]

Auf dieser Rechtsgrundlage kann praktisch jeder Verwaltungsakt von der Bedin-
gung abhingig gemacht werden, dass vor seinem Inkrafttreten ein stadtebaulicher
Vertrag abgeschlossen wird. Mit einem solchen Vertrag kann z.B. die ,stadtebau-
liche Vertretbarkeit” einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB abgesichert
werden; auch das ,Einfiigen” nach § 34 Abs. 1 BauGB kann Uber einen stadtebau-
lichen Vertrag gesteuert werden.

b) Ubernahme von OrdnungsmaBnahmen und/oder der
Errichtung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen
nach § 146 Abs. 3 BauGB

In § 146 Abs. 3 BauGB ist eine Sonderform des Folgelastenvertrags geregelt.
Schon vor der allgemeinen Kodifikation dieses Vertragstyps in § 11 BauGB wurde
es der Verwaltung erlaubt, die Grundeigentiimer in Sanierungsgebieten auf deren
Kosten mit der Ausflihrung von Ordnungsmafinahmen (z.B. Freirdumen der
Grundstiicke) und dem Bau von Folgeeinrichtungen (z.B. einer Kinderbetreuungs-
einrichtung) zu beauftragen. Die Kostenlberwdélzung war jedoch zundchst nur bis
zur Hohe des Betrags erlaubt, der spater als Ausgleichsbetrag zu zahlen war.
Denn in § 155 Abs. 6 heilst es:

m  Sind dem Eigentiimer Kosten der Ordnungsmalinahmen oder Kosten fiir die
Errichtung oder Anderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen im
Sinne des § 148 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 entstanden, hat die Gemeinde sie ihm zu
erstatten, soweit sie Uber den nach § 154 und Absatz 1 ermittelten Aus-
gleichsbetrag hinausgehen [Hervorhebungen durch den Verf.].

Erst mit dem BauROG 1998 wurde der Satzteil hinzugefiigt:

m und die Erstattung nicht vertraglich ausgeschlossen wurde. [Hervorhebungen
durch den Verf.]

Wenn die Verwaltung Grundeigentiimer im Sanierungsgebiet mit der Ausfiihrung
von Ordnungsmalinahmen oder dem Bau von Folgeeinrichtungen beauftragt, soll-
te sie also nicht vergessen, die Erstattung von den Ausgleichsbetrag tiberschiefen-
den Betrdgen vertraglich auszuschlieBen, soweit sich dies als angemessene Rege-
lung vertreten ldsst.
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C) Abldsung des Ausgleichsbetrags nach § 154 Abs. 3 BauGB

Nach § 154 Abs. 3 kann die Gemeinde die Ablosung des Ausgleichsbetrags im
Ganzen (nicht: teilweise!) vor Abschluss der Sanierung zulassen. Dies erfolgt
durch o&ffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen der Gemeinde und dem Eigenti-
mer. Von dieser Moglichkeit wird im Interesse klarer Kalkulationsgrundlagen hau-
fig Gebrach gemacht. Eine Ablésung kommt zwar erst dann in Frage, wenn das
Sanierungsziel fur das Grundstiick und seine Umgebung einigermalen klar ist,
denn eine Abldsung setzt eine zumindest grobe Schétzung des spater entstehen-
den Betrags voraus. Von der Vorauszahlung unterscheidet sich die Abldsung
dadurch, dass spétere Nacherhebungen oder Riickzahlungen grundsétzlich ausge-
schlossen sind. Nach der Rechtsprechung3 ist aber eine nachtrdgliche Korrektur
moglich und geboten, wenn die Schétzung das Ziel um mehr als 100 Prozent
nach oben oder nach unten verfehlt hat. Dann hilft auch die gesetzliche Regelung
in § 154 Abs. 3 nicht mehr, wonach die Vereinbarung eines héheren Betrags als
des (zundchst errechneten) Ausgleichsbetrags zuldssig ist. Zu Rickzahlungspflich-
ten der Kommune kann es gemaf § 156a BauGB auch kommen, wenn die Kom-
mune insgesamt einen Uberschuss erzielt hat (was sehr selten der Fall sein diirfte).
Der Riickzahlungsanspruch richtet sich dann aber nicht proportional nach der
Hohe der tatsichlich gezahlten Ablésung. Vielmehr wird der Uberschussbetrag
als Summe auf die Eigentiimer im Verhaltnis der Anfangswerte ihrer Grundstiicke
verteilt (so die Regelung in § 156a Abs. 2 BauGB).

Zur Methode der Einschdtzung der Hohe des Ausgleichsbetrags als Grundlage der
Festlegung des Ablosungsbetrags ist Folgendes auszufiihren:4 Zum Wertermitt-
lungsstichtag und zur mafgeblichen Grundstiicksqualitdt schweigt das BauGB. Es
ist davon auszugehen, dass Wertermittlungsstichtag sowohl fiir den mafgeblichen
Zustand ,nach Abschluss der Sanierung” als auch fiir die Preisverhiltnisse der
Zeitpunkt ist, zu dem der Ablosungsvertrag abgeschlossen wird. Die Wartezeit bis
zum Abschluss der vorgesehenen MaBnahmen ist zu beriicksichtigen.

Von der Méglichkeit, einen hoheren Ausgleichsbetrag zu vereinbaren, darf be-
sonders dann Gebrauch gemacht werden, wenn sich die aufgrund der Neuord-
nung ergebenden sanierungsbedingten Bodenwerterh6hungen nicht zuverldssig
abschitzen lassen und die Gemeinde deshalb zur Sicherung der Finanzierung ei-
nen sog. Sicherheitszuschlag fordert. Nach den allgemeinen Grundsétzen fir stad-
tebauliche Vertrdge darf es sich aber nur um einen ,angemessenen” Mehrbetrag
handeln. Der Mehrbetrag darf nur ,zur Deckung der Kosten der Sanierungsmaf-
nahme” dienen.

Ein Abweichen nach unten ist im Gesetz abweichend vom ,ganzen oder teilwei-
sen Absehen” nach § 155 Abs. 4 BauGB nicht ausdriicklich geregelt. Mehrere

3 BVerwG, Urt. v. 9.11.1990 - 8 C 36.89 —.
4 In Anlehnung an Freise, § 154 BauGB Rn. 72 ff. in: Briigelmann: BauGB, 67. Lfg. 2008.
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Landesregierungen5 haben aber sog. Verfahrensabschldge fiir zuldssig erachtet.
Als Anreize zur Ablésung zum Zweck der Verfahrenserleichterung ist dies durch-
aus zu empfehlen. Als Verfahrensvorteile der Ablésung werden mit Recht angese-
hen:

m die Verringerung des Verwaltungsaufwands gegeniber einer ansonsten vor-
zunehmenden Veranlagung;

s die Vermeidung von Rechtsmittelverfahren mit ungewissem Ausgang, ein-
schlieBlich des Prozessrisikos mit Kosten;

m  Einsparungen im Einzugsverfahren, Vermeidung von Beitreibung, Stundung,
Ratenzahlung oder gar Erlass;

= Einsparung von Fordermitteln;

m  zweckentsprechender weiterer Einsatz der abgelosten Ausgleichsbetrage in
Sanierungsgebieten;

m leichtere kommunalpolitische Durchsetzbarkeit der Erhebung der Aus-
gleichsbetrage.

Unter Beachtung dieser Grundsatze konnen die Gemeinden durch Gemeinderats-
beschluss die Hohe des Verfahrensabschlags festlegen. Die genannten Erlasse se-
hen Obergrenzen von 20 Prozent bzw. 15 Prozent vor. Dabei wird eine zeitliche
Staffelung nach dem Abldsezeitpunkt empfohlen, um eine moglichst frithzeitige
Abl6sung zu erreichen.

Auch bei abweichender Berechnung der Hohe des Ausgleichbetrags nach § 154
Abs. 2a BauGB anhand der aufgewendeten bzw. noch aufzuwendenden Kosten
sind vergleichbare Verfahrensabschlige wegen der Unsicherheiten der Kosten-
schitzung zulassig.

2. Vertréige in stdtebaulichen Entwicklungsbereichen

In stadtebaulichen Entwicklungsbereichen sind gemals § 169 Abs. 1 BauGB zahl-
reiche Vorschriften des Sanierungsrechts, darunter die §§ 144, 145 zu besonderen
Genehmigungspflichten, die §§ 146 bis 148 zu den Ordnungs- und Baumalnah-
men, die §§ 154, 155 zum Ausgleichsbetrag, entsprechend anzuwenden. Hier gilt
also im Hinblick auf die in diesen Vorschriften geregelten stadtebaulichen Vertra-
ge dasselbe wie in Sanierungsgebieten. Nachfolgend werden zwei Besonderheiten
abgehandelt, ndmlich der Vertrag zur Abwendung der Bodenerwerbspflicht nach

5  Beispielsweise: Erlass des Innenministeriums Baden-Wiirttemberg v. 30.1.1992, Az. 5-2520.0
§ 154/1; Erlass des Umweltministeriums Saarland v. 30.5.1997, Az. C/1-5300/97 Mu/Su/Al,
http://www.saarland.de/dokumente/thema_stadt_und_land/Staedtebaufoerderung_Abloesung.pdf.
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§ 166 Abs. 3 BauGB und der Vertrag zur Beauftragung eines ,unechten” Entwick-
lungstrdgers im Vorfeld einer Entwicklungsmallnahme nach § 167 Abs. 1 BauGB.

Q) Der Vertrag zur Abwendung der Bodenerwerbspflicht nach
§ 166 Abs. 3 BauGB

Nach § 166 Abs. 3 BauGB soll die Gemeinde von dem im Ubrigen vorgesehenen
und vorgeschriebenen Erwerb eines Grundstiicks im formlich festgelegten Ent-
wicklungsbereich absehen, wenn

1. bei einem baulich genutzten Grundstiick die Art und das Mal der baulichen
Nutzung bei der Durchfithrung der Entwicklungsmallnahme nicht gedndert
werden sollen oder

2. der Eigentlimer eines Grundstiicks, dessen Verwendung nach den Zielen und
Zwecken der stadtebaulichen Entwicklungsmallnahme bestimmt oder mit aus-
reichender Sicherheit bestimmbar ist, in der Lage ist, das Grundstiick binnen
angemessener Frist dementsprechend zu nutzen, und er sich hierzu verpflich-
tet.

Wenn der Eigentlimer selbst bereit und in der Lage ist, das Grundstiick in Zukunft
entsprechend den Zielen und Zwecken der MaRnahme zu nutzen, und er sich
hierzu verpflichtet, ist es offensichtlich unnétig, ihm das Grundstiick aus der Hand
zu nehmen. Voraussetzung fiir diese Variante ist allerdings, dass die zukiinftige
Verwendung des Grundstiicks schon in der ,Erwerbsphase” hinreichend bestimmt
oder doch bestimmbar ist. Wenn der Grunderwerb — wie es in der Praxis hdufig
der Fall ist — im Ansatz dazu dient, Planungsfreiheit erst zu er6ffnen, dann missen
und sollen alle Grundstiicke im Entwicklungsbereich erworben werden.

Das Gesetz verlangt, dass sich der Eigentimer zu der Nutzung verpflichtet, die als
Ergebnis der Entwicklungsmafnahme entstehen soll. Das schlielt in der Regel ein,
dass sich der Eigentiimer auch zur Bebauung seines Grundstiicks verpflichtet (vgl.
die entsprechende Regelung in § 169 Abs. 6 BauGB).

Die Verpflichtung des Eigentlimers erfolgt in einem stddtebaulichen Vertrag nach
§ 11, in dem die Gemeinde ihrerseits erklart, vom Grunderwerb abzusehen, und
der Eigentiimer sich seinerseits zur Bebauung verpflichtet. Die Bebauung ist nach
Art und Umfang zu beschreiben; der Zeitpunkt fiir die Vorlage des Bauantrags
und der Beginn der Bauarbeiten sind festzulegen.

Bei der zwangsweisen Durchsetzung der Verpflichtung wiirden sich die gleichen
Probleme ergeben wie bei der zwangsweisen Durchsetzung eines Baugebots. Eine
Ersatzvornahme ist kaum moglich, weil der Bauantrag des Bauherrn nicht zu er-
setzen ist. Deshalb sollte in dem Vertrag auch geregelt werden, wie zu verfahren
ist, wenn der Eigentlimer seinen Verpflichtungen zur Vorlage des Bauantrages und
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zum Baubeginn nicht nachkommt. Es sollte bestimmt werden, dass der Vertrag er-
lischt, wenn der Eigentiimer den Bauantrag nicht fristgerecht vorlegt oder den ge-
nehmigten Bau nicht fristgerecht verwirklicht. Damit ist die Abwendung geschei-
tert und die Gemeinde ist aufgefordert, den Grunderwerb notfalls auch im Wege
der Enteignung vorzunehmen. Noch besser ist es, wenn fiir diesen Fall bereits ei-
ne dinglich gesicherte Ankaufsoption in den Vertrag aufgenommen wird, aufgrund
derer die Gemeinde das Grundstiick kaufen darf, wenn vertragswidrig gehandelt
wird.

b) Die Beauftragung eines unechten ErschlieBungstrégers nach
§ 167 BauGB

Nach § 167 Abs.1 BauGB kann sich die Gemeinde zur Erfiillung von Aufgaben,
die ihr bei der Vorbereitung und Durchfihrung der ErschlieBungsmafinahme ob-
liegen, eines geeigneten Beauftragten, insbesondere eines Entwicklungstrigers,
bedienen. Der ,geeignete Beauftragte” im Sinne der Vorschrift ist in der Regel der
»echte” Entwicklungstrager im Sinn des § 167 Abs. 2. In der Praxis hat sich jedoch
auch das Modell des ,unechten Entwicklungstragers” eingebiirgert. Der unechte
Entwicklungstrager ist ein ganz normales Unternehmen (Entwickler, Bautrdger
oder auch kommunale ErschlieBungsgesellschaft als Eigenbetrieb), das mit der
Gemeinde zusammenarbeitet und sich bemiht, zu entwickelnde Flichen kom-
plett zwecks ErschlieBung zu erwerben. Die Gemeinde kann das Unternehmen
dabei unterstiitzen, indem sie vorsorglich vorbereitende Untersuchungen fiir eine
Entwicklungsmafinahme veranlasst und den Grundeigentiimern auf diese Weise
klar macht, dass im Prinzip unabdnderlich beabsichtigt ist, eine bestimmte Flache
hier und jetzt zu Bauland zu entwickeln. Man kann dann hoffen, dass alle Grund-
eigentlimer ihre Grundstiicke verkaufen — und zwar vor der férmlichen Festlegung
einer Entwicklungsmaflnahme.

Die VerdufRerung vor der férmlichen Festlegung ist fir die Eigentlimer von Vorteil,
weil sie dabei noch nicht der Preiskontrolle unterliegen, die nach der formlichen
Festlegung ausgelibt werden misste.

Wenn der komplette Ankauf seitens des unechten Entwicklers gelingt, erlbrigt
sich eine férmliche Festlegung der Mainahme. Mit dem Unternehmen wird dann
ein ErschlieBungsvertrag und Folgekostenvertrag abgeschlossen — so entledigt sich
die Gemeinde jeglichen Finanzierungsrisikos. Wenn es aber zu einer férmlichen
Festlegung kommen sollte, darf der unechte Entwickler in der Regel nicht als Ent-
wicklungstrager eingesetzt werden, wenn und weil er selbst Bauunternehmer ist.

Nach § 167 Abs. 2 ist u.a. § 159 Abs. 2 BauGB auf den echten Entwicklungstriger
anzuwenden. Nach § 159 Abs. 2 legen die Gemeinde und der Entwicklungstrager
mindestens die Aufgaben, die Rechtsstellung, in der sie der Entwicklungstrager zu
erflillen hat, eine von der Gemeinde hierfiir zu entrichtende angemessene Vergi-
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tung und die Befugnis der Gemeinde zur Erteilung von Weisungen durch schriftli-
chen Vertrag fest. Der Vertrag muss mindestens enthalten, welche Aufgaben der
Trager zu erfillen hat — darunter die WiederverduBerung —, eine angemessene
Vergiitung und die Weisungsbefugnis der Gemeinde. Der Vertrag bedarf nicht der
Form des § 311b Abs. 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs. Er kann von jeder Seite
nur aus wichtigem Grund gekiindigt werden.

Der Vertrag fiir den unechten Entwickler unterliegt nicht dem § 159 Abs. 2
BauGB. Aus prinzipiellen Griinden ist jedoch darauf zu achten, dass auch der
Vertrag mit dem unechten Entwickler die Pflicht zur WiederverduRerung der er-
worbenen Grundstiicke enthélt. Der Druck, der schon durch die Ankiindigung ei-
ner Entwicklungsmanahme ausgelost wird, darf nicht dazu genutzt werden, dem
freihandigen Erwerber ein Bodenmarktmonopol zu verschaffen. Auch fir den un-
echten Entwickler muss § 169 Abs. 6 BauGB geltend gemacht werden:

Die Grundstiicke sind nach ihrer Neuordnung und Erschliefung unter Be-
riicksichtigung weiter Kreise der Bevélkerung und unter Beachtung der Ziele
und Zwecke der EntwicklungsmalSnahme an Bauwillige zu verdufSern, die
sich verpflichten, dass sie die Grundstiicke innerhalb angemessener Frist ent-
sprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans und den Erfordernissen
der Entwicklungsmalinahme bebauen werden.

3. Die Regelung der Veriréige zum Stadtumbau und
zur Sozialen Stadt in den §§ 171c und 171e BauGB

Durch das Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau) 2004 wurden die
§§ 171a bis e zusammen mit der zugehorigen Uberleitungsvorschrift in § 245 in
das BauGB eingefiigt.6 Es handelt sich um folgende Vorschriften:

§ 171a Definition Stadtumbau
§ 171b Gebietsfestlegung durch Beschluss
§ 171¢c Stadtumbauvertrag

§ 171d Satzung zur Sicherung der Durchfithrung von Stadtumbaumafnahmen
(Stadtumbaumalinahmensicherungssatzung)

§ 171e MaBnahmen der Sozialen Stadt
§ 245  Uberleitungsrecht

Mit dem § 171c — Stadtumbauvertrag — gehort zu diesen Vorschriften auch eine,
die sich unter ausdriicklicher Zitierung des § 11 BauGB mit dem Abschluss von

6  Dazu Stemmler, ZfBR 2004, 128.

298


file://OES-S3/VOLOESS3/USER/ab1/PJ-laufend/4.%20Auflage%20-%20städtebauliche%20Verträge/Text%204.%20Auflage/FILENAME%3fxid=137485,325%23jurabs_1

stddtebaulichen Vertrdgen in Stadtumbaugebieten beschiftigt. Auch in § 171e —
der den Fordergebieten der Sozialen Stadt gewidmet ist — werden die Gemeinden
dazu aufgefordert, stadtebauliche Vertrdage abzuschliellen.

Nebeneinandergestellt haben die Vorschriften folgenden Wortlaut:

§ 171c BauGB 2004 § 171e Abs. 5 BauGB 2004
Stadtumbauvertrag Soziale Stadt

Die Gemeinde soll soweit erforderlich zur Um- | (Satz 3)

setzung ihres stadtebaulichen Entwicklungskon- | soweit erforderlich, soll die Gemeinde zur Ver-
zeptes die Moglichkeit nutzen, Stadtumbaumali-  wirklichung und zur Forderung der mit dem Ent-
nahmen auf der Grundlage von stadtebaulichen | wicklungskonzept verfolgten Ziele sowie zur
Vertragen im Sinne des § 11 insbesondere mit | (Jhernahme von Kosten mit den Eigentiimern

den beteiligten Eigent[]mern durchzufiihren. Ge- und Sonstigen MaBnahmentrégern stadtebauli-
genstande der Vertrage konnen insbesondere ' che Vertrage schlieRen.

auch sein:

1. die Durchfiihrung des Ruckbaus baulicher
Anlagen innerhalb einer bestimmten Frist
und die Kostentragung fiir den Riickbau;

2. der Verzicht auf die Austubung von Anspri-
chen nach den 88 39 bis 44;

3. der Ausgleich von Lasten zwischen den be-
teiligten Eigentiimern.

Der Gesetzgeber verfolgte bei der Normierung der Vorschriften zum Stadtumbau
und zur Sozialen Stadt das Konzept, weitgehend ohne hoheitlichen Zwang auszu-
kommen.” Deshalb wird das Stadtumbaugebiet nicht durch Satzung, sondern
durch einfachen Beschluss festgelegt. Aus dem gleichen Grund empfiehlt der Ge-
setzgeber den Kommunen ausdriicklich, bei der Durchfiihrung des Stadtumbaus
und der Verwirklichung des Prinzips der Sozialen Stadt stddtebauliche Vertrage
einzusetzen und damit in vertraglich geregelter freiwilliger Zusammenarbeit vor-
zugehen.

Unter den drei in § 171c genannten ,Vorzugsthemen” fiir die Regelung durch
Vertrag wird allerdings die Nr. 3 nur sehr selten verwirklicht. Die von einer Stadt-
umbaumalnahme bevorzugten Eigentlimer (das sind diejenigen, deren Gebaude
nicht zum Abriss vorgesehen sind) sind in aller Regel nicht bereit, an der Entscha-
digung der Eigentiimer mitzuwirken, deren Gebdude beseitigt werden sollen. Der
von Nr. 3 angeregte Ausgleich von Vorteilen und Lasten gelingt nur innerhalb von
groBen Wohnungsunternehmen, die ihre Mieter intern umsetzen kénnen. Ein-
zeleigentlimer betreiben keinen vertraglichen Lastenausgleich untereinander.

7  Friesecke, FuB 2/2009, 79-89.
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Die Gemeinde kann diese Situation wohl nur dadurch in den Griff bekommen,
dass sie das Stadtumbaugebiet zugleich zum Sanierungsgebiet im Normalverfah-
ren erklart (was rechtlich moglich ist) und von den bevorzugten Eigentimern Aus-
gleichsbetrage erhebt. Dies sollte mdoglichst in Form von Ablésungsvereinbarun-
gen geschehen. Das dadurch eingenommene Geld kann dann fir die Entschadi-
gung solcher Eigentiimer verwendet werden, die durch hoheitlich angeordneten
Abriss auf der Verliererseite stehen. Das Gesetz gewdhrt ihnen Gber § 179 Abs. 3
BauGB nach Anordnung eines Riickbauduldungsgebots folgende Entschadigung:

(3) Entstehen dem Eigentiimer, Mieter, Pachter oder sonstigen Nutzungsbe-
rechtigten durch die Beseitigung Vermdgensnachteile, hat die Gemeinde
angemessene Entschddigung in Geld zu leisten. [Hervorhebungen durch
den Verf.]

Néheres folgt dazu unten unter 8. g).

Die nachfolgende Darstellung gibt einen Uberblick tiber die Inhalte und Probleme
von Stadtumbauvertrdgen im engeren Sinn.

a) Der Ubliche Inhalt von Stadtumbauvertrgen: Ergebnisse einer
Difu-Umfrage

Stadtumbaugebiete werden in aller Regel auch (wenn nicht sogar nur) zu dem
Zweck festgelegt, die Grundlage fiir den Einsatz von Stadtebauférderungsmitteln
i.S. der §§ 164a und 164b BauGB aus dem Bundes- und Landeshaushalt zu schaf-
fen. Die Vergabe von Foérdermitteln nicht nur durch Bescheid, sondern auch
durch Zuwendungsvertrag ist dabei eine hiufig geiibte Vorgehensweise. Ublich ist
auch, dass der Eigentlimer als Vertragspartner der Gemeinde sich im Gegenzug
fur die Gewahrung der Fordermittel auch zu bestimmten Handlungen oder Unter-
lassungen verpflichten muss. Daher sind die in § 171c Nr. 1 und 2 BauGB ge-
nannten Inhalte von Stadtumbauvertrdgen (Verpflichtung zu RiickbaumaBnahmen
innerhalb bestimmter Frist, Verzicht auf Anspriiche nach dem Planungsschadens-
recht der §§ 39-44 BauGB) durchaus iblich (vgl. das Regelungsbeispiel 33 am
Ende dieses Kapitels). Eine Umfrage des Deutschen Instituts fir Urbanistik (Difu)
aus dem Jahr 2004 hat ergeben, dass liber 80 Prozent aller damals schon abge-
schlossenen Vertrage mit Eigentimern in Stadtumbaugebieten derartige Bestand-
teile enthielten.8

Das Difu fragte alle 83 Mitgliedstidte des Deutschen Stddtetages (DST) in den
neuen Landern: ,Hat lhre Stadt/Gemeinde einen oder mehrere stidtebauliche
Vertrdge mit Eigentimern oder Wohnungsunternehmen zur Durchfiihrung von
Stadtumbaumalnahmen abgeschlossen? Welche Inhalte hatten diese Vertrage?”

8  Vgl. Difu-Berichte 4/2004, S. 12, http://difu.de/publikationen/difu-berichte/4_04/artikel06.shtml.
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m 73 Mitgliedstddte des DST in den neuen Landern (88 Prozent) haben geant-
wortet. Davon hatten 48 Stadte (66 Prozent) bereits Stadtumbauvertrage abge-
schlossen; 25 Stadte (34 Prozent) hatten dazu noch keine Erfahrungen.

s Die groBe Mehrzahl der Vertragspartner (96 Prozent) waren grofle Woh-
nungsbauunternehmen.

85 Prozent der Vertrdge betrafen die Vergabe von Fordermitteln im Zusam-
menhang mit der Zahlung von ,Riickbaupramien” auf der Grundlage der
Teilnahme der Stadt am Forderprogramm ,Stadtumbau Ost”.

Wie oben bereits erwahnt wurde, ist es bislang kaum gelungen, die vertragliche
Regelung eines Lastenausgleichs zwischen den beteiligten Eigentlimern nach
§ 171¢c Nr. 3 BauGB herbeizufiihren. Dazu ware als Vorbedingung ein multilate-
rales Rechenwerk erforderlich, mit dem man prozessbegleitend oder mindestens
am Ende der Mallnahmen ausrechnen kann, wer welche Vorteile genielst und wer
welche Nachteile erleidet. Ein solches Rechenwerk gibt es bislang aber nur im
Rahmen des Sanierungsrechts in Form der Berechnung von Ausgleichsbetragen.
Die §§ 152 ff. BauGB sehen jedoch auf Seiten der Eigentiimer nur Zahlende, aber
keine Zahlungsempfdnger vor. Im Stadtumbaurecht ist das Problem ungel6st und
wohl auch nicht [6sbar.

b) Was gilt es beim Abschluss von Stadtumbauvertrédgen zu
bedenken?

Schon vor Eintritt in die Vertragsverhandlungen sollte man, wie sonst auch bei
anderen stidtebaulichen Vertragen, priifen,

= ob die eigenen Vertragsziele definiert und angemessen sind und

= ob die in Aussicht genommenen Vertragspartner vertragswiirdig und vertrags-
fahig sind.

Es ist wenig professionell, die eigenen Vertragsziele erst allmahlich im Verhand-
lungsprozess entstehen zu lassen, weil in diesem Fall ziemlich wahrscheinlich ist,
dass diese Ziele im Wesentlichen von der Gegenseite bestimmt werden. Zudem
sollte man sich vorher Klarheit dariiber verschaffen, ob die in Aussicht genomme-
nen Partner hinreichend zuverlédssig und 6konomisch tberlebensfihig sind.

Bei der Formulierung der eigenen Vertragsziele sollte man die folgende Checkliste
der moglichen Kapitel und Inhalte von Stadtumbauvertrdgen durchgehen, um bei
der Ausformulierung im individuellen Fall nichts zu vergessen. Auf problemati-
sche Aspekte der Liste wird im weiteren Verlauf der Ausfiihrungen eingegangen.
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Checkliste: Inhalte von Stadtumbauvertragen

A. Ubersetzung des stadtebaulichen Konzepts in
Vertragspflichten

= Was soll mit welchen baulichen Anlagen geschehen?

= Was mit den Freiflachen?

= Was geschieht mit der Infrastruktur?

= Wie lasst sich eine Aufwertung erreichen?

B. Zuordnung der Kosten/Beantragung von
Fordermitteln

= Wer tragt die Kosten welcher MaZnahmen?

= Wer beantragt und erhélt welche 6ffentlichen
Zuschiisse?

C. Regelung von Zwischennutzungen,
Verzicht auf Baurecht

= Was soll nicht geschehen, obwohl derzeit und weiterhin zulés-
sig?

= Was soll zeitweise zuldssig sein — obschon derzeit unzulassig?

D. Nachnutzung/endgultige Nutzung

= Welche Nutzungen sollen ab wann endgiiltig zuléssig sein (Ab-
sichtserklarung)?

= Welche Einschrankungen sollen insoweit gelten?

E. Verzicht auf Anspriiche nach den 8§ 39 bis 44 BauGB

= Soll die Bauleitplanung im Stadtumbaugebiet geéndert werden?

= Ist ein Wandel im Rechtsstatus von Stadtumbaugebieten von
§ 34 BauGB in Richtung AuRenbereich nach § 35 BauGB mdg-
lich?

BEACHTE:

= Die Umwidmung von privater Nutzung zu 6ffentlicher Nutzung
I6st Entschadigungsanspriiche/ggf. Ubernahmeanspriiche des
Eigentumers aus. Das gilt auch bei vertraglichem Ausschluss
von Anspriichen nach Planungsschadensrecht.

= Also: Anspriiche auf Entschadigung wegen Enteignung oder
Aufopferung bleiben stets unberihrt.

F. Sicherheitsleistungen
= FUr vom Vertragspartner ibernommene
Kosten ?
= Vertragsstrafen bei Nichterfiillung?
G. Kiindigungsmoglichkeiten und Uberleitung auf
Rechtsnachfolger
= Was geschieht, wenn der Vertrag nicht erfullt wird?

= Sind die Vertragsziele auch gegeniiber Rechtsnachfolgern er-
reichbar und durchsetzbar?

H. Formerfordernisse, salvatorische Klausel

= Besteht die Pflicht zur notariellen Beurkundung, weil Grund-
stiicksgeschafte in den Vertrag aufgenommen wurden?

= Was geschieht bei Unwirksamkeit und Vertragsliicken?
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Bemerkungen

Zu den Folgen einer Divergenz
zwischen dem stadtebaulichen
Konzept und dem Vertragsin-
halt siehe unten 3 d).

Zur notwendigen Regelung von
Zwischenfinanzierungen bei
verspateter Auszahlung von
Zuschissen siehe 8 5 des Re-
gelungsbeispiels 34. Zur akti-
ven Beteiligung von Eigentu-
mern an den Kosten von Auf-
wertungsmafinahmen siehe
Regelungsbeispiel 35.

Zur Grenze des Verzichts auf
Baurecht siehe unten 3 g).

Hier kommen bedingte
und/oder befristete Festsetzun-
gen im B-Plan nach § 9 Abs. 2
BauGB in Betracht

Zu den rechtlichen Grenzen
des Verzichts auf Ersatz von
Planungsschaden siehe unten

30).

Siehe dazu Kapitel VIII in die-
sem Buch.

Siehe dazu Kapitel IX in die-
sem Buch.

Siehe dazu Kapitel II, S. 61 ff.
in diesem Buch.



C) Das Verhdltnis des Stadtumbauvertrags nach § 171czu § 11
BauGB

Das Gesetz empfiehlt den Einsatz von ,stddtebaulichen Vertragen im Sinne des
§ 11 BauGB”. § 11 ist seit dem BauROG 1998 die Basisvorschrift fur stadtebauli-
che Vertrage im BauGB, ldsst jedoch in Absatz 4 die Zuldssigkeit anderer als der
dort geregelten stadtebaulichen Vertrage unberihrt.

Die Inhalte der in § 171c BauGB angeregten Vertrage zum Stadtumbau sind in der
Tat in § 11 nicht geregelt und bleiben daher ,unberihrt”. In § 11 sind nur mogli-
che Randaspekte auch von Stadtumbauvertrdgen angesprochen, wie beispielswei-
se die Regelung der Befristung oder Bedingung von Baurechten, so wie sie auch
im Kontext des Stadtumbaus zweckmalRig sein konnen (Ausschluss der Wiederbe-
bauung nach Riickbau fiir eine bestimmte Frist).

Dennoch ist die Verweisung des § 171c auf § 11 wichtig und richtig, um klarzu-
stellen, dass die Grundregeln des § 11 Abs. 2 und 3 auch fiir Stadtumbauvertrage
gelten. Nach § 11 Abs. 2 missen die vereinbarten Leistungen den gesamten Um-
stinden nach angemessen sein. Die Vereinbarung einer vom Vertragspartner zu
erbringenden Leistung ist unzuldssig, wenn er auch ohne sie einen Anspruch auf
die Gegenleistung hitte. Beispiel: Die Vereinbarung, wonach ein bestimmtes Ge-
baude nur dann abgerissen werden darf, wenn zuvor auch ein anderes Gebaude
abgerissen wird, dirfte unzuldssig sein, wenn der beantragte Abriss nur bauord-
nungsrechtlich genehmigt werden muss und insoweit keine Hinderungsgriinde
bestehen. Zur zeitlichen Steuerung des Abrissprozesses muss bei Widerstinden
der Eigentiimer mit der Sicherungssatzung nach § 171d BauGB gearbeitet wer-
den.9 Zuldssig diirfte es dagegen sein, die Genehmigung einer Modernisierung
oder eines Neubaus vertraglich vom vorherigen Abriss eines anderen Gebdudes
abhdngig zu machen; denn die Zulassigkeit der Modernisierung eines Altbaus o-
der eines Neubaus kann planungsrechtlich gesteuert werden, sie ist nicht ohne
weiteres zuldssig. Derartige Forderungen sind aber grundsdtzlich nur ,angemes-
sen”, wenn sie mit dem ,stadtebaulichen Entwicklungskonzept” nach § 171b
Abs. 2 BauGB Ubereinstimmen.

Nach § 11 Abs. 3 BauGB bediirfen stadtebauliche Vertrage der Schriftform. Dies
gilt auch fiir Stadtumbauvertrage.

d) Umsetzung des stddtebaulichen Entwicklungskonzepts - Folgen
einer Divergenz

Stadtumbauvertrdge sollen ,zur Umsetzung des stddtebaulichen Entwicklungs-
konzepts” nach § 171b Abs. 2 BauGB dienen. Das ist logisch, da die gesamte

9  Dazu Goldschmidt, BauR 2004, 1707.
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MaRnahme auf der Grundlage des Konzepts erfolgen soll. Was geschieht, wenn
ein Vertragsinhalt dem stadtebaulichen Konzept deutlich widerspricht? (Beispiel:
Es wird der Abriss eines Gebaudes vereinbart, das nach dem Entwicklungskonzept
erhalten bleiben soll.) Die Bindung des Vertragsinhalts an das Entwicklungskon-
zept ist nicht im Sinne eines rechtlich verbindlichen Entwicklungsgebots ausge-
staltet, so wie dies im Verhiltnis zwischen Flachennutzungsplan und nachfolgen-
den Bebauungspldnen gemdls § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB der Fall ist. Widerspriiche
fahren nicht automatisch zur Unwirksamkeit des Vertrags. Vielmehr geht der Ver-
trag wegen seiner Gegenseitigkeit in der Regel dem (einseitigen) Entwicklungs-
konzept (ohne Normqualitdt) vor. Moglicherweise kann man den Vertrag als ein-
zelfallbezogene Fortschreibung des Entwicklungskonzepts verstehen. Nur wenn
der Vertragsinhalt ,unangemessen” im Sinne des § 11 Abs. 2 BauGB ist, ist er
nichtig. Die Angemessenheit bezieht sich zwar hauptsdchlich auf das Verhiltnis
von Leistung und Gegenleistung, nicht auf das Verhdltnis zu einem vorgelagerten
Entwicklungskonzept. Die Missachtung des beschlossenen Konzepts diirfte jedoch
in der Regel als willkiirlich zu beurteilen sein — es sei denn, es gibt dafiir nach-
traglich entstandene gute Griinde.

e) Vertragsschluss mit den Beteiligten - Aufstellung eines
Sozialplans

Die Stadtumbauvertrdge sollen nach dem Gesetz insbesondere mit den beteiligten
Eigentlimern geschlossen werden. Die Grundeigentiimer sind die entscheidenden
Mitwirkenden am Stadtumbau, deshalb stehen sie als mogliche Vertragspartner im
Vordergrund. Zu den Grundeigentiimern gehdren auch Wohnungseigentiimer
nach dem WEG. Das Gesetz schlieRt im Ubrigen aber keineswegs aus, dass Ver-
trdge auch mit anderen Beteiligten geschlossen werden, z.B. mit Gewerbetreiben-
den, auch mit einzelnen Mietern — zum Beispiel tber deren erforderliche Umziige
und dabei im Wege des Harteausgleichs nach § 181 BauGB zu leistende Beihilfen
auf der Grundlage eines Sozialplans nach § 180 BauGB.

Durch eine Ergdnzung des § 180 BauGB (Sozialplan) hat der Gesetzgeber mit
dem EAG Bau dafiir gesorgt, dass im Regelfall auch in Stadtumbaugebieten ein
Sozialplan aufgestellt werden muss. Der einschldgige Satz 1 des § 180 BauGB
lautet:

,Wirken sich Bebauungspldne, stddtebauliche Sanierungsmafnahmen,
stddtebauliche EntwicklungsmaBnahmen oder StadtumbaumalSnahmen vo-
raussichtlich nachteilig auf die personlichen Lebensumstinde der in dem
Gebiet wohnenden oder arbeitenden Menschen aus, soll die Gemeinde
Vorstellungen entwickeln und mit den Betroffenen erortern, wie nachteilige
Auswirkungen moglichst vermieden oder gemildert werden kénnen”. [Her-
vorhebungen durch den Verf.]
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Das Ergebnis der Erdrterungen und Priifungen sowie die voraussichtlich in Be-
tracht zu ziehenden MafRnahmen sind im Sozialplan schriftlich darzustellen (dies
ist der Gebietssozialplan nach § 180 Abs. 2 BauGB, nicht zu verwechseln mit den
moglichen Einzelsozialpldnen fiir einzelne Gebdude und deren Bewohner). Nach
§ 180 Abs. 3 BauGB kann die Aufstellung des Sozialplans von der Gemeinde
auch ,einem anderen” Ubertragen werden, wenn dieser die Mallnahmen durch-
flhrt. Beim Stadtumbau kann diese Vorschrift durchaus zur Anwendung kommen,
wenn der physische Umbau in der Hand grolSer Gesellschaften liegt. Das geeigne-
te Instrument zur Ubertragung ist dann ein stidtebaulicher Vertrag.

f) Mogliche Gegensténde von Stadtumbauvertrédgen

Durchfuhrung des Ruckbaus baulicher Anlagen innerhalb einer bestimmten
Frist, Regelung der Kostentragung fur den Ruckbau

Nach § 171c Satz 2 BauGB konnen Gegenstidnde der Vertrage insbesondere auch
sein:

1. die Durchftihrung des Riickbaus baulicher Anlagen innerhalb einer bestimm-
ten Frist und die Kostentragung fiir den Riickbau;

2. der Verzicht auf die Ausiibung von Anspriichen nach den §§ 39-44 BauGB;
3. der Ausgleich von Lasten zwischen den beteiligten Eigentiimern.

Die Regelung des Riickbaus bestimmter baulicher Anlagen bis zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt unter Gewdéhrung eines Zuschusses (von z.B. 60 Euro pro gm besei-
tigter Wohnflache) gehort zu den klassischen Vertragsinhalten (vgl. dazu das Re-
gelungsbeispiel 34). Der Zuschuss wird in der Regel als Hochstbetragszuschuss
mit Verwendungsnachweis gewahrt.

Regelung der Kostenbeteiligung an AufwertungsmaBnahmen

Das Gesetz spricht in seiner beispielhaften Aufzdhlung von Regelungsinhalten
von Stadtumbauvertragen nur von der Kostenbeteiligung des Eigentiimers an
RickbaumaRnahmen. Die Forderprogramme des Bundes und der Lander sehen
jedoch nicht nur eine Férderung des Riickbaus, sondern (mit 50 Prozent) auch ei-
ne Forderung von Aufwertungsmalinahmen vor. Ebenso, wie eine finanzielle Be-
teiligung des Eigentiimers an den Riickbaumalinahmen erwiinscht ist, sollte auch
auf eine Beteiligung an den Aufwertungsmafnahmen Wert gelegt werden. Diese
MaRnahmen sind unmittelbar geeignet, den Bodenwert zu erh6hen.10 Das Rege-
lungsbeispiel 35 sieht daher vor, dass sich der Eigentlimer mit einem Dirittel an
den Kosten der Aufwertung als Gesamtmalnahme beteiligt. Eine vertragliche Re-

10 Zur Wertermittlung in Stadtumbaugebieten siehe Kleiber, Forum Wohneigentum 2003, 305.
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gelung kann entfallen, wenn der Stadtumbau nach den Regeln einer stadtebauli-
chen Sanierung im Normalverfahren durchgefithrt wird, weil dann ein Aus-
gleichsbetrag erhoben wird. Auch in formlich festgelegten Sanierungsgebieten
kann es sich jedoch empfehlen, den Beitrag der Eigentiimer vorab als anteilige Be-
teiligung an den Kosten festzulegen. Die Vereinbarung muss dann als Ablésung
des Ausgleichsbetrags nach § 154 Abs. 3 Satz 2 BauGB fungieren.

Verzicht auf die Austbung von Ansprichen nach den
§§ 42 bis 44 BauGB

Die Verbindung der Gewéhrung von Zuschlssen mit der Forderung nach Verzicht
auf die Geltendmachung von Anspriichen wegen (Boden-)Wertminderungen nach
dem Planungsschadensrecht des BauGB (§§ 39-44 BauGB) ist beim Stadtumbau
von Anfang an geltende Verwaltungspraxis gewesen; bereits das erste Programm
Stadtumbau Ost hatte dies vorgesehen. Die Gemeinden schaffen sich dadurch
Rechtssicherheit und die Mdoglichkeit, einen vollzogenen Stadtumbau auch pla-
nungsrechtlich nachzuvollziehen. Es leuchtet ein, dass ein Eigentlimer, der mit
der einen Hand Zuschsse fir die Beseitigung von baulichen Anlagen entgegen-
nimmt, nicht mit der anderen Hand Entschadigung fiir eine daraus folgende Bo-
denwertminderung verlangen konnen sollte. Allerdings muss dieser Verzicht an-
gemessen sein: Wenn ein Eigentlimer sich durch Stadtumbauvertrag bereit erklart,
vorhandenen Wohnraum zu beseitigen, darf er nicht unangemessen gegeniiber
bleibenden Hausbesitzern benachteiligt werden. Es darf nicht sein, dass der mit-
wirkungsbereite Eigentlimer schlechter dasteht als der benachbarte Grundeigen-
timer, der sich jeder Kooperation verweigert, nicht abreifit und am Ende zu sei-
nen Gunsten jene Mieter aufnimmt, die wegen des benachbarten Abrisses umzie-
hen missen. Hier sollte an die Regelung eines Lastenausgleichs (siehe dazu unten
Punkt f)) gedacht werden.

Verzicht auf die Geltendmachung von Vertrauensschaden nach § 39 BauGB?

§ 171¢c BauGB erwahnt ausdriicklich nicht nur die §§ 42—44, sondern auch § 39
als dem Verzicht unterliegende Anspruchsgrundlage nach dem BauGB. § 39
BauGB regelt den Anspruch auf Ersatz von Aufwendungen, die im berechtigten
Vertrauen auf den Bestand eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans gemacht
werden und die durch Aufhebung, Anderung oder Erginzung des Plans an Wert
verlieren. Fir Eigentiimer wird es kaum zumutbar sein, auf Anspriiche aus dieser
Vorschrift zu verzichten, wenn die Anspriiche bereits vor Einleitung des Stadtum-
bauprozesses entstanden sind; denn der Anspruch folgt aus dem allgemein aner-
kannten Prinzip des Vertrauensschutzes, ein Verzicht ware in aller Regel unan-
gemessen. Was moglich (und wohl auch vom Gesetz gemeint) ist, ist die vertrag-
liche Klarstellung, dass (spdtestens) vom Zeitpunkt des Vertragsschlusses an kein
berechtigtes Vertrauen mehr auf den Fortbestand von Bebauungspldanen im Stadt-
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umbaugebiet besteht. Auf zuvor bereits entstandene, nach § 39 BauGB gerechtfer-
tigte Anspriiche kann jedoch kaum ohne entsprechende, angemessene Gegenleis-
tung verzichtet werden.

Verzicht auch mit Wirkung far Rechtsnachfolger?

Ob ein Verzicht auf Anspriiche nach dem Planungsschadensrecht auch mit unmit-
telbarer Wirkung fiir etwaige Rechtsnachfolger allein durch stadtebaulichen Ver-
trag moglich ist, muss sehr bezweifelt werden. Manche im Umlauf befindliche
Mustervertragstexte fiir Stadtumbauvertrage sehen dies vor. Vertrdge zu Lasten
Dritter sind aber weder im privaten noch im o6ffentlichen Recht zuléssig. Die ge-
setzlichen Anspriiche aus den §§ 42—-44 BauGB stehen dem jeweiligen Eigenti-
mer des Grundstiicks zu, sofern dies nicht individuell zwischen den Eigentiimern
anders geregelt wurde. Sie folgen dem Eigentum am Grundstiick. Ein vertraglich
ausgehandelter Verzicht wirkt nicht per se dinglich. Solange die Frist fir die Gel-
tendmachung eines Planungsschadens nach § 44 Abs. 4 BauGB (drei Jahre ab Ein-
tritt des Schadens) nicht abgelaufen ist, kann ein Rechtsnachfolger den Schaden
geltend machen, sofern die Umplanung erst erfolgt ist, nachdem er Eigentiimer
geworden ist. Moglich erscheint allenfalls ein Regressanspruch der auf die Zah-
lung von Planungsschaden in Anspruch genommenen Stadtumbaugemeinde ge-
gen ihren Vertragspartner und VerduRerer, sofern dieser seinen Verzicht vertrags-
widrig nicht an seinen Rechtsnachfolger weitergereicht hat. Ein wirksamer Ver-
zicht ist also nur auf solche Anspriiche moglich, die auf Plandnderungen in der
Zeit beruhen, in der der jeweilige Vertragspartner (noch) Grundeigentiimer war.

Sonderproblem: Wandel des planungsrechtlichen Status einer Fldche infolge
eines tatsdichlichen Wandels der Verhdltnisse

Ein Sonderproblem stellt die Frage dar, ob ein Anspruch auf Ersatz von Planungs-
schaden nach § 42 BauGB auch entstehen kann, wenn sich der planungsrechtli-
che Status einer Flache nicht infolge hoheitlicher Planung, sondern ,nur” auf-
grund eines tatsdchlichen Wandels der Verhiltnisse dndert. Ist ein Planungsscha-
den denkbar, wenn eine Flache infolge von offentlich geférderten Stadtumbau-
maflnahmen ihren Status als Bestandteil eines im Zusammenhang bebauten Orts-
teils nach § 34 Abs.1 BauGB verliert und zum Aullenbereich (im Innenbereich?)
nach § 35 BauGB (ohne Baurecht) konvertiert wird? Vergleichbare Konstellatio-
nen konnen dadurch entstehen, dass die Umgebungsbebauung durch offentlich
geforderte Abrissmalinahmen so ausgediinnt wird, dass sich der MaRstab des Ein-
fligens drastisch verengt und erheblich weniger Grund- und Geschossflache als
zuvor verwirklicht werden darf. Okonomisch sehr spiirbarer Schaden kann
schlieBlich schon dadurch ausgeltst werden, dass bestimmte Gebdude in einem
publik gewordenen stiadtebaulichen Entwicklungskonzept als zum Abriss vorgese-
hen gekennzeichnet werden mit der Folge, dass die Mieter fluchtartig ausziehen.
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Der BGH hat entschieden, dass durch die Genehmigung von baulichen Vorhaben
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils, mittels derer die Qualitat
eines gewerblich geprdgten Mischgebiets kraft Summation der gebauten Tatsa-
chen zum Wohngebiet verdndert wird, ein Planungsschaden nach § 42 BauGB
ausgeldst werden kann.!! Ein wesentlicher Unterschied dieses Falls zum Stadtum-
bau liegt aber darin, dass es sich im Fall ,Umwandlung eines Ml in ein WA-
Gebiet” um die Folge von planungsrechtlichen Genehmigungen handelte, wah-
rend fir den Stadtumbau im Grundsatz rein bauordnungsrechtliche Abrissgeneh-
migungen geniigen. Hier wird planungsrechtlich nichts veranlasst. Die Lage dn-
dert sich jedoch, wenn es um den Riickbau von einigen Geschossen und die er-
gdnzende Genehmigung von Flachbauten geht, die unter Verdnderung der tat-
sachlichen GFZ planungsrechtlich zu genehmigen sind. Wenn dies alles auch
noch &ffentlich geférdert wird, lasst sich eine addquat kausale Verursachung der
Verminderung des planungsrechtlich Zuldssigen durch die &ffentliche Hand (Bau-
genehmigungsbehdrde und Gemeinde) kaum noch bestreiten. Damit ware ein
Anspruch auf Ersatz des Planungsschadens nach § 42 Abs. 1 BauGB dem Grunde
nach wohl gegeben.

Wenn der Schadensersatz begehrende Eigentiimer nicht am Programm Stadtum-
bau teilnimmt (und somit keinen Verzicht auf die Geltendmachung von Ansprii-
chen nach den §§ 42—44 BauGB zu unterschreiben bereit ist — wodurch das Prob-
lem gel6st wére), muss also kalkuliert werden, welches Risiko die Gemeinde mit
ihrem stadtebaulichen Entwicklungskonzept und dessen Verwirklichung eingeht.
In der Regel dirfte dieses Risiko jedenfalls 6konomisch gering sein, weil mog-
licherweise dem Grunde nach gegebene Anspriiche der Hohe nach kaum ins
Gewicht fallen.

Gemal § 42 Abs. 2 und 3 BauGB geht es der Hohe nach um den Unterschied des
Bodenwerts aufgrund der bislang zuldssigen und verwirklichten Nutzung (z.B.
Hochhausbau mit Bestandsschutz) im Vergleich mit dem Bodenwert aufgrund des
nunmehr herabgesetzten Males der baulichen Nutzung. Diese Differenz drfte
gering sein, weil nicht die alte Nutzung, sondern allenfalls die neue Nutzbarkeit
der Nachfrage am Bodenmarkt entspricht.

Ein durch ,Mieterflucht” infolge eines verdffentlichten stadtebaulichen Entwick-
lungskonzepts ausgeldster Schaden diirfte vom Geschddigten nur dann gegeniiber
der Gemeinde geltend gemacht werden kénnen, wenn entweder das Konzept
selbst oder doch seine Verdffentlichung als fehlerhaft und zusétzlich auch als eine
Amtspflichtverletzung gegeniiber dem Eigentiimer angesehen werden miisste. Ab-
gesehen von der Veroffentlichung grob abwégungsfehlerhafter Plane diirfte dieser
Fall kaum eintreten. Dies folgt aus der Parallele zum Flaichennutzungsplan: Auch
durch die Veroffentlichung eines Flachennutzungsplans kénnen erhebliche 6ko-
nomische Folgen ausgelst werden — sowohl positive infolge der Konstituierung

11 BGH, Urt. v. 12.6.1975 — Il ZR 158/72 —; siehe auch BGH, Urt. v. 1.10.1981 - Il ZR 109/80 -.
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von neuem Bauerwartungsland als auch negative, wenn bislang vorgesehene
Entwicklungen korrigiert werden. Schadensersatzanspriiche werden dadurch je-
doch ganz unstreitig nicht ausgelost. Bei der vorbereitenden stadtebaulichen Pla-
nung handelt es sich um die Darstellung der Sozialbindung des Eigentums ohne
Entschadigungspflicht. Nur wenn etwas objektiv falsch ist, kénnen daraus Scha-
densersatzanspriiche entstehen.

Ausgleich von Lasten zwischen den beteiligten Eigentimern

Der vom Gesetzgeber angeregte ,Ausgleich von Lasten” zwischen einer groferen
Anzahl von Eigentlimern ist — soweit ersichtlich — durch Vertrag noch nirgends ge-
lungen. Das Gesetz hat vorsichtig darauf verzichtet, von einem ,Ausgleich von
Vorteilen und Lasten” zu sprechen — aber gerade darum geht es: Wenn der Woh-
nungsmarkt dadurch entlastet wird, dass eine bestimmte Anzahl von Wohnungen
beseitigt wird, dann haben die verbleibenden Eigentiimer (Wohnungsvermieter
und/oder Eigentumswohnungsverkaufer) Vorteile davon. Das Problem liegt aller-
dings darin, dass sich ein direkter kausaler Zusammenhang zwischen der Beseiti-
gung bestimmter Wohnungen und der Aufwertung anderer kaum nachweisen las-
sen wird. Der Ausgleich von Vorteilen und Lasten kann nur gelingen, wenn er den
Bevorteilten mit Nachdruck abverlangt wird. Das ist beim Stadtumbau deswegen
so schwierig, weil die 6ffentlichen Mittel an diejenigen gehen, die abreillen — aber
nicht an die, die nicht abreillen. Den ,Bleibenden” koénnen also insoweit keine
Bedingungen gestellt werden.

Der zum Vertragsabschluss fihrende Druck kann, wenn tberhaupt, nur dadurch
herbeigefiihrt werden, dass die Gemeinde den Stadtumbau unter Anwendung des
Sanierungsrechts im Normalverfahren durchfiihrt. Dadurch wird die Erhebung von
Ausgleichsbetrdgen méglich. Wenn kein ibergreifender Lastenausgleichsvertrag
zustande kommt, in dem die Ausgleichsbetrdge nach § 154 Abs. 2 Satz 2 abgelst
werden, kann die Gemeinde Ausgleichsbetrige erheben und diese ganz oder
teilweise Uber einen Sozialplan mit gleichmafig geregeltem Harteausgleich auch
den benachteiligten Eigentimern zukommen lassen. Die folgende Abbildung er-
ldutert dieses Modell. Rechtsgrundlage der Zahlungen der beglinstigten Eigent-
mer an die Gemeinde ist § 154 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 11 BauGB - also die Ablo-
sung des Ausgleichsbetrags durch Vertrag. Rechtsgrundlage der Zahlungen an die
benachteiligten Eigentlimer ist der Sozialplan — in Anwendung des Rechtsgedan-
kens des § 179 Abs. 3 (Entschadigung fiir Vermogensnachteile, die durch hoheit-
lich veranlasste Beseitigung von Gebduden entstehen) in Verbindung mit dem
Stadtumbauvertrag nach § 171c Nr. 3 BauGB. Die Zahlungen an benachteiligte
Eigentlimer missen in einer dem Gleichheitssatz geniigenden Weise — also sozi-
alplanmalig — erfolgen.
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Abbildung 1 Ausgleich von Lasten und Vorteilen im Stadtumbau

Stadtumbaugebiet mit Anwendung des Sanierungsrechts im Normalfall
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Weitere mogliche Regelungsgegensténde: Regelung von Zwischennutzungen;
Regelung von Anschlussnutzungen; Verzicht auf Austbung von Baurecht;
Bereitstellung von Ersatzbauland an anderer Stelle; Ubertragung der Aufstellung
des Sozialplans

Das Gesetz zdhlt offensichtlich nicht alle méglichen Vertragsinhalte auf. Weitere
mogliche Regelungsgegenstande eines Stadtumbauvertrags sind (nicht abschlie-

Rend!):

m  Die Regelung von Zwischennutzungen: Es kann sich anbieten, einstweilen
leer gerdumte Flachen einer zu vereinbarenden Zwischennutzung zuzufiihren
(sieche Regelungsbeispiel 33). Daflir kommen in Frage: Griinanlage, Parkplatz,
Sport- und Spielfliche und Ahnliches. Der Vertrag sollte sowohl die baupla-
nungsrechtliche Zuléssigkeit als auch die Kostenfrage ansprechen. Die pla-
nungsrechtliche Zuldssigkeit kann in aller Regel Uber Befreiungen herbeige-
flhrt werden. Diese beriihren nicht die Grundzlige der Planung im Sinne des
§ 31 Abs. 2 BauGB, weil die Abweichung nur befristet gestattet wird.

m  Die Regelung von Anschlussnutzungen: Moglicherweise soll ein Gebiet nach
Ablauf einer bestimmten Frist oder unter bestimmten Bedingungen einer neu-
en Nutzung zugefiihrt werden. Dies kann vertraglich vorgeregelt werden.
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Verzicht auf Ausiibung von Baurecht: Die Gemeinde wird nicht in allen Fal-
len gut daran tun, Bebauungspldne in Stadtumbaugebieten schlicht aufzuhe-
ben. Oft geniligen auch einstweilige Regelungen, um eine einstweilen nicht
erwiinschte Wiederbebauung zu verhindern. Der befristete Verzicht von Ei-
gentiimern auf Auslibung ihrer Baurechte ist zuldssig (der Zeitraum des Ver-
zichts darf jedoch nicht auf die Plangewdhrleistungsfrist des § 44 Abs. 2, 3
BauGB angerechnet werden). Ein unbefristeter Verzicht kime der Aufhebung
des Baurechts gleich, darin miisste ein das Planungsschadensrecht umgehen-
der und daher unzuldssiger Vertrag gesehen werden.12

Im Einzelfall kommt auch die Bereitstellung von Ersatzbauland an anderer
Stelle in Frage. Viele Bautrdger mdchten ihren Verlust an Baufldche durch Be-
reitstellung von Neubauland fir gidngige Haustypen (ndmlich freistehende Ein-
familienhduser) an anderer geeigneter Stelle ausgeglichen wissen.

Die Ubertragung der Aufstellung des Sozialplans nach § 180 Abs. 3 BauGB.
Nach § 180 Abs. 3 kann die Aufstellung des Sozialplans von der Gemeinde
auch ,einem anderen” Ubertragen werden, wenn die ,Verwirklichung einer
Durchfiihrungsmallnahme” durch einen anderen als die Gemeinde bevor-
steht. Stadtumbaumalnahmen sind Durchfiihrungsmalnahmen in diesem
Sinne.

Regelungsbeispiel 33

Vereinbarung iiber die Durchfiihrung von Ordnungsmafinahmen
zwischen ... — nachfolgend Eigentiimer genannt —

und der Stadt ...,

vertreten durch den Oberbirgermeister, ...,

vertreten durch ... — nachfolgend Stadt genannt —,

wird folgende Vereinbarung getroffen.

Vorbemerkung

Das Grundstiick des Eigentiimers ... (StraBe, Nr.), ... (Flurgrundstiicks-Nr.),
(Grundbuch-Blatt), liegt im Sanierungsgebiet ..., fir das die Sanierungssatzung am ...,
Beschl.-Nr. ..., von der Stadtverordnetenversammlung/dem Stadtrat beschlossen wurde.

§ 1 Vertragsgegenstand

Gegenstand dieses Vertrages ist die Durchfiihrung von Ordnungsmallnahmen auf dem
in der Prdaambel bezeichneten Grundstiick des Eigentlimers zur Behebung stddte-
baulicher Missstinde, Neugestaltung des Sanierungsgebiets und Verbesserung der
Umweltbedingungen nach stadt6kologischen Gesichtspunkten auf der Grundlage der

12 Goldschmidt, BauR 2006, 318-328.
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§§ 146, 147 und 164a Abs. 1 und 2 Nr. 2 BauGB sowie der Verwaltungsvorschrift des
Sachsischen Staatsministeriums des Innern (VwV-StBauE vom 20.6.2000).

Die nachstehenden Ordnungsmallnahmen entsprechen der derzeitigen Sanierungs-
konzeption der Stadt ... .

Zweck der Forderung ist die Freilegung des Grundstiicks zur Ermdglichung einer
befristeten Zwischennutzung sowie die Schaffung einer befristet 6ffentlich zuganglichen
Griinflache/Parkstellfliche auf den markierten Flichen des in der Vorbemerkung
bezeichneten Grundstiicks (Lageplan gemafs Anlage 1).

§ 2 Leistungen des Eigentiimers/Bindungszeitraum der offentlichen

Nutzung/Baurecht des Eigentiimers

1.a) Der  Eigentimer verpflichtet sich  zur  Durchfihrung der in  der
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MaBnahmebeschreibung vom ... (Anlage 1a) dargestellten, insbesondere nach-
folgend genannten Ordnungsmafnahmen auf dem in der Praambel bezeichneten
Grundstiick:

Malinahmen geschatzte Kosten
Abbruch/Teilabbruch ... Euro
Abraumarbeiten/Herrichten der Gelandeoberflache ... Euro
vegetationstechnische Bodenbearbeitung ... Euro
Begriinung ... Euro
Méblierung/Ausstattung ... Euro
Gesamtkosten (netto) ... Euro

Die Kostenaufstellung nach DIN 276 vom ... ergibt sich aus Anlage 1b. In der
Gesamtkostenschadtzung ist der Unterhaltungs- und Pflegeaufwand fir die
Begriinung, die Wege- und Spielflichen und die Moblierung tber den Bindungs-
zeitraum (§ 2 Ziff. 2) enthalten.

Der Eigentimer versichert, die Malnahmebeschreibung tberprift und durch
Gegenzeichnung anerkannt zu haben.

Die Planung der Ordnungsmafnahme erfolgt gem. den §§ 13, 15 HOAI. Die LPH ...
werden durch das im Auftrag der Stadt tatige Biiro ... in enger Abstimmung mit dem
Eigentiimer erbracht. Die LPH ... {ibernimmt der Eigentiimer auf seine Kosten.

Der Eigentlimer verpflichtet sich zur Anwendung der VOB. Er holt vor Vergabe
mindestens drei vergleichbare Angebote ein und beauftragt den Bestbietenden.
Angebote von Generalunternehmern  (GU) miissen zur Vorbereitung der
Schlussabrechnung (§ 6 Ziff. 3) gewerkeweise nachvollziehbar sein.

Der Einsatz eines Generaliibernehmers, der selbst keine Bauleistungen ausfiihrt und
samtliche Leistungen an Subunternehmer vergibt, ist unzuldssig.

Der Eigentiimer versichert, dass mit den unter Ziffer 1 bezeichneten Malnahmen
noch nicht begonnen worden ist.



e) Der Eigentimer ist verpflichtet, mit den Arbeiten unverziiglich nach Ubergabe der
Unterlagen der LPH 6 gem. §§ 13, 15 HOAI zu beginnen und die geférderten
MaRnahmen spétestens bis zum ... abzuschliefen. Als Abschluss der Mafnahmen
gilt die Vorlage der Schlussrechnung der Leistung einschliellich des Abnahme-
protokolls zwischen dem Eigentiimer und der Stadt. Der bauausfiihrende Betrieb ist
bei der Abnahme zu beteiligen.

2. Der Eigentiimer stellt den neugestalteten Bereich (Gestaltungskonzept, Anlage 2) des
in der Praambel bezeichneten Grundstiicks fiir mindestens ... Jahre der offentlichen
Nutzung zur Verfligung und gewahrleistet die &ffentliche Zugéanglichkeit ganzjahrig,
taglich mindestens in der Zeit von 8:00 Uhr bis 20:00 Uhr. Der Eigentimer
verpflichtet sich insbesondere zur Freihaltung der zu dem Neugestaltungsbereich
fihrenden Torwege und -einfahrten.

Die Bindungsfrist von ... Jahren (Bindungszeitraum) beginnt nach Ubergabe des
Abnahmeprotokolls der Stadt zum Abschluss der durchzufiihrenden Ordnungs-
mafnahmen. Die Bindungsfrist erlischt nicht durch vorherigen Abschluss der
Sanierung (§§ 162, 163 BauGB) oder durch Eigentimerwechsel (§ 8).

3. Der Eigentlimer verpflichtet sich, die umgestalteten Flichen uber die Dauer des
Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2) nicht zu bebauen. Sofern der Eigentlimer vor Ablauf
des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2) ein bestehendes Baurecht ausubt, gilt § 7 Ziff. 3
entsprechend.

§ 3 Leistungen der Stadt/Abtretungs- und Verpfandungsverbot/Fordermitteleinsatz

1. Die Stadt bezuschusst die gemal} § 2 ermittelten Gesamtkosten in Hohe von ... Euro
(in Worten: ... Euro) brutto, d.h. einschlieRlich der gesetzlichen Mehrwertsteuer.
Das entspricht einem Verhaltnis von ...% der Gesamtkosten.

2. Die Abtretung und Verpfindung aller Forderungen aus diesem Vertrag durch den
Eigentiimer, insbesondere hinsichtlich des Forderbetrages, ist ausgeschlossen.

3. Der Betrag unter 1. ist ein Hochstbetrag. Er wird nur in der Hohe ausgezahlt, in der
sich nach Priifung der Schlussrechnung ein Bedarf in der Gesamtfinanzierung ergibt.
Verringern sich die tatsdchlich entstandenen und nachgewiesenen Kosten
gegeniiber denen der Kostenschitzung nach MaBnahmebeschreibung, verringert
sich der Forderbetrag nach Ziffer 1. in demselben Verhdltnis.

4. Der Eigentimer erkldrt hiermit gegentiber der Stadt, dass er im Sinne von § 2 UStG
nach § 15 UStG nicht vorsteuerabzugsberechtigt ist. Deshalb sind die der Férderung
zugrunde gelegten Kosten Bruttokosten einschlieRlich der als Teil der Moder-
nisierungskosten entrichteten Mehrwertsteuer. Der Eigentiimer erkldrt gegentiber der
Stadt sein Einverstandnis zur Auskunftserteilung an das Finanzamt. Er erklart ferner,
dass in der Schlussrechnung keine Ausgaben enthalten sind, die tiber andere 6ffent-
liche Forderprogramme gefordert werden.

5. Die Erstattung der vom Eigentiimer zu tragenden Kosten der Ordnungsmafinahmen
wird gemdll § 155 Abs. 6 BauGB ausgeschlossen, soweit sie iiber den nach den
§§ 154 und 155 Abs. 1 BauGB ermittelten Ausgleichsbetrag hinausgehen. Darin
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enthalten sind die Kosten fiir die Fertigstellungspflege bis zum ... und die
nachfolgende Entwicklungspflege bis zum ...

Die Planungsleistungen der LPH ... nach §§ 13, 15 HOAI beauftragt die Stadt auf
ihre Kosten. Die LPH ... nach §§ 13, 15 HOAI sind vom Eigentiimer auf eigene
Kosten zu erbringen.

Mit der Fertigstellung der Ordnungsmafinahme geht das Eigentum an allen mit der
MaRnahme verbundenen Anschaffungen auf den Eigentiimer Gber.

Die Geltendmachung von Erfiillungs- und Gewaéhrleistungsanspriichen aus der
Herrichtung der geférderten Flachen zu Zwischennutzungszwecken obliegt dem
Eigentimer. Die Stadt wird den Eigentlimer bei der Geltendmachung etwaiger
Anspriiche unterstiitzen, soweit dies rechtlich zuldssig und tatsdachlich moglich ist.

§ 4 Verkehrssicherungspflichten

Der Eigentiimer/die Stadt tragt die Verkehrssicherungspflicht an den zu Zwischen-
nutzungszwecken hergerichteten Flachen und Anlagen fiir die Dauer des Bindungs-
zeitraums (§ 2 Ziff. 2).

Sofern die Stadt die Verkehrssicherungspflicht tragt, haftet der Eigentiimer ihr jedoch fir
vorsdtzliche oder grob fahrlédssige Pflichtverletzungen.

§ 5 Nebenpflichten des Eigentiimers/Pflege

1.
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Der Eigentiimer wird an fiir die Offentlichkeit gut sichtbarer Stelle auf dem in der
Praambel bezeichneten Grundstiick tiber die Dauer des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff.
2) ein Hinweisschild mit folgendem Text anbringen:

»(Malknahmebeschreibung, 6ffentliche Zuganglichkeit, Fordermittelgeber)”

Nach Durchfithrung der oben bezeichneten OrdnungsmaBnahmen ist der Eigen-
timer verpflichtet, die neugestalteten Fldachen, die Anpflanzungen und die
geforderte Moblierung entsprechend den Sanierungszielen nach stadtokologischen
Gesichtspunkten mindestens fiir die Dauer des Bindungszeitraums auf seine Kosten
zu pflegen und instandzuhalten. Zur Pflege gehort insbesondere ... .

Der Eigentimer vereinbart mit dem ausfihrenden Betrieb hinsichtlich der
Anpflanzungen die Fertigstellungspflege bis zum ... und die nachfolgende Ent-
wicklungspflege bis zum ... Die erneute Versiegelung der freigelegten Flachen ist
ber die Dauer des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2) unzuldssig.

Die geférderten Malnahmen sind nicht auf die Miete umlegbar.

Die Ausfiihrung der nach diesem Vertrag geforderten Malknahmen erfolgt gemaly
den bauordnungs-, denkmalschutz- und insbesondere sanierungsrechtlichen Forde-
rungen.

Angebotene Skonti sind grundstzlich in Anspruch zu nehmen. Sofern angebotene
Skonti nicht in Anspruch genommen werden konnen, ist der Grund der Nicht-
inanspruchnahme schlissig nachzuweisen.



6. Die Aufbewahrungspflicht fiir die Schlussabrechnung und die Buchungsunterlagen
besteht tiber die Dauer des Bindungszeitraums (§ 2 Ziff. 2), beginnend mit Schluss-
zahlung durch die Stadt. In diesem Zeitraum kann die Stadt die Vorlage von
aufzubewahrenden Unterlagen jederzeit vom Eigentiimer verlangen.

7. Der Eigentlimer gestattet der Stadt und Vertretern des Freistaats Sachsen, die
Einhaltung der in diesem Vertrag iibernommenen Verpflichtungen selbst zu priifen
oder durch Beauftragte priifen zu lassen und gewahrt diesen hierfiir nach Ankiin-
digung den Zugang zum Grundstiick und zum Gebaude.

§ ... Grundbucheintragung

(Verwendung dieser Klausel nur bei Forderung nach Abschn. B, Ziff. 3.1.5 oder 3.1.6
VwV-StBauE v. 20.6.2000 oder in Fallen mit besonderer stadtebaulicher Bedeutung)

Der Eigentiimer wird zu Lasten des in der Prdambel bezeichneten Grundstiicks an berei-
tester Stelle im Grundbuch eine beschrankt personliche Dienstbarkeit (,Freiflachen-
benutzungsrecht”) folgenden Inhalts zugunsten der Stadt eintragen lassen:

Der als Freizeit- und Erholungs-/Stellplatzflaiche gestaltete nicht tiberbaute Grund-
stiicksteil, im Lageplan (Anlage 1) umgrenzt durch die Buchstaben A, B, C und A, ist
zugunsten der Stadt Leipzig fir die Dauer des Bindungszeitraumes unentgeltlich,
ganzjdhrig, taglich mindestens in der Zeit von 8:00 Uhr bis 20:00 Uhr zum Zwecke der
offentlichen Nutzung zuganglich zu machen.

Die Stadt verpflichtet sich, nach Ablauf des Bindungszeitraums oder bei vorzeitiger
Beendigung gemal § 7 dieses Vertrags der grundbuchlichen Loschung zuzustimmen.

§ 6 Zahlungsweise/Zwischenzahlungen/Schlusszahlung

1. Vom Eigentiimer ist ein Konto einzurichten, Giber welches ausschlielflich Zahlungen
zu dem im § 1 genannten Vertragsgegenstand abgewickelt werden.

Bankverbindung: ... Bankleitzahl: ... Konto-Nr.: ...
Ein Wechsel der Bankverbindung ist der Stadt schriftlich anzuzeigen.
2. Die Fordermittel werden wie folgt ausgezahlt:

alternativ:

Zwischenzahlungen erfolgen in Hoéhe von bis zu ... % der nach § 3 Ziffer 1
vereinbarten Forderung nach Beginn der MalSnahmen sowie gegen Vorlage
folgender Unterlagen:

- von allen Eigentiimern unterschriebener Auszahlungsantrag (Anlage 3 zu diesem
Vertrag)

- Eigentumsnachweis (Grundbuchauszug oder Bestitigung des Grundbuchamtes
oder des Notars liber die Beantragung der Eintragung der Auflassungs-
vormerkung) in Kopie

- Vorlage der drei Angebote (§ 2 Ziffer 3 dieses Vertrags) im Original und in einer
Kopie

- Zwischenrechnung des bauausfiihrenden Betriebs im Original und in einer Kopie
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- Zahlungsnachweis des Eigentiimers (Kontoausziige zu der unter § 6 Ziffer 1
angegebenen Bankverbindung) im Original und in einer Kopie

- Werkvertrag zwischen Eigentiimer und bauausfiihrendem Betrieb in Kopie bzw.
bei Werkvertrag mit GU zusétzlich Benennung der bauausfiihrenden Betriebe

- Protokoll zur Zwischenabnahme (Anlage 4 zu diesem Vertrag)

- Zusicherung des Eigentimers zur Bauausfihrung durch konzessionierten
Fachbetrieb (diese Erkldrung erfolgt auf dem Auszahlungsantrag)

Die Schlusszahlung in Hohe von ... % erfolgt

- nach Feststellung der Forderfahigkeit der gemal § 2 vereinbarten MaBnahmen in
Hohe der tatsdchlich entstandenen und durch den Eigentlimer nachgewiesenen
Kosten sowie gegen Vorlage folgender Unterlagen:

- von allen Eigentimern unterschriebener Auszahlungsantrag (Anlage 3 zu diesem
Vertrag)

- Schlussabrechnung, Originalrechnungen und jeweils eine Kopie. Die Schluss-
abrechnung ist der Stadt innerhalb von einem Monat nach Fertigstellung der
Arbeiten vorzulegen. Diese Schlussabrechnung ist analog der Kostenaufstellung
nach DIN 276 aufzubauen; die Rechnungen sind gewerkeweise, die Zahlungs-
belege chronologisch geordnet mit Zuweisung zu den einzelnen Rechnungen
vorzulegen.

- Zahlungsnachweise des Eigentlimers im Original und in einer Kopie (als
Zahlungsnachweise werden ausschlieflich Kontoausziige zu der unter § 6 Ziffer
1 angegebenen Bankverbindung akzeptiert)

- Protokoll zur Schlussabnahme (Anlage 5 zu diesem Vertrag)
- Entsorgungsnachweis der Abbruchfirma in Kopie

Uberzahlungen wird der Figentiimer der Stadt innerhalb eines Monats nach
Feststellung durch die Stadt erstatten. Sie sind vom Zeitpunkt ihrer Auszahlung an
mit 2,5 v. H. iiber dem Basiszinssatz im Sinne des § 1 Diskontsatz-Uberleitungs-
Gesetz (DUG) vom 9.6.1998 (BGBI. I, S. 1242) jahrlich zu verzinsen.

Dasselbe gilt, falls zur Priifung der haushaltsgemdBen Verwendung von Forder-
mitteln berechtigte Behorden, z.B. das Rechnungspriifungsamt der Stadt, das
Regierungsprasidium Leipzig oder der Sdchsische Rechnungshof, nach Schluss-
zahlung der Stadt eine nicht vertragsgemdRe Verwendung der ausgezahlten For-
dermittel feststellen.

Im Falle der Uberzahlung verzichtet der Eigentiimer auf den Einwand des Wegfalles
der Bereicherung (§ 818 Absatz 3 Biirgerliches Gesetzbuch).

§ 7 Vertragskiindigung und Rechtsfolgen bei vorzeitiger Beendigungdes Vertrages

1.
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Der Vertrag kann nur aus wichtigem Grunde gekiindigt werden. Als wichtiger
Grund gilt insbesondere, wenn



a) einer der Vertragspartner die ihm aufgrund dieses Vertrages obliegenden Pflichten
nicht erfillt.

b) der Eigentimer unrichtige Angaben gemacht oder Tatsachen verschwiegen hat, die
fur die Forderwiirdigkeit der Ordnungsmafnahmen von Bedeutung waren.

2. Erfolgt die Kiindigung aufgrund von Umstdnden, die der Eigentlimer nicht zu
vertreten hat, verbleibt es bei der vereinbarten Forderung bis zur Hohe des
realisierten Leistungsumfanges.

3. Erfolgt die Kindigung aufgrund von Umstidnden, die der Eigentlimer zu vertreten
hat, sind die ausgezahlten Fordermittel gemal nachstehender Ermittlung innerhalb
von drei Wochen nach schriftlicher Geltendmachung durch die Stadt vom Eigen-
timer anteilig, bezogenen auf den verbleibenden Bindungszeitraum, zuriickzu-
zahlen. Einer Mahnung zur Inverzugsetzung bedarf es nicht. Die zurlickzu-
zahlenden Fordermittel werden der Hohe nach im Einverstindnis der Vertrags-
parteien wie folgt ermittelt: Summe der ausgezahlten Fordermittel dividiert durch
die Anzahl der Monate des Bindungszeitraums multipliziert mit der Anzahl der
Monate des zum Zeitpunkt der Kiindigung verbleibenden Bindungszeitraums (§ 2
Ziff. 2).

4. Der Eigentimer erkldrt sich damit einverstanden, dass die Riickforderung zuviel
gezahlter Fordermittel durch entsprechenden Rickforderungsbescheid der Stadt
unter Anwendung des Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie des Sachsischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung erfolgen soll.

§ 8 Eigentiimerwechsel

1. Der Verkauf des Grundstiicks ist gegenliber der Stadt anzeigepflichtig. Fiir den Fall
des Eigentumswechsels am Grundstiick ist der Eigentlimer verpflichtet, seinem
Rechtsnachfolger alle Verpflichtungen aus diesem Vertrag in der notariellen
Kaufvertragsurkunde aufzuerlegen, mit der Malgabe, dass dieser etwaige weitere
Rechtsnachfolger in gleicher Weise verpflichtet.

2. lIst der Rechtsnachfolger nicht zur Ubernahme der sich aus diesem Vertrag ergeben-
den Verpflichtungen bereit, gilt § 7 Ziff. 3 dieses Vertrages entsprechend.

§9 EDV

Der Eigentiimer erklart sich damit einverstanden, dass die sich aus diesem Vertrag und
den hierzu einzureichenden Unterlagen ergebenden persénlichen Daten in einer Datei
gespeichert, verdndert oder gel6scht werden. Die Stadt verpflichtet sich, die Bestim-
mungen des Datenschutzes zu gewahrleisten.

§ 10 Salvatorische Klausel

Die Vertragspartner sind sich einig, dass ein Formmangel die Giiltigkeit des Vertrages im
Ubrigen nicht beriihrt. Sollte ein Teil des Vertrages nichtig sein, so bleibt der iibrige Teil
davon unberiihrt. Die Vertragspartner verpflichten sich, fiir den nichtigen Teil eine
Ersatzl6sung zu suchen, die der in § 1 genannten Zielstellung entspricht.

Anderungen und Erginzungen dieses Vertrages sowie Vereinbarungen, die den Inhalt
dieses Vertrages beriihren, bediirfen der Schriftform.

317



Die Anlagen 1.-5. sind Bestandteil dieses Vertrages.

Ort..., den ...

Stadt ... Eigentimer ...

Anlagen:

1. Lageplan

1a. MalBnahmenbeschreibung

1b. Kostenaufstellung nach DIN 276
2. Gestaltungskonzept

3. Auszahlungsantrag

4. Protokoll zur Zwischenabnahme

5. Protokoll zur Schlussabnahme

Quelle: Stadt Leipzig, Amt fiir Stadterneuerung und Wohnungsbauférderung, Stand:
1.1.2002.

Q) Hoheitliche Durchsetzung und gerichtliche Kontrolle von
Stadtumbauvertrgen

Stadtumbauvertrdge haben grundsétzlich auch das Ziel, gerichtliche Auseinander-
setzungen von vornherein zu vermeiden. Sie folgen dem Prinzip, dass konsensua-
les Zusammenwirken (bei klarer Zielsetzung) besser funktioniert als hoheitliches
Durchboxen.

Aber es gilt auch: Je grofer die Anzahl der Pflichtigen ist, desto schwerer sind sie
sunter einen Hut” zu bekommen. Deshalb ist es auch beim beabsichtigten Ab-
schluss von Stadtumbauvertrdgen notwendig, hoheitliche Varianten vorzubereiten
und in der Schublade zu haben. Aullerdem muss damit gerechnet werden, dass
die vertraglich vereinbarten Rechte im Notfall erst mit Hilfe der Gerichte durchge-
setzt werden konnen.

Stadtumbauvertrage sind &ffentlich-rechtliche Vertrage.3 Fiir Klagen, mit denen
Anspriiche aus 6ffentlich-rechtlichen Vertragen als Erfiillungsanspruch oder auch
auf Schadensersatz geltend gemacht werden, sind gemd8 § 40 Abs. 2 Satz 1
VwGO die Verwaltungsgerichte zustandig.

13 Vgl. hierzu Kap. Il. Abschnitt 3 a, S. 64 ff.
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Vor einer Verurteilung wird das zustindige Gericht in eine materielle Kontrolle
des Begehrten einsteigen. Im Rahmen der gerichtlichen Kontrolle kommen dann
folgende Vorschriften zur Anwendung:

Fir stadtebauliche Vertrige nach dem BauGB gilt — wie bereits erwahnt — das in
§ 11 BauGB niedergelegte Prinzip der ,Angemessenheit”,4 im Ubrigen kommen
jedoch auch die Vorschriften des jeweiligen Verwaltungsverfahrensgesetzes
(§§ 54-62) mit dem Koppelungsverbot zur Anwendung. Das Verwaltungsverfah-
rensgesetz verweist wiederum fiir alle nicht geregelten Einzelheiten auf die ent-
sprechende Anwendung der einschldgigen Vorschriften des Biirgerlichen Gesetz-
buchs. Hinsichtlich allgemeiner Fragen des Vertragsrechts gilt daher weithin das
Birgerliche Gesetzbuch.

h) Vertragstypen ,Ruckbau™ und , Aufwertung™

Es folgen zwei Regelungsbeispiele zum Stadtumbauvertrag. Regelungsbeispiel 34
ist dem Rickbau gewidmet. Diese Vertrage sind weithin schon iblich. Rege-
lungsbeispiel 35 regelt die Beteiligung eines Eigentlimers an einer Aufwertungs-
maflnahme als Gesamtmalnahme. Derartige Vertrdge sind in der Praxis eher sel-
ten vorzufinden. Sie sollten aber nicht aus dem Blickfeld der Kommunen geraten.

Regelungsbeispiel 34

Muster fiir einen stadtebaulichen Vertrag zum Stadtumbau*
Programmteil Riickbau

Auf der Grundlage des § 171c BauGB i.V.m. § 11 BauGB wird zwischen

der Stadt/Gemeinde ..., vertreten durch den Biirgermeister, dieser vertreten durch den
Stadtbaurat ... — nachfolgend Stadt/Gemeinde genannt — und

dem Wohnungsbauunternehmen ..., vertreten durch den Geschiftsfihrer ... -
nachfolgend Eigentiimer genannt —,

nachfolgender stadtebaulicher Vertrag als offentlich-rechtlicher Vertrag geschlossen:
Praambel

Dieser Vertrag fult auf dem Bund-Lander-Programm ,Stadtumbau”. Mit dem Bund-
Lander-Programm ,Stadtumbau” soll die Attraktivitdt der von Bevolkerungsriickgang
und Wohnungsleerstand betroffenen Stadte als Wohn- und Wirtschaftsstandorte
gesichert werden. Weiterhin sollen mit diesem Programm Stadtteile, die durch phy-
sischen Verfall und soziale Erosion bedroht sind, auf der Grundlage von stadtebaulichen
Entwicklungskonzepten stabilisiert werden. Dabei sollen sanierungsfahige und wertvolle
Quartiere erhalten, dauerhaft nicht mehr benétigte bauliche Anlagen zuriickgebaut

14 Vgl. Kap. Il. Abschnitt 1 a, S. 41.
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werden. Auf dieser Grundlage werden folgende Vereinbarungen getroffen, die gegen-
seitig als angemessen anerkannt werden:

§ 1 Vertragsgegenstand

(1) Der Bauherr verpflichtet sich, das/die Gebdude ... riickzubauen. Diese MaRnahme
umfasst im Einzelnen:

a) vollstandiger Riickbau: ... mit ... gqm Wohnflache/Gewerbeflache,

b) teilweiser Riickbau: ... mit ... gm Wohnflaiche/Gewerbefliche, jeweils mit
Herrichtung der berdumten Flachen.

(2) Die Stadt fordert die MaRnahme gemal} § 3 Abs. 2.
§ 2 Durchfiithrung

(1) Der Eigentiimer darf mit der in § 1 beschriebenen MaRnahme nicht vor Erhalt des
Bewilligungsbescheids oder der Zustimmung zum foérderunschddlichen Vorhabens-
beginn beginnen.

(2) Vor Beginn sind die nach &ffentlichem Recht erforderlichen Genehmigungen ein-
zuholen.

(3) Die MaRBnahme ist bis zum ... abzuschlieRen.

(4) Die Bestimmungen Uber die Vergabe offentlich geférderter Bauvorhaben sind zu
beachten (insbes. VOB 2002 - Teil A).

(5) Der Eigentimer verpflichtet sich, vor der Erteilung von Auftragen fiir Bauleistungen
eine schriftliche Bestitigung der Stadt tber die ordnungsgemélRe Durchfiihrung des
Vergabeverfahrens einzuholen.

§ 3 Kostentragung und Forderung
(1) Der Eigentimer tragt die Kosten der Mainahme gemals § 1 Abs. 1.

(2) Die Stadt beteiligt sich an den Kosten der in § 1 bezeichneten Malknahme nach
MaRgabe des Bund-Lander-Programms ,Stadtumbau” im Wege der Hochstbetrags-
forderung mit einem Betrag in Hohe von maximal 60,— Euro je Quadratmeter
riickgebauter Wohn/Gewerbeflache, hochstens jedoch mit der in Abs. 3 festgelegten
Fordersumme.

(3) Der Hochstzuschuss errechnet sich wie folgt: Wohn-/Gewerbefliche gemal § 1
Abs. 1 x 60. Der Zuschufs betragt somit maximal ... Euro.

(4) Der Zuschussbetrag ist innerhalb der forderfihigen Kosten nicht pro Quadratmeter
zuriickzubauender Fliche zweckgebunden; er dient der Finanzierung der Gesamt-
malnahme.

§ 4 Forderfahige Kosten
Bei der Abrechnung der Verwendung der Férdermittel werden als forderfahig anerkannt:

= die aus einem bestehenden Mietverhiltnis rechtlich begriindeten Entschadigungs-
leistungen;
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= die unmittelbaren Riickbaukosten einschliefSlich Planungskosten und Bauneben-
kosten (Transport-, Recycling-, Deponiekosten);

= Aufwendungen fiir die einfache Herrichtung des Grundstiicks; dazu zéhlen
insbesondere die Baukosten fiir die Herrichtung der Flachen und die Kosten einer
Begriinung.

§ 5 Zwischenfinanzierung

(1) Stehen bei Falligkeit von Rechnungen Uber forderfihige Kosten keine Kassenmittel
des Fordergebers zur Verfligung, so hat der Eigentiimer die Kosten fiir eine Zwischen-
finanzierung zu tibernehmen.

(2) Die Zwischenfinanzierungskosten sind moglichst gering zu halten. Sie kénnen in
marktiiblicher Hohe als forderfahige Kosten anerkannt werden.

(3) Der Eigentiimer verpflichtet sich, die Laufzeit eines Zwischenfinanzierungskredits vor
dessen Aufnahme mit dem Fordergeber abzustimmen.

§ 6 Anderungen

(1) Beabsichtigt der Eigentiimer, von den in § 1 vorgesehenen MafSnahmen in Teilen
abzuweichen, so bedarf dies der schriftlichen Einwilligung der Stadt.

(2) Ergibt sich, dass die Malnahme nach Art und Umfang nicht in einer wirtschaftlich
vertretbaren Weise durchgeflihrt werden kann, so werden sich die Vertragspartner um
eine Anpassung des Vertrags bemiihen.

(3) Ergibt sich, dass die MaBBnahme im Ganzen — auch aus wirtschaftlichen Griinden —
nicht durchgefiihrt werden kann, so haben beide Vertragspartner das Recht, den Vertrag
zu kiindigen. Die Rechtsfolgen der Kiindigung ergeben sich aus § 12.

§ 7 Auszahlung der Fordermittel

(1) Die Auszahlung der Fordermittel erfolgt nach MaBnahmenfortschritt und Rech-
nungslegung durch den Eigentiimer sowie nach Eingang der Zuwendungen des Forder-
mittelgebers bei der Stadt.

(2) Die Auszahlung der Schlussrate in Hohe von 10 Prozent der Zuwendung wird erst
nach Vorlage des Gesamt-Verwendungsnachweises gemafs § 10 vorgenommen.

(3) Ergibt die Priifung des Gesamtverwendungsnachweises eine Riickforderung, so ist
diese vom Eigentiimer innerhalb eines Monats nach schriftlicher Aufforderung durch die
Stadt zu begleichen. Im Falle eines Verzugs hat der Eigentimer den verspdtet ent-
richteten Betrag mit 2 Prozent tiber dem Basiszinssatz nach § 246 BGB zu verzinsen.

§ 8 Gestaltungsvorschriften

Bei der Durchfiihrung der Mafnahmen hat der Eigentimer folgende Gestaltungs-
richtlinien zu beriicksichtigen:

= (ggf. ergdnzen)
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§ 9 Auskunfts- und Anzeigepflicht, Nachbesserung, Kiindigung

(1) Der Eigentiimer hat die Stadt tGber die Umstande, die fiir die Durchfithrung des
Vertrags von Bedeutung sind (z.B. Kostendnderungen, weitere Zuschiisse), zu
unterrichten und auf Verlangen Auskunft zu geben. Er hat dazu Einsicht in seine
Unterlagen zu gewéhren.

(2) Die Stadt und der Rechnungshof sind berechtigt, die vertragsgemalle Durchfiihrung
der Malinahme auch an Ort und Stelle laufend und im Nachhinein zu tiberpriifen.

(3) Werden bei der Durchfithrung der Mallnahme Mangel festgestellt, so kann die Stadt
Nachbesserung binnen angemessener Frist verlangen. Kommt der Eigentlimer dem
Nachbesserungsverlangen nicht nach, kann die Stadt den Vertrag kiindigen. Die
Rechtsfolgen ergeben sich aus § 12.

§ 10 Verwendungsnachweis

(1) Innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung der Malnahmen, spétestens jedoch
innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des in § 2 vereinbarten Abschlusses der
MaRnahme hat der Eigentlimer einen Gesamt-Verwendungsnachweis zu fiihren.

(2) Der Verwendungsnachweis muss einen Sachbericht und einen zahlenmaRigen
Nachweis enthalten. Im Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendungen und das
erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen. Im zahlenméaBigen Nachweis sind die
Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Reihenfolge und voneinander getrennt ent-
sprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen.

(3) Soweit die Moglichkeit zum Vorsteuerabzug besteht, dirfen nur die Netto-Entgelte
ohne Mehrwertsteuer berticksichtigt werden.

(4) Mit dem Nachweis sind die Originale der Einnahme- und Ausgabebelege sowie die
zugehdrigen Vertrage vorzulegen.

§ 11 Kiindigung

(1) Der Vertrag kann nur aus den im Vertrag genannten Griinden sowie aus sonstigem
wichtigem Grund gekiindigt werden.

(2) Als wichtiger Grund gilt insbesondere, wenn der Eigentiimer in den zur Berechnung
der Férderung mafigeblichen Unterlagen bewusst unrichtige Angaben gemacht hat oder
wenn die Voraussetzungen flir den Vertragsabschluss nachtrdglich entfallen sind.

§ 12 Rechtsfolgen der Kiindigung

(1) Erfolgt die Kiindigung aufgrund von Umstidnden, die der Eigentiimer nicht zu ver-
treten hat, so kann der Eigentlimer verlangen, dass die Stadt ihm die notwendigen
Aufwendungen erstattet, die von ihm im Vertrauen auf die Durchfiihrung des Vertrags
getdtigt worden sind. Der Aufwendungsersatz wird maximal auf den Betrag begrenzt,
der bei Durchfiihrung des Vertrags zu leisten gewesen ware.

(2) Bei einer Kiindigung infolge von Umstdnden, die vom Eigentiimer zu vertreten sind,
sind die bereits ausgezahlten Fordermittel sofort nebst Zinsen zuriickzuzahlen. Vom
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Tage der Auszahlung an sind sie mit 2 Prozent liber dem Basiszinssatz nach § 246 BGB
Zu verzinsen.

§ 13 Verzicht auf Entschddigung

(1) Der Eigentiimer verzichtet auf jede Wertdnderungsentschadigung, gleich auf welcher
Rechtsgrundlage, die sich aus einer Betroffenheit der in § 1 bezeichneten Grundstiicke
und ihrer Umgebung von RickbaumaBnahmen nach dem Bund-Ldnder-Programm
Stadtumbau in der jeweils geltenden Fassung ergeben konnten.

(2) Dies gilt insbesondere fiir Anspriiche nach den §§ 42 ff. BauGB.

(3) Ein berechtigtes Vertrauen auf den Bestand der Bebauungspldne im Stadtumbau-
gebiet besteht nicht.

§ 14 Wirksamkeit des Vertrags

(1) Dieser Vertrag wird nur wirksam, wenn die Stadt einen Zuwendungsbescheid des
Landes Uber Stadtumbau-Fordermittel erhdlt und dieser bestandskréftig wird.

(2) Ein Anspruch auf Auszahlung von Zuschiissen entsteht daher erst unter der
Voraussetzung des Absatzes 1.

(3) Ein Antrag auf Gewdhrung von Zuwendungsmitteln wurde seitens der Stadt an das
Land gestellt.

§ 15 Salvatorische Klausel, Schriftform

(1) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrags berthrt nicht die
Wirksamkeit der Gibrigen Vertragsinhalte. Unwirksame Bestimmungen sind durch solche
zu ersetzen, die ihnen rechtlich und wirtschaftlich am nachsten kommen.

(2) Anderungen und Erginzungen dieses Vertrags bediirfen der Schriftform. Dies gilt

auch fir diese Schriftftormklausel.

* Mit Hilfe der Checkliste (siehe oben 3, S. 302.) sollte gepriift werden, ob Erganzungen
erforderlich sind.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

Regelungsbeispiel 35

Muster fiir einen stadtebaulichen Vertrag zum Stadtumbau
Programmteil Aufwertung

Auf der Grundlage des § 171c BauGB i.V.m. § 11 BauGB wird zwischen

der Stadt/Gemeinde ..., vertreten durch den Biirgermeister, dieser vertreten durch den
Stadtbaurat ... — nachfolgend Stadt/Gemeinde genannt —, und

dem Wohnungsbauunternehmen ..., vertreten durch den Geschéftsfithrer ... -
nachfolgend Eigentiimer genannt —,
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nachfolgender stadtebaulicher Vertrag als 6ffentlich-rechtlicher Vertrag geschlossen:

Praambel

Die Grundstiicke ... Flursticksnr. ... des Eigentimers befinden sich im Stadt-
umbaugebiet ..., das von der Gemeindevertretung am ... beschlossen wurde. Nach dem
von der Gemeindevertretung gebilligten stadtebaulichen Entwicklungskonzept sollen
u.a. auf den vorgenannten Grundstiicken im Rahmen einer von der Stadt veranlassten
Gesamtmalnahme Aufwertungsmanahmen vorgenommen werden. Diese MaBnahmen
sollen im Rahmen des Forderprogramms ,Stadtumbau” geférdert werden. Durch den
nachfolgenden Vertrag soll die Beteiligung des Eigentimers an der Aufwertungs-
maflnahme geregelt werden. Die Regelungen werden gegenseitig als angemessen
anerkannt.

§ 1 Durchzufithrende Malnahmen

(1) Die Stadt verpflichtet sich, gemall dem als Anlage beigefiigten Ausfiihrungsplan
folgende MaBnahmen zu veranlassen:

= Neugestaltung von Wegeflachen und Platzen
= Gelandemodellierung

= Anlage von Rasenflachen

= Bepflanzungen mit Baumen und Strduchern
= Moblierung des offentlichen Raumes

= Herstellung von Spielplatzen

= usw.

(2) Die Auftragsvergabe erfolgt in Abstimmung mit dem Eigentiimer durch die Stadt. Die
Bauliberwachung erfolgt seitens der Stadt im Benehmen mit dem Eigentiimer.

(3) Die Gesamtkosten der Mafnahmen betragen ... Euro. Die Forderféhigkeit dieser
Gesamtkosten wurde mit Bescheid des Zuwendungsgebers vom ... Az. ... bestatigt.

§ 2 Kostenbeteiligung

(1) Der Eigentiimer beteiligt sich mit einem Drittel an den tatsdchlich entstandenen
forderfdhigen Kosten der in § 1 beschriebenen GesamtmaBnahme, hochstens jedoch mit

. Euro. Die Uberschiefenden Kosten werden von der Stadt unter Anrechnung der
offentlichen Fordermittel getragen.

(2) Die endgtiltige Hohe der Kostenbeteiligung wird dem Eigentiimer durch Rechnung
der Stadt nach Abrechnung und Bestdtigung des Verwendungsnachweises durch die
Bewilligungsstelle festgelegt.

(3) Die Kostenbeteiligung ist seitens des Eigentlimers binnen eines Monats nach
Rechnungslegung auf das in der Rechnung angegebene Konto einzuzahlen. Die
Einforderung von Vorauszahlungen seitens der Stadt ist je nach Baufortschritt bis zu
einer Hohe von jeweils 25 Prozent der voraussichtlich forderfihigen und bereits
verbauten Kosten moglich.

324



§ 3 Betretungsrechte, Verkehrssicherungspflicht

(1) Der Eigentiimer gestattet den Bediensteten und Beauftragten der Stadt (Architekten,
Sachverstandigen, Bauausfiihrungsfirmen usw.) das Betreten und die Benutzung seiner
0.g. Grundstiicke zwecks Vorbereitung und Durchfiihrung der Mallnahmen gemafs § 1.

(2) Der Eigentimer verpflichtet sich, bei einer VerduRerung von Grundstiicken oder
Teilen der o.g. Grundstiicke dem Rechtsnachfolger die Pflichten aus diesem Vertrag in
vollem Umfang gesamtschuldnerisch zu Ubertragen. Die Haftung des Eigentiimers
besteht fort, sofern mit der Stadt nichts anderes vereinbart wird.

(3) Sobald und soweit die o.g. Grundstiicke fiir die Durchflihrung der Mainahmen nach
§ 1 benutzt werden, obliegt die Verkehrssicherungspflicht der Stadt.

§ 4 Wirksamkeit, salvatorische Klausel, Schriftform

(1) Dieser Vertrag wird nur wirksam, wenn die Stadt einen Zuwendungsbescheid tber
Stadtumbau-Foérdermittel erhdlt und dieser bestandskréftig wird.

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrags beriihrt nicht die
Wirksamkeit der Gibrigen Vertragsinhalte. Unwirksame Bestimmungen sind durch solche
zu ersetzen, die ihnen rechtlich und wirtschaftlich am nichsten kommen.

(3) Anderungen und FErginzungen dieses Vertrags bediirfen der Schriftform. Dies gilt
auch fiir diese Schriftformklausel.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

4. Die Legitimation privater Initiativen durch
§ 171f BauGB 2007

Mit der Novelle 2007 hat der Gesetzgeber dem BauGB mit § 171f eine weitere
Vorschrift hinzugefligt, die noch starker als die Regelungen zum Stadtumbau und
zur Sozialen Stadt darauf abzielt, stagnierende oder von Abstiegsprozessen be-
drohte bzw. betroffene Gebiete wieder aufzuwerten. Mit § 171f werden private
Initiativen zur Aufwertung von Geschafts- und Wohnquartieren vom Bundesge-
setzgeber legitimiert.15 Die Landesgesetzgeber werden ausdriicklich ermdchtigt,
Beitragsregelungen zur Finanzierung dieser Initiativen zu verabschieden. Damit
werden die auf privater Initiative beruhenden ,Business Improvement Districts”
(BID) und ,Housing Improvement Districts” (HID) — die als Modelle in Kanada
und in den USA entwickelt wurden — nun auch kraft Bundesrechts in den deut-
schen Rechtskreis Gibernommen. Zuvor hatte schon der Stadtstaat Hamburg als
erstes deutsches Bundesland ein entsprechendes Gesetz erlassen. Der nachfol-
gend wiedergegebene Text des § 171f BauGB zeigt, dass dort sowohl das ,mit der

15 Bartholomdi, BauR 2006, 1839-1845; Goldschmidt/Taubenek, FuB 4/2007, 164-172; Ingold,
UPR 11&12/2009, 431-436; Schink, UPR 4/2012, 13-138.
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Gemeinde abgestimmte” Entwicklungskonzept wieder auftaucht, das Vorausset-
zung auch fiir Stadtumbaumaflnahmen und MaBnahmen der Sozialen Stadt ist, als
auch jene ,private Verantwortung”, die sich am Ende in vertraglichen Festlegun-
gen ausdriickt. § 171f BauGB ist mit den Worten ,Private Initiativen zur Stadt-
entwicklung, Landesrecht” liberschrieben und lautet im Wortlaut wie folgt:

,Nach Malgabe des Landesrechts konnen unbeschadet sonstiger Malinahmen
nach diesem Gesetzbuch Gebiete festgelegt werden, in denen in privater Verant-
wortung standortbezogene Malinahmen durchgefiihrt werden, die auf der Grund-
lage eines mit der Gemeinde abgestimmten Konzepts der Starkung oder Entwick-
lung von Bereichen der Innenstidte, Stadtteilzentren, Wohnquartieren und Ge-
werbezentren sowie von sonstigen fiir die stadtebauliche Entwicklung bedeutsa-
men Bereichen dienen. Zur Finanzierung der MaBnahmen und gerechten Vertei-
lung des damit verbundenen Aufwands kénnen durch Landesrecht Regelungen
getroffen werden.”

Mit Hilfe von ,BID-Regelungen” werden private Zusammenschliisse von Ge-
schaftsleuten und Hauseigentiimern mit dem Ziel der Aufwertung von Stadtquar-
tieren vom Landesgesetzgeber unterstiitzt, indem ihnen die Moglichkeit gegeben
wird, auch von den Unternehmern und Eigentimern im Gebiet, die den freiwilli-
gen Anschluss an die Initiative verweigert haben, finanzielle Beitrage zu erheben.
Es liegt auf der Hand, dass derartige Initiativen durch Vertrage vorbereitet und in
die Form rechtlicher Verbindlichkeit gebracht werden missen. Dieser Vertragstyp
soll hier nicht ndher behandelt werden. Denn im Regelfall handelt es sich eher
um zivilrechtliche Vertrdge als um stddtebauliche Vertrage, weil und wenn den
freiwilligen Kooperationsvertragen das 6ffentlich-rechtliche Element fehlt. Sobald
per Vertrag die hoheitliche Beitragserhebung angestrebt wird, diirfte es sich aller-
dings zumindest teilweise auch um stadtebauliche Vertrage handeln, weil die Ver-
tragsziele dann insgesamt nicht ohne hoheitliche Hilfe durchgesetzt werden kon-
nen.

5. Vertrdge im Zusammenhang mit stéidtebaulichen Geboten

Alle stadtebaulichen Gebote sind dazu bestimmt, nur als letztes Mittel eingesetzt
zu werden, wenn alle vorherigen Bemiihungen um eine freiwillige Mitwirkung
des betroffenen Eigentiimers gescheitert sind.16 Im Gesetzestext kommt dies nicht
direkt zum Ausdruck — die Pflicht zur vorherigen Beteiligung der Betroffenen nach
§ 175 BauGB erinnert aber daran.

Eine direkte Erinnerung dass die freiwillige — durch Vertrag fixierte — Einigung das
bessere Mittel der Streitvermeidung oder Streitbeilegung ist, findet sich nur im
Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot nach § 177 BauGB. In § 177 Abs. 4

16 Schroer, NZBau 4/2007, 234-236.
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ist geregelt, dass der Eigentimer von der Gemeinde die Erstattung der nicht ren-
tierlichen Kosten der Modernisierung verlangen kann. Am Ende des Absatzes 4
wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass durch Vertrag eine pauschalierende
Losung herbeigefiihrt werden kann. Es heif8t dort:

,Der Eigentiimer hat die Kosten der von der Gemeinde angeordneten Maf3-
nahmen insoweit zu tragen, als er sie durch eigene oder fremde Mittel de-
cken und die sich daraus ergebenden Kapitalkosten sowie die zusatzlich
entstehenden Bewirtschaftungskosten aus Ertrdgen der baulichen Anlage
aufbringen kann.

Sind dem Eigentiimer Kosten entstanden, die er nicht zu tragen hat, hat die
Gemeinde sie ihm zu erstatten, soweit nicht eine andere Stelle einen Zu-
schuss zu ihrer Deckung gewahrt. Dies gilt nicht, wenn der Eigentlimer auf
Grund anderer Rechtsvorschriften verpflichtet ist, die Kosten selbst zu tra-
gen, oder wenn er Instandsetzungen unterlassen hat und nicht nachweisen
kann, dass ihre Vornahme wirtschaftlich unvertretbar oder ihm nicht zu-
zumuten war.

Die Gemeinde kann mit dem Eigentiimer den Kostenerstattungsbetrag unter
Verzicht auf eine Berechnung im Einzelfall als Pauschale in Héhe eines be-
stimmten Vomhundertsatzes der Modernisierungs- oder Instandsetzungs-
kosten vereinbaren. [Hervorhebungen durch den Verf.]“

6. Vertréige zur Sozialplanung, zum Hdrteausgleich und zur
Aufhebung oder Verléngerung von Miet- und
Pachtverhdltnissen

Die Durchfiihrung von Sanierungsmafnahmen ist hdaufig mit der Notwendigkeit
von Umzligen fiir betroffene Mieter oder Geschéftsinhaber und anderen Unan-
nehmlichkeiten verbunden. Vertragliche Regelungen sind hier gegeniiber einseiti-
gen Regelungen durch Verwaltungsakt die bessere Moglichkeit. Dies gilt sowohl
fur die Gewdhrung von Geldmitteln im Wege des Harteausgleichs als auch fiir die
Aufhebung oder Verldngerung von Miet- und Pachtverhiltnissen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung sollten also zur Regelung
des Harteausgleichs nach § 181 BauGB und auch fiir die Verlangerung oder Auf-
hebung von Miet- und Pachtverhéltnissen nach §§ 182 bis 185 BauGB stets Ver-
trage vorbereiten und nicht sofort auf hoheitliche Mallnahmen setzen. Spatestens
bei der Anhdrung der Betroffenen nach § 28 VwVfG im Vorfeld des hoheitlichen
Eingriffs in einen Miet- oder Pachtvertrag sollte die angestrebte Vertragsanderung
den Parteien unterschriftsreif vorgelegt werden.
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VIIl. Sicherung der Erfullung der Vertragspflichten

1. Sicherungsbedarf und Sicherungszweck

Neben einer moglichst prazisen Ausgestaltung der vertraglichen Regelungsgegen-
stdnde selbst kommt es besonders darauf an, deren Erfiillung hinreichend abzusi-
chern. Dabei steht der Sicherungsbedarf der Gemeinde im Vordergrund, wahrend
der Vertragspartner im Regelfall davon ausgehen kann, dass die Gemeinde von ihr
tbernommene Verpflichtungen, soweit diese Gberhaupt zuldssigerweise begriind-
bar sind, auch erfillt. Dies beruht zunachst darauf, dass die Gemeinde selbst mit
der Schaffung des Baurechts regelmaRig ihre ,Leistung” erbracht hat. Die Ge-
meinde kann Sicherheit nur flir solche Leistungen bieten, zu deren Erfillung sie
sich auch verpflichten kann; fiir die Aufstellung eines Bebauungsplans ist eine Si-
cherheit demgemal} von vornherein ausgeschlossen. Auf die Frage, welche ver-
traglichen Regelungsmoglichkeiten im Hinblick auf die mit einem etwaigen Schei-
tern der beabsichtigten Bauleitplanung verbundenen Folgen bestehen, wird noch
einzugehen sein.

Bedeutsam ist die effektive Sicherung der Vertragspflichten, weil anderenfalls zu
ihrer Durchsetzung der Klageweg beschritten werden miisste, was zu einer erheb-
lichen zeitlichen Verzdgerung oder gar zu einer dauerhaften Nichterflllung der
vertraglichen Vereinbarungen und damit zur Gefdhrdung des Vertragszwecks ins-
gesamt fihren kann.

In den Vertragsverhandlungen stellt sich vor diesem Hintergrund regelmaRig die
Frage, ob und in welchem Umfang Sicherheit fiir Verwirklichungsrisiken zu leis-
ten ist und welche Sicherungsinstrumente hierfiir geeignet, aber auch ausreichend
sind. Dabei ist auch darauf zu achten, ob das gewdhlte Sicherungsmittel die Ver-
tragserfullung tatsdchlich sicherstellt oder lediglich, wie im Falle der Zwangsvoll-
streckungsunterwerfung, die Durchsetzbarkeit von Anspriichen erleichtert oder,
wie im Falle der Vertragsstrafe, nur den privaten Vertragspartner zur (rechtzeiti-
gen) Vertragserfiillung anhalt.!

Als Grundsatz kann Folgendes gelten: Die Gemeinden sollten alle Vertragspflich-
ten und Bindungen sichern, deren Erflillung im o&ffentlichen Interesse steht. Auf
eine Sicherung kann dagegen unter Umstdnden dann verzichtet werden, wenn
der Vorhabentriger ein eigenes wirtschaftliches Interesse an der Erfillung der Ver-
tragspflicht hat und nach Lage der Dinge angenommen werden kann, dass er
schon aus wirtschaftlichen Erwdgungen zur Erfiillung veranlasst ist. Dies gilt z.B.
fir die auf ein privates Investitionsvorhaben bezogene Durchfiihrungsverpflich-
tung, wie sie beim Vorhaben- und ErschlieBungsplan eingegangen werden muss.2
In der Regel wird in solchen Fillen nur eine Sicherung der ErschlieBungspflicht

1 Hierzu bereits Grziwotz, VIZ 1997, 197 ff.
2 Ebenso Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 295 f.
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sowie von Ausgleichsmanahmen aulerhalb der Grundstiicksflichen des Ver-
tragspartners erforderlich sein. Soweit ein privates Investitionsvorhaben mit Bin-
dungen — z.B. fir den sozialen Wohnungsbau — belegt ist, besteht allerdings auch
diesbeziiglich ein Sicherungsinteresse der 6ffentlichen Hand.3

Die Gemeinden sollten auch das ,informelle Sanktionspotenzial” in ihre Uberle-
gungen mit einbeziehen,4 das sich im Einzelfall aus der Stellung des Vertragspart-
ners und seinen wirtschaftlichen Interessen ergeben kann. Ein ortsansassiger Un-
ternehmer, der in regelmaRigen Geschéftsbeziehungen zu der Gemeinde steht,
wird diese Geschéftsbeziehungen nicht ohne Not aufs Spiel setzen und sich des-
halb nach Kréften vertragstreu verhalten. In kleineren Gemeinden kann auch das
Ansehen des ortsansdssigen Vertragspartners eine Rolle spielen, wenn dieser bei
vertragswidrigem Verhalten um seine Stellung in der 6rtlichen Gemeinschaft
flrchten muss. Auch in diesen Fallen kann allerdings zumeist nicht auf eine Si-
cherung der vertraglichen Regelungen verzichtet werden. Denn fiir die Gemeinde
bleibt das Risiko bestehen, dass der Investor mit seiner Leistungspflicht ausfillt
und sie mit weiteren Kosten belastet wird.

Das gemeindliche Interesse an einer Sicherung besteht darlber hinaus auch und
vor allem fiir solche Vertragspflichten, die im Sinne des Abwagungsergebnisses
unverzichtbar sind. Soll z.B. der Vorhabentrager aus Immissionsschutzgriinden
eine Larmschutzwand errichten oder zur Kompensation von Eingriffen in Natur
und Landschaft KompensationsmaRnahmen durchfiihren, so missen Errichtung
oder Herstellung auch flir den Fall gesichert sein, dass der Vorhabentriger seine
Pflichten nicht erfiillt. Denn das Fehlen geeigneter Sicherungen kann im Einzelfall
auf das Abwéagungsergebnis des Bebauungsplans durchschlagen und es fehlerhaft
sein lassen. In diesem Sinne ist insbesondere bei sog. festsetzungsergdnzenden
und festsetzungsersetzenden Regelungen in stadtebaulichen Vertrdgen,5 die un-
mittelbar der planerischen Konfliktbewdltigung dienen, eine Sicherung der Ver-
tragspflichten des privaten Vertragspartners von entscheidender Bedeutung.
Wenngleich in der obergerichtlichen Rechtsprechung bisweilen die Zuldssigkeit
von Vereinbarungen, durch die Bebauungsplanfestsetzungen ersetzt werden, als
unzuldssig angesehen wurde,® kann eine Gemeinde stadtebauliche Zwecke und
Ziele der Bauleitplanung auch mit den vertraglichen Gestaltungsmoglichkeiten
verfolgen, wenn ihr diese Mittel zur Befriedigung eines rechtmaRigen offentlichen
Interesses am besten geeignet erscheinen.” Das Gesetz selbst sieht solche festset-
zungsersetzenden Vereinbarungen ausdriicklich vor. Beispielsweise kénnen ge-
mal § Ta Abs. 3 BauGB zum Ausgleich fir Eingriffe in Natur und Landschaft an-

BayVGH, Urt. v. 22.12.1998 — 1 B 94.3283 —.

Burmeister: Praxishandbuch Stidtebauliche Vertrage, S. 295.

Hierzu s. Reidt, UPR 2008, 410 ff.

OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 18.12.2007 - 2 A 3.07 —; OVG Schleswig-Holstein, Urt. v.
22.4.2010 - 1 KN 19/09 —; OVG Niedersachsen, Urt. v. 8.3.2012 — 12 LB 244.10 —.

7 Reidt, UPR 2008, 410 ff. (411). S.a. OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 22.9.2011 -2 A 8.11 —.

o Ul AW
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stelle von Darstellungen und Festsetzungen ,auch vertragliche Vereinbarungen
nach § 11 oder sonstige geeignete MalBnahmen zum Ausgleich auf von der Ge-
meinde bereitgestellten Flachen getroffen werden”.

Zu beachten ist hierbei allerdings, dass in entsprechenden Féllen zur Gewabhrleis-
tung der planerischen Konfliktbewéltigung der stadtebauliche Vertrag vor Inkraft-
treten der Satzung rechtsverbindlich abgeschlossen sein oder zumindest ein fir
die Gemeinde einseitig annehmbares Vertragsangebot vorliegen sollte.

Mit Ricksicht darauf, dass vertragliche Vereinbarungen grundsitzlich nur zwi-
schen den vertragschliefenden Parteien wirken, ist es zudem im Hinblick auf eine
etwaige Rechtsnachfolge zur Sicherung der stidtebaulichen Ziele im Einzelfall
geboten, die vertraglichen Regelungen von Handlungs- und Unterlassungspflich-
ten nicht nur durch eine Rechtsnachfolge- oder Vollstreckungsregelung, sondern
auch dinglich durch Grundstiicksbelastung zu sichern.8 Ohne eine entsprechende
Sicherung kann der Bebauungsplan abwagungsfehlerhaft sein, wenn die der Ab-
wagung zugrundeliegende Erflllung der Vertragspflichten des Vertragspartners ge-
fahrdet ist.

§ 11 BauGB selbst enthilt keine Spezialregelung liber die Sicherung der Erfillung
der im stadtebaulichen Vertrag begriindeten Vertragspflichten und auch sonst kei-
ne Vorgaben hinsichtlich deren Vereinbarung. In Betracht kommen daher alle Si-
cherungsmittel des &ffentlichen und privaten Rechts. Fir die Wahl des im Einzel-
fall geeigneten Sicherungsmittels ist vor allem der Sicherungszweck von Bedeu-
tung. Materielle Grenze der Sicherung der Vertragspflichten ist das Angemessen-
heitsgebot.

2. Unterwerfung unter die sofortige Vollstreckung

Die vertraglich Gbernommenen Verpflichtungen missen grundsétzlich im Wege
der Leistungsklage durchgesetzt werden.9 Um das Verfahren der Vollstreckung
aus einem stadtebaulichen Vertrag abzukiirzen, bietet sich die Vereinbarung der
sofortigen Vollstreckbarkeit einzelner, genau bezeichneter Verpflichtungen des
Vertragspartners an. In diesem Fall kann ohne vorherige Klageerhebung unmittel-
bar aus dem stadtebaulichen Vertrag als Vollstreckungstitel vollstreckt werden.

a) Vollstreckungsunterwerfung nach § 61 VwVfG

In offentlich-rechtlichen subordinationsrechtlichen Vertragen zwischen der Ge-
meinde und einem Privaten kann sich jeder der Vertragschliefenden gemdls § 61
VwWVIG der sofortigen Zwangsvollstreckung unterwerfen. Die Unterwerfung nach

8  Quaas/Kuck, in: Schrodter, § 11 Rn. 64.
9 BayVGH, Urt. v. 19.2.1987 — 3 B 85 A.3539 —.
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§ 61 Abs. 1 VWVIG ist jedoch nur bei 6ffentlich-rechtlichen Vertragen im Sinne
von § 54 Satz 2 VwVIG zuldssig.10 Erfasst werden danach lediglich sog. subordi-
nationsrechtliche Vertrage, das heilst Vertrage, die die Behorde (hier Gemeinde)
anstatt des Erlasses eines Verwaltungsaktes mit demjenigen schlief8t, an den sie
sonst den Verwaltungsakt richten wiirde. Uber den engen Wortlaut von § 54
Satz 2 VWVfG hinaus werden als subordinationsrechtlich auch solche Vertriage
verstanden, bei denen die Behorde bezlglich des Regelungsgegenstandes auch
zum Erlass eines Verwaltungsaktes aufgrund der maligeblichen Rechtsnormen er-
mdchtigt gewesen wdre.!! Dabei kommt es nicht darauf an, dass ein Verwaltungs-
akt mit genau demselben Inhalt hitte erlassen werden kénnen.12 Mafgeblich ist
vielmehr, ob der Gegenstand des Vertrages ganz allgemein einer hoheitlichen
Entscheidung durch Verwaltungsakt zugénglich ist.13

Die zum Teil vertretene engere Auslegung'4 verkennt, dass ein offentlich-
rechtlicher Vertrag im Sinne von § 54 Satz 2 VwVfG grundsétzlich einer gericht-
lich nachpriifbaren Angemessenheitskontrolle unterworfen ist, die gerade Aus-
druck des gesteigerten Schutzbediirfnisses ist, das bei Vertragen in einem Uber-/
Unterordnungsverhaltnis besteht. Eine strukturelle Unterlegenheit ist dementspre-
chend auch der Grund fiir eine entsprechende Angemessenheitskontrolle bei stad-
tebaulichen Vertragen nach § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB.15 Die strukturelle Unterle-
genheit resultiert beim stadtebaulichen Vertrag typischerweise aus dem Umstand,
dass die Gemeinde kraft der ihr zustehenden Planungshoheit die alleinige Ent-
scheidungsbefugnis tber die Aufstellung von Bauleitpldnen hat oder im Bauge-
nehmigungsverfahren einvernehmlich mitwirkt.16

Die Vollstreckungsunterwerfung kann sich auf jeden vollstreckungsfahigen Inhalt
eines Vertrages beziehen, also nicht nur auf die Verpflichtung zur Zahlung eines
bestimmten Geldbetrages, sondern auch auf die Erzwingung einer Handlung,
Duldung oder Unterlassung. Sie kann sich auch auf Schadensersatzanspriiche
wegen Nicht- oder Schlechterfiillung sowie auf Vertragsstrafen beziehen. Eine
derartig erweiterte Unterwerfungserkldrung muss nach dem Wortlaut und Sinn

10 Grziwotz, in: Beck’sches Notarhandbuch, 5. Aufl. 2009, A XI, Rn. 13.

11 BVerwG, Urt. v. 16.5.2000 — 4 C 4/99 —.

12 Kopp/Ramsauer: VWVfG, § 54 Rn. 48.

13 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrdage, S. 305; Kopp/Ramsauer: VwVfG, § 54
Rn. 48; Knack (Hrsg.): Verwaltungsverfahrensgesetz, § 54 Rn. 4.2; Grziwotz, in: Ernst/Zin-
kahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, 102. Lfg., Nov. 2011, § 124 Rn. 9 f,; Krautzberger, in:
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, 102. Lfg., Nov. 2011, § 11 Rn. 186 f.

14 Birk: Stadtebauliche Vertrage, 5. Aufl.,, Rn. 810; sowie zum ErschlieRungsvertrag, Quaas, in:
Schrodter, § 124 Rn. 2; Driehaus: Berliner Kommentar, § 124 Rn. 7.

15 Grziwotz, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, 102. Lfg., Nov. 2011, § 124 Rn. 10,
unter Hinweis auf die entsprechende Situation beim Verbrauchervertrag gem. § 310 Abs. 3 BGB.

16 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, 2. Aufl., S. 305.
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hinreichenden Ausdruck in der Unterwerfungserkldarung gefunden haben.1” Der
Anspruch muss nach Art und Umfang bestimmt sein.

Die Unterwerfung unter die sofortige Vollstreckung erfolgt durch eine entspre-
chende schriftliche Erkldrung im Vertrag. Sie kann auch nachtraglich durch eine
gesonderte Erkldrung erfolgen. Die Behérde muss hierbei nach dem Vertretungs-
gebot des § 61 Abs. 1 Satz 2 VWVIG von einem Behdérdenleiter, seinem allgemei-
nen Vertreter oder einem Angehdrigen des offentlichen Dienstes, der die Befahi-
gung zum Richteramt hat oder die Voraussetzungen des § 110 Satz 1 des Deut-
schen Richtergesetzes erfiillt, vertreten werden.1® Die Beteiligung eines qualifi-
zierten Behordenvertreters unterstreicht dabei nochmals die Bedeutung des Ver-
fahrens flir den Vertragsinhalt.19 Dagegen ist eine Genehmigung der Zwangsvoll-
streckungsunterwerfung durch die fachlich zustindige Aufsichtsbehdrde nicht
mehr erforderlich.

b) Vollstreckungsunterwerfung nach § 794
Abs. 1 Nr. 5 ZPO

Soweit die Zuldssigkeit einer Vollstreckungsunterwerfung nach § 61 VwVfG zwei-
felhaft ist, weil es sich nicht um eine durch Verwaltungsakt regelbare Verpflich-
tung handelt, kann eine Vollstreckungsunterwerfung nach § 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO
vereinbart werden.20 Gleiches gilt bei stadtebaulichen Vertragen, die dem Zivil-
recht zuzurechnen sind.2" In einem Beschluss vom 20.10.2005 hat der BGH da-
rauf hingewiesen, die Frage, ob nach den Vorschriften der ZPO zu vollstrecken
sei, bestimme sich nicht nach dem zugrunde liegenden Anspruch, sondern nach
dem zu vollstreckenden Titel. Demgemadll wiirden Vollstreckungstitel, die nach
MaRgabe der ZPO erlassen oder errichtet seien, auch nach ihr vollstreckt, unab-
hédngig davon, ob der Anspruch selbst 6ffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher
Natur sei.22

Die Vollstreckungsunterwerfung nach § 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO bedarf allerdings
der notariellen Beurkundung. Eine Vollstreckungsunterwerfung nach § 794 Abs. 1
Nr. 5 ZPO wird sich deshalb immer dann anbieten, wenn ohnehin eine notarielle
Beurkundung des Vertrags (z.B. nach § 311b BGB) erforderlich ist. Die Unterwer-
fung unter die sofortige Vollstreckung durch notariell beurkundete Erklarung ist
danach auch bei offentlich-rechtlichen Vertrdgen moglich. Zwar ordnet § 62
VWVIG lediglich an, dass die Vorschriften des BGB ergénzend gelten sollen, so-

17 Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs: Verwaltungsverfahrensgesetz, Kommentar § 61 Rn. 16.

18 BVerwG, Urt. v. 3.3.1995 - 8 C 32/93 —.

19 Grziwotz, in: Beck’sches Notarhandbuch, 5. Aufl. 2009, A XI, Rn. 13.

20 BVerwG, Urt. v. 24.8.1994 — 11 C 14.93 —; Grziwotz, JuS 1998, 903; Schliepkorte, S. 45; Wag-
ner, in: v. Nicolai/Wagner/Wecker, S. 57, Anm. 12.2; Menke, in: Bunzel/Sander: Stadtebauliche
Grolvorhaben in der Umsetzung, S. 37 ff.

21 Vgl. hierzu Sauthoff, DOV 1989, 1 ff.

22 BGH, Beschl. v. 20.10.2005 - | ZB 3.05 —.
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weit sich aus §§ 54-61 VwVfG nichts Abweichendes ergibt. Damit wird die An-
wendung der Vorschriften der ZPO jedoch nicht ausgeschlossen.23 Zudem bleibt
der Schutzstandard von § 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO nicht hinter dem des § 61 VwV{G
zuriick.24

3. Bankbiirgschaft (§ 765 BGB)

Fur den Fall der Zahlungsunféhigkeit des Vertragspartners bietet die Unterwerfung
unter die sofortige Vollstreckung keine geeignete Sicherheit. Hier hilft nur die
Beibringung einer Vertragserfiillungsbirgschaft einer Bank, die ein bewéhrtes und
fast unverzichtbares Sicherungsinstrument bei Erschlielungs- und sonstigen stad-
tebaulichen Vertragen ist, die bestimmte Leistungen des Vertragspartners der Ge-
meinde vorsehen.25 Durch die Biirgschaft verpflichtet sich in der Regel eine Bank
gegeniliber der Gemeinde zur Zahlung der Kosten fiir den Fall, dass der private
Vertragspartner seinen Leistungspflichten nicht bzw. nicht fristgemaB oder voll-
standig nachkommt. Eine Bankbiirgschaft kommt daher insbesondere fiir die Absi-
cherung von Folgekostenvereinbarungen nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB in
Betracht. Fallt der private Vertragspartner mit der Erbringung der vereinbarten
Leistungspflichten aus, steht der Biirge fiir Verpflichtungen ein, wodurch ein ho-
hes Mafs an Absicherung fiir die Gemeinde gewéhrleistet wird. Fiir solche Fille
wird darauf hingewiesen, dass die Biirgschaften grundsatzlich vor Eintritt der Plan-
reife nach § 33 Abs.1 BauGB zu Ubergeben sind.26 Denn bei Insolvenz des Ver-
tragspartners nach Planreife wiirde eine Folgekostenvereinbarung mit dem
Rechtsnachfolger moglicherweise nicht mehr getroffen werden kénnen, wenn die-
ser entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans einen Anspruch auf
Baugenehmigung hat.

Seitens der Vorhabentrager wird immer wieder auf die nicht unerheblichen Be-
reitstellungskosten fiir Birgschaften verwiesen. Diese konnen allerdings auch da-
zu beitragen, dass der Vertragspartner seinen Verpflichtungen moglichst zligig
nachkommt, um die Riickgabe der Birgschaft zu erreichen. Zudem miissen die
Gemeinden beriicksichtigen, dass bei einem Verzicht auf eine entsprechende Si-
cherung die Gefahr besteht, dass die weitere Realisierung des geplanten Projekts
aus dem kommunalen Haushalt finanziert werden oder aufgegeben werden muss.

23 BVerwG, Urt. v. 24.8.1994 — 11 C 14.93 —; BayVGH, Beschl. v. 10.6.1975 - 314 IV 74 —; Grzi-
wotz, JuS 1998, 903; Schliepkorte, S. 45; Menke, in: Bunzel/Sander, S. 218 f.; a.A. Birk: Stadte-
bauliche Vertrage, S. 401 f., Rn. 812.

24 BVerwG, Urt. v. 24.8.1994 - 11 C 14.93 —.

25 Zur Vertragserfillungsblrgschaft bei stadtebaulichen Vertrdgen s. Chatziathanasiou/Towfigh,
DVBI. 2013, 84 ff.

26 Hoffmann, in: Hoppenberg/de Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des &ffentlichen Baurechts. Kap. P,
EL 27, Rn. 138.
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Die wirtschaftliche Belastung aus einer Biirgschaft kann im Ubrigen dadurch ge-
mildert werden, dass die schrittweise Freigabe der Birgschaft entsprechend dem
Realisierungsfortschritt vereinbart wird.27 Bei Erschliefungsvertrdgen kommt auch
die Einrichtung eines treuhdnderisch unter Mitwirkung der Gemeinde verwalteten
Kontos in Betracht, auf das die beteiligten Grundstiickseigentiimer Vorauszahlun-
gen entsprechend den auf sie entfallenden Anteilen an den Kosten zahlen.28 Ein
zusédtzliches Sicherungserfordernis bleibt aber auch bei dieser Konstellation be-
stehen.

SchlieSlich kann eine Biirgschaft nicht nur der Vertragserfiillung, sondern auch
der Sicherung etwaiger Gewdhrleistungsanspriiche dienen, so dass die Biirgschaft
zu einem bestimmten, angemessenen Anteil (z.B. fiinf Prozent) bis zum Ablauf der
Gewdhrleistungsfrist als Gewdhrleistungsbirgschaft bestehen bleiben sollte. So-
weit im Bauvertrag zwischen Vertragserfiillungs- und Gewahrleistungsbiirgschaft
unterschieden wird, verliert die Vertragserfiillungsbirgschaft mit Abnahme der
Bauleistung ihre Wirksamkeit. Die birgende Bank kann aus der Vertragserfiil-
lungsbiirgschaft dann nicht mehr fiir solche Kosten in Anspruch genommen wer-
den, die nach der Abnahme des Werkes fiir Mdngelbeseitigungsarbeiten entstan-
den sind.29 Zu beachten ist, dass die Vereinbarung einer Zahlung auf ,erste An-
forderung” bei einer Biirgschaft nach AGB-Recht, soweit dieses Anwendung fin-
det, eine unangemessene Benachteiligung sein kann, weil damit von einem we-
sentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung der Biirgschaft als einer
Haftung in zweiter Linie abgewichen wird.30

Durch einen Birgschaftsvertrag kann grundsatzlich jede obligatorische Verbind-
lichkeit gesichert werden,31 also auch die Erfiillung der baulichen und &kologi-
schen Auflagen im Zusammenhang mit der Bauverpflichtung nach § 11 Abs. 1
Nr. 2 BauGB. Die Biirgschaftsschuld ist zwar eine Geldforderung und damit ein
Surrogat der Hauptforderung, ihr Zweck kann aber zum einen auf die Sicherung
der Kosten einer gegebenenfalls erforderlichen Ersatzvornahme (analog § 633
Abs. 3 BGB) gerichtet sein; zum anderen kann auch ein gegebenenfalls falliges
Strafgeld abgesichert werden.32 Die Sicherung eines Schadenersatzanspruchs wird
demgegeniiber kaum in Betracht kommen, da der Schaden der Nichterfiillung
6kologischer und baulicher Anforderungen kaum ins Gewicht fallen wird.

27 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 298.

28 Vgl. hierzu ebenda, S. 305; Birk: Stadtebauliche Vertrdge, Rn. 362; sowie § 9 Mustererschlie-
Bungsvertrag (Regelungsbeispiel 29).

29 OLG Karlsruhe, Urt. v. 20.11.1997 — 4 U 74/97 —; OLG Celle, Urt. v. 26.4.2005 - 16 U 207/04 —.

30 BGH, Urt. vom 5.6.1997 — VIl ZR 324/95 —; dazu: Hogrefe, BauR 1999, 111 ff.

31 Habersack, in: Miinchener Kommentar, § 765 Rn. 65.

32 Zu beachten ist hier auch das Klauselverbot fir verschuldensunabhdngige Strafversprechen. Vgl.
Kap. IV, Abschnitt 2 a, S. 120.
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Regelungsbeispiel 36
Vertragserfiillungsbiirgschaft

(1) Zur Sicherung aller sich aus den Ziffern ... fiir den Vorhabentrager ergebenden
Verpflichtungen leistet er Sicherheit in Héhe von ... Euro (in Worten: ... Euro) durch
Ubergabe einer unbefristeten selbstschuldnerischen Biirgschaft der ... (Bank/Spar-
kasse/Kreditversicherungsunternehmen). Die Biirgschaft wird durch die Stadt/Gemeinde
entsprechend dem Baufortschritt in Teilbetrdgen von je ... Euro freigegeben. Bis zur
Vorlage der Gewadhrleistungsbiirgschaft erfolgen die Freigaben hochstens bis zu 90
Prozent der Biirgschaftssumme nach Satz 1.

(2) Im Falle der Zahlungsunféhigkeit des Vorhabentragers ist die Stadt/
Gemeinde berechtigt, noch offen stehende Forderungen Dritter gegen den Vorhaben-
trager furr Leistungen aus diesem Vertrag aus der Biirgschaft zu befriedigen.

(3) Nach der Abnahme der Mafinahme und Vorlage der Schlussrechnungen mit Anlagen
ist fir die Dauer der Gewahrleistungsfrist eine Gewahrleistungsbiirgschaft in Héhe von
flinf Prozent der Baukosten vorzulegen. Nach Eingang wird die verbliebene Vertrags-
erfillungsbiirgschaft freigegeben.

(4) Mehrere Vertragspartner der Stadt/Gemeinde haften gesamtschuldnerisch fiir die
Erfiillung der vertraglichen Verpflichtungen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

4. Patronatserkidrung/Konzernbiirgschaft

Soweit im Einzelfall der Vertragspartner eine Tochtergesellschaft eines grofSen
Konzerns ist, kommt anstelle einer Bankbirgschaft eine sog. Patronatserkldrung
(auch Konzernbiirgschaft genannt) zur Sicherung der vereinbarten Leistungspflich-
ten in Betracht.33 Eine solche Patronatserkldrung liegt vor, wenn die Muttergesell-
schaft zusagt, die Tochtergesellschaft finanziell so auszustatten, dass sie stets in
der Lage ist, ihren gegenwdrtigen und kiinftigen Verbindlichkeiten fristgemaf
nachzukommen.34 Aus dieser ,harten” Patronatserklarung schliel’t der BGH, dass
die Muttergesellschaft zum Schadensersatz verpflichtet ist, wenn die Tochterge-
sellschaft die Forderung gegeniiber dem Gldubiger nicht erfiillt.35> Wenn die Leis-
tungsfahigkeit der Muttergesellschaft aufer Zweifel steht, kann die Patronatserkla-
rung deshalb eine geeignete Sicherheit geben. Insoweit ist dringend anzuraten,
die Leistungsfahigkeit der Muttergesellschaft — z.B. durch vorzulegende Jahresab-
schllsse — zu tberpriifen.

33 Burmeister: Praxishandbuch Stidtebauliche Vertrdge, S. 298 f.
34 Vgl. hierzu Menke, in: Bunzel/Sander, S. 37 (40).
35 BGH, Urt. v. 30.1.1992 — IX ZR 112/91 —.
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5. Ankaufs- und Wiederkaufsrecht; Aufzahlungsverpflichtung

Zur Absicherung von Einheimischenbindungen bzw. Bindungen fiir den sozialen
Wohnungsbau kommt die Vereinbarung von Ankaufs- oder Wiederkaufsrechten —
gesichert durch Eintragung einer Auflassungsvormerkung und haufig ergénzt
durch eine Aufzahlungsverpflichtung sowie ein dingliches Vorkaufsrecht — als ei-
ne effektive Form der Sicherung in Betracht. Grundsitzlich sind dabei zwei
Grundvarianten zu unterscheiden:

= Sofern die Gemeinde zundchst Grundstiickseigentimerin ist (also beim
kommunalen Zwischenerwerb oder bei Verdulerungen aus dem Eigentums-
bestand) und dem Vorhabentrager das Grundstiick zur Bebauung verdulRert,
wird das Kaufrecht im Rahmen des VerdulRerungsvertrags in der Form eines
Wiederkaufsrechts im Sinne von § 456 BGB begriindet.36

= Bei dem sog. Weilheimer Modell wird der Gemeinde demgegeniiber ein no-
tariell beurkundetes Kaufangebot unterbreitet, wobei sich die Gemeinde ver-
pflichtet, das Kaufangebot nur bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen
auszuliben:37 Der damit begriindete schuldrechtliche Anspruch wird durch
Auflassungsvormerkung gemdl8 § 883 BGB gesichert. In entsprechender Wei-
se erfolgt die Sicherung des zugunsten der Gemeinde eingerdumten und
durch Auflassungsvormerkung gesicherten Ankaufsrechts beim sog. Traun-
steiner Modell.38

Beginnt der Erwerber bei Bindungen fiir den sozialen Wohnungsbau nicht binnen
der vereinbarten Frist, kann die Gemeinde das Kaufrecht ausiiben und das Grund-
stiick an einen anderen geeigneten Bewerber verdullern.

a) Angemessenheit von An- und Wiederkaufsrechten

Ankaufs- und Wiederkaufsrechte greifen in erheblicher Weise in die Verfligungs-
und Verwertungsmoglichkeiten hinsichtlich des betroffenen Grundstiicks zu Las-
ten des pflichtigen Eigentiimers ein. Insoweit stellt sich fiir derartige Sicherungs-
mittel die Frage nach der Angemessenheit in besonderer Weise. Grundlage fiir die
Prifung ist zum einen § 11 Abs. 2 BauGB, wonach die vereinbarten Leistungen
den gesamten Umstdanden nach angemessen sein miissen.

Ob privatrechtliche stadtebauliche Vertrage, soweit sie Allgemeine Geschéftsbe-
dingungen (§ 305 Abs. 1 BGB) enthalten, daneben auch der Inhaltskontrolle nach

36 Vgl hierzu auch Kap. IV Abschnitt 5 a sowie Regelungsbeispiel 17 zu ,Bau- und Nutzungsbin-
dungen bei der Vergabe von Gewerbegrundstiicken an Einheimische” und in diesem Kapitel Re-
gelungsbeispiel 38 zu ,Wiederkaufsrecht mit Auflassungsvormerkung und Aufzahlungsvereinba-
rung”.

37 Vgl. hierzu auch Kap. IV Abschnitt 5 b sowie Regelungsbeispiel 14 ,Vertrag nach dem Weilhei-
mer Modell”.

38 Vgl. hierzu auch Kap. IV Abschnitt 5 c.
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§§ 307 bis 309 BGB unterliegen, ist jedenfalls fiir Vertrage, die nach Einfihrung
des § 24a AGBG (jetzt § 310 Abs. 3 BGB), also ab 1995, geschlossen wurden,
weiterhin nicht eindeutig geklart.39 Im Ergebnis ist der Priifmalstab aber nahezu
identisch; Grziwotz geht sogar davon aus, dass § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB gegen-
Uber dem AGB-Recht eine weitergehende richterliche Angemessenheitskontrolle
zuldsst, die auch Leistung und Gegenleistung einbezieht.40 Im Ergebnis gilt das
Gebot angemessener Vertragsgestaltung.4!

Probleme ergeben sich in der Anwendungspraxis vor allem hinsichtlich der Be-
messung der Frist fir die Errichtung des Bauwerks, des Zeitraums der Eigennut-
zung sowie der Erstattung des Forderungsbetrags bei einem spédteren Verstold ge-
gen die Nutzungsbindung.42 Die Rechtsprechung hat sich in den vergangenen
Jahren mehrfach mit der Frage angemessener Bindungsfristen von Selbstnutzungs-
verpflichtungen einschlieflich der zeitlichen Dauer eines gemeindlichen Wieder-
kaufsrechts und dessen Konditionen befasst,43 auf die im Folgenden noch einzu-
gehen sein wird.

b) Vertragliche Regelung des Wiederkaufs-
rechts im Detail

Selbstnutzungsverpflichtungen

Nachdem die Rechtsprechung, worauf Grziwotz zurecht hinweist,44 zu den Ein-
heimischenmodellen und auch zur Frage der zuldssigen Dauer von Bindungsfris-
ten lange Zeit uneinheitlich und insoweit fiir die Vertragsgestaltung wenig hilf-
reich war, hat der BGH inzwischen in mehreren Urteilen klare Anhaltspunkte fiir
angemessene Regelungen gegeben.

In einem Urteil vom 13.10.2006 hat der BGH eine Regelung mit einer Selbstnut-
zungsverpflichtung bzw. dem gemeindlichen Zustimmungserfordernis im Falle ei-
ner VerduBerung des Grundstiicks vor Ablauf von zehn Jahren als angemessen
anerkannt.45

39 Offen gelassen von BGH, Urt. v. 29.11.2002 — V ZR 105/02 —; VGH Miinchen, Urt. v.
22.12.1998 — 1 B 94.3288, 1010 —; OLG Celle, Urt. v. 29.6.2005 — 4 U 56 —; OLG Celle, Urt. v.
29.5.2008 — 8 U 239/07 —; BGH, Urt. v. 13.10.2006 — V ZR 33/06 —; BGH, Urt. v. 16.4.2010 - V
ZR 175/09 —.

40 Grziwotz, KommJjur 2009, 376 ff. (379).

41 OLG Celle, Urt. v. 29.6.2005 — 4 U 56/05 —.

42  Grziwotz, Komm]ur 2007, 295 ff.

43 OLG Dusseldorf, Urt. v. 19.6.2012 - 1-23 U 108.11 — und nachfolgend BGH, Urt. v. 16.4.2010 —
V ZR 175/09 — m. Anm. Vierling, MittBayNot 2010, 504; Hausmann, VR 2010, 374; Grziwotz,
ZfIR 2010, 465; sowie OLG Dusseldorf, Urt. v. 19.6.2012 =123 U 108/11 —.

44 Grziwotz, in: Festschrift fiir Krautzberger (2008), S. 187 ff. (189).

45 BGH, Urt. v. 13.10.2006 - V ZR 33/06 —.
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In einem weiteren Urteil aus dem Jahr 2010 hat das Gericht eine Klausel, nach
der die Erwerber eines Einheimischengrundstiicks verpflichtet sind, das von ihnen
errichtete Haus zwanzig Jahre selbst zu bewohnen, fiir rechtmaRig befunden.46

Eine Grenze fir die Ausiibung des Wiederkaufsrechts wird man entsprechend der
Wertung in § 462 Abs. 1 BGB nach Ablauf von dreiRig Jahren sehen kénnen.4”

Im Ubrigen ist die Frage der Angemessenheit der Bindungsdauer nach den Um-
standen des jeweiligen Einzelfalls zu beurteilen. Hierbei wird das Verhéltnis von
Dauer der Bindung und Hohe des gewahrten Preisnachlasses eine Rolle spielen.48

In diesem Sinne hat auch der BGH darauf hingewiesen, dass ,die zuldssige Bin-
dungsdauer mit dem Umfang der Verbilligung steigt” und im Einzelfall auch eine
Bindung von mehr als 20 Jahren zuldssig sein konne.49 In dem zugrunde liegen-
den Fall hatte der 5. Senat entschieden, dass bei einer Kaufpreisverbilligung von
50 Prozent eine zwanzigjahrige Verpflichtung des Beglinstigten, das Grundstiick
selbst zu nutzen, angemessen sein kann, da die Bindung des Kaufers der Preis fiir
den verbilligten Erwerb des Grundstiicks sei. In einem anderen Fall hat der BGH
angedeutet, dass bei einer Kaufpreisreduzierung von 30 Prozent eine etwa zwan-
zigjdhrige Bindungsfrist angemessen sej.50

Schwieriger sind die Félle zu entscheiden, in denen der Erwerber die Wohnung
nicht verduflert, sondern an Dritte vermietet, z.B. weil er an einem anderen Ort
eine Arbeit findet, im Ruhestand seinen Wohnsitz aber wieder auf dem vermiete-
ten Grundstiick nehmen will, obwohl er vertraglich verpflichtet ist, auf die Dauer
der Wiederkaufsfrist das Grundstiick selbst zu bewohnen. Bei der Bewertung die-
ses Sachverhalts ist zu beriicksichtigen, dass die mit der vergiinstigten Abgabe von
Bauland verbundenen Ziele der Gemeinde fehlschlagen wiirden, wenn der Er-
werber nach Errichtung des Gebdudes dieses frei und ohne Mietpreisbindung
meistbietend an Dritte vermieten konnte. Andererseits ist nicht von der Hand zu
weisen, dass es berechtigte Interessen zu einem voriibergehenden Wohnungs-
wechsel geben kann, so dass die Ausiibung des Wiederkaufsrechts nach dem
Grundsatz von Treu und Glauben unangemessen ware. Dies gilt insbesondere
dann, wenn der Beglinstigungszweck auf andere Weise erreicht werden kann,
z.B. indem der Erwerber das Wohnhaus an einen Einheimischen vermietet, der
auch im Ubrigen den Vergabekriterien der Gemeinde entspricht. Auch dann,
wenn der Beglinstigungszweck weitgehend erreicht ist, weil der Erwerber den ver-
traglichen Bestimmungen entsprechend das Wohnhaus tber den groReren Teil
der Vertragsdauer bereits bewohnt hat, dirfte die Auslibung des Kaufrechts durch
die Gemeinde im Hinblick auf die geringe Restlaufzeit der vertraglichen Bindung

46 BGH, Urt. v. 29.10.2010 -V ZR 48/10 —.

47 Soauch BGH, Urt. v. 21.7.2006 - V ZR 252/05 — und BGH, Urt. v. 29.10.2010 - V ZR 48/10 —.
48 S.z.B. OLG KélIn, Urt. v. 23.2.2011 - 13 U 115/10 —.

49 BGH, Urt. v. 16.4.2010 -V ZR 175/09 —.

50 BGH, Urt. v. 30.9.2005 -V ZR 37/05 —.

339



regelmalig unangemessen sein. Der Erwerber hat in diesem Fall bereits eine ,ge-
festigte Anwartschaft” auf die uneingeschriankte Verfigungsbefugnis erreicht.

Ratsam ist nach alledem die Aufnahme einer Klausel, die bei Vorliegen bestimm-
ter Umstdnde (wie berufliche Verdnderung) die Interessen des beglinstigten Er-
werbers und sein bisheriges Verhalten berlcksichtigt, zugleich aber auch die stad-
tebauliche Zielsetzung der Gemeinde sicherstellt.

Begrenzung des Kaufpreises

Mit der Vereinbarung eines Wiederkaufrechtes will die Gemeinde sicherstellen,
dass ihre Planungs- und ErschlieBungskapazitit effektiv eingesetzt und nicht zu
Zwecken der Bodenspekulation missbraucht wird. Da die Gemeinde die Grund-
stiicke regelmalig zu einem deutlich unter dem Verkehrswert liegenden, vergiins-
tigten Kaufpreis verdufert, wiirde sich flir den Erwerber ohne die durch Wieder-
kaufsrecht gesicherten Bindungen die Mdglichkeit, auf Kosten der Allgemeinheit
Spekulationsgewinne zu erzielen, eréffnen. Damit ware nicht nur der stadtebauli-
che Zweck der Beglinstigung, ndmlich die Bereitstellung von billigem Bauland fiir
Ortsansdssige, konterkariert. Vielmehr ist eine VerduRerung unter Verkehrswert
durch die Gemeinde auch aus haushaltsrechtlichen Griinden nur dann gestattet,
wenn dies der Erflillung offentlicher Aufgaben dient. Demgemdf sind die Ge-
meinden beim verbilligten Grundstiicksverkauf sogar zur Absicherung der zu-
grunde liegenden Bindungen verpflichtet. Dies hat der BGH in seiner Entschei-
dung vom 16.4.2010 bekraftigt und insoweit ausgefiihrt:

,Nicht nur die Bindungen, die dem Kaufer zum Erreichen der Zwecke des Ein-
heimischenmodells auferlegt werden, sondern auch die bei Nichteinhaltung die-
ser Bindungen vereinbarten Rechte des Verkdufers sind unter Beriicksichtigung
von Sinn und Zweck des Einheimischenmodells auf ihre Angemessenheit zu prii-
fen. Dabei ist zu berticksichtigen, dass die Gemeinde wegen ihrer haushaltsrecht-
lichen Bindungen verpflichtet ist, sich die Riickforderung der Subvention fiir den
Fall ihrer Zweckverfehlung vorzubehalten.>1

Ahnlich hat auch das OLG Diisseldorf in einem spiteren Urteil entschieden und
auf Folgendes hingewiesen:

,Eine ... VerduBerung unter dem objektiven Verkehrswert ist den Gemeinden aus
haushaltsrechtlichen Griinden wegen des Gebots der sparsamen Verwendung 6f-
fentlicher Mittel nur dann gestattet, wenn dies der Erflllung legitimer &ffentlicher
Aufgaben — wie hier der Foérderung des (Einheimischen-)Wohnungsbaus — dient
und dartiber hinaus die zweckentsprechende Mittelverwendung sichergestellt
wird. Die Beklagte war daher nicht nur berechtigt, sondern vielmehr verpflichtet,

51 BGH, Urt. v. 16.4.2010 -V ZR 175/09 —.
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fir eine vertragliche Absicherung des — den verbilligten Grundstiickskauf rechtfer-
tigenden — Ziels der Einheimischenférderung Sorge zu tragen”.52

Damit die Ausiibung des Ankaufs- oder Wiederkaufsrechts sanktionierend wirkt,
werden Ankaufsrechte regelmdfig preislimitiert, d.h. zu Preisen unterhalb des
Verkehrswerts vereinbart.53

Sachgerecht ist es entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 456 Abs. 2 BGB,
den urspriinglichen Kaufpreis als Wiederkaufpreis zu vereinbaren.54 Ob auch ein
darunter liegender Wiederkaufspreis vereinbart werden darf, wird skeptisch gese-
hen.55 Ein deutlich unter dem urspriinglichen Kaufpreis liegender Wiederkaufs-
preis dirfte jedenfalls unangemessen sein. Diskutiert worden ist, inwieweit der
Erwerber beim Wiederkauf Ersatz fiir wertsteigernde Verwendungen auf dem
Grundstiick verlangen kann.56 Hierzu gehdren vor allem die auf dem Grundstiick
errichteten baulichen Anlagen oder Gebdude. Wann in diesem Sinne ein relevan-
tes Gebadude vorhanden ist, lasst sich nur im konkreten Einzelfall entscheiden.

Hinzuweisen ist jedoch auf Folgendes: Ist das Grundstiick bereits ganz oder teil-
weise bebaut, verliert das Wiederkaufsrecht fiir die Gemeinde praktisch seine Be-
deutung. Dementsprechend hat der BGH in seinem Urteil vom 13.10.2006 ausge-
fahrt, das Wiederkaufsrecht diene in erster Linie der Absicherung der Bauver-
pflichtung; dagegen konne es nicht wirtschaftlich sinnvoll zur Sicherung auch der
Selbstnutzungsverpflichtung eingesetzt werden.5” Denn als Wiederkaufspreis
misste die Gemeinde im zugrunde liegenden Fall neben dem erhaltenen Kauf-
preis fir das Grundstiick auch den Wert des errichteten Eigenheims bereitstellen.

Nach Erfiillung der Baupflicht ist vor allem noch der Geldausgleich von Bedeu-
tung. Aus diesem Grund bietet sich die Vereinbarung einer Aufzahlungsverpflich-
tung an, auf die noch ausfiihrlich eingegangen werden wird.

Verkehrswertsteigerungen bezogen auf das Grundstiick missen anders bewertet
werden.58 Sie basieren im Kern auf der von der Gemeinde gegeniiber dem Erwer-
ber eingerdumten Verglinstigung, namlich der Erméglichung des Grunderwerbs
unter dem fiir ungebundene Grundstiicke geltenden Verkehrswert. Klauseln, wel-

52 OLG Disseldorf, Urt. v. 19.6.2012 =123 U 108/11 —.

53 Hoffmann, in: Hoppenberg/de Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des 6ffentlichen Baurechts. Kap. P,
EL 27, Rn. 141.

54 Er sollte nach Grziwotz den urspriinglichen Kaufpreis ohne Zinsen und Auslagen, jedoch ein-
schlieBlich bezahlter ErschlieBungskosten nach dem BauGB umfassen, s. Grziwotz, in:
Beck’sches Notarhandbuch, A XI, Rn. 19.

55 Ablehnend OLG Koblenz, Urt. v. 5.11.1997 — 7 U 370/97 —; Grziwotz, in: Beck’sches Notar-
handbuch, A XI, Rn. 19.

56 Grziwotz, Kommjur 2007, 295 ff. (297); ders. in: Beck’sches Notarhandbuch, A XI, Rn. 19; ders.
m. weiteren Nachweisen: Einheimischenmodelle zwischen Gemeindepolitik, Leipzig, Karlsruhe
und Briissel, in: Festschrift fiir Krautzberger (2008), S. 187 ff. (190).

57 BGH; Urt. v. 13.10.2006 - V ZR 33/06 —.

58 Grziwotz, JuS 1998, 1018; LG Karlsruhe, Urt. v. 13.2.1997 — 8 O 516/96 —; OLG Koblenz, Urt. v.
5.11.1997 — 7 U 370/97 —; Wagner, BayVBI. 1997, 540 f.

341



che im Falle der Rickiibertragungspflicht eine Verzinsung des zuriickzuzahlenden
Kaufpreises und die Beteiligung des Verpflichteten an zwischenzeitlich eingetre-
tenen marktbedingten Steigerungen des Grundstiickswerts ausschliefen, sind
grundsdtzlich zuldssig, weil erst sie es den Gemeinden ermoglichen, wirksam fiir
die Umsetzung der mit stadtebaulichen Vertrdgen verfolgten Ziele zu sorgen.>?
Dies gilt unabhdngig davon, ob ein Wiederkaufsrecht der Gemeinde oder eine
andere Art der Riickabwicklung vereinbart ist.60

Wird das Wiederkaufsrecht bei langen Bindungsfristen erst viele Jahre nach Ver-
tragsabschluss ausgeibt, ist es denkbar, eine Anpassung im Rahmen der allgemei-
nen Teuerungsrate aus Griinden der Angemessenheit vorzusehen. Bei einer ent-
sprechenden moderaten Anpassung des Kaufpreises wird der dann zu zahlende
Kaufpreis nach wie vor erkennbar von dem Verkehrswert fiir Grundstiicke ohne
entsprechende Bindungen abweichen. Praktiziert die Gemeinde Baulandentwick-
lung nach dem Einheimischenmodell, so wird sich namlich ein Sondermarkt fiir
Grundstiicke mit Bindungen zugunsten von Einheimischen herausbilden, fir den
dann ein niedrigeres Preisniveau (z.B. 30 Prozent unter dem Verkehrswert von
ungebundenen Baugrundstiicken) angenommen werden kann.é1

Aufzahlungsverpflichtung

Wie ausgefiihrt bietet sich insbesondere fiir den Zeitpunkt nach Erfiillung der
Baupflicht, jedoch vor Ablauf der Selbstnutzungsverpflichtung als Sicherungsmit-
tel die Vereinbarung einer Aufzahlungsverpflichtung an. Sie soll es der Gemeinde
ermoglichen, im Falle einer vorzeitigen VerdulRerung des subventionierten Grund-
stlicks einen Ausgleich der Differenz zwischen dem im Hinblick auf den Forder-
zweck verbilligten Kaufpreis und dem tatsdchlichen Verkehrswert zu verlangen.

Die grundsitzliche Zulassigkeit solcher Nachzahlungsklauseln hat der BGH in
seinem Urteil vom 13.10.2006 bestdtigt.62 Weiter hat das Gericht in diesem Urteil
ausgefiihrt, auch bei einer mehrjdhrigen Einhaltung des VerduBerungsverbots so-
wie bei einem Absinken der Grundstiickspreise konne der volle Differenzbetrag
zwischen dem seinerzeit vergiinstigten Kaufpreis und dem Verkehrswert des
Grundstiicks verlangt werden. Das Risiko eines Verdullerungsverlusts habe der
private Vertragspartner zu tragen.

In einem weiteren Urteil vom 16.4.2010 hat sich der BGH erneut mit der Frage
von Auf- oder Zuzahlungsverpflichtungen befassté3 und bestétigt, dass bei Nicht-

59 LG Traunstein, Urt. v. 28.7.1998 — 6 O 2744/97 — Urt. v. 29.10.1998 — 7 O 3458/98 —; OLG Cel-
le, Urt. v. 13.2.1998 — 4 U 87/97 —.

60 OLG Karlsruhe, Urt. v. 12.1.2006 — 9 U 125/05 —.

61 Vgl. Beck, S. 34; Bleutge, MittBayNot 1996, 149 (151); Busse, BayGTzeitung 1999, 54; BayVGH,
Urt. v. 11.4.1990 -1 B 85 A 1480 —.

62 BGH, Urt. v. 13.10.2006 — V ZR 33/06 —.

63 BGH, Urt. v. 16.4.2010 -V ZR 175/09 —.

342



einhaltung der vereinbarten Bindungen eine Nachforderung im Umfang des ge-
wahrten Preisvorteils unbedenklich moglich ist. Der Senat sah lediglich die ver-
einbarte Zuzahlungsverpflichtung im zugrundeliegenden Fall als zu hoch und
damit als unangemessen an, da die Rickforderung lber die gewédhrte Verbilligung
deutlich hinausging.

Auch das OLG Celle hat in einem Urteil vom 29.5.2008 eine Zuzahlungspflicht in
Form einer sog. Mehrabfiihrungsklausel grundsdtzlich gebilligt, deren Hohe aber
beanstandet. In dem entschiedenen Fall war ein Mehrerlos vereinbart worden, der
zuziglich des bereits entrichteten Kaufpreises zu einer Zahlungsverpflichtung des
Einheimischen gefiihrt hat, die oberhalb des Verkehrswerts sowohl zum Zeitpunkt
des Ankaufs als auch zum Zeitpunkt des Verkaufs lag und faktisch dazu gefiihrt
hétte, dass der Erwerber die ErschlieBungskosten zweimal hétte bezahlen miis-
sen.64

Hinsichtlich etwaiger Bodenwertsteigerungen hat das Gericht darauf hingewiesen,
dass diese nicht stets, wenn der Subventionszweck verfehlt werde, dem Kaufer
verbleiben miissten. Nachzahlungsklauseln, die neben der Kaufpreisverbilligung
auch kiinftige Bodenwertsteigerung einbezdgen, seien aber nur angemessen,
wenn sie die Mdglichkeit stagnierender oder sinkender Bodenpreise beriicksich-
tigten und die Nachzahlung auf den tatsdchlich eingetretenen Vorteil begrenzt sei.

Trotz dieser insgesamt klaren und gemeindefreundlichen Rechtsprechung wird in
der Praxis im Einzelfall zu Gberlegen sein, ob beispielsweise Vereinbarungen, die
die Dauer der abgelaufenen Vertragseinhaltung nicht beriicksichtigen, angemes-
sen und verniinftig sind. In diesem Sinne kann es vielmehr bei einer lange dau-
ernden Nutzungsbindung geboten sein, die Aufzahlungsverpflichtung zu staffeln.

Beschrénkung der Beleihungsmoglichkeit

Die Eintragung einer Vormerkung im Grundbuch zur Sicherung des Kaufrechts
wirft hinsichtlich der Beleihbarkeit des Grundstiicks Probleme auf.65 Die Vormer-
kung steht nicht nur einer vertragswidrigen VerduRerung im Wege, sondern auch
einer spateren Beleihung der Grundstlicke. Die Kreditinstitute lehnen grundsétz-
lich eine Beleihung ab, wenn die Vormerkung dem Grundpfandrecht des Finan-
zierungsgldubigers nicht den Vorrang einrdumt. Das vorrangige Grundpfandrecht
der Gemeinde mindert deshalb die Finanzierungsméglichkeit des Erwerbers. Ub-
lich ist es daher, den fiir die Durchfiihrung des Kaufvertrags erforderlichen
Grundpfandrechten den Vorrang vor der Auflassungsvormerkung einzurdaumen
(vgl. Regelungsbeispiel 38). Die Weigerung der Gemeinde, mit ihren Rechten hin-
ter Finanzierungsgrundpfandrechte zuriickzutreten, kénnte im Einzelfall im Ubri-

64 OLG Celle, Urt. v. 29.5.2008 — 8 U 239/07 -.
65 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrdge, S. 301.
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gen als unangemessen angesehen werden.66 Das Sicherungsinteresse der Ge-
meinde ist regelmaBig gewahrt, wenn eine Valutierung einer vorrangigen Grund-
schuld lediglich bis zur Hohe des Wiederkaufspreises vorgenommen werden
darf.67 Die Gemeinde kann dann im Falle der Zwangsversteigerung von ihrem Ab-
[6sungsrecht nach § 268 BGB Gebrauch machen.

Wird entsprechend der vorherrschenden Kreditpraxis eine Grundschuld und keine
Sicherungshypothek eingetragen, besteht die Gefahr der zweckwidrigen Ausnut-
zung des eingerdumten Vorrangs gegeniiber der Auflassungsvormerkung, da die
Grundschuld unabhéngig von dem Bestand einer Kreditforderung besteht und
damit auch zur Sicherung anderweitiger, nicht mit der Errichtung des Bauvorha-
bens in Verbindung stehender Forderungen dienen kann.

Diesem Risiko kann durch eine schuldrechtliche Vereinbarung zwischen der Ge-
meinde und dem Finanzierungsgldubiger Uber den Sicherungszweck begegnet
werden.68 Der Kreditgeber verpflichtet sich dabei, die Valutierung der Grund-
schuld bis zur Bewilligung der Loschung der Riickauflassungsvormerkung nur zur
Finanzierung des Kaufpreises und der Baukosten vorzunehmen. Nach der Fertig-
stellung des Bauvorhabens und der Zahlung der ErschlieRungsbeitriage entfallt al-
lerdings das Erfordernis, die Valutierungsméglichkeiten der Grundschuld in der
beschriebenen Weise zu beschrdnken.t9 Die Valutierungsbeschrankung kann
demgemall auflsend bedingt werden.

Zudem kann vereinbart werden, dass die Valutierung der Grundschuld der Zu-
stimmung der Gemeinde bedarf. In der Literatur wird darauf hingewiesen, dass
die Durchsetzung einer derartigen schuldrechtlichen Vereinbarung wesentlich
von der Seriositdt und Bonitdt des Glaubigers abhangt.”0

66 So Grziwotz, der im Ubrigen auf den gesetzlichen MaBstab in § 64 Abs. 4 BauGB hinweist, wo-
nach in der amtlichen Umlegung die Gemeinde bei der Kollision zwischen der Sicherung der an
sie zu entrichtenden Geldleistungen und dem Finanzierungsinteresse eines Eigentiimers im Rah-
men der Realisierung des Bebauungsplans verpflichtet ist, dem Recht des Kreditinstituts ein Be-
friedigungsvorrecht vor dem Recht der Gemeinde einzurdumen, wenn dadurch die Sicherheit der
offentlichen Last nicht gefahrdet wird und die Zins- und Tilgungssatze fir das Grundpfandrecht
den Ublichen Jahresleistungen fiir erstrangige Tilgungshypotheken entsprechen; Kommjur 2007,
295 ff. (297).

67 Grziwotz, JuS 1998, 1018; so auch der Vorschlag von OLG Hamm, Urt. v. 11.1.1996 - 22 U
67/95 —.

68 Grziwotz, DVBI. 1991, 1348 (1350 f.); ders., Baulanderschliefung, S.216; ders., ZNotP
1998, 100 (105 f.); ders., ebenda, 235.

69 Wagner, BayVBI. 1997, 541.

70 Ebenda.
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Regelungsbeispiel 37
Bestatigung des Kreditinstituts

Die ... (Kreditinstitut)y geht gegeniber der Gemeinde ... anlésslich der
Grundschuldbestellung in Hohe von ... Euro fiir ... (Name des Erwerbers/Schuldners) am
Grundstlick Fl. Nr. ... der Gemarkung ... folgende Verpflichtung ein:

Die Valutierung der vorgenannten Grundschuld erfolgt ausschlieBlich zur Finanzierung
des im Kaufvertrag vom ... (Datum) vereinbarten Kaufpreises, des Bauvorhabens auf dem
belasteten Grundstiick und fir ErschlieBungs- und Anliegerbeitrage fiir dieses. Die
Auszahlung erfolgt nur bei Falligkeit bzw. nach Baufortschritt.

Diese Grundschuld darf nur als Sicherheit fiir ein Darlehen in Héhe von ... (Grund-
pfandrechtsbetrag) Euro nebst bankiiblichen Zinsen, das zur Bezahlung der vorstehend
genannten Verbindlichkeiten ausgereicht wird, herangezogen werden. Jede Besicherung
anderer Verbindlichkeiten bedarf der vorherigen Zustimmung der Gemeinde. Die
Gemeinde verpflichtet sich, nach Fertigstellung des Bauvorhabens und nach der Erfii-
[lung der mit dem Bauvorhaben verbundenen ErschlieBungs- und Anliegerbeitrags-
pflichten auf die vorgenannte Valutierungsbeschrankung zu verzichten.

Bei Ausiibung des Wiederkaufsrechts durch die Gemeinde darf die Léschung der
Grundschuld von keiner anderen Auflage abhingig gemacht werden als der Riick-
zahlung der entsprechend den vorstehenden Bestimmungen ausgereichten Darlehens-
betrage.

Eine Abtretung der Grundschuld ist ohne Zustimmung der Gemeinde ausgeschlossen.
(Alternativ: Im Falle der Abtretung sind die vorstehenden Verpflichtungen dem Rechts-
nachfolger mit Weitergabeverpflichtung aufzuerlegen.)

Die vorstehenden Einschrankungen entfallen, sobald die Gemeinde die Loschung der zu
ihren Gunsten im Grundbuch eingetragenen Riickauflassungsvormerkung auflagenfrei
bewilligt.

Quelle: Textvorschlag auf der Grundlage von Grziwotz: Baulanderschliellung, S. 218.

C) Unangemessenheit der Austibung des Ankaufs-
und Wiederkaufsrechts im Einzelfall

Die Ausiibung eines Kaufrechts ist i.d.R. unangemessen, wenn der Vorhabentrager
mit der Bauausfiihrung begonnen hat, die Fertigstellung jedoch nicht fristgerecht
erfolgt.”! Bei Verzogerungen in der Abwicklung wére es unbillig, das Kaufrecht
auszuiiben, jedenfalls wenn die Fertigstellung des Vorhabens noch absehbar ist.
Wird das Bauvorhaben nach Teilerrichtung jedoch endgiiltig oder auf nicht ab-

71 Von dem vereinbarten Wiederkaufsrecht darf kein Gebrauch mehr gemacht werden, wenn der
Erwerber das Bauvorhaben rechtzeitig durch Ausheben der Baugrube in Angriff genommen hat
und das Grundstiick erst danach weiterverauRert (OLG Zweibriicken, Urt. v. 11.4.2002 — 4 U
103/01 -).
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sehbare Zeit eingestellt, so sprechen Billigkeitsgesichtspunkte nicht gegen die
Ausiibung des Kaufrechts.”2 Soll die fristgerechte Fertigstellung des Vorhabens ge-
sichert werden, empfiehlt sich deshalb eine entsprechende Klausel, die die Ver-
héltnismaRigkeit zwischen Verstos und Sanktion wahrt.

Ebenso kann die Ausiibung des Kaufrechts unangemessen sein, wenn die Bindung
nur noch eine relativ geringe Restzeit, bezogen auf die gesamte Vertragsdauer,
besteht. Die Gemeinde ist in ihrem Ermessen, das fir die Ausiibung des Wieder-
kaufsrechts auszuiiben ist, insoweit gebunden, als sie die besonderen Umstande
des Einzelfalls und damit die personlichen Verhéltnisse des betroffenen Vertrags-
partners sowie in rechtlicher Hinsicht das UbermaBverbot beriicksichtigen
muss.73

d) Rechtsnachfolge

Die Wirkung des Kaufrechts besteht nur fiir den Fall der erstmaligen Weiterverdu-
Berung. Im zweiten VerduRerungsfall greifen die schuldrechtlichen Vereinbarun-
gen zwischen der Gemeinde und dem Ersterwerber nicht. Auch die zur Sicherung
der Vertragspflichten eingetragene Auflassungsvormerkung kann dann Probleme
aufwerfen (vgl. § 888 BGB). Die Zulidssigkeit einer WeiterverdufBerung sollte des-
halb davon abhingig gemacht werden, dass der spitere Erwerber gleichermalen
ein Ankaufs- oder Wiederkaufsrecht zugunsten der Gemeinde einrdumt und zu
dessen Sicherung die Eintragung einer Auflassungsvormerkung bewilligt. Auf diese
Weise konnen die Planungsziele durch eine Kette von Verpflichtungen und Vor-
merkungen auch Uber ldngere Zeit gesichert werden. Dasselbe gilt fiir die Verein-
barung von Aufzahlungsvereinbarungen, worauf der BGH in seinem Urteil vom
13.10.2006 in einem Fall des Weiterverkaufs an ebenfalls Einheimische hingewie-
sen hat. In einem solchen Fall kénne der Forderungszweck trotz der vorzeitigen
VerdulRerung grundsétzlich erreicht werden. Voraussetzung hierflir ware aber,
dass die Erwerber die Verpflichtungen von dem Vertragspartner der Gemeinde
Ubernommen hdtten, um dieser eine weitere Durchsetzung des Férderungszwecks
zu ermoglichen.74

Regelungsbeispiel 38

Wiederkaufsrecht mit Auflassungsvormerkung und
Aufzahlungsvereinbarung

1. Der Kaufer verpflichtet sich gegeniliber der Gemeinde, das Vertragsgrundstiick
innerhalb einer Frist von fiinf Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem ein
Wohnhaus baurechtlich genehmigt werden kann bzw. genehmigungsfrei zuléssig
ist, mit einem bezugsfertigen Wohngebdude entsprechend den Festsetzungen des

72 Burmeister: Praxishandbuch Stddtebauliche Vertrdge, S. 300.
73 Ebenda, S. 142.
74 BGH, Urt. v. 13.10.2006 — V ZR 33/06 —.
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Bebauungsplans zu bebauen und das bezugsfertige Gebaude auf die Dauer von
... Jahren, gerechnet ab Bezugsfertigkeit, mit Erstwohnsitz entsprechend den
melderechtlichen Vorschriften selbst zu bewohnen. Der Kaufer kann die
vorgenannten Verpflichtungen durch VerdauRerung oder Vermietung an eine dritte
Person mit Zustimmung der Gemeinde weitergeben, soweit diese den Vergabe-
bestimmungen der Gemeinde entspricht. Die Vergabebestimmungen sind diesem
Vertrag als Anlage beigefiigt, haben den Parteien zur Einsicht vorgelegen und sind
von diesen genehmigt worden.

Die Gemeinde kann die lastenfreie Riickiibertragung des Vertragsgrundstiicks,
ausgenommen die heute bestehenden und vom Kaufer zu tGbernehmenden Be-
lastungen, verlangen, wenn der Kdufer gegen die vorstehend vereinbarten Bau- und
Nutzungspflichten verstof’t, und zwar unabhdngig davon, ob ihn hieran ein
Verschulden trifft oder der Kaufer das Grundstiick bis zur Bezugsfertigkeit des
Wohngebdudes oder ab Bezugsfertigkeit innerhalb einer Frist von ... Jahren
veraulert. Ausgenommen hiervon ist eine VerdulRerung an Ehegatten und/oder Ab-
kémmlinge des Kdufers oder nach Zustimmung der Gemeinde an eine dritte
Person, soweit diese den Vergabebestimmungen der Gemeinde entspricht und der
Erwerber die hier vereinbarten Verpflichtungen gegeniiber der Gemeinde uber-
nimmt. Der Erwerber kann jedoch die bei seinem Verduferer oder dessen
Rechtsvorgdnger abgelaufene Zeit des Bindungszeitraums zu seinen Gunsten
anrechnen; er ist also nur noch hinsichtlich der restlichen Laufzeit an das Angebot
gebunden.

Die Austibung des Wiederkaufsrechts hat durch eingeschriebenen Brief zu erfolgen.
Sie ist nur wirksam, wenn sie innerhalb eines Jahres nach dem Zeitpunkt der
Kenntnisnahme von den Tatsachen erfolgt, welche das Rickkaufsrecht recht-
fertigen.

Bei Austibung des Wiederkaufsrechts hat die Gemeinde dem K&ufer den verein-
barten Kaufpreis sowie vom Kéaufer fiir das Vertragsgrundstiick bezahlte Erschlie-
Rungskosten i.S.d. BauGB sowie Anliegerbeitrage nach dem KAG und Anschluss-
kosten, jeweils einschlieBlich etwaiger Vorauszahlungen und ohne Beriick-
sichtigung von Geldwertveranderungen, zinslos zu erstatten. Weitere Aufwen-
dungen des Kaufers auf das Vertragsgrundstiick (§ 459 BGB) einschlieRSlich der
Aufwendungen zur Errichtung von Gebduden hat die Gemeinde nur insoweit zu
ersetzen, als sich durch sie der Wert des Vertragsgegenstandes gegeniliber dem
heutigen Zustand erhéht hat. Sollten zwischen den Beteiligten Meinungsver-
schiedenheiten tUber den Umfang der Werterhéhung durch die Aufwendungen des
Erwerbers bei Auslibung des Wiederkaufsrechts bestehen, ist der entsprechende
Betrag durch den Gutachterausschuss beim ortlich zustandigen Landratsamt oder
einem von diesem zu bestimmenden Sachverstindigen auf Antrag der Beteiligten
als Schiedsgutachter nach sachverstindigem Ermessen festzusetzen.

Die Zahlung des Kaufpreises erfolgt Zug um Zug gegen Erfillung der Rick-
Ubertragungsverpflichtung durch den heutigen Kdufer. Die bei Ausiibung des
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Wiederkaufsrechts anfallenden Kosten und Steuern hat der heutige Kaufer zu
tragen.

Zur Sicherung des bei Ausibung des Wiederkaufsrechts der Gemeinde
zustehenden Ubereignungsanspruchs bewilligt und beantragt der Kiufer bei
Eintragung des Eigentumsiibergangs am Vertragsgrundstiick die Eintragung einer
Vormerkung fiir die Gemeinde im Rang nach den mit dieser Urkunde zu
tibernehmenden Belastungen. Die Gemeinde verpflichtet sich, auf Verlangen und
Kosten des Kaufers mit dieser Vormerkung im Range hinter vom Kaufer am
Vertragsgrundstlick bestellte Grundpfandrechte zuriickzutreten, deren Hohe
einschlieBlich Zinsen und Nebenleistungen den vorstehend definierten Wieder-
kaufspreis nicht tibersteigt. Voraussetzung ist, dass das Grundpfandrecht zugunsten
eines bundesdeutschen Kreditinstituts bestellt wird und sich dieses gegeniiber der
Gemeinde verpflichtet, eine Valutierung nur bis zur vorgenannten Hohe vor-
zunehmen und das Grundpfandrecht entweder nicht abzutreten oder die einge-
gangenen Bindungen etwaigen Rechtsnachfolgern aufzuerlegen. Jede Besicherung
tber diesen Betrag hinaus bedarf der Zustimmung der Gemeinde. Diese Ein-
schrankung entfillt, sobald die Gemeinde die Loschung der zu ihren Gunsten im
Grundbuch eingetragenen Riickauflassungsvormerkung auflagenfrei bewilligt. Die
Anspriiche aus diesem Vertrag sind nicht Ubertragbar. Die Gemeinde ist nur
verpflichtet, einer Verpfandung der Anspriiche aus diesem Vertrag zuzustimmen,
wenn die Verpfindung unter Einhaltung der vorstehenden Bestimmungen
zugunsten eines bundesdeutschen Kreditinstituts erfolgt.

Die Gemeinde ist nach ihrer Wahl berechtigt, anstelle der Ausiibung des Wieder-
kaufsrechts bei Vorliegen der dort genannten Voraussetzungen zur Erfiillung der
Verpflichtungen aus (Bestimmung der Gemeindeordnung Uber das Verbot einer
VerdufRerung von Vermogensgegenstanden unter Wert ergdnzen) und wegen der
Nichterreichung der gemeindlichen Aufgabenerfiillung die Zahlung der Differenz
zwischen dem heutigen Kaufpreis in Hohe von ... Euro pro Quadratmeter und dem
heutigen Verkehrswert in Hohe von ... Euro pro Quadratmeter zu verlangen. Die
Verpflichtung zur Aufzahlung reduziert sich um jedes Jahr der Eigennutzung durch
den Kéufer um zehn Prozent. Nicht vollendete Jahre sind zeitanteilig, umgerechnet
nach Tagen, zu berticksichtigen.

Als VerauRerung gelten alle entgeltlichen oder unentgeltlichen Rechtsgeschifte, die
darauf gerichtet sind, einem Dritten mittelbar oder unmittelbar dingliche oder
schuldrechtliche Rechte zu verschaffen, die dem Eigentum wirtschaftlich gleich-
stehen, einschlieBlich der Ubertragung von mehrheitlichen Gesellschaftsanteilen
einer Gesellschaft an Dritte. Bei der Verduferung von Grundstlicksteilflichen ist
die vorstehende Verpflichtung sinngemall anzuwenden. Bei einer Verduferung an
Ehegatten und/oder Abkémmlinge des Kaufers oder nach Zustimmung der
Gemeinde an eine dritte Person, soweit diese den Vergabebestimmungen der
Gemeinde entspricht, wird auf die Entrichtung des Aufzahlungsbetrages verzichtet,
sofern die vorstehenden Verpflichtungen von diesen Erwerbern iibernommen
werden. Der Aufzahlungsbetrag ist innerhalb von acht Wochen nach Vorliegen des
das Wiederkaufsrecht auslosenden Grundes und einer Erklarung der Gemeinde



gegeniiber dem K&ufer, dass sie ihr Wiederkaufsrecht fiir den Fall der
ordnungsgeméfen Zahlung des vereinbarten Betrages nicht ausiibt, zur Zahlung
fallig. Eine Sicherung, z.B. durch Eintragung eines Grundpfandrechts, wird nicht
gewiinscht.

8. Die Gemeinde hat bei der Entscheidung iiber die Ausiibung des vorbehaltenen
Wiederkaufsrechts und dem Verlangen zur Aufzahlung von ihrem Ermessen
pflichtgemédBen Gebrauch zu machen und hierbei sowie bei einem Rangriicktritt
ihrer Auflassungsvormerkung hinter Grundpfandrechte, die der Kdufer am
Vertragsgrundstiick bestellt, den Grundsatz von Treu und Glauben zu beachten.

Quelle: Textvorschlag auf Grundlage von Grziwotz, JuS 1998, 1018 f.

6. Dingliches Vorkaufsrecht

Neben dem Ankaufs- und Wiederkaufsrecht kommt dem Vorkaufsrecht keine ei-
genstandige Funktion zur Sicherung vertraglicher Bindungen zu. Zwar besteht
grundsdtzlich die Moglichkeit, die Beschrankungen hinsichtlich der Weiterverau-
Berung der Grundstiicke tber die Ausiibung eines Vorkaufsrechts zu sichern. Eine
ausreichende Sicherung gegeniiber vertragsbriichigen Kdufern bietet aber nur das
dingliche Vorkaufsrecht nach § 1094 BGB. Anders als beim schuldrechtlichen
Vorkaufsrecht kann ein dingliches Vorkaufsrecht nicht preislich begrenzt wer-
den.”5 Zweckmalig ist es deshalb, ein Ankaufsrecht fir den (vertragswidrigen)
Verkaufsfall zu vereinbaren und durch eine Auflassungsvormerkung dinglich zu
sichern.

7. Grunddienstbarkeit und Baulast

Bindungen hinsichtlich der Nutzung der Grundstiicke (z.B. Belegungsbindungen,
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte, Produktionsabldufe usw.) werden Ublicherweise
fir eine ldngere Frist vereinbart. Entsprechend dauerhaft muss die Sicherung wir-
ken. Aus diesem Grunde erscheint in der Regel eine dingliche Sicherung in der
Form einer Grunddienstbarkeit oder eine quasi dinglich wirkende &ffentlich-
rechtliche Baulast sachgerecht.

a) Beschrdankt dingliche und persdnliche Dienstbarkeiten

Dienstbarkeiten sind beschrankt dingliche Rechte an einem Grundstiick. Da die
beschrénkt dingliche Dienstbarkeit ein herrschendes Grundstiick in der Hand der
Gemeinde voraussetzt, dem die mit der Dienstbarkeit vereinbarte Belastung zu-

75  Westermann, in: Miinchener Kommentar, § 1094 Rn. 6.
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gutekommen soll, kommt zur Sicherung von Bindungen in der Regel nur die Ein-
tragung beschrdnkt persénlicher Dienstbarkeiten in Betracht.76 Gemall § 1090
BGB kann ein Grundstiick in einer Weise belastet werden, dass derjenige, zu des-
sen Gunsten die Belastung erfolgt, berechtigt ist, das Grundstiick in einzelnen Be-
ziehungen zu benutzen, oder dass ihm eine sonstige Befugnis zusteht, die den In-
halt einer Grunddienstbarkeit bilden kann. Ein herrschendes Grundstiick ist hier-
bei nicht erforderlich.

Fur die Entstehung der beschrankten personlichen Dienstbarkeit bedarf es der Ein-
tragung im Grundbuch (§ 873 BGB). Als dingliches Recht wirkt sie nicht nur zwi-
schen den Vertragsparteien, sondern fiir und gegen jedermann. Sie ist nicht ver-
erblich und grundsétzlich auch nicht Gbertragbar.77

Dienstbarkeiten kommen in Form der Nutzungsdienstbarkeit, der Unterlassungs-
und der Duldungsdienstbarkeit vor. Fiir alle Dienstbarkeiten gilt, dass sie unzulds-
sig sind, wenn sie lediglich gesetzliche Pflichten wiedergeben, die Verfligungs-
und Verpflichtungsmacht des Eigentiimers beschrianken (z.B. VerdulRerungsverbot)
oder zu einem positiven Tun als Hauptinhalt verpflichten.”8 So kénnen Verbote,
ein Grundstiick zu teilen, zu verdullern, mit anderen dinglichen Rechten zu belas-
ten, zu vermieten oder zu verpachten nicht durch Grunddienstbarkeit gesichert
werden. Auch kann eine Bauverpflichtung oder eine Verpflichtung zur Bepflan-
zung und zur Pflege naturschutzrechtlicher Ausgleichsmafinahmen nicht Gegen-
stand einer Dienstbarkeit sein.

Grunddienstbarkeiten sind vor allem bei Belegungsbindungen im Zusammenhang
mit Vorhaben im sozialen Wohnungsbau gebrauchlich.

Als Gegenstand einer beschrankt personlichen Dienstbarkeit kommen insbeson-
dere in Betracht:

= Gestaltungsbeschrankungen,

= Beschrdnkungen fiir bestimmte gewerbliche Nutzungen,79

= Rechte auf Benutzung bestimmter Gebdudeteile (z.B. fiir Kindertagesstatten
oder Alteneinrichtungen),

= Duldung der Herstellung und Pflege von AusgleichsmaBBnahmen (vgl. Rege-
lungsbeispiel 8),

= Bindungen fir Bepflanzung sowie

= Wohnbesetzungs- und -belegungsrechte.

In der jiingeren Rechtsprechung hat der VGH Miinchen in einem Fall, bei dem es
um die (zivilrechtliche) Sicherung naturschutzrechtlicher Ausgleichsflichen durch
eine beschrankte personliche Dienstbarkeit ging, entschieden, dass hiergegen

76 Vgl. Breuer, S. 81 f.; Stich, WiVerw 1993, 104 (118).
77 S. Grziwotz, Kommjur 2008, 288 ff. (291).

78 Grziwotz, Kommjur 2008, 288 ff. (292).

79 BGH, Urt. v. 8.4.1988 -V ZR 120/87 —.
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zwar keine grundsitzlichen Bedenken bestehen. Privatrechtliche Sicherungen sei-
en jedoch zur Erreichung 6ffentlicher Zwecke nur dann zuldssig, wenn sich nicht

oder nicht ohne weiteres die Moglichkeit einer hoheitlichen Anordnung bie-
te.80+81

Hinzuweisen ist schlieflich auf Folgendes: Entscheidend fiir die Effektivitdt dingli-
cher Sicherheiten ist ihr Rang im Grundbuch, was in der Praxis nicht immer be-
ricksichtigt wird. Dies ist nicht nur bedeutsam im Falle der Zwangsversteigerung,
sondern insbesondere auch beim Zusammentreffen verschiedener Nutzungsrech-
te. Sollte insoweit die beschrankt personliche Dienstbarkeit nachrangig gegeniiber
sonstigen dinglichen Lasten im Grundbuch eingetragen sein, erweist sie sich als
stumpfes Schwert. Bei der Absicherung von Pflichten aus einem stadtebaulichen
Vertrag sollte die Gemeinde daher streng darauf achten, dass den entsprechenden
Dienstbarkeiten Vorrang vor sonstigen Grundstiicksbelastungen eingerdaumt
wird.82

b) Baulasten

Als weitere Moglichkeit zur Sicherung bestimmter Vertragspflichten steht in allen
Bundesldndern auller Bayern und Brandenburg nach Mafgabe der jeweils ortlich
anzuwendenden Landesbauordnung die Baulast zur Verfiigung. Ein Vorteil dieses
Sicherungsinstruments liegt darin, dass der Eigentiimer sich hierbei nicht nur zum
Dulden oder Unterlassen verpflichten kann, sondern vielmehr auch zu einem
Tun. Die Baulasterklarung erfolgt schriftlich gegentber der Bauaufsichtsbehdrde,
die zur Durchsetzung der Verpflichtung eine Ordnungsverfligung erlassen kann,
ohne den Zivilrechtsweg beschreiten zu miissen.83 Zur Sicherstellung der Effekti-
vitdt der Sicherung wird in einem Teil der Literatur eine ,Doppelsicherung” der
Pflichten aus einem stidtebaulichen Vertrag durch offentlich-rechtliche Baulast
und dinglich erstrangige Dienstbarkeit empfohlen, da umstritten sei, ob die Bau-
last zwangsversteigerungsfest ist.84

80 Dies aber wurde in dem zugrundeliegenden Fall bejaht, da die Ausgleichsflichen vom Rege-
lungsgehalt der Baugenehmigung erfasst seien und somit durch Verwaltungszwang durchgesetzt
werden konnten: VGH Minchen, Urt. v. 24.2.2010 — 2 BV 08.2599 —.

81 Zur Frage der Sicherung naturschutzrechtlicher Ausgleichsmalinahmen durch stidtebauliche Ver-
trage s. im Ubrigen Grziwotz, KommJur 2008, 288 ff. (292) sowie Reidt: Stadtebauliche Vertrage
zur Sicherung des Ausgleichs aullerhalb des Plangebiets, in: Mitschang (Hrsg.): Bauen und Natur-
schutz — Aktuelle Fach- und Rechtsfragen nach dem Inkrafttreten des BNatSchG 2010, S. 57 ff.

82 Siehe auch Bank, in: Briigelmann: BauGB, Band 2, Lfg. 72, Oktober 2009, § 11 Rn. 150.

83 S. z.B. BVerwG, Beschl. v. 27.9.1990 — 4 B 34/90 —; OVG Munster, Beschl. v. 10.10.1997 - 7 B
1974.97 -.

84 Bank, in: Briigelmann, BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, Band 2, § 11 Rn. 151.
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Gegenstand der Baulast

Nach ihrem Zweck dienen Baulasten vor allem dazu, die baurechtlichen Voraus-
setzungen fir die Genehmigung von Vorhaben zu schaffen und dauerhaft zu si-
chern. Sie finden daher besonders hdufig zur Regelung des Grenzabstandes und
im Zusammenhang mit der Stellplatznachweispflicht Verwendung. Es gilt der
Grundsatz, dass die Baulast bauaufsichtlich erheblich sein muss.85 Diese enge Be-
schrankung auf das bauaufsichtlich Relevante grenzt den Anwendungsbereich der
Baulast bei stadtebaulichen Vertrdgen ein. In Betracht kommen aber alle Regelun-
gen, die der Sicherung von moglichen Nutzungskonflikten dienen.86 So hat z.B.
die Stadt Liibeck die vertragliche Beschrankung eines Legehennenbetriebs durch
die Bestellung einer Baulast gesichert. Auch Gestaltungsanforderungen sind bau-
aufsichtlich relevant und konnen deshalb Gegenstand einer Baulast sein.8” Aus
der Rechtsprechung sind auch Baulasten bekannt, die eine VerduBerungsbe-
schrankung sichern.88 Dabei ging es um die aufsichtsrechtlich relevante Sicherung
der Fremdenverkehrsfunktion bei einem Gebiet im Sinne von § 22 BauGB. Mog-
lich ist es auch, die Verpflichtung, auf einem bestimmten Grundstiick Malnah-
men zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft durchzufiihren, durch
Begriindung einer Baulast zu sichern. Dies gilt jedenfalls dann, wenn eine ent-
sprechende Verpflichtung auch als Nebenbestimmung zur Baugenehmigung er-
gehen konnte.89

Dagegen hat der VGH Mannheim in einer Entscheidung vom 2.9.2009, bei der es
um ein durch Baulast gesichertes Nutzungsverbot fiir Einzelhandel ging, die
Grenzen der Baulastfahigkeit herausgestellt.90 Das Gericht hat hierzu ausgefiihrt,
dass im Grundsatz zwar die Erfiillung bauplanungsrechtlicher Anforderungen
durch Baulast gesichert werden diirfe.97 Die Baulast sei aber kein Mittel, pla-
nungsrechtliche Vorschriften oder Festsetzungen zu verdrdngen, aufzuheben oder
maligeblich zu dndern.

Das OVG Berlin-Brandenburg wiederum hat durch Urteil vom 22.9.2011 ent-
schieden, dass eine Verkaufsfliche durch einen den Bebauungsplan ergidnzenden
stddtebaulichen Vertrag zwischen Bauherr und Gemeinde sowie eine den Vertrag
begrenzende Baulast unter bestimmten Voraussetzungen eingeschrankt werden
kann.92

85 Boeddinghaus/Hahn/Schulte: Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen, § 83 Rn. 6.
86 VGH BW, Urt. v. 13.2.2004 — 3 S 2548/02 —.

87 Vgl. hierzu Kap. IV, Abschnitt 8 a.

88 OVG Lineburg, Urt. v. 12.12.1986 - 1 A 172/86 —.

89 Boeddinghaus/Hahn/Schulte: Bauordnung fiir das Land Nordrhein-Westfalen, § 83 Rn. 40.
90 VGH Baden-Wiirttemberg, Urt. v. 2.9.2009 — S 1773/07-.

91 So auch BVerwG, Beschl. v. 12.11.1987 -4 B 216.87 —.

92 OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 22.9.2012 -2 A 8.11 —.
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Die Baulast setzt grundsétzlich voraus, dass die damit eingegangene Verpflichtung
nach Art und Umfang genau bestimmt ist.93

Wirkung der Baulast

Von groller Bedeutung kann auch sein, dass die Baulast als &ffentlich-rechtliche
Vorschrift im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zu priifen ist. Der Vollzug
der vertraglichen Pflichten kann deshalb unmittelbar im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens durchgesetzt und iberwacht werden. Dies hat vor allem dann
Vorteile, wenn die Bauaufsicht in der Gemeinde angesiedelt ist. Liegt die Bauauf-
sicht beim Kreis, sollte mit der Kreisverwaltung eine Verstandigung tber den Voll-
zug der (iber die Baulast gesicherten Vertragspflichten gesucht werden.

In das Baulastenverzeichnis kdnnen neben den Baulasten zum Teil auch andere
Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte sowie z.B. in Ber-
lin auch andere offentlich-rechtliche Verpflichtungen des Grundstiickseigenti-
mers zu einem sein Grundstiick betreffenden Tun, Dulden oder Unterlassen ein-
getragen werden.%4 Diese Eintragungen haben allerdings nicht die Wirkung einer
Baulast. Ihre Funktion liegt vor allem darin, die Bauaufsicht auf anderweitig be-
stehende Bindungen hinzuweisen. Zu diesem Zweck nimmt z.B. die Stadt Stutt-
gart einen Vermerk tber den Abschluss eines stidtebaulichen Vertrags in das Bau-
lastenverzeichnis auf. Dies kann die Uberwachung des Vollzugs der stidtebauli-
chen Vereinbarung erheblich erleichtern.

Regelungsbeispiel 39

Baulast

Baulastenverzeichnis von ... Baulastenblatt Nr. ...
Grundstiick ... Gemarkung ... Flur ... Flurstiick ...
Lfd. Nr. Inhalt der Eintragung

1 Die Baulast ist im offentlich-rechtlichen Vertrag zwischen der Stadt ... und

.. vom ... geregelt und hat folgenden Wortlaut:
siehe Anlage
Eingetragen am ... aufgrund der Eintragungsverfiigung vom ...

Anlage zur Baulast

93 Vgl. OVG NW, Urt. v. 15.5.1992 — 11 A 890/91 —; Urt. v. 29.9.1978 — XI A 112/78 —.

94 Vgl. so z.B. § 82 BauO BIn, s. a. Ausfiihrungsvorschriften zu § 82 der Bauordnung fiir Berlin
(BauO BIn) — Einrichtung und Fithrung des Baulastenverzeichnisses — (AV Baulasten) vom
31. Marz 2011 (ABI. S. 657).
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)

Sobald die ErschlieBung des Bebauungsgebietes ... oder von Teilgebieten durch
das Amt flr Verkehrsanlagen der Stadt ... als gesichert erklart wird, kann das im
beigefiigten Lageplan mit Stall 3 bezeichnete Gebdude nicht mehr zur Lege-
hennenhaltung genutzt werden.

Zu dem in Ziffer 1 genannten Zeitpunkt wird die Zahl der gehaltenen Huhner
bzw. GrofRvieheinheiten in dem im beigefiigten Lageplan mit Stall 1 und 2 be-
zeichneten Stallgebduden auf max. 6000 Hihner bzw. 18 Grolvieheinheiten
begrenzt.

Der Stall 2 (siehe beigefligter Lageplan) wird zu dem in Ziffer 1 genannten
Zeitpunkt mit Abluftkaminen ausgestattet, die senkrecht nach oben fiihren, 1,50 m
tber den First reichen und deren Miindungsdurchmesser max. 420 mm betragen.

Der Stall 1 erhdlt zu dem in Ziffer 1 genannten Zeitpunkt 3 Ventilatoren und 3
Abluftkamine gleicher Bauart wie im Stall 2.

Zu dem in Ziffer 1 genannten Zeitpunkt muss sichergestellt sein, dass die Liiftungs-
regelung durch Zu- und Abschaltung von Ventilatoren erfolgt und nicht durch
Drehzahlregelung. Nur wenn weniger als die Luftrate zweier Ventilatoren verlangt
wird, darf die Forderleistung dieser beiden Ventilatoren durch Drehzahlregelung
gedrosselt werden. In die Luftschachte der abschaltbaren Ventilatoren missen
dann Jalousieklappen eingebaut sein, damit nicht durch diese Schachte bei
abgeschalteten Ventilatoren Kaltluft angesaugt wird.

Zu dem in Ziffer 1 genannten Zeitpunkt ist die Dungplatte dreiseitig zu umwanden
und mit einem Dach zu versehen bzw. eine Mallnahme zu ergreifen, die den
gleichen Grad der Immissionsminderung erreicht.

Ab dem in Ziffer 1 genannten Zeitpunkt ist der aus den Stillen anfallende Kot
unverziglich mit Branntkalk und Stroh zu behandeln.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

8.

Vertragsstrafen

Weit verbreitet ist die Sicherung vertraglicher Pflichten durch Vereinbarung einer
Vertragsstrafe:95 Eine solche ist grundsitzlich auch bei stadtebaulichen Vertragen
zuldssig:96 Vertragsstrafen kommen z.B. bei langfristigen Bindungen9” oder zur

95

96
97
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Hierzu s.a. Ruttloff: Die Zuldssigkeit von Vertragsstrafenklauseln in stidtebaulichen Vertragen im
Zusammenhang mit grolflichigen Einzelhandelsgroprojekten; Chatziathanasiou/Towfigh, DVBI.
2013, 84 ff. (87).

BVerwG, Urt. v. 3.3.1995 - 8 C 32/93 —.

Vgl. Regelungsbeispiel 10, Ziffer 4, moglich ist es z.B. auch, dass der Vorhabentréger sich bei ei-
nem geplanten Windpark verpflichtet, auf der derzeit ausgewiesenen Vorrangfliche keine weite-
ren Windkraftanlagen zu errichten und im Rahmen des rechtlich Méglichen und Zumutbaren die
Errichtung weiterer Windkraftanlagen durch Dritte zu verhindern. (VG Lineburg, Urt. v.
19.10.2004 — 2 A 169/03 —, juris).



Umsetzung gestalterischer Anforderungen in Betracht.98 Sie kénnen und sollen
dazu beitragen, den Vertragspartner zu einer ziigigen Erflllung seiner Vertrags-
pflichten anzuhalten. Allerdings sichern sie nicht das Risiko des Ausfalls des pri-
vaten Vertragspartners ab; die Vertragsstrafe setzt vielmehr eine ausreichende Li-
quiditdt bei diesem voraus. Insofern empfiehlt es sich, die Vertragsstrafenregelung
ergdnzend durch Bankbirgschaft abzusichern.9?

Die Vertragsstrafe kann gemal} § 339 BGB verlangt werden, wenn der Schuldner
mit der Erfillung in Verzug kommt oder bei einer Unterlassungspflicht im Falle
der Zuwiderhandlung. Eine verschuldensunabhingige Vertragsstrafe setzt eine
ausdriickliche Abrede voraus.100

Entscheidend fiir die Wirksamkeit einer Vertragsstrafe ist deren Hohe. Die Ver-
tragsstrafe muss fiir den Schuldner in einer Weise spirbar sein, die ihn dazu ver-
anlasst, sich vertragstreu zu verhalten. Ist sie zu niedrig, wird der Vertragspartner
in Betracht ziehen, die Vertragspflicht nicht oder nicht rechtzeitig zu erfiillen und
es moglicherweise vorziehen, die Vertragsstrafe zu bezahlen.

Die Strafe muss zugleich in einem angemessenen Verhaltnis zu dem sich aus dem
Vertrag ergebenden Vorteil des Schuldners stehen und darf weder zu einer Knebe-
lung fiihren noch zu einer Hohe auflaufen, die die wirtschaftliche Existenz des
Schuldners bedroht oder libermélig erschwert.

Die genaue Hohe einer angemessenen Vertragsstrafe ist im Einzelfall schwer zu
ermitteln. Die Rechtsprechung hat aber gewisse Mafstdbe hierfiir entwickelt. So
hat das OLG Kéln in einem Urteil vom 23.2.2011 unter Hinweis auf die Recht-
sprechung des BGH ausgefiihrt: ein Betrag, der der Hohe des im stadtebaulichen
Vertrag gewdhrten Rabattes entspricht, sei unbedenklich. Dagegen wiirden hohere
Zahlungsversprechen grundsitzlich dem UbermaRverbot widersprechen; die
Nachzahlung miisse auf den tatsdchlich eingerdumten Vorteil beschrankt wer-
den.101 Dieser Mal3stab entspricht demjenigen, der nach der Rechtsprechung
auch im Falle von An- und Wiederkaufsrechten sowie bei Zuzahlungsverpflich-
tungen anzulegen ist.102

Die Bestimmung der Strafhohe erfolgt entsprechend § 315 BGB nach billigem Er-
messen.103 Regelungstechnisch kann die Hohe einer Vertragsstrafe fir jede Ver-
tragspflicht gesondert vereinbart werden. Auch ist denkbar, die zuldssige Hohe
einer Vertragsstrafe nur durch eine Obergrenze festzulegen und der Gemeinde im
Ubrigen je nach Schwere der Vertragsverletzung einen Spielraum einzuriu-

98 Vgl. Regelungsbeispiel 39.

99 Siehe auch Bank, in: Briigelmann: BauGB, Lfg. 72, Oktober 2009, Band 2, § 11, Rn. 148.
100 BGH, Urt. v. 28.9.1978 — Il ZR 10/77 —; BGH, Urt. v. 18.12.1981 -V ZR 233/80 -.

101 OLG KélIn, Urt. v. 23.2.2011 -13 U 115/10 -, —1-13 U 115/10 —.

102 Siehe hierzu die Ausfiihrungen in diesem Kapitel, Abschnitt 5 a.

103 Gottwald: Miinchener Kommentar, BGB, § 339 Rn. 28.
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men.104 So kdnnen z.B. die gestalterischen Anforderungen an die Errichtung des
Gebdudes anders strafbewehrt sein als hinsichtlich der Freiflichengestaltung. Ist
die Vertragsstrafe unverhdltnismaBig hoch, so kann sie gemals § 343 Abs. 1 BGB
auf Antrag des Schuldners durch Urteil auf den angemessenen Betrag herabgesetzt
werden.

Regelungsbeispiel 40
Vertragsstrafen

Bei Nichteinhaltung dieser Gestaltungsbindung sind vom Vorhabentrager folgende
Vertragsstrafen zu zahlen:

= im Falle der Abweichung von der Baugenehmigung oder den Auflagen der Bau-
oberleitung bei der NeubaumafRnahme bis zu ... Euro;

= im Falle der Abweichung von der Baugenehmigung oder den Auflagen der
Bauoberleitung bei den Aullenanlagen bis zu ... Euro.

Andere MaBBnahmen werden dadurch nicht beriihrt.

Die Hohe der Vertragsstrafe wird unter Berlicksichtigung der Schwere des Verstofes
gegen die Baugenehmigung oder die Auflagen der Bauoberleitung innerhalb der
vorstehend genannten Betrdge vom Magistrat der Stadt/Gemeinde fiir alle Beteiligten
verbindlich festgesetzt. Sie ist fdllig, sobald objektiv festgestellt werden kann, dass die
Neubaumalnahme oder die Gestaltung der Aullenanlagen der Baugenehmigung oder
den Auflagen der Bauoberleitung widersprechen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

9. Rechtsmittelverzicht

In manchen stadtebaulichen Vertrdgen findet sich die Vereinbarung eines generel-
len Rechtsmittelverzichts zu Lasten des Vorhabentragers. Derartige Vereinbarun-
gen diirften einer gerichtlichen Uberpriifung kaum standhalten, da ansonsten die
verfassungsrechtlich gewahrleistete Rechtsschutzmoglichkeit (Rechtsweggarantie)
unterlaufen werden kann. Ein Rechtsmittelverzicht ist demgegeniiber dann mog-
lich, wenn der rechtsmittelfihige Gegenstand bereits entstanden ist, das heifst
nach Abschluss des Vertrags.105

104 Burmeister: Praxishandbuch Stidtebauliche Vertrage, S. 297.
105 Vgl. Grziwotz, JuS 1998, 903.
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IX. Leistungsstérungen und Vertragsanpassung

Mit der fortschreitenden Verbreitung stadtebaulicher Vertrdge in den letzten
zwanzig Jahren hat sich auch die Rechtsprechung vermehrt mit Fehlern in solchen
Vertrdgen und deren Rechtsfolgen befasst. Dabei ist in der Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts eine Tendenz erkennbar, wonach das Institut des stad-
tebaulichen Vertrags gestarkt werden soll.!

Stérungen im Vertragsverhdltnis kénnen sich in den verschiedenen Stadien vor
Vertragsabschluss oder — nach Vertragsabschluss — vor bzw. nach Inkrafttreten des
Planungsrechts ergeben.

Zu vorvertraglichen Stérungen kann es beispielsweise dann kommen, wenn die
Vertragsverhandlungen von einer der Vertragsparteien ohne triftigen Grund abge-
brochen oder seitens der Gemeinde Aufklarungs- oder Sorgfaltspflichten verletzt
werden bzw. Vertretungsmangel auftreten.

Haufiger sind Stérungen nach Vertragsabschluss. Hier kann es insbesondere infol-
ge von Anderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und daraus resul-
tierender finanzieller Engpasse des privaten Investors zu Problemen kommen, die
im Einzelfall schwierige Rechtsfragen zur Folge haben.

Konflikte entstehen regelmalig auch dann, wenn Baurecht nicht — wie im Vertrag
vorausgesetzt — durch Aufstellung eines Bebauungsplans geschaffen wird. Da
stadtebauliche Vertrage (iberwiegend im Zusammenhang mit der Aufstellung ei-
nes Bebauungsplans geschlossen werden, ergibt sich zudem das Problem der
wechselseitigen Rickkoppelung von Fehlern der Bauleitplanung auf der einen
und solchen im Vertrag auf der anderen Seite,2 auch wenn anders als beim vor-
habenbezogenen Bebauungsplan keine strikte RechtmaRigkeitsverbindung zwi-
schen stadtebaulichem Vertrag und zugehérigem Bebauungsplan besteht.

Besonders hinzuweisen ist darauf, dass durch eine vorausschauende Vertragsge-
staltung weitreichende Moglichkeiten bestehen, die Konfliktanfélligkeit von Ver-
trdgen zu reduzieren und spdtere Auseinandersetzungen Uber Leistungsstorungen
zu vermeiden. Dies gilt in doppelter Hinsicht:

= Einerseits kann eine genaue Definition bzw. Konkretisierung der jeweiligen
Vertragspflichten in erheblichem Mafe zur Vermeidung von Konflikten bei
der Vertragsdurchfiihrung beitragen.

1 Siehe z.B. BVerwG, Urt. 29.1.2009 — 4 C 15.07 - sowie hierzu Anmerkung Gatz, jurisPR-
BVerwG 12/2009, Anm. 2; BVerwG, Urt. v. 24.3.2011 — 4 C 11.10 - sowie hierzu Anmerkung
Gatz, jurisPR-BVerwG 11/2011 Anm. 2.

2 Siehe auch Bank, in: Briigelmann: BauGB, 72. Lfg., Okt. 2009, § 11 Rn. 114.
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= Andererseits empfiehlt es sich, durch vertragliche Vereinbarung gezielte, den
Besonderheiten des Einzelfalls gerecht werdende Regelungen Uber die Folgen
gegebenenfalls eintretender Leistungsstorungen zu treffen.

Welche vertraglichen Regelungen in diesem Sinne zweckmaRigerweise zu treffen
sind, ist eine Frage des Einzelfalls. Im Rahmen der folgenden Darstellung finden
sich entsprechende Empfehlungen zur Vertragsgestaltung.

1. Gesetzliche Grundlagen

Die Beurteilung von Leistungsstorungen und deren Folgen ergibt sich — in dieser
Rangfolge — aus folgenden Regelungen:

= Vereinbarungen Uber die Behandlung von Leistungsstorungen im stadtebauli-
chen Vertrag,

= spezialgesetzliche Regelungen zu Leistungsstorungen bei stadtebaulichen Ver-
tragen (§§ 11, 12 und 124 BauGB),

= Regelungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes zum o&ffentlich-rechtlichen
Vertrag (§§ 54 ff. VwVIQ),

= die nach § 62 Satz 2 VwVfG entsprechend anwendbaren Vorschriften des
birgerlichen Rechts und deren Folgen. Soweit die stadtebaulichen Vertrage
nach ihrem Regelungsgegenstand dem Privatrecht zuzuordnen sind, gelten die
Bestimmungen des BGB unmittelbar, wenn der Vertrag selbst keine Regelun-
gen Uber Leistungsstorungen enthalt.

a) Regelungen zu Leistungsstérungen im BauGB

Die vorrangig geltende spezialgesetzliche Vorschrift zum stadtebaulichen Vertrag
(§ 11 BauGB) enthilt selbst keine direkten Regelungen iiber die Behandlung von
Leistungsstorungen. Das in § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB enthaltene Gebot der An-
gemessenheit von Leistung und Gegenleistung ist allerdings auch fiir die anzu-
wendenden oder vereinbarten Regelungen iber Leistungsstorungen zu beachten.
Ebenfalls im Rahmen von Leistungsstdrungen zu beachten ist die strenge Kausali-
tatsregelung in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB; insoweit kann auf Ausfiihrungen
an anderer Stelle verwiesen werden.3 Gleiches gilt fiir den ErschlieBungsvertrag.
Hinzuweisen ist ferner auf § 124 BauGB, der eine Verpflichtung der Gemeinde
begriindet, die Erschlielung selbst durchzufiihren, wenn sie nach Erlass eines Be-
bauungsplans ein zumutbares Angebot eines Dritten ablehnt, die im Bebauungs-
plan vorgesehene Erschlieffung vorzunehmen.

3 Vgl Kap. I, Abschnitt 1, S. 41 ff. und Kap. V, Abschnitt 1 ¢, S. 200 ff.
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Lediglich beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan, bei dem eine direkte Ver-
knipfung zwischen Vertrag und Satzung besteht, enthélt das Gesetz eine einge-
hendere direkte Regelung zu Leistungsstorungen. § 12 Abs. 6 Satz 1 BauGB regelt
die Rechtsfolgen fiir den Fall, dass die Vorhabenrealisierung innerhalb der verein-
barten Frist unterbleibt. Die Gemeinde soll in einem solchen Fall die Satzung auf-
heben.4 Bei einer entsprechenden Reaktion auf die Nichterfiillung durch den In-
vestor kann dieser nach § 12 Abs. 6 Satz 2 BauGB keine Gegenanspriiche gegen
die Gemeinde - etwa fiir nutzlos aufgewendete Planungskosten — geltend ma-
chen.

b) Regelungen zu Leistungsstérungen im
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVIG)

Die Vorschriften des VWVfG Uber den offentlichen Vertrag enthalten folgende di-
rekte Regelungen zur Behandlung von Leistungsstérungen:

§ 60 Abs. 1 Satz 1 VWVIG regelt einen Anpassungs- und Kiindigungsanspruch
sowohl der Gemeinde als auch des Vorhabentrigers wegen Wegfalls oder Ande-
rung der Geschéftsgrundlage. Danach kann eine Vertragspartei, wenn sich die fiir
den Vertragsinhalt maligeblichen Verhiltnisse seit Abschluss des Vertrages so we-
sentlich gedndert haben, dass ihr das Festhalten an der urspriinglichen Regelung
nicht zuzumuten ist, deren Anpassung verlangen. Ist eine Anpassung nicht mog-
lich oder einer Vertragspartei nicht zuzumuten, kann sie den Vertrag kiindigen.>

Nach § 60 Abs. 1 Satz 2 VwVG steht der Gemeinde ein aufSerordentliches Kiin-
digungsrecht zu fiir den Fall, dass die Kiindigung notwendig ist, um schwere
Nachteile fiir das Gemeinwohl zu verhiiten oder zu beseitigen. Da es sich um ei-
ne Sonderregelung fiir aullerordentliche Falle handelt, ist eine restriktive Ausle-
gung geboten, so dass nur von einem sehr engen Anwendungsbereich dieser Vor-
schrift ausgegangen werden kann.6

c) Regelungen zu Leistungsstérungen im BGB

MaRgebende Bedeutung fiir die Behandlung von Leistungsstérungen in stadtebau-
lichen Vertragen hat die Anwendungsklausel des § 62 Satz 2 VwWVSG, der zufolge
ergdnzend die Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) entsprechend
gelten. Hierzu zdhlen insbesondere die Regelungen tiber Nichterfillung und Ver-
zug (§§ 275 f., 278, 281 f., 3114, 320 ff. und 346 f. BGB). Ebenfalls entsprechend
und ergdnzend anwendbar sind die seit der Schuldrechtsreform ausdriicklich ge-

4 Hierzu s. OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 10.12.2008 — 2 A 10.07 —.

5  Hierzu s. Lorenz, DVBI. 1997, 865 ff.; Kopp/Ramsauer: Verwaltungsverfahrensgesetz, Kommen-
tar, 2012, § 60 Rn. 25; Stelkens/Bonk/Sachs: Verwaltungsverfahrensgesetz, Kommentar, 2008,
§ 60 Rn. 25; Bank, in: Briigelmann: BauGB, 75. Lfg., Juli 2010, § 11 Rn. 172.

6  Naheres hierzu unter Abschnitt 3 b, S. 363 f.
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setzlich geregelten Grundsatze Uber eine Haftung aus positiver Vertragsverletzung
(pVV) im Falle von Schlechtleistung (§§ 280, 282 BGB) sowie die Grundsdtze
Uber eine Haftung aus culpa in contrahendo (c.i.c.) im Falle von Verschulden bei
Vertragsschluss (§§ 280, 311 Abs. 2 Nr. 1, 241 Abs. 2 BGB) und auch die Rege-
lungen des besonderen Schuldrechts. Die Regelung des § 62 Satz 2 VwWVSG ist als
sog. dynamische Verweisung auf die jeweils zum Zeitpunkt des Vertragsabschlus-
ses geltenden Bestimmungen des BGB zu verstehen.”

Fur den Fall moglicher Gesetzesdnderungen ist der Praxis zur Vermeidung von
Rechtsunsicherheit ggf. die Aufnahme einer klarstellenden Klausel anzuraten.
Diese kann grundsatzlich die weitere Anwendung des zum Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses geltenden Rechts auf den Vertrag anordnen.

Auf die je nach Vertragstyp in den verschiedenen Fallkonstellationen und Verfah-
rensstadien in Betracht kommenden biirgerlich-rechtlichen Anspruchsgrundlagen,
insbesondere nach den §§ 320 ff., 434 ff., 631 ff., 651 ff. BGB, und deren Voraus-
setzungen ist im Folgenden einzugehen.

2. Scheitern des Bebauungsplans oder Abweichen der Planung
vom vertraglich vorausgesetzten Inhalt

Die Durchflihrung des stadtebaulichen Vertrages steht in Frage, wenn es nicht
zum Erlass des Bebauungsplans kommt oder der Inhalt des in Kraft getretenen
Plans wesentlich vom vertraglich unterstellten Inhalt abweicht. Fiir das Scheitern
des Bebauungsplans kann es zahlreiche Griinde geben, die nicht in jedem Fall in
der Sphdre der Gemeinde liegen miissen.8 Nicht selten werden z.B. im Laufe des
Bauleitplanverfahrens Hindernisse aufgrund der Behordenbeteiligung sichtbar, die
die weitere Durchfiihrung des Verfahrens aussichtslos erscheinen lassen oder zur
Unwirtschaftlichkeit des Vorhabens fiihren. Ebenso kann es zu Einwdnden durch
Birger oder Nachbargemeinden kommen, die im Ergebnis zu Zweifeln an einer
rechtssicheren Abwégung zugunsten des beabsichtigten Vorhabens fiihren. Praxis-
relevant ist der Fall, dass eine neu gewadhlte Gemeindevertretung die beabsichtigte
Planung verwirft oder dass die Gemeinde von den im Vertrag formulierten stadte-
baulichen Zielen und Verpflichtungen Abstand nimmt, etwa weil sie aufgrund
sich dndernder Rahmenbedingungen eine andere Nutzung favorisiert.

Zum Zeitpunkt des endgliltigen Scheiterns der Planung hat der private Vertrags-
partner haufig bereits erhebliche Vorleistungen erbracht. Er wird sich daher ggf.
nicht damit begniigen, dass er die weiteren vertraglich vereinbarten Leistungen

Vgl. nur Kopp/Ramsauer: Verwaltungsverfahrensgesetz, Kommentar, 2012, § 62 Rn. 9.

8  Zu den Problemen bei der Vertragsabwicklung aufgrund unausrdumbarer Planungshindernisse
vgl. z.B. Bick, DVBI. 2001, 154 ff.
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nicht mehr erbringen muss, sondern darauf dringen, von der Gemeinde fir die be-
reits entstandenen Aufwendungen Ersatz zu erhalten.

Zum Schutz der planerischen Gestaltungsfreiheit stellt § 1 Abs. 3 Satz 2 HS 2
BauGB klar, dass kein Anspruch auf Aufstellung eines Bauleitplans besteht und
ein solcher auch nicht durch Vertrag begriindet werden kann. Da die Bauleitpla-
nung aullerhalb der vertraglich regelbaren Leistungsbeziehungen steht, scheiden
Sekundaranspriiche auf Ersatz des Erflillungsinteresses nach § 62 Satz 2 VwVfG
i.V.m. §§ 320 ff. und 631 ff. BGB von vornherein aus. Das Verbot der Vorwegbin-
dung darf auch nicht durch drohenden Schadensersatz bei Nichtaufstellung eines
Bebauungsplans eingeschrankt werden.9

Auf dltere Rechtsprechung gestiitzt ist eine Haftung der Gemeinde dagegen unter
dem Gesichtspunkt einer (konkludenten) vertraglichen Risikolibernahme'0 und
des Wegfalls der Geschéftsgrundlage nach § 60 Abs. 1 Satz T VwVfG11 diskutiert
worden.

a) Vertragliche RisikoUbernahme

Wie oben ausgefiihrt, ist im Grundsatz davon auszugehen, dass der private Ver-
tragspartner auf die Durchfiihrung der Planung nicht vertrauen kann, da nach § 1
Abs. 3 Satz 2 HS 2 BauGB ein vertraglicher Anspruch auf sie nicht begriindet
werden kann. Prinzipiell wird sich der Private diesen Umstand also entgegenhal-
ten lassen miissen, wenn der in Aussicht genommene Plan nicht als Satzung be-
schlossen wird.

Eine vertragliche Risikoiibernahme der Gemeinde ist gleichwohl unter bestimm-
ten engen Voraussetzungen angenommen worden. Sie konne ausnahmsweise
dann vorliegen, wenn sie — wie regelmalig der Fall — nicht ausdriicklich erklart
werde, sich aber aus ergianzender Vertragsauslegung oder aus schliissigem Verhal-
ten der Gemeinde ergebe.12 In diesem Sinne haben Literatur und Rechtsprechung
sog. Bauplanungsabreden trotz des gesetzlichen Verbots gemeindlicher Bindun-
gen in der Bauleitplanung nicht immer als unverbindlich gewertet.!3 Der BGH
hatte demgemal in einer Entscheidung vom 22.11.1979 eine vertragliche Risiko-

9  So auch der BGH in seinem Urteil vom 18.5.2006 — Ill ZR 396/04. Diese Rechtsprechung starkt
die kommunale Planungshoheit. Hiermit kann, worauf der Stadte- und Gemeindebund hinweist,
im Einzelfall allerdings die Gefahr verbunden sein, dass potenzielle Investoren ihre Investitionssi-
cherheit gefdhrdet sehen; dies relativiert sich jedoch, da die Moglichkeit, vertragliche Schadens-
ersatzanspriiche zu vereinbaren, unberiihrt bleibt, s. insoweit StGB NRW-Mitteilung 723/2006
vom 09.10.2006.

10 BGH, Urt. v. 22.11.1979 — 1l ZR 186/77 —.

11 OVG Lineburg, Urt. v. 7.3.1983 - 1 A 192/81 —.

12 Siehe Birk: Stadtebauliche Vertrage. Inhalte und Leistungsstérungen, 2002, Rn. 565.

13 Dolde/Uechtritz, DVBI. 1987, 446 ff. (448 f.); BGH, Urt. v. 22.11.1979 - Ill ZR 196.77 —; BGH,
Urt. v. 1.12.1983 — Il ZR 38.82 —; BGH, Urt. v. 11.5.1989 - Ill ZR 88.87 —; Dolde, NJW
1979, 889 (891); Papier, JuS 1981, 408 (502).
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tbernahme durch die Gemeinde auf die Umdeutung einer Vertragsklausel ge-
stiitzt und darauf hingewiesen, es konne ein anzuerkennendes Beddirfnis dafir be-
stehen, der Freiheit der Gemeinde im Bereich der Bauleitplanung einen finanziel-
len Ausgleich fiir das enttduschte Vertrauen ihres Partners zur Seite zu stellen.'4 In
seiner Entscheidung vom 1.12.198315 hat der BGH eine Risikolibernahme auf-
grund schliissigen Verhaltens gepriift und unter Rickgriff auf den Grundsatz von
Treu und Glauben den Willen der Vertragspartner unterstellt, das Risiko der nach-
traglichen Anderung oder Aufgabe der Plankonzeption nicht einseitig dem priva-
ten Partner aufzubiirden.

Die zitierte Rechtsprechung und Literatur ist allerdings vor dem Hintergrund der
Fortentwicklung des stiddtebaulichen Vertrags als Handlungsmittel der Gemeinde
durch den Gesetzgeber und in der Praxis inzwischen zu relativieren. Wahrend
z.B. der BGH bei der zitierten Rechtsprechung noch ohne weiteres davon aus-
ging, dass aufgewendete Kosten fiir Bebauungsplanentwiirfe in den Risikobereich
der Gemeinde fallen, da die Bauleitplanung eine der Gemeinde obliegende 6f-
fentliche Aufgabe sei, 16 liegt der gesetzlichen Regelung in § 11 Abs. 1 Satz 2
BauGB gerade das Modell zugrunde, dass der Vertragspartner der Gemeinde die
Kosten fir die Vorbereitung und Durchfihrung stadtebaulicher Malnahmen
tragt.17 Dariiber hinaus bestehen keine Zweifel an der rechtlichen Zuldssigkeit
von Vereinbarungen, die dem Investor gegebenenfalls die Ubernahme auch der
Kosten fiir eine fehlgeschlagene Planung zuweisen. Eine Regelung iber die Kos-
tentragung bei Ausfall des Planungsrechts oder beim Abweichen der Planung vom
vertraglich vorausgesetzten Inhalt ist dringend zu empfehlen.

Auch Uber den Umfang der Risikotibernahme kénnen Zweifel bestehen. Hier wird
ggf. nach den Ursachen fiir das Scheitern der Planung zu differenzieren und auf
die Vorhersehbarkeit der Hindernisse fiir die Gemeinde abzustellen sein. Von Be-
deutung fiir die Erstattungsfahigkeit werden auch die Art und der Zeitpunkt der
vergeblichen Aufwendungen sein. Kosten fiir Vorentwiirfe oder Gutachten, die ei-
ne Entscheidung der Gemeinde erst herbeifiihren sollen, dirften regelmafig eben-
so wenig erstattungsfahig sein wie solche, die aufgrund bloRer erster Vorgespra-
che vor Planaufstellungsbeschluss getitigt werden.18

14 BGH, Urt. v. 22.11.1979, — Ill ZR 186.77 — unter Hinweis auf Dolde, NJW 1979, 890 f.

15 BGH, Urt. v. 1.12.1983 — Il ZR 38.82 —.

16 BGH, Urt. v. 22.11.1979 — Il ZR 186.77 —; BGH, Urt. v. 1.12.1983 — lll ZR 38.82. In einem wei-
teren Urteil vom 3.10.1985 — Ill ZR 60.84 — hat der BGH Anspriiche aus einer vertraglichen Risi-
kotibernahme allerdings bereits mit folgender Begriindung abgelehnt: Die Gemeinde habe nicht
das berechtigte Vertrauen erweckt, sie werde im Falle eines Scheiterns der Planungsarbeiten den
Bautrdgen die angefallenen Kosten erstatten, sondern vielmehr wiederholt deutlich gemacht, dass
sie fiir diese Aufwendungen nicht haften wolle.

17 Vgl. insoweit auch die Begriindung zum Entwurf des Bau- und Raumordnungsgesetzes, BT-Drs.
13/6392, 50.

18 Dolde/Uechtritz, DVBI. 1987, 446 ff. (450 f.).
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Im Ergebnis wird nur in sehr eng begrenzten Ausnahmeféllen von einer still-
schweigenden vertraglichen Risikotibernahme durch die Gemeinde auszugehen
sein.

b) Wegfall der Geschdaftsgrundlage gemdaR
§ 60 Abs. 1 Safz 1 VwVTG

In Rechtsprechung und Literatur ist der Fall des ausgebliebenen oder vom vertrag-
lich vorausgesetzten Inhalt abweichenden Planungsrechts auch unter dem Ge-
sichtspunkt des Wegfalls der Geschéftsgrundlage behandelt worden.19

Die in § 60 Abs. 1 Satz T VwVfG enthaltene Regelung der Grundsitze (iber den
Wegfall der Geschéftsgrundlage dient der Korrektur des durch die Verhiltnisse
Uberholten Parteiwillens.20 lThre Anwendung setzt voraus, dass sich die fiir die
Festsetzung des Vertragsinhalts maBgeblichen Verhiltnisse seit Abschluss des Ver-
trages so wesentlich gedndert haben, dass einer Vertragspartei das Festhalten an
der urspriinglichen vertraglichen Regelung nicht mehr zuzumuten ist. Mit Riick-
sicht auf den Grundsatz der Vertragstreue, der auch im &ffentlichen Recht nur
ausnahmsweise durchbrochen werden darf, sind an das Vorliegen dieser Voraus-
setzungen strenge Anforderungen zu stellen. Die Anderung der Verhiltnisse fiihrt
dariliber hinaus wegen der Bindungswirkung des Vertrages nicht zu einer automa-
tischen Vertragsanpassung oder -aufhebung, sondern erfordert gegebenenfalls die
Mitwirkung des Vertragspartners oder ist im Wege der Leistungsklage durchzuset-
zen; sie fihrt im Falle der Anpassung zu einem neuen Vertragsinhalt.

Als fiir die Festsetzung des Vertragsinhalts mafgebliche Verhdltnisse und damit als
Geschaftsgrundlage sind die — nicht zum Vertragsinhalt erhobenen, aber beim
Vertragsschluss zutage getretenen — Vorstellungen des einen Vertragsteils oder
beider Vertragspartner von dem Vorhandensein oder dem kinftigen Eintritt be-
stimmter Umstande zu verstehen, auf denen der Geschaftswille aufbaut.2? Litera-
tur und Rechtsprechung sind teilweise davon ausgegangen, dass das Nichtzustan-
dekommen des vertraglich vorausgesetzten Planungsrechts einen solchen Wegfall
der Geschéftsgrundlage bewirkt.22 Bei stddtebaulichen Vertrigen gingen beide
Vertragspartner beim Vertragsschluss von einem Zustandekommen der Planung
so, wie sie in Aussicht genommen wurde, aus. Die Gemeinde, so die Argumenta-
tion, greife eine an sie herangetragene Planung nur dann auf, wenn sie ihren stad-
tebaulichen Vorstellungen entspreche und sie dabei unterstelle, dass diese Pla-

19 OVG Liineburg, Urt. v. 7.3.1983 = 1 A 192/81 —; BayVGH, Urt. v. 11.4.1990 — 1 B 85 A.1480
Dolde/Uechtritz, DVBI. 1987, 446 ff. (451); Bank, in: Brigelmann: BauGB, 75. Lfg., Juli 2010,
§ 11, Rn. 185; Grziwotz, NJW 1995, 1927 ff. (1930); Bank, in: Briigelmann: BauGB, 75. Lfg., Juli
2010, § 11, Rn. 187.

20 Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs: Verwaltungsverfahrensgesetz, 2008, § 60 Rn. 9.

21 Ebenda, Rn. 10, mit zahlreichen Hinweisen aus der Rechtsprechung.

22 Siehe hierzu BayVGH, Urt. v. 11.4.1990 - 1 B 85 A.1480 —; VG Miinchen, Urt. v. 18.11.1997 —
M 1K 96.5647 —.
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nung auch so zustande kommt. Geschehe dies nicht, hitten die maligebenden
Verhiltnisse sich gedndert mit der Folge, dass dem Vertragspartner ein Festhalten
an der urspriinglichen Vereinbarung nicht mehr zuzumuten sei.23 Bei Zugrunde-
legung dieser Auffassung wdre je nach Umstdnden des Einzelfalls von einem ge-
setzlichen Anpassungsanspruch oder Kiindigungsrecht des privaten Vertragspart-
ners auszugehen.

Gegen die Annahme, das Inkrafttreten oder Scheitern des Planungsrechts sei Ge-
schéftsgrundlage, hat insbesondere Birk vorgebracht: Da ein vertraglicher An-
spruch auf Inkrafttreten des Bebauungsplans gemals § 1 Abs. 3 Satz 2 HS 2 BauGB
ausgeschlossen sei, diirfe auch der Parteiwille hierauf nicht aufbauen. Geschafts-
grundlage konne kein kiinftiges, nur durch eine Vertragspartei zu bewirkendes Er-
eignis sein, zu dessen Herbeifiihrung sich diese Partei aus guten Griinden nicht
verpflichten darf.24

Zweifel an der Anwendbarkeit des § 60 Abs. 1 Satz 1 VwVfG im Falle des
Nichtentstehens des angestrebten Planungsrechts bestehen im Ubrigen auch im
Hinblick auf die Tatbestandsvoraussetzungen der ,fiir die Festsetzung des Ver-
tragsinhalts mafRgebenden Verhiltnisse”, die sich wesentlich gedndert haben mis-
sen: Bei dem Nichtbestehen des Planungsrechts und der Unzuldssigkeit vertragli-
cher Vereinbarungen Uber seine Schaffung handelt es sich um Umstdnde, die bei
Vertragsschluss bekannt und damit auch mafigebend waren.

Insofern bleiben Unsicherheiten bei der Rechtsanwendung des § 60 Abs. 1 Satz 1
VwVIG. Um diesen vorzubeugen, sollten die Gemeinden auch fiir den Fall des
ausbleibenden Planungsrechts im stddtebaulichen Vertrag konkrete Anpassungs-
und Kiindigungsregelungen treffen (vgl. Regelungsbeispiel 40).25

Regelungsbeispiel 41

Anpassungs- und Kiindigungsregelung bei
ausbleibendem Planungsrecht

Der Investor ist zur Kiindigung des Vertrages berechtigt, wenn der Bebauungsplan nicht
bis zum ... in Kraft getreten oder bis zu diesem Zeitpunkt eine Genehmigung des
Vorhabens nach § 33 BauGB nicht erteilt ist. Im Falle der Kindigung stehen dem
Investor keine Anspriiche auf Erstattung der von ihm bis dahin getdtigten Aufwendungen
zu.

23 So Neuhausen, in: Briigelmann: BauGB, 35. Lfg., Jan. 1998, § 11, Rn. 86; siehe auch Dol-
de/Uechtritz, DVBI. 1987, 446 ff. (451); Menke, in: Bunzel/Sander, S. 37 (43); Battis, ZfBR 1999,
241 f.; Spannowsky, GewArch 1998, 362 ff.

24 Hierzu und zu Folgendem Birk: Stadtebauliche Vertrage, Rn. 75.

25 Auch wenn im Vertrag hierzu keine Regelungen getroffen worden sind, steht es den Vertragspar-
teien frei, eine einvernehmliche Vertragsanpassung vorzunehmen, s. Bank, in: Brigelmann:
BauGB, 75. Lfg., Juli 2010, § 11 Rn. 168.
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Eine Anpassung des Vertrages an die gednderten Verhdltnisse kann erfolgen, wenn der
Bebauungsplan von den in Ziffer ... dieses Vertrages zugrunde gelegten Vorgaben nicht
nur unwesentlich abweicht.

Kiindigung oder Anpassung bediirfen der Schriftform.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

c) Schadensersatzanspriche bei Scheitern
der Planung aus culpa in contrahendo
(c.i.c. §§ 280, 311, 241 BGB analog)?

Die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen eine Gemeinde haftet, wenn
sie ihre Zusagen im Hinblick auf die Schaffung des vertraglich vorausgesetzten
Planungsrechts nicht einhdlt, etwa weil nach einer Kommunalwahl im Gemeinde-
rat andere Mehrheitsverhaltnisse herrschen, ist von der hochstrichterlichen Recht-
sprechung unter dem Gesichtspunkt einer 6ffentlich-rechtlichen culpa in contra-
hendo (c.i.c.) gepriift und entschieden worden.

Insoweit kann auf die Ausfiihrungen in diesem Kapitel zur Verletzung vorvertrag-
lichen Pflichten durch die Gemeinde unter 6 a verwiesen werden.

d) Kundigung der Gemeinde
(§ 60 Abs. 1 Satz 2 VwVFG)

Eine Sonderregelung allein fiir die behordliche Seite, das heifst beim stadtebauli-
chen Vertrag fiir die Gemeinde, enthdlt § 60 Abs. 1 Satz 2 VwVIG, der eine Kiin-
digungsmoglichkeit des Vertrags fiir den Fall eroffnet, dass hierdurch schwere
Nachteile fiir das Gemeinwohl verhiitet oder beseitigt werden kénnen. Die An-
wendbarkeit dieser Vorschrift, die als auerordentliches Kiindigungs- oder ,Not-
recht” eine restriktive Auslegung gebietet,26 auf Leistungsstorungen scheint nur fir
den Fall angezeigt, dass der Bebauungsplan aus objektiven Griinden nicht als Sat-
zung beschlossen werden kann. Dementsprechend kann eine Ausiibung des Kiin-
digungsrechts beispielsweise geboten sein, wenn sich nach Vertragsabschluss eine
neue planerische Situation, z.B. durch neue Vorgaben tberortlicher Planungstra-
ger, ergibt.

26 Siehe Bank, in: Briigelmann: BauGB, 75. Lfg., Juli 2010, § 11 Rn. 173; ebenso Bonk, in: Stel-
kens/Bonk/Sachs: Verwaltungsverfahrensgesetz, 2008, § 60, Rn. 28.
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e) Notwendigkeit einer vorausschauenden
Vertragsgestaltung

Die gesetzlichen Grundlagen bieten fiir die Behandlung der durch das Scheitern
der Planung nach Vertragsabschluss auftretenden Stérungen im Vertragsverhiltnis
allein keine befriedigende Grundlage.2” Den Gemeinden ist daher zur Vermei-
dung von Streitigkeiten anzuraten, die Folgen des Nichtentstehens des vorausge-
setzten Planungsrechts vertraglich zu regeln. Die Vertragspartner sind durch das
Verbot der vertraglichen Bindung zur Aufstellung von Bebauungspldnen nicht da-
ran gehindert, Regelungen Uber die Rechtsfolgen des Scheiterns der dem Vertrag
als Motiv unterlegten gemeindlichen Planung zu treffen. Neben der Einrdumung
von Kiindigungs- und Ricktrittsrechten sind vor allem klare Kostentragungsrege-
lungen dariiber, wer bei Vertragsbeendigung die entstandenen Kosten zu tragen
hat, zu empfehlen.28 Hierzu sind grundsitzlich alle Varianten einer Kosteniiber-
nahme denkbar, das heift, es konnen sowohl dahin gehende Vereinbarungen ge-
troffen werden, dass der Investor die Planungskosten in jedem Fall, also auch bei
Scheitern der Planung tragt, als auch solche, nach denen die Gemeinde bei Fehl-
schlagen der Planung Planungskosten ganz oder zum Teil ibernimmt.29 Bei einer
Risikolibernahme der Gemeinde ist auf das Verbot einer Vorbindung zu achten.

Regelungsbeispiel 42

Kostenregelung und Ausschluss von Ersatzanspriichen bei
fehlgeschlagener oder abweichender Planung

Der Investor verpflichtet sich, die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens erfor-
derlichen Kosten der Planung (einschliefSlich notwendiger Gutachten fiir ...) zu ber-
nehmen. Die Ubernahme der Kosten gilt auch fiir den Fall, dass die eingeleitete Planung
von der Gemeinde nicht oder nur unter erheblichen Abweichungen von den in Ziffer ...
dieses Vertrages zugrunde gelegten Vorgaben fortgefiihrt wird. Der Investor erklart
aullerdem unwiderruflich den Verzicht auf alle fiir den Fall des Scheiterns oder Ab-
weichens der Planung vom vertraglich vorausgesetzten Inhalt moglicherweise ent-
stehenden Schadensersatzanspriiche, den die Gemeinde hiermit annimmt. Der Verzicht
umfasst nicht die Félle, dass die Gemeinde das Bauleitplanverfahren aus Griinden, die
sie zu vertreten hat, abbricht oder nur unter erheblichen Abweichungen der in Ziffer ...
zum Ausdruck gebrachten stadtebaulichen Zielsetzungen fortfiihrt, ohne dass dies durch

27 Siehe insoweit auch Hamann, der konstatiert, dass die Frage der Sekundéranspriiche bei Schei-
tern der vertraglich gewollten Planung und damit die Interessen des privaten Vertragspartners ins-
gesamt de lege lata nicht befriedigend geregelt sind, und insoweit eine Anderung der gesetzlichen
Vorschriften fir geboten hdlt, Hamann: Der Verwaltungsvertrag im Stddtebaurecht, Berlin 2003,
S. 113 ff.

28 Birk: Stadtebauliche Vertrage in der anwaltlichen Praxis, in: Festschrift fir Michael Krautzberger
zum 65. Geburtstag, S. 169 ff. (172).

29 Ebenso Wagner, in: v. Nicolai/Wagner/Wecker, S. 33 (54); sowie Birk: Stadtebauliche Vertrage,
Rn. 779.
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das objektive Recht vorgegeben wadre; in diesen Fillen hat die Gemeinde die
entstandenen Planungskosten zu tragen.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

3. Vertragsanpassung bei Anderung der wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen

Neben dem Scheitern der Planung kann es zu weiteren Storungen bei der Ab-
wicklung des Vertragsverhaltnisses kommen. Probleme entstehen in der Praxis vor
allem dann, wenn der Investor aufgrund gednderter wirtschaftlicher Rahmenbe-
dingungen oder wegen Nachfrageeinbriichen nicht mehr willens oder in der Lage
ist, die Ubernommenen Leistungspflichten vertragsgemal zu erfiillen. Auch auf
Seiten der Gemeinde kann es aber zu Leistungsstorungen kommen, wenn diese —
neben der Schaffung von Baurecht — im Vertrag besondere Leistungsbeitrdge, wie
z.B. die Bereitstellung von Grundstiicken, ibernommen hat. Soweit die strengen
Voraussetzungen flir eine Vertragsanpassung oder -kiindigung nach § 60 Abs. 1
Satz 1 VWVG nicht vorliegen, kommen fiir die Behandlung dieser Art von Leis-
tungsstorungen die tber § 62 Satz 2 VwVfG anwendbaren Reaktionsméoglichkei-
ten des BGB in Betracht.

a) Vertragsanpassungsanspriche gemdaR § 60
Abs. 1 Satz 1 VwVIG

Andern sich im Laufe der Vertragsdurchfiihrung die Rahmenbedingungen so, dass
der private Vertragspartner sich auferstande sieht, seinen Vertragsverpflichtungen
nachzukommen, wird er — falls dieser Fall nicht vertraglich geregelt ist — versu-
chen, die Gemeinde zu einer Anderung des Vertrages zu bewegen. Anlass hierfiir
kann z.B. gegeben sein, wenn sich abzeichnet, dass sich Baupflichten aufgrund
der wirtschaftlichen Situation des Investors nicht oder nicht in den vereinbarten
Zeitrdumen realisieren lassen oder wenn der Bedarf an den vereinbarten Folgeein-
richtungen wider Erwarten nicht oder nicht in dem vorgesehenen Umfang ent-
steht.30

Einvernehmliche Vertragsanpassungen an verdanderte Rahmenbedingungen finden
sich in der Praxis auch ohne entsprechende vorherige vertragliche Regelung,
wenn sich die Kooperation zwischen Gemeinde und Privatem insgesamt kon-
struktiv gestaltet. Entsprechend werden haufig Fristverldngerungen gewdhrt oder
eine Aullervollzugsetzung des Vertrages vereinbart, wenn der Investor nachweist,
dass er wirtschaftlich gehindert ist, die Gbernommenen Baupflichten rechtzeitig zu
erfiillen. Um eine Kostenentlastung zu erreichen, werden mitunter auch Vereinba-

30 Sanden, NVwZ 2009, 491 ff.
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rungen getroffen, durch die die urspriinglich angestrebten Standards fiir soziale
Einrichtungen reduziert werden. Gelingt eine einvernehmliche Anpassung an die
gednderten Verhaltnisse nicht, so hdngt ein Anpassungsanspruch von den Voraus-
setzungen des § 60 Abs. 1 VwVfG ab. Die Anwendung dieser Regelung setzt —
wie oben bereits ausgefiihrt — voraus, dass sich die fiir die Festsetzung des Ver-
tragsinhalts maRgeblich gewesenen Verhiltnisse seit Abschluss des Vertrages so
wesentlich gedndert haben, dass einer Vertragspartei das Festhalten an der ur-
spriinglichen vertraglichen Regelung nicht mehr zuzumuten ist.

Bei welchen Anderungen der Rahmenbedingungen dem Vertragspartner das Fest-
halten am Vertrag nicht mehr zugemutet werden kann, ist eine Frage des Einzel-
falls, die einer wertenden Betrachtung bedarf und sich nach einer Interessenab-
wagung beurteilt.31 Prinzipiell sind an die Unzumutbarkeit wegen des rechtsstaat-
lichen Grundsatzes der Vertragstreue, der nur ausnahmsweise durchbrochen wer-
den darf, hohe Anforderungen zu stellen. Dementsprechend ist davon auszuge-
hen, dass dem Investor die Vertragserfiillung trotz finanzieller Engpdsse regelma-
RBig zuzumuten ist, wenn die vereinbarten Leistungen fiir die stadtebauliche Ord-
nung erforderlich sind. Im Einzelfall kénnen sich aber Anpassungsanspriiche auf-
grund veranderter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen fir vertraglich vereinbarte
Baufristen ergeben, wenn die Einhaltung der Baupflicht auf Seiten des Investors zu
auBerordentlichen EinbuRRen fiihren wirde, wahrend fir die Gemeinde das Aus-
bleiben der Bebauung zwar stadtebaulich unerwiinscht ist, dadurch aber keine
sonstigen Offentlichen Belange beeintrdchtigt werden.32 Ein Anpassungsanspruch
diirfte sich darlber hinaus jedenfalls in den Fallen ergeben, in denen aufgrund ei-
ner Folgekostenvereinbarung bestimmte soziale Einrichtungen herzustellen waren,
die jedoch aufgrund verdnderter Umstande unstreitig nicht mehr, nicht zu dem
vereinbarten Zeitpunkt oder nicht in dem vereinbarten Umfang erforderlich wer-
den. Zeigt sich beispielsweise, dass auch mittel- und langfristig der Bedarf fiir ge-
plante Kindertagesstattenplédtze deutlich hinter den Prognosen zurilickbleibt, wird
man den Investor nicht an eine Vertragsregelung binden koénnen, eine Kita zu
bauen, die mangels Nachfrage nicht mehr erforderlich ist.33

Zur Vermeidung von Problemen bei der Durchfiihrung des Vertrages kénnen ver-
tragliche Regelungen hilfreich sein, die den Vollzug des Vertrags gegebenenfalls
von der Marktentwicklung abhangig machen und eine Anpassung an gednderte
Rahmenbedingungen zulassen. Dementsprechend kann z.B. die Zahlung von Fol-
gekostenbeitragen von der Anzahl der tatsachlich fertiggestellten Wohnungen ab-
hangig gemacht werden.34 Auch kann die Baupflicht des Investors daran gekop-

31 Lorenz, DVBI. 1997, 865 ff. (873); aus der Rechtsprechung siehe z.B. OLG Frankfurt, Urt. v.
21.6.1983 — 8 U 232.82 —, wo es zu Verldngerungen vertraglicher Baupflichten durch Gewah-
rung einer gerichtlichen Nachfrist kam.

32 Scharmer, in: Bunzel/Sander: Stadtebauliche GroBvorhaben in der Umsetzung, S. 25 (31 ff.).

33 Ebenda, S. 32.

34 Ebenda.
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pelt sein, zu welchem Prozentsatz die hergestellten Wohnungen bereits im Vor-
hinein verduflert wurden.

Regelungsbeispiel 43
Verldngerung der Fertigstellungsfrist

Die Gemeinde hat die Frist zur Fertigstellung der nach Ziffer ... zu errichtenden
Wohngebdude auf Antrag des Investors um ... zu verldngern, wenn bis zum ... nicht ...
Prozent der Gebaude/Wohnungen verdullert worden sind.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

b) Vertragskundigung durch die Gemeinde
(§ 60 Abs. 1 Satz 1 VwVG)?

Die Gemeinde diirfte nach Inkrafttreten des Bebauungsplans bei Anderung der
wirtschaftlichen Rahmendaten kein Interesse daran haben, den stadtebaulichen
Vertrag zu kiindigen. Gegebenenfalls entfallen namlich die vom Investor tber-
nommenen Leistungspflichten, nachdem die Gemeinde das fiir das Vorhaben des
Investors erforderliche Planungsrecht geschaffen hat. Die Wirksamkeit des Bebau-
ungsplans ist unabhangig von der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung und der
Vertragsdurchfiihrung. Ausnahme ist der vorhabenbezogene Bebauungsplan nach
§ 12 BauGB, bei dem das mit der Satzung geschaffene Planungsrecht an die
Durchfiihrung des Vorhabens gekoppelt ist. Sein Fortbestand hédngt nach § 12
Abs. 6 BauGB von der Erflillung der vertraglichen Durchfiihrungsverpflichtung ab.
Die Gemeinde kann den vorhabenbezogenen Bebauungsplan daher entschadi-
gungslos aufheben, wenn der Vorhaben- und Erschliefungsplan nicht innerhalb
der vereinbarten Frist durchgefiihrt wird.

Im ,normalen” Bebauungsplanverfahren kann dagegen die Aufhebung des Be-
bauungsplans allein wegen gednderter wirtschaftlicher Rahmendaten Entschadi-
gungsanspriiche nach sich ziehen (§§ 39, 42 BauGB). Eine Kiindigung durch die
Gemeinde nach § 60 Abs. 1 Satz 1 VwVIG kommt deshalb allenfalls in Betracht,
wenn der Bebauungsplan noch nicht festgesetzt wurde. Im Ubrigen wird es vor-
rangiges Interesse der Gemeinde sein, den stddtebaulichen Vertrag auch ange-
sichts von Leistungsstérungen bestehen zu lassen, um gegebenenfalls Primdran-
spriiche auf vertragsgemdfe Erflillung bzw. Sekunddranspriiche (Nachbesserung,
Minderung, Mdngelgewahrleistung) durchsetzen zu kénnen.
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4, Anspriiche bei Leistungsstérungen in der Sphére des
gemeindlichen Veriragspartners

Von Bedeutung fir die entsprechende Anwendung der tber § 62 Satz 2 VwVfG
anwendbaren BGB-Vorschriften zu Leistungsstdrungen ist zunachst, ob der stad-
tebauliche Vertrag als ein einseitiger oder als gegenseitiger Vertrag anzusehen ist,
auf den die §§ 320 ff. BGB anzuwenden sind.35 Hierzu ist Folgendes anzumerken:
Die nach § 11 BauGB zuldssigen Regelungsgegenstinde stadtebaulicher Vertrage
beziehen sich jeweils auf bestehendes oder — im Regelfall — fiir den Vertrags-
zweck erforderliches Baurecht. Stadtebauliche Vertrage werden regelmalig abge-
schlossen, um die Bebaubarkeit bisher unbebaubarer oder nicht wie gewiinscht
bebaubarer Grundstlicke zu erwirken. Diesbeziiglich entsteht ein Austauschver-
héltnis insoweit, als der Investor die Durchfiihrung verschiedener Planungs-, Er-
schliefungs- und FolgemaBBnahmen verspricht und die Gemeinde auf der Grund-
lage dieses Versprechens Baurecht durch die Aufstellung eines Bebauungsplans
schafft. Wegen des gesetzlichen Verbots einer vertraglichen Verpflichtung der
Gemeinde zur Bebauungsplanaufstellung fehlt es allerdings — zumindest inso-
weit — an einer fiir die Anwendung der §§ 320 ff. BGB notwendigen gegenseitigen
Verpflichtung.3¢ Mit Riicksicht auf den Parteiwillen und die Vertragswirklichkeit
sowie die auBerhalb der Bauleitplanung liegenden weiteren moglichen gegensei-
tigen Verpflichtungen auch der Gemeinde ist allerdings im Ergebnis von einem
eingeschrankt gegenseitigen Vertrag auszugehen, wobei sich die Einschrankung
allein auf die Schaffung von Planungsrecht bezieht.37

Da die allgemeinen Regelungen in den §§ 320 ff. BGB durch die spezielleren
Sonderregelungen des BGB Uber Leistungsstérungen in den einzelnen Vertragsar-
ten, wie z.B. Kauf-, Tausch- oder Werkvertrag, verdriangt werden, kommen bei
Leistungsstorungen in stddtebaulichen Vertragen je nach Regelungsgegenstand
unterschiedliche Anspruchsgrundlagen in Betracht. Insoweit ist entsprechend der
verschiedenen in § 11 BauGB genannten Vertragstypen und der diesbeziiglichen
Leistungspflichten zu differenzieren. Werden in einem stddtebaulichen Vertrag
mehrere der in § 11 vorgesehenen Vertragstypen miteinander kombiniert, so kdn-
nen im Falle von Leistungsstorungen jeweils unterschiedliche zivilrechtliche Vor-
schriften einschlagig sein.

35 Auch Wagner nimmt unter Hinweis auf die Angemessenheitsregelung gegenseitige Leistungs-
pflichten an, da die Angemessenheit einer Leistung nur in Relation zu einer Gegenleistung be-
stimmbar sei, in: v. Nicolai/Wagner/Wecker, S. 24.

36 Insofern wird in diesem Zusammenhang von ,hinkenden Austauschvertragen” gesprochen, hierzu
s. Stelkens, DOV 2009, 850 ff.

37 Wie hier Birk: Stadtebauliche Vertrdge, Rn. 61, mit ausfiihrlicher Begriindung; s. a. Bank, in: Brii-
gelmann: BauGB, 72. Lfg., Okt. 2009, § 11 Rn. 91.
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a) Werkvertragsdhnliche Vertrage

Vertrdge i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB, mit denen dem privaten Vertrags-
partner die Ausarbeitung von Planungen und Gutachten ibertragen wird, haben
werkvertragsdhnlichen Charakter, so dass tiber § 62 Satz 2 VwVIG die Vorschrif-
ten Uber den Werkvertrag (§§ 631 ff. BGB) entsprechende Anwendung finden. Der
gemeindliche Vertragspartner verpflichtet sich zur Herstellung eines bestimmten
Werks (z.B. Planungsleistungen wie die Erarbeitung von Bebauungsplanentwiirfen
oder auch Gutachten wie Larm-, Verkehrs-, Altlasten- oder Eingriffs-/Ausgleichs-
gutachten), das von der Gemeinde im Bauleitplanverfahren verwendet wird. Be-
auftragt der Investor zur Erstellung der Planungen bzw. Gutachten einen Dritten,
so hat er sich dessen Handlungen oder Unterlassungen nach § 278 BGB zurech-
nen zu lassen.

Der Herstellungspflicht des Unternehmers steht im Werkvertragsrecht als Gegen-
leistung die Verglitungspflicht des Bestellers gegeniiber (§ 631 Abs. 1 Satz 1 BGB).
Diese fehlt regelmdlig beim stadtebaulichen Vertrag. Gegenleistung, wenn auch
nur ,bedingt”, ist zweifellos nicht rechtlich, aber zumindest faktisch die Schaffung
von Planungsrecht.38 Neben den vertraglichen Erfiillungsanspriichen und im Ein-
zelfall entstehenden Anpassungsanspriichen nach § 60 VwVfG ergeben sich damit
gegebenenfalls gegenseitige Anspriiche aus der entsprechenden Anwendung der
§§ 631 ff. BGB.

Werkvertragsahnlich sind auch diejenigen Vertrage i.S.v. § 11 Abs. Satz 2 Nr. 1
BauGB, die — wie die Bodensanierung oder Freilegung — der Durchfiihrung stad-
tebaulicher Malinahmen dienen, so dass auch hier im Falle von Leistungsstérun-
gen insbesondere die Reaktionsmdglichkeiten des Werkvertragsrechts gelten. Dies
ist zumindest dann der Fall, wenn die Leistungen des privaten Vertragspartners
auch der Gemeinde dienen. So kann beispielsweise der Abbruch bestehender
Gebdude auf einem Privatgrundstiick — wie z.B. in Stadtumbaugebieten — auch
bzw. gerade stidtebauliche Ziele erfillen und damit eine werkvertragsahnliche
Leistung zugunsten der Gemeinde sein. Kann eine solche Zielrichtung nicht fest-
gestellt werden, dann kommt eine entsprechende Anwendung der Regelungen
Uber Leistungsstérungen des allgemeinen Schuldrechts (§§ 320 ff. BGB) in Be-
tracht.39

Werkvertragsrecht (§§ 631 ff. BGB) ist auch anzuwenden, wenn der Erschlie-
Bungsunternehmer die Erschliefungsanlagen auf Grundstiicken baut, die im Ei-
gentum der Gemeinde stehen. Stellt der Erschliefungsunternehmer dagegen die
Anlagen auf eigenen Grundstiicken her, dann soll iber die Regeln des Werkliefe-
rungsvertrags (§ 651 BGB) das Kaufvertragsrecht (§§ 433 ff. BGB) gelten.40 Dem-

38 Ebenso Birk: Stadtebauliche Vertrage, Rn. 101.
39 Ebenda, Rn. 102.
40 Ebenda, Rn. 87.
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entsprechend stehen — vorbehaltlich anderer ausdriicklicher vertraglicher Rege-
lungen bzw. erginzend zu diesen — insbesondere die Regeln des § 649 BGB fiir
die Kiindigung und der §§ 634 ff. BGB fuir Riicktritt und Schadensersatz zur Verfi-

gung.

Folgeprobleme durch eine Kiindigung oder den Ricktritt kdnnen sich ergeben,
wenn der Bau der Erschliefungsanlagen bereits begonnen wurde, diese aber nicht
fertiggestellt werden konnten. Die Gemeinde muss dann den fertig gestellten Teil
der Anlage behalten und dem Erschliefungsunternehmer hierfiir Wertersatz leis-
ten; die vertraglich geregelte Kosteniibernahme durch den Vertragspartner ist
durch den Ricktritt entfallen.4t Auch im Falle einer (vertraglich vereinbarten)
Kindigung wird der ErschlieBungsvertrag riickwirkend aufgehoben mit der Folge,
dass hiermit die gegenseitigen Verpflichtungen entfallen. Die Gemeinde kann in
diesem Fall nach Herstellung der ErschlieBungsanlagen42 die Kosten der Erschlie-
Bung nach §§ 127 ff. BauGB gegeniiber den Grundstlickseigentiimern abrechnen,
da diese nicht mehr i.S.v. § 129 Abs. 1 Satz 1 BauGB anderweitig gedeckt sind.
Die genannten Reaktionsmoglichkeiten wirken sich damit beim Erschlielungsver-
trag in mehrfacher Hinsicht aus: Der Vertrag wird riickabgewickelt. Folge hiervon
ist, dass die Kostenlibernahme durch den ErschlieBungsunternehmer entfallt.
Hiermit ist wiederum der Weg zur Beitragserhebung erdffnet.

b) Kaufvertragsdhnliche Vertrage

Die freiwillige Bodenordnung i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB43 ist gepragt
durch eine Vielzahl von Grundstiicksverduferungsvorgdngen, sodass die entspre-
chende Anwendung der §§ 433 ff., § 480 BGB in Betracht kommt. Im Rahmen
vertraglicher Regelungen zur freiwilligen Umlegung treten danach im Falle von
Leistungsstorungen neben den vertraglichen Erfiillungsanspruch die Gewdbhrleis-
tungsregelungen der §§ 434, 437 BGB. In diesem Zusammenhang kann die Frage
von Bedeutung sein, ob die Bebaubarkeit eines Grundstiicks als vereinbarte Be-
schaffenheit i.S.v. § 434 Abs. 1 Satz 1 BGB angesehen werden kann. Hier gilt Fol-
gendes: Auch im Umlegungsvertrag kann die Schaffung von Baurecht mit Rick-
sicht auf § T Abs. 3 Satz 2 HS 2 BauGB nicht versprochen werden. Scheidet damit
ein Erfillungsanspruch auf die Schaffung von Planungsrecht aus, so kann in einem
solchen Fall auch kein Schadensersatzanspruch wegen Fehlens einer zugesicher-
ten Eigenschaft entstehen. Auch insoweit trifft den gemeindlichen Vertragspartner,

41  Birk: Stadtebauliche Vertrage, Rn. 266 ff.

42 Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf die Regelung des § 124 BauGB, die eine
Verpflichtung der Gemeinde begriindet, die Erschliefung selbst durchzufiihren, wenn sie nach Er-
lass eines Bebauungsplans ein zumutbares Angebot eines Dritten ablehnt, die im Bebauungsplan
vorgesehene ErschlieBung vorzunehmen. Hat die Gemeinde den Vertrag gekiindigt oder hat sie
gewandelt, dann kann unter den Voraussetzungen des § 124 BauGB unverziiglich eine Erschlie-
Rungspflicht der Gemeinde entstehen.

43 Hierzu siehe Kap. I, Abschnitt 1 b.
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wenn sich aus dem Vertrag hierzu nichts anderes ergibt, das Risiko der nicht zu-
stande kommenden Planung. Etwas anderes kann nur gelten, soweit die Gemein-
de die Bebaubarkeit der von ihr bereitgestellten Fldchen vertraglich zugesagt hat
oder sich eine entsprechende Zusicherung aus den Gesamtumstianden des Ver-
tragsverhdltnisses ergibt. Gegebenenfalls kann von einer vereinbarten Beschaffen-
heit i.S.v. § 434 Abs. 1 Satz 1 BGB und einem entsprechenden Schadensersatzan-
spruch in entsprechender Anwendung des § 437 Nr. 3 BGB ausgegangen wer-
den.44

C) Nach allgemeinem Schuldrecht zu behandelnde Vertrége

Vertrdge zur Forderung und Sicherung der Ziele der Bauleitplanung i.S.v. § 11
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB, die besondere Pflichten des Vertragspartners, wie z.B.
Bauverpflichtungen oder Bindungen zugunsten von Bevélkerungsgruppen mit be-
sonderen Wohnraumversorgungsproblemen regeln,45 entsprechen nach ihren Re-
gelungsgegenstinden kaum den Vertragstypen des besonderen Schuldrechts. Eine
entsprechende Anwendung des Werkvertrags- oder Kaufrechts liegt daher nicht
nahe. Neben die vertraglichen Erfillungsanspriiche treten daher gegebenenfalls
die sich aus der entsprechenden Anwendung der §§ 320 ff. BGB ergebenden An-
spriiche.

Auch bei Folgekostenvertragen i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB, bei denen
der private Vertragspartner sich gegeniiber der Gemeinde verpflichtet, einen ver-
einbarten Betrag zur Abgeltung des durch sein Vorhaben verursachten Bedarfs an
Folge- und Infrastruktureinrichtungen zu zahlen,46 bietet sich im Falle von Leis-
tungsstorungen ein Riickgriff auf die Reaktionsmoglichkeiten des besonderen
Schuldrechts nicht an. Im Gegensatz zu den iibrigen — vorstehend genannten —
Vertragstypen, bei denen der spezialgesetzlichen Regelung des § 11 BauGB wenig
fur die Behandlung von Leistungsstrungen zu entnehmen ist, hilt das Gesetz mit
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und Abs. 2 BauGB fiir Folgekostenvertrage eine Regelung
bereit, durch die die Leistungsbeziehungen und damit auch die Frage von Leis-
tungsstérungen weitgehend geregelt sind.4” Neben der Geltendmachung vertragli-
cher Erfiillungsanspriiche kommt im Ubrigen bei Bedarf die entsprechende An-
wendung der §§ 320 ff. BGB in Betracht.

Werden durch vertragliche Vereinbarung mehrere der in § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
bis 3 BauGB vorgezeichneten Regelungsinhalte miteinander kombiniert, so sind
zur Behandlung von Leistungsstérungen die verschiedenen einschldgigen Rege-
lungen des allgemeinen und des besonderen Schuldrechts heranzuziehen.

44 Siehe auch BGH, Urt. v. 11.5.1989 — Il ZR 88 / 87 —.
45 Hierzu s.o. Kap. IV, Abschnitt 4.

46 Hierzu siehe Kap. V.

47 Hierzu ausfuhrlich Kap. V, Abschnitt 1.
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5. Sonderregelungen und entsprechend anwendbare BGB-
Vorschriften beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan
(§ 12 BauGB)

Auf Reaktionsmoglichkeiten bei Leistungsstorungen im Rahmen von vorhabenbe-
zogenen Bebauungspldnen wird im Folgenden nur insoweit eingegangen, als sich
Abweichungen gegeniiber den allgemeinen stddtebaulichen Vertrdgen ergeben.
Da vom werkvertragsahnlichen Charakter des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans auszugehen ist, kann hinsichtlich der Gber § 62 Satz 2 VwVfG entsprechend
anwendbaren Vorschriften auf die obigen Ausfiihrungen zum stddtebaulichen
Vertrag nach § 11 BauGB verwiesen werden.

o)) Nicht-Inkrafttreten des Plans

Fraglich ist, ob angesichts der Regelung in § 12 Abs. 2 BauGB Besonderheiten
gelten, wenn der vorhabenbezogene Bebauungsplan nicht als Satzung beschlos-
sen wird. Dies ist im Grundsatz zu verneinen, da auch insoweit ein vertraglicher
Anspruch auf Bebauungsplanaufstellung nicht begriindet werden kann. § 12
Abs. 2 BauGB rdumt jedoch dem Investor einen Anspruch darauf ein, dass auf
seinen Antrag Uber die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens ermessensfehler-
frei entschieden wird. Ist die Einleitung des Verfahrens ermessensfehlerfrei abge-
lehnt oder das Verfahren ohne Ermessensfehler vor Satzungsbeschluss eingestellt
worden, gelten keine Besonderheiten, das heil’t, es entstehen keine Schadenser-
satzanspriiche gegen die Gemeinde. Anderes kann nur dann gelten, wenn die
Gemeinde zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses die Griinde kannte oder hatte
kennen missen, die gegen die Moglichkeit eines Bebauungsplans mit dem ver-
traglich vorausgesetzten Inhalt und damit gegen die Realisierung des Vorhabens
sprechen, und dies dem Investor nicht mitgeteilt wurde. Unter diesen Umstdnden
diirfte — vorbehaltlich eines Mitverschuldens des Investors — ein Anspruch auf
Schadensersatz gegen die Gemeinde wegen nutzlos erbrachter Aufwendungen
(insbesondere Planungskosten) gegeben sein.

b) Aufhebung des Plans wegen Zweckverfehlung

Nach § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB hat sich der Vorhabentrdger zu verpflichten, den
von ihm vorgelegten Vorhaben- und ErschlieBungsplan innerhalb einer bestimm-
ten Frist durchzufiihren sowie die Kosten ganz oder teilweise zu tragen. Diese
Verpflichtung ist wesentlicher Gegenstand des Durchfiihrungsvertrags. Erfiillt der
Vorhabentrdager diese Verpflichtung nicht, so kann die Gemeinde zur Durchset-
zung der Baupflichten oder der Kostentragungspflichten von den ihr im Durchfiih-
rungsvertrag eingerdumten Rechten Gebrauch machen.48

48 Hierzu s. die Ausfithrungen in Kap. X.
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Eine weitere Moglichkeit fir die Gemeinde, auf Zweckverfehlungen zu reagieren,
raumt das Gesetz mit der Regelung tber die Aufhebung des Bebauungsplans nach
§ 12 Abs. 6 BauGB ein. Die Vorschrift enthilt eine stadtebaurechtliche Verpflich-
tung der Gemeinde, den Bebauungsplan aufzuheben, sofern es nicht zur fristge-
rechten Durchfiihrung des Vorhaben- und ErschlieRungsplans kommt. Die Ge-
meinde ,soll” den Bebauungsplan aufheben, wenn der Vorhabentrager das Vor-
haben nicht innerhalb der im Durchfiihrungsvertrag vereinbarten Frist realisiert.49
Bei Nichterfiillung der Verpflichtung stehen der Gemeinde somit zwei selbststan-
dige Wege zur Verfiigung: die Durchsetzung der Verpflichtung auf der Grundlage
des Durchflihrungsvertrags oder die Aufhebung des Bebauungsplans.50 Dabei ob-
liegt es der Gemeinde, eine sachgerechte Entscheidung Uber die den besonderen
Umstdnden des Einzelfalls angemessene und zweckmiRige Vorgehensweise zu
treffen. Fur die Beurteilung dariiber, ob die Voraussetzungen fiir die Aufhebung
des Bebauungsplans vorliegen, ist nicht zuletzt das mafgeblich, was im Durch-
flihrungsvertrag vereinbart wurde.51

Bedeutung kommt der Aufhebungsregelung in § 12 Abs. 6 BauGB, selbst wenn sie
(noch) nicht vollzogen wird, als ,Drohpotenzial” gegeniiber dem Investor bei der
Verletzung der vertraglichen Hauptpflicht zu. Denn dieser weif3, dass er nach Ab-
lauf der vereinbarten Realisierungsfrist sein Baurecht entschadigungslos verlieren
kann. Soweit der Investor trotz dieser ,Drohung” die auf seine Bediirfnisse hin
ausgelegte Planung nicht realisiert, wird die Gemeinde die auf Umsetzung ange-
legte Satzung aufzuheben haben. Die Wirkung dieser gesetzlichen Regelung zur
Aufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann durch vertragliche Re-
gelungen, die eine Verldngerung der Fertigstellung unter bestimmten Vorausset-
zungen ermoglichen, entscharft werden. Auf diesbeziigliche Regelungsmoglich-
keiten kann verwiesen werden.52

6. Anspriiche bei vorvertraglichen Stérungen aus 6ffentlich-
rechtlicher culpa in contrahendo (c.i.c.)

Mit Riicksicht auf die mit der Aufnahme von Vertragsverhandlungen entstehenden
besonderen Pflichten zur gegenseitigen Riicksichtnahme und Fiirsorge kann es be-
reits zu vorvertraglichen Storungen im Verhdltnis zwischen Gemeinde und pri-

49 OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 10.12.2008 — 2 A 10.07 —.

50 Hierzu und zu Folgendem s. Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB,
Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn. 156.

51 So kann der Durchfiihrungsvertrag beispielsweise Konkretisierungen des Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplans zum Zeitablauf, also dariiber enthalten, wann welche Vorhaben- und ErschlieSungs-

malinahmen vorzubereiten, einzuleiten, durchzufiihren und zu finanzieren sind, s. Krautzberger,
ebenda, Rn. 158.

52  Siehe Regelungsbeispiel 43 Verldangerung der Fertigstellungsfrist.
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vatem Verhandlungspartner kommen, die sich schadensersatzbegriindend auswir-
ken konnen.

In Rechtsprechung und Literatur ist anerkannt, dass die nunmehr in § 241 Abs. 2,
§ 280 Abs.1, § 311 Abs. 2 kodifizierten Grundsitze iiber eine Haftung durch Ver-
schulden bei Vertragsschluss (culpa in contrahendo) auch auf die Anbahnung 6f-
fentlich-rechtlicher, insbesondere auch stadtebaulicher Vertrige anwendbar
sind.53

Anspriiche aus culpa in contrahendo nach §§ 311 Abs. 2 Nr. 1, 280 Abs. 1 und
241 Abs. 2 BGB setzen einen schuldhaften Verstol gegen die Schutz- und Riick-
sichtnahmepflichten voraus, die sich aus dem gesteigerten Kontakt der Vertrags-
partner ergeben. Grundlage der Haftung wegen schuldhaft begangener Pflichtver-
letzung im vorvertraglichen Stadium ist enttduschtes Vertrauen. Gerichtet ist der
Schadensersatzanspruch aus culpa in contrahendo grundsétzlich auf das negative
Interesse (Vertrauensschaden).

Besonderheiten gelten insoweit flir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan, als
das Sonderrecht zum Beschluss eines Vorhaben- und ErschlieBungsplans nach
§ 12 BauGB sich erst ergibt, nachdem der Durchfiihrungsvertrag abgeschlossen
worden ist. Hieraus folgt, dass ein schiitzenswertes Vertrauen in die Bebaubarkeit
des Vorhabengrundstiicks aufgrund eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans
vor Vertragsabschluss in aller Regel nicht entstehen kann.54 Wechselseitige An-
spriiche zwischen Vorhabentrdger und Gemeinde auf Schadensersatz wegen vor-
vertraglicher Stérungen konnen dementsprechend nicht geltend gemacht wer-
den.55

a) Verletzung vorvertraglicher Pflichten durch die Gemeinde

Investoren, die in einer Gemeinde ein Vorhaben verwirklichen moéchten, zu des-
sen Durchsetzung es eines Bebauungsplans bedarf, miissen oft erhebliche Investi-
tionen vornehmen, bis das fiir das Vorhaben erforderliche Baurecht geschaffen
wird. Sie haben daher ein grolles Interesse an der Verldsslichkeit gemeindlicher
Zusagen, die im Stadium der Planerstellung erfolgen.56

Praxisrelevant sind vor allem Félle, die den grundlosen Abbruch von Vertragsver-
handlungen oder die Verletzung von Aufklarungspflichten etwa iiber baupla-
nungsrechtliche, kommunalpolitische oder finanzielle Hindernisse betreffen. Hat

53 Bank, in: Briigelmann: BauGB, 75. Lfg, Juli 2010, § 11 Rn. 177 m.w.N.; Jackle, NJW
1990, 2520 ff.; BGH, Urt. v. 8.6.1978 — Ill ZR 48/76 —; OVG Lineburg, Urt. v. 7.3.1983 - 1 A
192/81 —; BVerwG, Urt. v. 29.5.1973 - VII C. 2.72 —.

54 Hierzu sieche BGH, Urt. v. 18.5.2006 — lll ZR 396/04 — .

55 OVG Bautzen, Urt. v. 8.12.1993 — 1 S 81/93 —; v. Nicolai, in: v. Nicolai/Wagner/Wecker, S. 128;
Birk: Stadtebauliche Vertrdge, Rn. 839.

56 S. Anmerkung Nassall zu BGH, Urt. v. 18.5.2006 — IIl ZR 396/04 -.
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die Gemeinde etwa den Abschluss eines stadtebaulichen Vertrages und die Einlei-
tung eines Bauleitplanverfahrens als sicher in Aussicht gestellt und bricht sie dann
die Vertragsverhandlungen grundlos oder aus sachfremden Erwdgungen ab, so hat
sie dem Vertragspartner die im Vertrauen auf einen bevorstehenden Vertrags-
schluss aufgewendeten Kosten zu ersetzen.5” Der BGH hat dementsprechend ein
haftungsbegriindendes Verhalten einer Gemeinde durch Verletzung von Aufkla-
rungspflichten in einem Fall angenommen, in dem die Gemeinde mit einem Ver-
band der Wohlfahrtspflege Vertrdge tber den Bau und den Betrieb eines Alten-
pflegeheims abgeschlossen hatte, obwohl der beabsichtigten Nutzung des Bau-
grundstlicks dessen Ausweisung als Griinflaiche im Flachennutzungsplan entge-
genstand.>8 Die Gemeinde habe den irrigen Eindruck erweckt, dass bauplanungs-
rechtliche Hindernisse nicht bestlinden, obwohl zu erkennen war, dass der Ver-
tragspartner erhebliche finanzielle Aufwendungen tétigen werde; der BGH hat die
Gemeinde zum Ersatz dieser Aufwendungen verurteilt.

Es besteht allerdings keine allgemeine Rechtspflicht der Verwaltung, den Ver-
tragspartner auf alle denkbaren Umstande hinzuweisen, die Bedeutung fiir seine
VertragsentschlieBung haben koénnten. Art und Inhalt der Aufklarungspflichten
hangen vielmehr von den Umstdnden des Einzelfalls und der Kenntnis des Ver-
tragspartners ab.59

Keine Haffung der Gemeinde bei Anderungen der Planung durch neu
gewdahlten Gemeinderat

Anzuerkennende Griinde fiir den Abbruch der Vertragsverhandlungen oder des
Planverfahrens durch die Gemeinde bestehen z.B. dann, wenn — vorbehaltlich ei-
ner anderslautenden Risikolibernahme — eine im Laufe des Bauleitplanverfahrens
neu gewdhlte Gemeindevertretung von der urspriinglich verfolgten Plankonzepti-
on Abstand nimmt6é0 oder die Planung sich wegen Bedenken, die im Rahmen des
Beteiligungsverfahrens vorgebracht worden sind und die eine Realisierung des
geplanten Vorhabens aussichtslos erscheinen lassen, nicht weiter verfolgt werden
kann.61 Mit Riicksicht auf die planerische Freiheit der Gemeinde kann jedoch ein
Abriicken von der verabredeten Planung aufgrund von Entscheidungen im Rah-
men des Bebauungsplanverfahrens, die planungsrechtlich nicht zu beanstanden
sind, nicht als Pflichtversto8 gewertet werden.

57 BGH, Urt. v. 8.6.1978 — 11l ZR 48/76 —.

58 BGH, Urt. v. 22.10.1981 - 11l ZR 37/80 —.

59 Hierzu siehe Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs: VwV{G, (2008), § 62 Rn. 49.

60 Hierzu siehe BayObLG, Urt. v. 9.3.1976, BayVBI. 1976, S. 378 f.; BGH, Urt. v. 7.2.1980 — 7. 2.
1980 — Il ZR 23/78; BGH, Urt. v. 18.5.2006 — Ill ZR 396/04 —; Hoffmann, in: Hoppenberg/de
Witt (Hrsg.) (2012): Handbuch des o6ffentlichen Baurechts. Kap. P, EL 27, Rn. 166; Bank, in: Bri-
gelmann: BauGB, 75. Lfg., Juli 2010, § 11 Rn. 180.

61 BGH, Urt. v. 7.0.1980 — Ill ZR 23/78 —; BGH, Urt. v. 3.10.1985 - Il ZR 60.84 —; OVG Liineburg,
Urt. v. 7.3.1983 — 1 A 192/81 —.
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Diesen Grundsatz hat der BGH in einem Urteil vom 18.5.2006 nochmals besta-
tigt.62 In dem zugrunde liegenden Fall hatte der Investor erhebliche Summen u.a.
in die fiir die Genehmigung des von ihm geplanten und von der Stadtverordne-
tenversammlung beflirworteten Vorhabens erforderlichen Planungen durch Erar-
beitung mehrerer Vorhaben- und ErschlieBungsplane investiert. Nach einer zwi-
schenzeitlich erfolgten Kommunalwahl beschlossen die neu gewdhlten Stadtver-
ordneten, das Projekt nicht weiterzuverfolgen. Die daraufhin erhobene Schadens-
ersatzklage gegen die Gemeinde blieb ohne Erfolg. Der BGH lehnte Anspriiche
aus dem Gesichtspunkt einer 6ffentlich-rechtlichen culpa in contrahendo unter
Hinweis darauf ab, die Gemeinde konne auch nach Einleitung des Bebauungs-
planverfahrens in Ausiibung ihrer Planungshoheit das Verfahren wieder einstellen.
Er hat in dem Urteil ausgefiihrt:

,Dies bedeutet, dass eine Haftung aus culpa in contrahendo in diesem Bereich
nur unter ganz engen Voraussetzungen in Betracht kommen kann. Eine Haftung
der (...) Gemeinde kann insbesondere nicht schon deshalb bejaht werden, weil
(...) der (neu gewdhlte) Gemeinderat eine andere Planungskonzeption entwickelt
und das friihere Planaufstellungsverfahren aufgehoben hat. Das lag in seinem Pla-
nungsermessen (...). Angesichts dieser (relativen) Planungsfreiheit des Ortsgesetz-
gebers kann sich hier die (...) Frage, ob der Vertragspartner den Vertragsschluss
,grundlos’ verweigert hat, sinnvoll nicht stellen. (...) Ein Verschulden kann in sol-
chen Fillen daher grundsdtzlich nur in einem Verhalten der Gemeinde gesehen
werden, das aullerhalb der eigentlichen Bauleitplanung liegt, namentlich in einem
Verhalten, das dem Vertragspartner unrichtige, seine Vermdogensdispositionen
nachteilig beeinflussende Eindriicke Gber den Stand der Bauleitplanung vermit-
telt.”63

In welchen besonderen Fallkonstellationen von einem haftungsbegriindenden
Vertrauenstatbestand auszugehen ist, kann nicht allgemeingiltig beantwortet
werden. Prinzipiell wird sich jedoch der private Verhandlungspartner entgegen-
halten lassen missen, dass Vertrage und Planungsrecht nicht abschlieBend durch
die Verwaltung vereinbart bzw. geschaffen werden kénnen, sondern bekannter-
mallen unter dem Vorbehalt der Zustimmung der kommunalverfassungsrechtlich
zustindigen Gremien bzw. der Durchflihrung eines formlichen Aufstellungsver-
fahrens stehen. Eine Haftung der Gemeinde kann insbesondere nicht bereits des-
halb bejaht werden, weil der neu gewéhlte Gemeinderat das begonnene Planauf-
stellungsverfahren nicht weiter verfolgt und aufhebt, weil er eine andere Pla-
nungskonzeption verfolgt.64

62 BGH, Urt. v. 18.5.2006 — 1l ZR 396/04 —.
63 Ebenda.
64 Hierzu siehe Wostmann, in: Staudinger: BGB, Neubearbeitung 2012, § 839, Rn. 138.
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Auskunftspflichten der Gemeinde

Eine Grenze wird man entsprechend den Ausfiihrungen des BGH in dem zitierten
Urteil dort ziehen kénnen, wo die Gemeinde dem Verhandlungspartner unrichti-
ge oder unvollstandige, seine Vermogensposition nachteilig beeinflussende Aus-
kiinfte gibt.65 Ein Pflichtverstol8 diirfte beispielsweise dann vorliegen, wenn die
Gemeinde im Hinblick auf das durchzufiihrende Bauleitplanverfahren unzutref-
fend vorgibt, die Trager offentlicher Belange seien mit dem geplanten Vorhaben
einverstanden, oder wenn sie Bedenken gegen die Planungsabsichten, die ihr auf-
grund der Tragerbeteiligung bekannt geworden sind, dem Vertragspartner nicht
zur Kenntnis gibt. Zu einer Haftung der Gemeinde kann es insoweit etwa dann
kommen, wenn diese den Investor nicht hinreichend Gber naturschutzrechtliche
Belange aufklart, die der Bebauungsplanung entgegenstehen.66

Ebenfalls haftungsbegriindend kann sich auswirken, wenn eine (an der Ansiedlung
des beabsichtigten Vorhabens besonders interessierte) Gemeinde die — Uber eine
bloRe Absichtserklarung hinausgehende — Auskunft erteilt, der Gemeinderat habe
dem Vorhaben und der Aufnahme der Vertragsverhandlungen bzw. bestimmten
Vertragsregelungen zugestimmt, obwohl dies nicht oder nur unter ganz bestimm-
ten Voraussetzungen der Fall war oder die Angelegenheit nur mit einer Minder-
heit der Ratsmitglieder erdrtert worden ist.67

Nach der friiheren Rechtsprechung des BGH ist in solchen Konstellationen auch
eine stillschweigende vertragliche Risikolibernahme in Betracht gezogen wor-
den.68 Diese soll dem Umstand Rechnung tragen, dass die Gemeinde im Einzel-
fall durch ihr Verhalten einen Tatbestand setzen kann, der sie zwar nicht ver-
pflichtet, eine bestimmte Planung (weiter) zu verfolgen, aus dem sich aber die
Verpflichtung ergeben kann, dem Vertragspartner bei Fehlschlagen der Planung
aus Griinden, die in der Sphdre der Gemeinde liegen, einen finanziellen Aus-
gleich flr nutzlos erbrachte Aufwendungen zuzubilligen. Nach dieser Auffassung
besteht im Interesse der Forderung der fir die stidtebauliche Entwicklung der
Gemeinden notwendigen Privatinitiative ein anzuerkennendes Bediirfnis dafir,
der planerischen Gestaltungsfreiheit der Gemeinde einen finanziellen Ausgleich
der Interessen des privaten Partners zur Seite zu stellen, wenn es nicht zur Ver-
wirklichung der gemeinsamen Planungsabsichten kommt.

Ob eine konkludente Risikotibernahme dahingehend vorliegt, dass nach dem Wil-
len der Beteiligten das Risiko einer nachtriglichen Anderung der Planungskonzep-
tion nicht einseitig dem Privaten aufgebiirdet werden soll, ist durch Auslegung zu

65 BGH, Urt. v. 18.5.2006 — Ill ZR 396/04 —. Siehe auch BGH, Urt. v. 8.6.1978 — Ill ZR 48.76 —;
BGH, Urt. v. 7.2.1980 — 7. 2. 1980 - lll ZR 23/78 —.

66 Hierzu siehe (wenn auch im Ergebnis verneint) OLG Brandenburg, Urt. v. 10.2.2010 — 1 U
36/08 —.

67 Dazu mit weiteren Beispielen Jackle, NJW 1990, 2520 ff.

68 BGH, Urt. v. 22.11.1979 - lll ZR 186/77 —; BGH, Urt. v. 11.5.1989 - Ill ZR 88/87 —.

379



ermitteln.69 Gegen diesen insgesamt strittigen Losungsansatz spricht allerdings,
dass es nicht einleuchtend waére, in entsprechenden Féllen mit Riicksicht auf die
vorrangige Planungsfreiheit der Gemeinde das Haftungsinstitut der 6ffentlich-
rechtlichen culpa in contrahendo zu verneinen, auf der anderen Seite aber die
Gemeinde mit einer weitergehenden vertraglichen Haftung zu belasten.”0

Dementsprechend hat auch der BGH in der zu diesem Problemkreis getroffenen
neueren Entscheidung vom 18.5.2006 den Fortbestand des Haftungsinstituts der
konkludenten vertraglichen Risikotibernahme fiir Fallkonstellationen, bei denen
eine Haftung aus culpa in contrahendo aus Rechtsgriinden scheitert, mit einem
groBen Fragezeichen versehen.

Zu empfehlen ist nach alledem die Aufnahme eindeutiger Regelungen fiir den Fall
eines in der Sphdre der Gemeinde liegenden Scheiterns oder Abweichens der
Bauleitplanung im stadtebaulichen Vertrag.”!

b) Verletzung vorvertraglicher Pflichten durch den Investor

Vorvertragliche Pflichten kénnen auch durch den privaten Verhandlungspartner
der Gemeinde verletzt werden und ihrerseits zu einer Haftung auf Schadensersatz
aus culpa in contrahendo fithren. Zu einem haftungsbegriindenden Verhalten
kann es beispielsweise kommen, wenn der Investor die Vertragsverhandlungen
abbricht, nachdem die Gemeinde auf seinen Ansiedlungswunsch hin ein Pla-
nungsbiiro mit der Ausarbeitung eines Bebauungsplanentwurfes beauftragt oder
Grundstiicke fiir den Investor angekauft hat.”2 Eine vorvertragliche Haftung des
Investors setzt allerdings voraus, dass dieser den Vertragsschluss und die Uber-
nahme der Planungskosten verbindlich zugesagt hat.”3

Um Streitigkeiten zu vermeiden, empfiehlt es sich, dass die Gemeinde vor Auf-
nahme des Bebauungsplanverfahrens die Ubernahme der Planungskosten durch
den Investor vereinbart. Eine entsprechende Vereinbarung kann nicht zuletzt Auf-
schluss tiber die Bestdndigkeit der Planungsabsichten des Investors geben.

Folgende Empfehlungen bei der Aufnahme von Vertragsverhandlungen und fir
die Vertragsgestaltung lassen sich hieraus ableiten:

= Zur Vermeidung des Entstehens vorvertraglicher Haftungstatbestinde sollte
die Gemeinde dem Investor gegeniliber von vornherein klarlegen, dass ihre
Auseinandersetzung mit dem von ihm vorgeschlagenen Vorhaben keinerlei

69 Woéstmann, in: Staudinger: BGB, Neubearbeitung 2012, § 839, Rn. 139.

70 Hierzu und zu dem Folgenden Wéstmann, ebenda.

71 Siehe hierzu auch die Ausfiihrungen oben unter 2 e, S. 366 und das Regelungsbeispiel 42.
72 Beispiele bei Birk: Stadtebauliche Vertrage, Rn. 735 ff..

73 Ebenda.
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Vorbindung fiir den Abschluss eines stadtebaulichen Vertrages bzw. die Ein-
leitung eines Planungsverfahrens darstellt.

= Bei Aufnahme von Vertragsverhandlungen sollte die Verwaltung die kommu-
nalen Gremien unverziiglich tber den Gegenstand informieren und zuvor
keine verbindlich wirkenden Erkldrungen abgeben.

7. Riickabwicklung fehlerhafter stGdtebaulicher Vertrége;
offentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch

Weder in § 11 BauGB noch in § 59 VWVIG finden sich Regelungen zu den
Rechtsfolgen eines nichtigen stadtebaulichen Vertrags. Anerkannt ist allerdings die
Riickabwicklung nach dem aus dem Grundsatz der Gesetzmaligkeit der Verwal-
tung abgeleiteten offentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch.74

Problematisch, weil mit Haftungsrisiken fiir die Gemeinde verbunden, ist hierbei,
dass eine vollstindige Rickabwicklung stadtebaulicher Vertrdge vielfach nicht
moglich ist. Sie scheitert daran, dass die von der Gemeinde erbrachte ,Leistung”,
namlich typischerweise die Schaffung von Planungsrecht, nicht mehr riickabge-
wickelt werden kann.7> Die Folge, dass der private Vertragspartner die erbrachte
Leistung behalten und zugleich seine Gegenleistung zuriickfordern kann, hat zu
der Forderung gefiihrt, dass bei solchen Not leidenden ,hinkenden Austauschver-
trdgen”76 eine Korrekturmoglichkeit durch den Grundsatz von Treu und Glauben
eroffnet sein miisse.””

Das Bundesverwaltungsgericht hat diese Diskussion durch mehrere Entscheidun-
gen beendet. Danach kann sich die Gemeinde grundsatzlich nicht auf Treuwid-
rigkeit berufen, wenn der Investor sein Geld zurlickfordert, obwohl er sein Vorha-
ben schon realisiert hat.78 Dies trifft auch dann zu, wenn der Vertrag auf aus-
driicklichen Wunsch des Investors geschlossen worden ist. Nur in besonderen
Ausnahmefallen kann dem Erstattungsanspruch des Investors gegen die Gemeinde
der Grundsatz von Treu und Glauben entgegenstehen. Hierzu hat das Bundes-
verwaltungsgericht in einer Entscheidung vom 29.1.2009 ausgefiihrt:

74 VoBkuhle/Kaiser, JuS 2013, 687 ff.; Lenz/Wiirtenberger (2010): BauGB-Vertrdge, Leitfaden fir
Gemeinden und Investoren, S. 33 f.; Stiier: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, Rn.
2111 ff.

75 Birk: Leistungsstorungen und Sicherung der Vertragserfiillung bei stddtebaulichen Vertragen —
Moglichkeiten der Vertragsgestaltung, in: Erscheinungsbilder eines sich wandelnden Verwaltungs-
rechts, Festschrift fiir Puttner, S. 91 ff. (96); Stiier: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts,
Rn. 2111 ff.; Bank, in: Briigelmann: BauGB, 72. Lfg., Okt. 2009, § 11 Rn. 130.

76  Stelkens: DOV 2009, 850 ff.

77  Stier: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, Rn. 2115.

78 BVerwG, Urt. v. 16.5.200 — 4 C 4/99 —; BVerwG, Urt. v. 26.3.2003 - 9 C 4/02 —.
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,Der Grundsatz von Treu und Glauben steht der einseitigen Riickabwicklung ei-
nes nichtigen Austauschvertrags nicht allein deshalb entgegen, weil die Leistung
der Gemeinde nicht mehr riickgdngig zu machen ist; es missen vielmehr beson-
dere, in der Person oder im Verhalten des Erstattung begehrenden Birgers liegen-
de Umstiande hinzutreten, die das Riickforderungsbegehren als treuwidrig er-
scheinen lassen. Derartige Umstdnde kénnen auch darin bestehen, dass der Be-
troffene einen ihm zundchst entstandenen Vermégensnachteil auf den Erwerber
des Grundstiicks vertraglich abgewalzt hat”.79

Die Gemeinde sollte sich angesichts der gefestigten Rechtsprechung des Haf-
tungsrisikos bewusst sein, soweit sie z.B. im Vertrauen auf die Wirksamkeit einer
Folgekostenzusage des Investors einen Bebauungsplan in Kraft setzt, dass sie bei
Fehlern im Vertrag im Nachhinein méglicherweise zur Erstattung der vereinnahm-
ten Folgekosten verpflichtet werden kann, deren Ubernahme durch den Investor
Grundlage fur die Planung war.80

Vor diesem Hintergrund kann es ratsam sein, in den Vertrag eine Klausel etwa des
Inhalts aufzunehmen, dass beide Vertragsparteien nach sorgfiltiger Uberpriifung
samtlicher Vertragsinhalte davon iiberzeugt sind, dass diese den gesetzlichen An-
forderungen entsprechen, und fiir den Fall, dass der Vertrag sich dennoch als un-
wirksam erweisen sollte, vereinbaren, dass der private Vertragspartner sich nicht
mehr auf die Nichtigkeit des Vertrags berufen kann, nachdem mit der Verwirkli-
chung des Vorhabens begonnen wurde.8!

79 BVerwG, Urt. v. 29.1.2009 — 4 C 15.07 —. Siehe auch VGH Miinchen, B. v. 16.11.2009 — 4 BV
07.1902 -, wo das Gericht ebenfalls ausgefiihrt hat, dass besondere Umstdnde im Verhalten des
Erstattungsberechtigten gegeben sein miissen, um eine unzuldssige Rechtsausiibung zu begriin-
den. Allein die Tatsache, dass die privaten Vertragspartner erst nach Realisierung ihrer Vorhaben
die Rickabwicklung der Vertrage betrieben hatten, begriinde kein treuwidriges Erstattungsverlan-
gen.

80 Siehe auch Bank, in: Briigelmann: BauGB, 72. Lfg., Okt. 2009, § 11 Rn. 133.

81 Ahnlich Stiier: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts, Rn. 2096.
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X. Durchflihrungsvertrag zum Vorhaben- und
ErschlieBungsplan

Von vornherein auf Kooperation angelegt ist das Instrument des ,vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans” gemall § 12 BauGB. Bei diesem in seiner rechtlichen
Wirkung weitgehend dem ,normalen” Bebauungsplan gleichgestellten Planungs-
instrument geht die Initiative grundsétzlich von einem Vorhabentrdger aus. Vor-
aussetzung ist nach § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB nicht nur, dass der Vorhabentrager
einen Plan zur Durchfiihrung eines bestimmten Vorhabens und der Erschlie-
Bungsmalnahmen (Vorhaben- und Erschlielfungsplan) vorlegt und mit der Ge-
meinde abstimmt. Der Vorhabentrdger muss sich darliber hinaus zur Durchfih-
rung des Vorhaben- und Erschliefungsplans innerhalb einer bestimmten Frist und
zur Tragung der Planungs- und Erschliefungskosten ganz oder teilweise vor dem
Beschluss Gber den Bebauungsplan verpflichten (Durchfiihrungsvertrag). Die Ge-
meinde hat dabei auch zu priifen, ob der Vorhabentrager rechtlich und wirtschaft-
lich zur Durchfiihrung des Vorhaben- und Erschlieungsplans in der Lage ist.

Der Durchfiihrungsvertrag zum Vorhaben- und ErschlieBungsplan ist ein in § 12
Abs. 1 BauGB speziell geregelter stadtebaulicher Vertrag,! in dem die fiir einen
Erschliefungsvertrag nach § 124 BauGB zu treffenden Regelungen mit den auf der
Grundlage von § 11 Abs. 1 BauGB moglichen Vereinbarungen zur Durchfiihrung
von Malinahmen innerhalb einer bestimmten Frist, zur Umsetzung der Ziele des
Bauleitplans und zur Tragung der Kosten miteinander verbunden werden.2 Die
hierzu jeweils im Kontext des Regelungsgegenstandes an anderer Stelle zu fin-
denden Ausfiihrungen gelten entsprechend. Besonderheiten gelten insbesondere
hinsichtlich der Folgen von Leistungsstdrungen.3

Durch den mit der Novelle 2007 in § 12 Abs. 3a BauGB neu eingefiihrten ,ver-
tragsbezogenen Bebauungsplan“4 hat der Durchfiihrungsvertrag potenziell ein
neues Gewicht bekommen. Nach § 12 Abs. 3a BauGB ist es zuldssig, im Bebau-
ungsplan festzusetzen, dass im Rahmen der festgesetzten Nutzung nur solche
Vorhaben zuldssig sind, zu deren Durchfiihrung sich der Vorhabentrager im

1 Burmeister, VBIBW 2002, 245; Busse/Grziwotz: VEP — Der Vorhaben- und ErschlieRungsplan,
Miinchen 2006, S. 57; Reidt, BauR 2008, 1541; Swierczyna, LKV 2009, 452; Oerder: BauR 2009,
744; Krautzberger, NotBZ 2010, 241; Lenz/Wiirtenberger: BauGB-Vertrage. Leitfaden fiir Ge-
meinden und Investoren, 2010.

2 Vgl. zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 BauGB z.B. Busse/Grziwotz: VEP — Der
Vorhaben- und Erschliefungsplan, Miinchen 2006; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielen-
berg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12; Schliepkorte: Der Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplan; v. Nicolai, in: v. Nicolai/Wagner/Wecker, S. 73-145; Stadt K&ln, Stadtplanungsamt:
Vorhaben- und Erschliefungsplan. Ein Leitfaden fir Architekten, Bauwillige und Investoren, KéIn
1995; sowie Beispiele bei Heintz: Vorhaben- und ErschlieBungsplédne als private Planungsinitiati-
ve; Blindgen: Vorhaben- und Erschliefungsplan — Beispieldokumentation.

3 Vgl hierzu S. 374 f.

Zu dieser Benennung vgl. Bernhardt, NVwZ 2008, 972; auch Bank, in: Briigelmann: BauGB, 82.
Lfg., 2012, § 12 Rn. 198.
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Durchfihrungsvertrag verpflichtet. Damit wird der Durchfiihrungsvertrag auch im
Rahmen der bauaufsichtlich zu kontrollierenden Zuldssigkeit des Vorhabens
unmittelbar wirksam. Die Einhaltung der Bestimmungen eines ,normalen” Durch-
flihrungsvertrags muss eingeklagt werden; bauaufsichtlich kann sie nicht durch-
gesetzt werden. Ndheres zum Vertrag nach § 12 Abs. 3a BauGB folgt im Ab-
schnitt 3.

1. Konstitutive Funktion des Durchfiihrungsverirags beim
vorhabenbezogenen Bebauungsplan

Nach alledem besteht der vorhabenbezogene Bebauungsplan aus drei konstituti-
ven Elementen: dem eigentlichen Bebauungsplan, der als Satzung beschlossen
wird, dem Vorhaben- und ErschlieBungsplan, der Teil der Bebauungsplansatzung
wird, sowie dem Durchfiihrungsvertrag, der die Verpflichtung des Vorhabentra-
gers zur Durchfiihrung des Plans begriindet.5 Ohne Durchfiihrungsvertrag ist der
vorhabenbezogene Bebauungsplan daher unvollstandig und nicht rechtswirksam.6

Wahrend der Vorhaben- und ErschlieBungsplan Teil der Satzung tiber den Bebau-
ungsplan wird, ist der Durchfiihrungsvertrag ein selbstindig neben der Plansat-
zung verbleibendes Instrument, das rechtliche Wirkung lediglich zwischen den
beteiligten Vertragsparteien, d.h. auf der einen Seite dem Vorhabentrager und auf
der anderen Seite der Gemeinde, entfaltet. Diese beschrankte Rechtswirkung des
Durchfiihrungsvertrags hat Auswirkungen auf die rechtlich erforderliche Rege-
lungstiefe des Bebauungsplans im Verhéltnis zum Durchfiihrungsvertrag.”

Durch das Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben fiir die Innenentwick-
lung der Stadte vom 18.12.2006 wurde mit § 12 Abs. 3a BauGB eine Regelung
eingeflihrt, auf deren Grundlage dem Durchfiihrungsvertrag eine weiter reichen-
de, bodenrechtliche Funktion mit Bindungswirkung fiir die Bauaufsichtsbehorde
beigemessen werden kann. Abweichend von der vor dem 1.1.2007 geltenden
Rechtslage ist es nunmehr auch beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan mog-
lich, wie beim normalen Bebauungsplan lediglich einen Zuldssigkeitsrahmen fest-
zusetzen, der eine Bandbreite unterschiedlicher Vorhaben erméglicht. Der grund-
satzlich beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan erforderliche ,konkrete Vorha-
benbezug” ist dann im Durchfiihrungsvertrag herzustellen. Dies bedeutet, dass die
Durchfiihrungsverpflichtung sich auf ein ganz konkretes Vorhaben beziehen
muss. Eine entsprechende Aufteilung der Regelungsinhalte zwischen Bebauungs-
plan und Durchfiihrungsvertrag setzt nach § 12 Abs. 3a BauGB allerdings voraus,
unter entsprechender Anwendung des § 9 Abs. 2 BauGB festzusetzen, dass im

5  Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn.
92.

6  Heitsch, UPR 2005, 121 (124); Sofker, in: Krautzberger/Sofker: Leitfaden zum BauGB, Rn. 224.

7 Vgl hierzu in diesem Kap. Abschnitt 3.
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Rahmen der festgesetzten Nutzung nur solche Vorhaben zuléssig sind, zu deren
Durchfiihrung sich der Vorhabentrager im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet.8 Der
Durchfiihrungsvertrag erhélt auf diese Weise Aullenwirkung. Die Bauaufsichtsbe-
horde hat bei der Entscheidung tber die Zuldssigkeit des Vorhabens die vertragli-
chen Regelungen, mit welchen sich der Vorhabentrager zur Durchfiihrung eines
bestimmten Vorhabens verpflichtet, zugrunde zu legen.

2. Obligatorische Inhalte des Durchfiihrungsvertrags

Gemall § 12 Abs. 1 Satz 1 2. HS BauGB hat sich der Vorhabentrdger auf der
Grundlage eines mit der Gemeinde abgestimmten Plans zur Durchfiihrung der
Vorhaben- und Erschliefungsmallnahmen (Vorhaben- und Erschliefungsplan) in-
nerhalb einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschliellungs-
kosten ganz oder teilweise zu verpflichten. Der obligatorische Gegenstand des
Durchfihrungsvertrags ist damit umrissen durch die zeitlich bestimmte Durchfiih-
rungsverpflichtung sowie durch die Regelung zur Ubernahme der Planungs- und
Erschliefungskosten. Weitere Regelungen konnen hinzutreten.?

Der Durchfiihrungsvertrag zum Vorhaben- und Erschliefungsplan muss demnach
mindestens folgende Regelungen enthalten:

= die Verpflichtung zur Durchfiihrung des Vorhabens innerhalb einer bestimm-
ten Frist,

= die Verpflichtung zur Durchflihrung der ErschlieBungsmaBnahmen innerhalb
einer bestimmten Frist sowie

= die Verpflichtung zur Tragung der Planungs- und Erschlielungskosten entwe-
der ganz oder zu einem bestimmten Anteil.

a) DurchfUhrung des Vorhabens

Die Durchfiihrungsverpflichtung bezieht sich auf ein ganz konkretes Vorhaben.
Die Verpflichtung muss durch Beschreibung des zu realisierenden Vorhabens und
der Erschliefungsmafnahmen hinreichend bestimmt sein. Dies kann grundsétz-
lich durch Bezugnahme auf den Vorhaben- und ErschlieBungsplan, der nach § 12
Abs. 3 Satz 1 BauGB Bestandteil des Bebauungsplans ist, geschehen. Haufig wird
es allerdings zweckmaRig sein, nicht alle Details der Vorhabenrealisierung in den
Bebauungsplan aufzunehmen, sondern diese im Vertrag zu regeln (z.B. den ge-
nauen Zuschnitt von Wohnungen, die Verteilung unterschiedlicher Nutzungen in
einem Gesamtgebaudekomplex, gestalterische Anforderungen etc.).

8 Vgl hierzu unten in diesem Kapitel Abschnitt 3.
9 Vgl in diesem Kapitel Abschnitt 3.
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Hinsichtlich der Festlegung des konkreten durchzufiihrenden Vorhabens im Be-
bauungsplan oder im Vertrag sind zunadchst die Anforderungen zu beriicksichti-
gen, die das BVerwG in seiner grundlegenden Entscheidung vom 23.9.2003 an
den Vorhabenbezug des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gestellt hat.10 Der
Vorhaben- und Erschliefungsplan, der Bebauungsplan und der Durchfiihrungsver-
trag missen danach aufeinander abgestimmt sein und dirfen sich nicht wider-
sprechen. Das Gericht hat weiter ausgefiihrt, dass nicht ausgeschlossen sei, ,dass
das vereinbarte und im Vorhaben- und Erschliefungsplan festgelegte Vorhaben
von vornherein eine gewisse Bandbreite an Nutzungsmoglichkeiten umfasst und
damit einem Bediirfnis des Vorhabentrdgers oder der Gemeinde nach einem nicht
allzu starren planerischen Rahmen Rechnung trigt”. Ohne die Grenzen einer der-
artigen flexiblen Planung ndher zu umreif8en, stellte das Gericht fest, dass jeden-
falls die Festsetzung eines Baugebiets allein nicht ausreiche. Ein vorhabenbezoge-
ner Bebauungsplan, der auf ein und demselben Grundstiick sowohl ein Haus fiir
betreutes Seniorenwohnen als auch eine Gaststétte planungsrechtlich zulassen
wiirde, ware rechtswidrig.'m Nach dieser Entscheidung musste also das Vorhaben,
auf das sich die Durchfiihrungsverpflichtung bezieht, bereits durch Festsetzung im
Bebauungsplan hinreichend bestimmt sein.’2 Hinsichtlich der Auslegung eines
Bebauungsplans konnte nicht auf den Durchfiihrungsvertrag zuriickgegriffen wer-
den, auch dann nicht, wenn das Vorhaben im Einzelnen im Vertrag beschrieben
worden war.13 Denn der Durchfiihrungsvertrag ist nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplans.

Das skizzierte Verhiltnis zwischen vorhabenbezogenem Bebauungsplan und
Durchfiihrungsvertrag hat durch die Aufnahme von Abs. 3a in § 12 BauGB eine
erhebliche Modifizierung erfahren.’4 Nun kann es auch beim vorhabenbezogenen
Bebauungsplan bei einer lediglich Rahmen setzenden Festsetzung durch Auswei-
sung eines Baugebiets bleiben, soweit zugleich unter entsprechender Anwendung
des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt wird, dass im Rahmen der festgesetzten Nutzung
nur solche Vorhaben zuldssig sind, zu deren Durchfiihrung sich der Vorhabentra-
ger im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet hat. Auf diese neue Moglichkeit und ihre
Konsequenzen fir die Vertragsgestaltung wird unten unter Abschnitt 3 gesondert
eingegangen.

Soweit von dieser neuen Moglichkeit des Abs. 3a kein Gebrauch gemacht wird,
ist das Vorhaben entsprechend den vom BVerwG skizzierten Anforderungen im
vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu bestimmen. Die Festsetzung eines Bauge-
biets nach der BauNVO reicht jedenfalls nicht aus. Allerdings kann eine solche
Festsetzung durch den Vorhaben- und Erschliefungsplan in ausreichender Weise

10 BVerwG, Urt. v. 18.9.2003 — 4 CN 3.02 —.

11 Ebenda.

12 Burmeister: Praxishandbuch Stddtebauliche Vertrdge, S. 260.

13 BVerwG, Urt. v. 10.8.2005 — 4 BN 29/04 —.

14 Kritisch Fleckenstein: DVBI. 2008, 216; Oerder, BauR 2009, 744.
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ergdnzt werden, wenn dort das Vorhaben, auf das sich die Durchfiihrungsver-
pflichtung bezieht, bestimmt ist.!5> Der Durchfiihrungsvertrag kann dann auf die
entsprechenden Festsetzungen des Bebauungsplans und den Vorhaben- und Er-
schlieBungsplan, der gemdls § 12 Abs. 3 Satz 1 BauGB Bestandteil des Bebau-
ungsplans wird, Bezug nehmen. Gegebenenfalls sind ergdnzende Prazisierungen
zu treffen, wenn dies von den Vertragsparteien fiir zweckmaRig erachtet wird.

Hinsichtlich des Vorhaben- und Erschliefungsplans ist darauf zu achten, ob dieser
als ausfihrlicher Plan mit allen Einzelheiten des Vorhabens zum Bestandteil der
Satzung werden soll, wie es vom Gesetz in § 12 Abs. 3 Satz 1 vorgesehen ist, oder
ob als Vorhaben- und Erschliefungsplan im Sinne des Abs. 3 Satz 1 nur jener Be-
standteil der Planurkunde mit ihren Festsetzungen gelten soll, der sich raumlich
auf das Vorhaben bezieht. Im letzteren Fall (der in der Praxis die Regel ist) wird
der mit der Gemeinde abgestimmte urspriingliche Vorhaben- und ErschlieBungs-
plan zur ,Vorhabensbeschreibung”, ggf. mit ErschlieBungsplanung, die dem
Durchfiihrungsvertrag beigefiigt, aber nicht zum Bestandteil der Satzung wird. Im
Durchfiihrungsvertrag sollte dann geregelt werden, in welchem Umfang Abwei-
chungen von der Vorhabensbeschreibung ohne Vertragsverletzung zuldssig sind.
Eine ,Befreiung” ist dazu nicht erforderlich (dazu nachfolgend mehr im Abschnitt
3.).

b) DurchfUhrung der ErschlieBung

Das Gesetz geht in § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB davon aus, dass neben dem geplan-
ten Vorhaben auch ErschliefBungsanlagen entsprechend dem vorzulegenden Er-
schlieBungsplan herzustellen sind. Insoweit ist die Durchfiihrungsverpflichtung im
Durchfiihrungsvertrag auch auf die Herstellung der Erschliefungsanlagen entspre-
chend den Vorgaben des Vorhaben- und ErschlieBungsplans zu beziehen. Die
Regelung zur Durchfiihrung der ErschlieBung entspricht dem Gegenstand eines
Erschlielungsvertrags. Die Ausfiihrungen zum Erschlielungsvertrag sind deshalb
zu beachten.16 Grundsatzlich moglich und durch das Gesetz nicht ausgeschlossen
ist es, dass die Gemeinde die ErschlieBungsmalinahmen gemdfs dem Vorhaben-
und ErschlieBungsplan ganz oder teilweise selbst durchfiihrt und der Vorhaben-
trager sich insoweit lediglich zur Ubernahme der hierfiir entstehenden Kosten
verpflichtet.17

Denkbar sind daneben allerdings auch Fallkonstellationen, bei denen eine ausrei-
chende Erschliefung bereits vorhanden ist, der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan deshalb allein dem Zweck der Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-
zungen im Ubrigen dient. Auch in diesem Fall ist die Aufstellung eines vorhaben-

15 Ebenda, unter Hinweis auf OVG Mdnster, Urt. v. 16.10.1997 — 11a D 116/96. NE —.

16 Vgl.S. 241 ff.

17 Quaas/Kukk, in Schrodter: BauGB, § 12 Rn. 28; Jade, VEP 1993, 39; Stiier, DVBI. 1995, 649
(653); Menke, NVwZ 1998, 577 (578).
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bezogenen Bebauungsplans moglich. Die Durchfiihrungsverpflichtung wird sich
dann allein auf das Vorhaben beziehen. Regelungen zur Herstellung der Erschlie-
Bungsanlagen sind dann nicht erforderlich.18

C) Unbedingtheit der DurchfUhrungsverpflichtung

Es kommt in der Praxis immer wieder vor, dass groflere Vorhaben nicht in einem
Zuge, sondern in mehreren Abschnitten realisiert und vermarktet werden sollen,
um das wirtschaftliche Risiko zu reduzieren. Eine unbedingte Durchfiihrungsver-
pflichtung wirft insoweit flir manche Vorhabentrdger Probleme auf. Nach der
Konzeption des § 12 Abs. 1 BauGB erfolgt die Durchfiihrungsverpflichtung aller-
dings prinzipiell ohne Einschrankung und ist bedingungsfeindlich.’ Aus diesem
Grund ist es zwar zuldssig, die Durchfiihrungsverpflichtung gesondert fiir jeden
einzelnen Abschnitt mit gestaffelten Fristen zu versehen.20 Die Realisierung der
Folgeabschnitte darf jedoch nicht an die Rentabilitit oder an den Erfolg der Ver-
marktung von zuvor verwirklichten Abschnitten oder Teilvorhaben geknUpft wer-
den.2! Derartige Probleme miissen durch nachtragliche Vertragsanpassungen ge-
[6st werden; sie dirfen nicht unmittelbar mit der Durchfiihrungsverpflichtung ver-
bunden werden.

d) Die Durchfuhrungsfrist

Bereits aus dem Gesetzeswortlaut ergibt sich, dass sich der Vorhabentrager zur
Durchfiihrung innerhalb einer bestimmten Frist verpflichten muss. Obligatorischer
Gegenstand der Durchflihrungsverpflichtung ist deshalb die Vereinbarung einer
hierauf bezogenen Frist.22 Dabei wird regelmilig zwischen den Fristen zur
Durchfiihrung der ErschlieBungsmaBBnahmen und denen zur Durchfiihrung des
Vorhabens zu unterscheiden sein.

Die Ausgestaltung der Durchfiihrungsfristen ist den Vertragsparteien vorbehalten.
Die Frist wird sich an der Komplexitdt und am Umfang des Projektes ausrichten.
Von Bedeutung ist zudem, welche Zeit fiir die Erteilung der Baugenehmigung, fir
die maligebliche Entscheidung zur Finanzierung des Vorhabens und fiir weitere
Realisierungsvoraussetzungen erforderlich ist. Hinsichtlich der Dauer der Bauzeit
sollten ausreichend Spielrdume eingerdumt werden, um auf witterungsbedingte
und sonstige Verzogerungen angemessen reagieren zu kdnnen.23 Das Fristende

18 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 242; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bie-
lenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn. 54; Menke, NVwZ 1998, 577 (578).

19 Koster, ZfBR 2005, 147 (150).

20 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn.
95.

21 Koster, ZfBR 2005, 147 (150); OVG Bautzen, Urt. v. 8.12.1993 — 1 S 81/93 —.

22 Vgl. hierzu auch S. 122 f.

23 Vgl. Burmeister: Praxishandbuch Stddtebauliche Vertrdge, S. 240.
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darf aber nicht so weit in die Zukunft hinausgeschoben werden, dass eine Reali-
sierungspflicht faktisch nicht mehr besteht.24

In der Praxis tblich sind gestaffelte Fristen fiir die Einreichung des Bauantrags, fir
den Beginn der Bauarbeiten und fir die Fertigstellung des Vorhabens sowie fiir
die Fertigstellung der ErschlieBungsanlagen.2> Dabei sollten der Fristbeginn fiir die
Antragstellung an das Inkrafttreten des Bebauungsplans und der Fristbeginn fir
den Beginn der Bauarbeiten sowie die Fertigstellung des Vorhabens an das Ertei-
len der Baugenehmigung gekoppelt werden. Der Vertrag kann auch Regelungen
Uber eine Verlangerung der Frist enthalten.26 Die Verlangerungsmoglichkeit sollte
aber von der Zustimmung der Gemeinde abhidngig gemacht werden.2”

Auch fir die Durchfiihrung der Erschliefungsmallnahmen sind bestimmte Fristen
zur Durchfithrung der Erschliefung zu vereinbaren, die sich an der tblichen Ab-
wicklung der ErschlieBungsmallnahmen (Ausschreibung, Baubeginn, Abschnitts-
bildung, Abnahme etc.) orientieren sollen. Insoweit ist auf die Ausfiihrung zum Er-
schlieBungsvertrag zu verweisen.28 Die vereinbarte Frist zur Durchflihrung der Er-
schlieBungsmaflnahmen kann und wird regelmélig von der zur Durchfiihrung des
Vorhabens abweichen.29 Bereits angesprochen wurde die Moglichkeit, die Durch-
flihrung des Vorhaben- und ErschlieBungsplans in verschiedenen Abschnitten zu
organisieren. In diesem Fall ist es sinnvoll, fir jeden Abschnitt gesonderte Fristen
zu vereinbaren.

Die Verpflichtung, dass innerhalb einer bestimmten Frist der Bauantrag zu stellen
ist, ist fir sich genommen unzureichend. Daneben muss auch eine Frist fiir die
Durchfiihrung des Vorhabens und der Erschliefungsanlagen vereinbart sein.30

e) Ubernahme der Kosten

SchlieBlich ist eine Vereinbarung dariiber zu treffen, dass der Vorhabentrager die
Kosten der Planung und ErschlieBung ganz oder teilweise tibernimmt. Der Regel-
fall ist die Ubernahme siamtlicher Planungs- und ErschlieBungskosten.31 Eine ver-
tragliche Kosteniibernahme ist unverzichtbar, da nach § 12 Abs. 3 Satz2 2. HS
BauGB die Erhebung von ErschlieBungsbeitrdgen sowie von Kostenerstattungsbe-
trdgen nach den §§ 127-135c BauGB im Bereich des Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplans ausgeschlossen ist.

24 Busse/Grziwotz: VEP — Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan, S. 76 f.; Burmeister: Praxishand-
buch Stadtebauliche Vertrdge, S. 241.

25 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn.
95.

26 Menke, NVwZ 1998, 577 (580).

27 Vgl. VGH Mannheim, Beschl. v. 25.11.1996 -8 S 1151/96 —.

28 Vgl.S. 241 ff.

29 Stich, WiVerw 1999, 22 (26).

30 OVG Minster, Urt. v. 6.4.2001 — 7a D 143/00 NE —.

31 Menke, NVwZ 1998, 577 (580); Reidt, BauR 1998, 909 (917).
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Eine Kostenbeteiligung der Gemeinde kann aber insbesondere dann in Betracht
kommen, wenn neben den Grundstiicken des Vorhabentragers Grundstiicke der
Gemeinde oder anderer Grundstiickseigentiimer Vorteile aufgrund der Durchfiih-
rung der Erschliefung haben.32 Im Schriftum wird vorgeschlagen, diese Fille
dhnlich zu behandeln wie die Fremdanliegerfille beim ErschlieBungsvertrag.33
Wie an anderer Stelle dargestellt, besteht in diesen Fillen die Moglichkeit, dass
die Gemeinde Erschliefungsbeitrdge bei Fremdanliegern erhebt, wenn der Ge-
meinde beitragsfahiger ErschlieBungsaufwand entsteht.34 Gegen eine entspre-
chende Verfahrensweise beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan konnte jedoch
die Regelung des § 12 Abs. 3 Satz 2 2. HS BauGB angefiihrt werden. Danach ist
,im Bereich des Vorhaben- und Erschliefungsplans” die Anwendung der §§ 127—
135c BauGB ausgeschlossen.3> Aufwendungen fiir ErschlieBungsanlagen aufer-
halb des ,Bereichs des Vorhaben- und Erschliefungsplans” (also fiir einbezogene
Grundstiicke) kdnnen Uber das Beitragsrecht abgerechnet werden, wenn es sich
um selbstandig abrechenbare Anlagen handelt. Der Vorhabentrager muss dann als
von der Gemeinde beauftragter Unternehmer gegen Rechnung tdtig werden.

3. Inhalt des Durchfiihrungsverirags bei Festsetzung
nach § 12 Abs. 3a BauGB

Soweit im vorhabenbezogenen Bebauungsplan selbst unter Anwendung von § 12
Abs. 3a BauGB nur ein Zuldssigkeitsrahmen festgesetzt wird, muss das Vorhaben,
auf das sich die Durchfiihrungsverpflichtung bezieht, im Durchfiihrungsvertrag
hinreichend bestimmt werden. Der Durchflihrungsvertrag darf nicht offen lassen,
welches der nach Malkgabe des vorhabenbezogenen Bebauungsplans in den Zu-
lassigkeitsrahmen des Bebauungsplans fallenden Vorhaben durchgefiihrt werden
soll. Das Vorhaben ist also hinsichtlich Art und Umfang ndher zu bestimmen,
wobei im Detail Spielrdume verbleiben kénnen.

Die Anwendung von § 12 Abs. 3a BauGB wird immer dann in Betracht zu ziehen
sein, wenn Vorhabentrager und Gemeinde eine gewisse Flexibilitdt in der Durch-
fihrung des Vorhabens fiir erforderlich halten. Denn nach der vom BVerwG ge-
forderten Festlegung auf ein konkretes Vorhaben im Bebauungsplan,36 wiirde jede
spitere Anderung des Vorhabens, soweit diese nicht im Wege der Befreiung er-
moglicht werden kann, die Anderung des Bebauungsplans erfordern. Dem hat der

32  Burmeister, VBLBW 2002, 245 (249); Reidt, BauR 1998, 909 (917).

33 Menke, NVwZ 1998, 577 (580); Reidt, BauR 1998, 909 f.; Schliepkorte: Der Vorhaben- und Er-
schlieBungsplan, S. 47; Gaentzsch/Gatz, in: Berliner Kommentar, 16. Lfg., April 2012, § 12 Rn.
12.

34 Vgl. S. 288 ff. mit dem Regelungsbeispiel 32.

35 Burmeister, VBIBW 2002, 245 (249).

36 BVerwG, Urt. v. 18.9.2003 — 4 CN 3.02 —; Beschl. v. 10.8.2004 — 4 BN 29.04 —.
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Gesetzgeber mit der Einflhrung von Abs. 3a in § 12 BauGB begegnen wollen.37
Anpassungen des Vorhabens konnen bei einer Festsetzung nach dieser neuen
Vorschrift dadurch erreicht werden, dass der Durchfiihrungsvertrag geandert wird.
Ein Verfahren zur Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist dann
nicht erforderlich. Dabei ist allerdings darauf zu achten, dass Anderungen des
Durchfiihrungsvertrags nur insoweit zuldssig sind, als sie den durch die Festset-
zung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gesetzten Rahmen einhalten. Die
Bandbreite der nach dem Bebauungsplan i.V.m. dem Durchfiihrungsvertrag ma-
ximal zuldssigen Vorhaben muss vom Satzungsgeber mit abgewogen sein; die
Abwdgung darf nicht allein auf das im aktuellen Durchfiihrungsvertrag beschrie-
bene Vorhaben beschrénkt werden.38 Der vertragsbezogene Bebauungsplan nach
§ 12 Abs. 3a BauGB dhnelt insoweit einem Angebotsbebauungsplan.

Befreiung vom DurchfUhrungsvertrag oder Vertrags&nderung

Die durch die Festsetzung nach § 12 Abs. 3a BauGB ausgeldste planungsrechtli-
che Bindung an den Durchfiihrungsvertrag wirft die Frage auf, ob Abweichungen
vom Vertrag grundsitzlich eine Anderung des Durchfiihrungsvertrags oder den
Abschluss eines neuen Durchfihrungsvertrags erforderlich machen oder ob sol-
che Abweichungen auch im Wege der Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB zuge-
lassen werden kdénnen.

Vorab ist darauf hinzuweisen, dass diese Problematik nach Moglichkeit durch den
Vertrag selbst gelost werden sollte, indem er nach Art und Umfang bestimmte
Abweichungen zuldsst. Im Ubrigen ist fiir die Beantwortung dieser Frage von Be-
deutung, dass beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan unter den Voraussetzun-
gen des § 31 Abs. 2 BauGB wie beim normalen Bebauungsplan von den Festset-
zungen des Bebauungsplans befreit werden kann. Die Befreiung setzt unter ande-
rem voraus, dass die Grundziige der Planung nicht beriihrt werden. Diesbeziiglich
konnten sich in den Féllen der Festsetzung nach § 12 Abs. 3a BauGB relevante
Unterschiede zum bisherigen ,Normalfall” des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans ergeben. Soweit ndmlich der Bebauungsplan wie ein normaler Bebauungs-
plan ohne Vorhabenbezug lediglich allgemein einen Zuldssigkeitsrahmen setzt
und die Konkretisierung eines bestimmten Vorhabens dem Durchfiihrungsvertrag
tberldsst, sind die zu wahrenden Grundziige der Planung entsprechend weiter ge-
steckt. Demgegeniiber wéren bei Festsetzung des konkreten Vorhabens im Be-
bauungsplan die zu wahrenden Grundziige der Planung sehr viel enger gefasst.

Diese Divergenz wird dadurch vermieden, dass sich bei Festsetzung nach § 12
Abs. 3a BauGB die Zuldssigkeit nicht allein nach den im Bebauungsplan getroffe-
nen allgemeinen Festsetzungen richtet, sondern — diese einschrankend — nach den

37 Begriindung zum Gesetzentwurf, BT-Drs. 16/2496, 12.
38 Vgl. dazu Nds. OVG Beschl. vom 04.1.2011 - 1 MN 130/10 —.
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Bestimmungen des Durchfiihrungsvertrags beurteilt. Im Rahmen der festgesetzten
Nutzungen sind nur solche Vorhaben zuldssig, zu deren Durchfiihrung sich der
Vorhabentrager im Durchflihrungsvertrag verpflichtet hat. Welche Auswirkungen
dies auf die Befreiungsmoglichkeit hat, ist bislang nicht erortert. Besteht die Mog-
lichkeit der Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB auch hinsichtlich der Regelungen
des Durchfiihrungsvertrags, die durch Festsetzung nach § 12 Abs. 3a BauGB die
planungsrechtliche Zulassigkeit beschranken? Und soweit hiervon auszugehen
sein sollte, werden die Grundziige der Planung allein durch den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan oder ergdnzend auch durch die in Bezug genommenen Re-
gelungen des Durchflihrungsvertrags definiert?

Nach § 31 Abs. 2 BauGB koénnen Befreiungen von den ,Festsetzungen des Be-
bauungsplans” zugelassen werden. Die Regelungen des Durchfiihrungsvertrags
selbst sind keine Festsetzungen des Bebauungsplans. lhnen kommt allerdings
durch die Festsetzung, dass im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche
Vorhaben zuldssig sind, zu deren Durchfithrung sich der Vorhabentrager im
Durchfihrungsvertrag verpflichtet hat, eine rechtliche Bindung fiir die Zuldssig-
keitsprifung zu, wie eine ,reguldre” Festsetzung. Wére der Zuldssigkeitsrahmen
unmittelbar im Bebauungsplan durch generelle Festsetzung auf das konkrete Vor-
haben beschrankt worden, so ware grundsatzlich von dieser Festsetzung eine Be-
freiung nach § 31 Abs. 2 moglich. Dies spricht fiir die Anwendung der Befrei-
ungsmoglichkeit auch auf die durch Festsetzung nach § 12 Abs. 3a BauGB in Be-
zug genommenen Regelungen des Durchfiihrungsvertrags. Dagegen spricht, dass
das Gesetz in § 12a Abs. 3 Satz 2 ausdriicklich ,Anderungen des Durchfiihrungs-
vertrags oder den Abschluss eines neuen Durchfiihrungsvertrags” nach Satzungs-
beschluss zuldsst.39 Das vom Gesetz vorgesehene Instrument der Flexibilitat ist al-
so nicht die Befreiung, sondern die Vertragsinderung. Da die Gemeinde einer et-
waigen Befreiung ohnehin gemdll § 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB zustimmen muss,
diirfte die Vertragsanderung die einfachere Losung sein.

Wenn man eine ,Befreiung vom Durchfiihrungsvertrag” fir moglich hélt, ist wei-
terhin zu fragen, unter welchen Umstdnden hier die ,Grundziige der Planung”
eingehalten sind. Soweit die Grundziige der Planung allein durch den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan, nicht jedoch durch die in Bezug genommenen Rege-
lungen des Durchfiihrungsvertrags bestimmt wiirden, wiirde jede Anderung des
Durchfihrungsvertrags, die sich innerhalb des im Bebauungsplan nur allgemein
gesetzten Zuldssigkeitsrahmens bewegt, ohne weiteres mit den Grundzligen der
Planung in Einklang zu bringen sein. Auch koénnte kaum bestritten werden, dass
eine entsprechend modifizierte vertragliche Regelung unter der vorgenannten Vo-
raussetzung stadtebaulich vertretbar ist. Denn der durch den Bebauungsplan ge-
setzte Zuldssigkeitsrahmen muss einen dem Abwédgungsgebot gerecht werdenden
Ausgleich der offentlichen und privaten Belange sicherstellen. Dann aber wére

39 Miiller-Grune, BauR 2008, 936.
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jede Anderung des Durchfiihrungsvertrags zugleich auch im Wege der Befreiung
von den Regelungen des Durchfiihrungsvertrags moglich.

Richtiger dirfte es daher sein, bei der Bestimmung der Grundziige der Planung
auch auf die in Bezug genommenen Regelungen des Durchfiihrungsvertrags ab-
zustellen. Nur hierdurch kommt der dem vertragsbezogenen Bebauungsplan ei-
gene Vorhabenbezug zum Ausdruck. Die Grundzlige der Planung sind deshalb
nur dann gewahrt, wenn auch die Grundziige des Vertrags unberihrt bleiben.
Andernfalls kann eine Abweichung von den in Bezug genommenen Regelungen
des Durchfiihrungsvertrags nicht im Wege der Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB
zugelassen werden, sondern erfordert eine Anderung des Durchfiihrungsvertrags
oder einen neuen Durchfiihrungsvertrag.

Vertragliche Abweichungsklauseln

Einer moglicherweise erforderlichen Befreiung oder Anderung des Durchfiih-
rungsvertrags kann und sollte durch eine geschickte Vertragsgestaltung hinsicht-
lich der Konkretisierung des Vorhabens und der darauf gerichteten Durchfiih-
rungsverpflichtung vorgebeugt werden. Das BVerwG hatte bereits zugelassen,
dass fiir die Realisierung des Vorhabens nach den Festsetzungen des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans ein gewisser Spielraum verbleiben kénne.40 Diesen Ge-
danken wird man bei Anwendung des § 12 Abs. 3a BauGB ubertragen kénnen.
Aus diesem Grunde sollte, soweit dies mit den verfolgten Planungszielen in Ein-
klang steht, davon abgesehen werden, Bindungen hinsichtlich der Details der
baulichen Ausfiihrung, der Gestaltung etc. zu vereinbaren. So kann zum Bespiel
eine Bandbreite unterschiedlicher Realisierungsvarianten erméglicht werden. So-
weit detaillierte Vorgaben geregelt werden, sollte gepriift werden, ob im Vertrag
bereits die Moglichkeit eingerdumt werden kann, unter bestimmten Vorausset-
zungen mit Zustimmung der Gemeinde hiervon abzuweichen (vgl. Regelungsbei-
spiel 44). Es handelt sich dann quasi um vertraglich begriindete Ausnahmetatbe-
stande.

Regelungsbeispiel 44
Abweichungsklausel beim Durchfiihrungsvertrag nach § 12 BauGB

Abweichungen von den Bestimmungen des Durchflihrungsvertrags zur Ausfiihrung des
Vorhabens sind — mit Zustimmung der Gemeinde — zuldssig, wenn die Grundziige der
Planung nicht beriihrt werden.*

* Soweit erforderlich, miissen bzw. sollten die Grenzen dieser Abweichungsmoglichkeit
noch weitergehend konkretisiert werden.

Quelle: Textvorschlag, zusammengestellt nach Beispielen aus der Praxis.

40 BVerwG, Urt. v. 18.9.2003 — 4 CN 3.02 —.
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Grundlegende Anderungen des Durchfiihrungsvertrags, also insbesondere dann,
wenn ein ganz anderer (aber von der Abwagung bei Satzungsbeschluss mit erfass-
ter) Vorhabentyp errichtet werden soll, werden allerdings immer eine Anderung
des Durchfiihrungsvertrags erforderlich machen. Denn auch im Durchfiihrungs-
vertrag ist eine hinreichende Konkretisierung des Vorhabens entsprechend den
von dem Bundesverwaltungsgericht entwickelten Anforderungen zu verlangen.41

Vorhaben- und ErschlieBungsplan (VEP) als Anlage zum Durchfuhrungsvertrag?

In der Rechtsprechung noch nicht geklart ist die Frage, wie und wo der Vorhaben-
und Erschliefungsplan beim vertragsbezogenen Bebauungsplan nach § 12 Abs.
3a einzuordnen ist. Es wiirde der Konzeption des Abs. 3a kontrdr zuwiderlaufen,
wenn auch hier ein detaillierter VEP zum Bestandteil der Satzung werden misste.
Die gewollte Flexibilitit der Vorhabensbeschreibung allein im (dnderbaren) Ver-
trag und nicht in der Satzung wiirde damit zunichte gemacht. Der Vorschlag, zur
Vermeidung einer sich aus dem Widerspruch zwischen Durchfiihrungsvertrag und
detailliertem VEP ergebenden Unwirksamkeit des Bebauungsplanes die Funktion
des VEP als Wirksamkeitsvoraussetzung aufzugeben,42 steht — wie Bank43 zu
Recht feststellt — nicht nur in Widerspruch zu Abs. 1 Satz 1 sowie Abs. 3 Satz 1,
sondern auch zu der einhelligen Rechtsprechung.44

Alternativ ist vorgeschlagen worden, Abweichungen vom vertraglich konkretisier-
ten Vorhaben nur bei gleichzeitiger Anderung des VEP zuzulassen.45 Dieser Vor-
schlag, die gem. Abs. 3a Satz 2 zulissige Anderung des Durchfiihrungsvertrages
von einer vorherigen Anderung des VEP abhingig zu machen, deckt sich nicht
mit der Zielsetzung des Gesetzgebers, sondern widerspricht ihr. Kaum haltbar ist
auch der Vorschlag, an der Notwendigkeit einer konkreten Beschreibung des
Vorhabens im VEP als Bestandteil der Satzung festzuhalten, dieser Beschreibung
jedoch keine rechtliche Bedeutung mehr beizumessen, sobald und soweit nach
Inkraftsetzen und Wirksamkeit des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Ande-
rungen des Vorhabens erfolgen sollen, und die Zuldssigkeitsanforderungen dafir
gem. Abs. 3a Satz 2 auf eine Anderung des Durchfiihrungsvertrages zu reduzie-
ren.46

Bei sinnvoller Auslegung des Gesetzes kann der Vorhaben- und Erschliefungs-
plan, der Bestandteil der Satzung wird, beim vertragsbezogenen Bebauungsplan
nach § 12 Abs. 3a nur aus dem umgrenzten Teil der Planurkunde des Bebauungs-

41 Vgl. BVerwG, Urt. v. 18.9.2003 — 4 C N 3.02 —; vgl. auch Kuschnerus, BauR 2004, 946 ff.

42 Bischopink/Arnold, NVwZ 2007, 991, 995.

43 Bank, in: Brigelmann: BauGB, 83. Lfg., 2012, § 12 Rn. 219.

44 VGH BW 26.10.2011 = 5 S 920/10 — BayVGH 20.4.2011 — 15 N 10.1320 —; OVG NRW
11.9.2008 — 7 D 74/07 .NE —;, BVerwG 18.9.2003 — 4 CN 3.02 —.

45  QOerder, BauR 2009, 744 (754).

46  Kuschnerus: Der sachgerechte Bebauungsplan, Rn. 135 ff.
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plans bestehen, in der das Vorhabengebiet (ohne etwa einbezogene einzelne Fl&-
chen im Sinne des Abs. 4) zeichnerisch umgrenzt wird, in Verbindung mit der
textlichen Festsetzung in der Satzung, dass im dergestalt umgrenzten ,Bereich des
Vorhaben- und ErschlieBungsplans” nur solche Vorhaben zuldssig sind, zu deren
Durchfiihrung sich der Vorhabentrdger im Durchfiihrungsvertrag verpflichtet.
Durch die textliche Festsetzung als Bestandteil des VEP und der Satzung wird die
Briicke von der allgemeinen Festsetzung der Art der Nutzung in der Planzeich-
nung zur notwendigen Vorhabenkonkretheit hinreichend hergestellt.

Die mit der Gemeinde ausgehandelte Vorhabensbeschreibung (die dann nicht
mehr der Vorhaben- und Erschliefungsplan im Sinne des § 12 Abs. 3 Satz 1
BauGB ist) kann und darf im Rahmen des vertragsbezogenen Bebauungsplans nur
als Anlage zum Durchfihrungsvertrag verwendet werden. Sie darf nicht Bestand-
teil der Satzung werden.

4, Optionale Inhalte des Durchfiihrungsvertrags

Grundsétzlich kénnen im Durchfiihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan samtliche Verpflichtungen begriindet werden, wie sie auch sonst im
Rahmen eines stadtebaulichen Vertrags gemal § 11 BauGB zulissig sind.47 Aller-
dings gelten auch hier die generellen Voraussetzungen, die beim Abschluss stad-
tebaulicher Vertrdge zu beachten sind. Insbesondere miissen die Regelungen im
sachlichen Zusammenhang mit dem Vorhaben und der Erschliefung stehen. So-
weit Uber den obligatorischen Vertragsgegenstand hinaus weitere Leistungspflich-
ten begriindet werden, kommt auch der nach § 11 Abs. 2 Satz 1 BauGB gebote-
nen Angemessenheitspriifung eine gesteigerte Bedeutung zu.

Soweit das Vorhaben bereits im vorhabenbezogenen Bebauungsplan hinreichend
konkret beschrieben ist und auf eine Festsetzung nach § 12 Abs. 3a BauGB ver-
zichtet wird, kann es sinnvoll sein, Einzelheiten des Vorhabens im Durchfiih-
rungsvertrag zu konkretisieren. Der Bebauungsplan kann so von zu detaillierten
Bestimmungen entlastet werden. Zu beachten ist, dass — aulerhalb eines vertrags-
bezogenen Bebauungsplans nach § 12 Abs. 3a BauGB - alle Regelungen, die fir
die Baugenehmigungsbehorde bindende Wirkung haben sollen, in den Vorhaben-
und ErschlieBungsplan als Bestandteil der Satzung aufgenommen werden miissen.
Denn die Vereinbarungen im Durchfiihrungsvertrag begriinden im Regelfall Rech-
te und Pflichten lediglich im Verhdltnis zwischen den Vertragsparteien.48 Anders
gestaltet sich die Sachlage allerdings dann, wenn von der Festsetzungsmoglichkeit
nach § 12 Abs. 3a BauGB Gebrauch gemacht wird. In diesem Fall hat die Bauauf-
sichtsbehorde die Regelung des Durchfiihrungsvertrags zum Vorhaben, auf das

47  Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn.
94.
48 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 261.
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sich die Durchfiihrungsverpflichtung bezieht, ihrer Zulassungsentscheidung zu-
grunde zu legen.

Soweit das Vorhaben bereits durch Festsetzung im vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan hinreichend konkretisiert wird, kann es sinnvoll sein, einige weiterge-
hende Prézisierungen, die fiir die Bestimmung des durchzufiihrenden Vorhabens
nicht zwingend sind, nicht im Plan festzusetzen, sondern anstelle dessen im
Durchfiihrungsvertrag zu regeln. Die vertraglichen Regelungen diirfen den Fest-
setzungen des Bebauungsplans nicht widersprechen.49 Praktisch relevant sind z.B.
Vereinbarungen wie die Herstellung von passiven Larmschutzmallnahmen (Ein-
bau von Schallschutzfenstern, emissionsschutzgerechte Grundrissgestaltung), so-
weit davon ausgegangen werden kann, dass diese bauliche Ausgestaltung auch
auf Dauer Bestand hat.50

Gegenstand des Durchfiihrungsvertrags kann auch die Herstellung von Malinah-
men zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft sein.5! Dabei ist es,
wie beim stadtebaulichen Vertrag ganz allgemein, moglich, dass der Vorhaben-
trager sich verpflichtet, die Ausgleichsmanahmen auf seine Kosten herzustel-
len.52 Alternativ hierzu ist es auch méglich, dass die AusgleichsmaRnahmen (z.B.
aus einem Flichenpool oder Okokonto der Gemeinde) durch die Gemeinde her-
gestellt werden bzw. wurden und der Vorhabentriger sich zur Ubernahme der der
Gemeinde hieraus entstandenen Kosten und Aufwendungen verpflichtet.53 Soweit
der Vorhabentrdger die Ausgleichsmallinahmen durchfiihrt, muss der Vertrag auch
sicherstellen, dass die in ihm festgelegten Verpflichtungen stets und auf Dauer
greifen. Dies wird in der Regel eine dingliche Sicherung der Realisierung der Aus-
gleichsmafnahmen erforderlich machen.54

Die Verlagerung der Regelung aus dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan in
den Durchfiihrungsvertrag ist immer dann nicht unproblematisch, wenn die Rege-
lung die Rechte Diritter beriihrt, also insbesondere dann, wenn die Regelung dazu
dient, das geplante Vorhaben nachbarschaftsvertrdglich auszugestalten. Dabei ist
zu beriicksichtigen, dass ein rein schuldrechtlicher Durchfiihrungsvertrag, der le-
diglich die Vertragsparteien bindet, die Umsetzung der Planfestsetzung nicht dau-
erhaft in nachbarvertraglicher Weise einschranken kann. Die Rechtsprechung hat
ungeachtet dessen eine vertragliche Bindung zwischen Gemeinde und Vorhaben-
trager Uber die Einhaltung und Durchsetzung der erforderlichen Schallschutz-

49 BVerwG, Beschluss vom 23.6.2003 — 4 BN 7/03 —.

50 Kuschnerus, BauR 2004, 946 (951).

51 Busse/Grziwotz: VEP — Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan, S. 94 f.; Burmeister: Praxishand-
buch Stadtebauliche Vertréage, S. 261.

52 Vgl. Kap. IV, Abschnitt 3. S. 126 ff.

53 Vgl. Kap. V, Abschnitt 2 ¢, S. 230 ff.

54 Kuschnerus, BauR 2004, 946 (951 f.), mit weiteren Nachweisen.
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mafBnahmen auch ohne weitergehende Sicherung ausreichen lassen3> und als zu-
lassige Verlagerung der Konfliktldsung aus dem Bauleitplanverfahren auf das
nachfolgende Baugenehmigungsverfahren behandelt.>6

Dies erscheint jedenfalls dann gerechtfertigt, wenn die entsprechenden vertragli-
chen Bindungen dinglich und damit dauerhaft durch Eintragung einer Grund-
dienstbarkeit oder einer Reallast oder aber auch durch Begriindung einer Baulast
gesichert werden.57 Bei einer durchzufiihrenden Schutzmalnahme ist eine dingli-
che Sicherung in der Regel ungeeignet, den Vollzug der vertraglichen Regelung
ausreichend zu sichern. Wird zum Zweck des Nachbarschutzes eine solche Maf-
nahme, wie z.B. der Bau einer Lirmschutzwand, vereinbart, so wird man diese
Regelung als Vertrag zugunsten Dritter ansehen konnen. Die geschiitzten Nach-
barn konnen dann vom Verpflichteten aus eigenem Recht die Errichtung der
Larmschutzwand verlangen und einklagen. Wenn gewollt ist, dass die Nachbarn
auch von der Gemeinde die Durchsetzung der nachbarschiitzenden Malknahme
verlangen kdnnen sollen, muss dies als weitere Regelung zugunsten Dritter eigens
vereinbart werden. Bei Anwendung des § 12 Abs. 3a BauGB wird man die Ver-
einbarung einer Larmschutzwand auch in dem Sinne als drittschiitzend ansehen
kénnen, dass die Nachbarn eine Baugenehmigung anfechten kénnen, die ohne
eine entsprechende Auflage an den Vorhabentrager ergangen ist. Die nachbar-
schiitzende Wirkung einer solchen vertraglichen Vereinbarung sollte im Vertrag
deutlich gemacht werden. Ob die Nachbarn auch dann zur Anfechtung der Bau-
genehmigung berechtigt sind, wenn nur ein ,normaler” Durchfiihrungsvertrag oh-
ne die Rechtswirkungen nach § 12 Abs. 3a BauGB vorliegt, muss bezweifelt wer-
den.58

Die Vereinbarung einer Vollstreckungsunterwerfung nach § 61 VwVfG des Bun-
des und der entsprechenden Regelungen der Lander kann hier hilfreich sein und
den Gemeinden den direkten Zugriff auf die Vollstreckungsméglichkeiten nach
den Verwaltungsvollstreckungsgesetzen der Lander er6ffnen.>9 Als subordinations-
rechtlicher Vertrag ist der Durchfiihrungsvertrag grundsdtzlich einer Regelung
nach § 61 VWVIG zugidnglich, da er Regelungen enthilt, die die Gemeinde auch
im vorhabenbezogenen Bebauungsplan durch Satzungsbeschluss hitte treffen
konnen.

55 BVerwG, Beschl. v. 23.6.2003 — 4 BN 7/03 —; Beschl. v. 17.5.1995 — 4 NB 30/94 — Urt. v.
18.9.2003 — 4 CN 3/02 -

56 Vgl. VGH BW, Beschl. v. 25.11.1996 — 8 S 1151/96 —; OVG NW, Urt.v. 7.2.1997 — 7a D
134/95.NE; Urt. v. 16.10.1997 — 11a D 116/96. NE —.

57 Vgl. hierzu Kap. VIII, Abschnitt 7, S. 349 ff.

58 Vgl. insgesamt Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 262.

59 Vgl. Kap. VIII, Abschnitt 2, S. 331 ff.
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5. Durchfiihrungsverirag im Aufstellungsverfahren
Q) Offentliche Auslegung

Der Durchfiihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan muss — an-
ders als der Entwurf des Bebauungsplans und der Begriindung — nicht nach § 3
Abs. 2 Satz 1 BauGB offentlich ausgelegt werden.60 Dies gilt grundsatzlich jeden-
falls dann, wenn sich der Durchflihrungsvertrag auf die obligatorische Mindestre-
gelung beschrankt, das bereits im vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetz-
te und hinreichend bestimmte Vorhaben durchzufiihren. Da der Durchfiihrungs-
vertrag nicht zum Bestandteil der Satzung tiber den Bebauungsplan wird und sich
auch sonst aus dem Wortlaut des Gesetzes nicht ergibt, dass eine Offenlage des
Durchfihrungsvertrags erforderlich ist, besteht ein entsprechendes rechtliches Er-
fordernis jedenfalls im Grundsatz nicht.6!

Soweit der Durchflihrungsvertrag allerdings Regelungen enthélt, die Uber den
skizzierten Mindestinhalt hinausgehen, kann sich etwas anderes ergeben. Ent-
scheidend ist insoweit, dass die Offentlichkeit sich im Rahmen der &ffentlichen
Auslegung Uber alle abw&gungsrelevanten Aspekte der Planung informieren kon-
nen muss. Abwdgungsrelevant dirften Regelungen des Durchfiihrungsvertrags vor
allem dann sein, wenn sie der Ausrdumung von Planungskonflikten dienen oder
auf andere Art und Weise zu einem gerechten Interessenausgleich der offentli-
chen und privaten Belange beitragen sollen. Dies kann z.B. die Verpflichtung zur
Sicherung oder Beseitigung von Bodenverunreinigungen oder die Installation von
Anlagen des passiven oder aktiven Schallschutzes sein. Auch die Durchfiihrung
von MalBnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft fillt in
diesen Bereich. Die vorgenannten Regelungen sind unmittelbar abwégungsrele-
vant. Dies zwingt aber nicht zur 6ffentlichen Auslegung des Durchfiihrungsver-
trags bzw. des Entwurfs des Durchfiihrungsvertrags nach § 3 Abs. 2 Satz 1
BauGB.62 Die Auslegung des Durchfiihrungsvertrags bzw. seines Entwurfs ist nur
eine Moglichkeit, die Offentlichkeit iiber die abwagungsrelevanten Aspekte der
Planung zu informieren. Als Alternative hierzu ist es auch zuldssig, in die Planbe-
grindung Ausfithrungen zu solchen beabsichtigten Regelungen im Durchfiih-
rungsvertrag aufzunehmen.63

Soweit der Durchfiihrungsvertrag durch eine Festsetzung nach § 12 Abs. 3a
BauGB den Rahmen der im Bebauungsplan festgesetzten Nutzung in der Weise
beschrankt, dass nur solche Vorhaben zuléssig sind, zu deren Durchfiihrung sich

60 OVG Munster, Urt. v. 16.10.1997 — 11a D 116/96.NE —; Reidt, BauR 1998, 909 (914); Krautzber-
ger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn. 135;
Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 256; Thurow, UPR 2000, 16 (18).

61 OVG Minster, Urt. v. 16.10.1997 — 11a D 116/96.NE —.

62 Vgl. Thurow, UPR 2000, 16 (18).

63 Vgl. hierzu auch Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April
2012, § 12 Rn. 92 und 135.
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der Vorhabentrager im Durchflihrungsvertrag verpflichtet, kdnnten sich weiterge-
hende Anforderungen an die Offenlage ergeben. Da der Durchfiihrungsvertrag in
diesem Fall nicht nur zwischen den beteiligten Vertragsparteien Wirkung entfaltet,
sondern generell als Maf3stab fiir die Beurteilung der planungsrechtlichen Zulds-
sigkeit des Vorhabens Anwendung findet, spricht vieles dafiir, zumindest die in-
soweit mafRgeblichen Passagen des Durchfiihrungsvertrages mit zum Gegenstand
der offentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB zu machen. Anderer-
seits ist zu beriicksichtigen, dass das Gesetz die Anderung des Durchfiihrungsver-
trags mit der in § 12 Abs. 3a BauGB beabsichtigten Wirkung auf den Zuldssig-
keitsmafstab ausdriicklich zuldsst, ohne fiir diesen Fall die Beteiligung der Offent-
lichkeit vorzuschreiben (§ 12 Abs. 3a Satz 2 BauGB). Die im vorhabenbezogenen
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen bilden in diesem Fall den maximalen
Rahmen fiir etwaige Anderungen des Durchfiihrungsvertrags. Dies ist nur unter
der Voraussetzung gerechtfertigt, dass der Bebauungsplan auch ohne ergianzende
Regelungen des Durchfiihrungsvertrags den Anforderungen des Abwagungsgebots
genligt und insbesondere die 6ffentlichen und privaten Belange in einer angemes-
senen Weise berticksichtigt hat. Es liefe sich also argumentieren, dass die Offen-
lage des Entwurfs des Bebauungsplans nebst Begriindung ausreicht, um die Of-
fentlichkeit tiber alle abwégungsrelevanten Belange zu informieren. In Anbetracht
der insoweit ungekldrten Rechtslage empfiehlt es sich allerdings, vorsorglich die
mafgeblichen Passagen des Durchfiihrungsvertrags in die &ffentliche Auslegung
nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB einzubeziehen bzw. ausfiihrlich in der Begriindung
zum Bebauungsplan zu erlautern.

b) Begrindung

Der Durchfithrungsvertrag ist auch nicht Teil der Begriindung des Bebauungs-
plans. Der Durchfiihrungsvertrag darf deshalb allenfalls mit Zustimmung des Vor-
habentragers mit der Begriindung zum Bebauungsplan als Anlage beigefiigt wer-
den64. In der Begriindung ist allerdings darzustellen, dass sich der Vorhabentrager
zur Durchfiihrung von Baumalnahmen und der Erschliefung verpflichtet hat. Zu-
dem miissen solche Regelungen des Durchfiihrungsvertrags in der Begriindung
angesprochen werden, die fiir die planerische Abwédgung von Bedeutung sind.
Zumindest sind diejenigen Inhalte des Durchfiihrungsvertrags, die flir die Beurtei-
lung der Voraussetzungen und Ziele gem. § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB von Bedeu-
tung sind, in der Begriindung darzustellen. Es empfiehlt sich also, in der Begriin-
dung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan einen entsprechenden Abschnitt
Uber die Regelungen des Durchfiihrungsvertrags aufzunehmen. Nicht Eingang in

64 Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn.
131.
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die Begriindung finden missen etwa technische Einzelheiten, personliche Anga-
ben, Bankverbindung etc., die unter Datenschutz stehen.65

C) Bekanntmachung

Der Durchflihrungsvertrag ist auch nicht Teil der Bekanntmachung nach § 10
Abs. 3 Satz 1 BauGB. Die Verpflichtung nach § 10 Abs. 3 Satz 2, den Bebauungs-
plan nebst Begriindung und zusammenfassender Erklarung zu jedermanns Einsicht
bereitzuhalten und auf Verlangen iiber den Inhalt Auskunft zu geben, gilt eben-
falls nicht fir den Durchfiihrungsvertrag. Ob die vorgenannten Ausfihrungen
auch fiir den Fall gelten, dass der Durchfiihrungsvertrag durch Festsetzung nach
§ 12 Abs. 3a BauGB zum Malistab der Beurteilung der planungsrechtlichen Zulds-
sigkeit des Vorhabens nach § 30 Abs. 2 BauGB wird, ist bislang nicht erortert. Aus
dem Wortlaut des § 10 Abs. 3 Satz 2 BauGB folgt eine solche Verpflichtung je-
denfalls nicht. Ein allgemeines offentliches Interesse, den Wortlaut des Durchfiih-
rungsvertrags einsehen zu konnen, ist — anders als hinsichtlich des Bebauungs-
plans — nicht erkennbar. Allein die Bauaufsichtsbehorde ist verpflichtet, auf der
Grundlage des Durchfiihrungsvertrages zu entscheiden, und hat demgemalS ein
Interesse, den Durchflihrungsvertrag im Original einsehen zu konnen. Fiir das
bauaufsichtliche Zulassungsverfahren bedeutet dies, dass dem Bauantrag seitens
des Vorhabentrdgers auch eine beglaubigte Ausfertigung des Durchfiihrungsver-
trags beizufiigen ist.

d) Genehmigung durch die héhere Verwaltungsbehérde

Soweit der Bebauungsplan nach § 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung bedarf, ist
eine entsprechende Ausfertigung des Durchfiihrungsvertrags auch der héheren
Verwaltungsbehorde mit dem Bebauungsplan und der Begriindung zuzufiihren.
Dies folgt aus dem Umstand, dass der Durchfiihrungsvertrag rechtliche Vorausset-
zung fir das Wirksamwerden des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist, sein
Fehlen also zur Unzulassigkeit des Bebauungsplans fihrt.

e) Zeitpunkt des Vertragsschlusses

Gemals § 12 Abs. 1 Satz 1 BauGB kann die Gemeinde durch einen vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan die Zuldssigkeit von Vorhaben bestimmen, wenn der
Vorhabentrager ,sich zur Durchfiihrung (der Vorhaben und ErschlieBungsmaf-
nahmen) vor dem Beschluss nach § 10 Abs. 1 (also vor Satzungsbeschluss) ver-
pflichtet”. Das Bundesverwaltungsgericht hat es zur Erflllung dieser Vorausset-
zung mit Recht ausreichen lassen, wenn sich der Vorhabentrdger vor dem Sat-
zungsbeschluss einseitig unwiderruflich verpflichtet, z.B. durch wirksame Unter-

65 Ebenda, unter Hinweis auf Thurow, UPR 2000, 16 (18).
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schrift unter den endgliltig ausgehandelten Vertrag.66 Eine lediglich vorvertragli-
che Vereinbarung Uber die Eckpunkte des geplanten Vorhabens ohne eine unbe-
dingte, auf ein konkretes Vorhaben gerichtete Durchfiihrungsverpflichtung reicht
nicht aus.67 Endgiiltig abgeschlossen ist der Durchflihrungsvertrag erst dann, wenn
er von beiden Vertragsparteien unterschrieben wurde; dies kann seitens der Ge-
meinde auch nach Satzungsbeschluss geschehen. Hinsichtlich des Nachweises
der Vertretungsbefugnis fiir den Vorhabentrédger ist ggf. ein Handelsregisterauszug
vorzulegen. Fiir die Gemeinde unterschreibt das nach den jeweiligen Vorschriften
der Bundeslander zustandige Organ der Gemeinde, d.h. in der Regel der Biirger-
meister (zum Teil auch weitere vertretungsberechtigte Personen). Burmeister weist
zu Recht darauf hin, dass auch das zustidndige Beschlussorgan der Gemeinde dem
Durchfiihrungsvertrag vor dem Satzungsbeschluss zugestimmt haben muss.68 Die
Beschlussfassung tiber den Durchfiihrungsvertrag kann grundsétzlich in der glei-
chen Sitzung des zustindigen Beschlussorgans der Gemeinde erfolgen wie die
Beschlussfassung tber die Satzung, allerdings muss der Durchfiihrungsvertrag in
der Tagungsordnung vor dem Satzungsbeschluss behandelt werden.69

6. Weitere materielle und formelle Anforderungen

Auch fiir den Durchfiihrungsvertrag zum Vorhaben- und Erschliefungsplan gelten
die allgemeinen Anforderungen, die an den Abschluss stadtebaulicher Vertrdge zu
stellen sind. Dies gilt sowohl fiir die grundsétzlich gebotene Angemessenheit der
vertraglich versprochenen Leistungspflichten als auch fiir das Koppelungsverbot.70

Q) Unzuldssige Vorwegbindung

Wie bei allen stddtebaulichen Vertragen ist die Frage zu beachten, ob und wie
sich die Vertragsparteien vor einer unzuldssigen Vorwegbindung der Gemeinde
schiitzen kénnen. Denn der Anspruch auf Erlass des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans kann gemdf § 1 Abs. 3 Satz 2 BauGB nicht durch Vertrag begriindet
werden. Die Gemeinde muss deshalb bis zuletzt in ihrer Entscheidung frei blei-
ben, vom Beschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ganz abzusehen.

Da beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Initiative zur Planung vom Vor-
habentrager und nicht von der Gemeinde ausgeht und der Vorhabentrdger den
Vorhaben- und Erschliefungsplan ausarbeitet und der Gemeinde zur Abstimmung

66 BVerwG Beschl. vom 6.10.2011 — 4 BN 19.11 —; ebenso OVG Miinster, Urteil vom 17.2.2011 —
2 D 36/09.NE —, und auch VGH Mannheim, Urteil vom 29.4.2009 — 8 S 639/08 —.

67 Birk: Stadtebauliche Vertrdge - Inhalte und Leistungsstorungen, S. 434, Rn. 888; Burmeister: Pra-
xishandbuch Stiddtebauliche Vertrage, S. 257.

68 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrage, S. 257.

69 Ebenda.

70 Vgl. hierzu Kap. II, Abschnitt 1 b, S. 41 ff.
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vorlegt, mithin der Vorhabentrdger viele Moglichkeiten der Einflussnahme auf das
Planergebnis hat, sollte hier besondere Vorsicht gelten. Dies bedeutet, dass die
Gemeinde in allen Vorlagen, insbesondere zu der notwendigen Beschlussfassung
der Gemeindevertretung, und in den Vereinbarungen mit dem Vorhabentrager
konsequent zum Ausdruck bringen sollte, dass eine Bindung hinsichtlich des Pla-
nungsgegenstandes gegeniiber dem Vorhabentrager nach § 1 Abs. 3 Satz 2 BauGB
nicht zuldssig ist. Der Durchfiihrungsvertrag sollte dementsprechend seitens der
Gemeinde nicht unterschrieben werden, bevor die Zustimmung der Gemeinde-
vertretung auch zum Bebauungsplan vorliegt; dafiir kann schon der Auslegungs-
beschluss geniligen. Dies gilt insbesondere dann, wenn Genehmigungen nach
§ 33 BauGB erteilt werden sollen. Es empfiehlt sich jedoch nicht, den Vertrag ins-
gesamt nur aufschiebend bedingt abzuschliefen und seine Wirksamkeit vom Be-
schluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplans abhdngig zu machen. Damit
werden die Enthaftungsklauseln zugunsten der Gemeinde und alle weiteren Ver-
einbarungen gefihrdet, die unabhangig vom endgiiltigen Satzungsbeschluss gel-
ten sollen.

Der Durchfiihrungsvertrag ist Bestandteil des Abwagungsmaterials fiir den vorha-
benbezogenen Bebauungsplan. Nach dem Konzept des § 12 Abs. 1 BauGB findet
die Abwagung deshalb nicht ,auf sozusagen planerisch freiem Feld” statt.”! So-
weit sich die Gemeinde den Vorstellungen des Vorhabentrdgers allerdings in einer
Weise unterordnet, dass sie nur noch als dessen Vollzugsinstanz erscheint, han-
delt es sich um eine unzuldssige Verkiirzung der Interessenabwdgung beim ab-
schlieRenden Satzungsbeschluss.”2

b) Rechtsnatur und Formerfordernisse

Wie der ErschlieBungsvertrag ist auch der Durchfiihrungsvertrag zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan ein &ffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne von § 54
VwVIG.73

Der Vertrag bedarf nicht nur gemdl § 11 BauGB, sondern auch gemifs § 57
VWVIG der Schriftform. Hinsichtlich weitergehender Formerfordernisse ist § 311b
Abs. 1 BGB zu beriicksichtigen. Danach bedarf der Durchfiihrungsvertrag einer
notariellen Beurkundung, wenn sich der Trdger oder die Gemeinde zum Erwerb
oder zur VerduBerung von Grundstiicken bzw. von Rechten an Grundstiicken
verpflichtet.74 Ein Beurkundungsmangel wird freilich durch die spatere Auflassung

71 OVGNW, Urt. v. 7.2.1997 — 7 a D 134/95.NE —.

72 Reidt, BauR 1998, 909 (916); Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrige,
S. 260.

73 Quaas, in: Schrédter: BauGB, § 12 Rn. 25; Krautzberger, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/
Krautzberger: BauGB, Lfg. 104, April 2012, § 12 Rn. 97.
74 OVG Bautzen, Urt. v. 8.12.1993 -1 S 81/93 —.
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und Eintragung ins Grundbuch geheilt.7> Erfolgt die Heilung aber erst nach In-
krafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplans, lagen die Voraussetzungen
fir einen rechtmaligen Satzungsbeschluss zundchst nicht vor und der Bebau-
ungsplan koénnte als unwirksam angesehen werden.76 Aus der Heilung des Ver-
trags ergibt sich jedoch riickwirkend, dass die Verpflichtung des Vorhabentrdgers
bereits bei Satzungsbeschluss wirksam gewesen ist. Nur wenn man dem nicht
folgt, kann der dann unwirksame Bebauungsplan nur durch erneute Beschlussfas-
sung und Bekanntmachung, und zwar auch rickwirkend (§ 214 Abs. 4 BauGB),
geheilt werden.

Zum Teil wird in der Literatur unter Berufung auf eine Entscheidung des VGH
Mannheim?7 vertreten, dass es hinsichtlich von ErschlieBungsflachen ausreiche,
dass der Vorhabentrdger in dem Durchflihrungsvertrag seine — nicht dem Former-
fordernis des § 311b BGB unterliegende — Zustimmung zu der Widmung der be-
treffenden Flachen als 6ffentliche Verkehrsflichen gibt.78 Soweit die Vertragspar-
teien zugleich auch die Ubertragung des Figentums an den Flichen voraussetzen,
diirfte es sich insoweit aber um eine Umgehung des Formerfordernisses nach
§ 311b BGB handeln. Eine entsprechende Verfahrensweise kann deshalb nicht
empfohlen werden. Der Verzicht auf notarielle Beurkundung kommt nur dann in
Betracht, wenn von den Vertragsparteien hier und jetzt tatsdchlich nur die Rege-
lung der Widmung gewollt ist. Wegen der mit der Widmung begriindeten gesetz-
lichen Anspriiche des Eigentiimers auf Ubernahme oder dingliche Sicherung der
o6ffentlichen Nutzung der Flachen diirfte dies aber nicht der Regelfall sein.”9

7. Anderungen des Vertrags sowie Wechsel des Vorhabentréigers

Der Durchfiihrungsvertrag kann auch nach Inkrafttreten der Satzung iiber den
vorhabenbezogenen Bebauungsplan gedndert werden, soweit der Vertrag in der
gednderten Fassung weiterhin in Einklang mit dem Bebauungsplan ist und dessen
Festsetzungen nicht widerspricht. Ausdriicklich regelt das Gesetz dies auch fir
den Fall der Festsetzungen nach § 12 Abs. 3a BauGB. Satz 2 dieses Absatzes be-
stimmt, dass Anderungen des Durchfiihrungsvertrags oder der Abschluss eines
neuen Durchfiihrungsvertrags zuldssig sind.

Nach § 12 Abs. 5 bedarf der Wechsel des Vorhabentrdgers der Zustimmung der
Gemeinde. Die Zustimmung darf nur verweigert werden, wenn Tatsachen die

75 Vgl. auch VGH Mannheim, Beschl. v. 25.11.1996 - 8 S 1151/96 —, wonach selbst die Formnich-
tigkeit der Vereinbarung tiber die Uberlassung der notwendigen Erschliefungsfldchen nicht zwin-
gend zur Gesamtnichtigkeit des Durchfiihrungsvertrags fiihren muss.

76 Busse/Grziwotz: VEP — Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan, S. 69.

77 Beschl. v.25.11.1996 -8 S 1151/96 .

78 Burmeister: Praxishandbuch Stadtebauliche Vertrdge, S. 57; Quaas/Kukk, in: Schrodter: BauGB
§ 12 Rn. 25.

79  Ahnlich Busse/Grziwotz: VEP — Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan, S. 68 f.
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Annahme rechtfertigen, dass die fristgerechte Durchfiihrung des Vorhaben- und
Erschliefungsplans gefdhrdet ist. Im Interesse der Vertragsparteien wird es
zweckmdlig sein, die insoweit bestehenden Anforderungen zu verdeutlichen.80
Soweit noch nicht bekannt ist, ob und ggf. welcher Triger in den Vertrag einstei-
gen soll, sollte zumindest abstrakt formuliert werden, unter welchen Bedingungen
die Gemeinde bereit ist, einem Tragerwechsel zuzustimmen.8! Die Gemeinde
sollte sich vor allem vorbehalten, die Bonitdt des neuen Vorhabentragers zu pri-
fen, und die Beibringung addquater Sicherungsmittel verlangen. Dem neuen Vor-
habentrager ist auch abzuverlangen, dass er die Verpflichtungen aus dem Durch-
fahrungsvertrag uneingeschrankt und bedingungslos als eigene Verpflichtungen
Ubernimmt. Soweit der Durchfiihrungsvertrag bei Eintritt des neuen Vorhabentra-
gers bereits teilweise durchgefiihrt wurde, kann die Ubernahme der Vertrags-
pflichten auf solche beschrankt werden, die bislang noch nicht erledigt sind.

Regelungsbeispiel 45
Durchfiihrungsvertrag zum Vorhaben- und Erschliefungsplan
VERTRAG

Die Stadt/Gemeinde ... — nachfolgend Stadt/Gemeinde genannt —, vertreten durch ... und
.. — nachfolgend Vorhabentrdger genannt —, vertreten durch ..., schlieRen folgenden
Vertrag:

Teil I Allgemeines

§ A 1 - Gegenstand des Vertrages

(1) Gegenstand des Vertrages sind das Vorhaben ,...82“ und die ErschlieBung der
Grundstiicke im Vertragsgebiet.

(2) Das Vertragsgebiet umfasst die im Lageplan (Anlage 1) umgrenzten Grundstiicke.

§ A 2 — Bestandteile des Vertrages
Bestandteile des Vertrages sind
a) der Lageplan mit den Grenzen des Vertragsgebietes (Anlage 1),
b) der Plan zur Durchfiihrung des Vorhabens (Anlage 2),
c) die Plane zur Durchfithrung der ErschlieBungsmalinahmen:
- Entwasserungsplan (Anlage ...),

- StraRen-, Wegeplan (Anlage ...),

80 v. Nicolai, in: v. Nicolai/Wagner/Wecker, S. 112.
81 Ebenda.
82 Bezeichnung des Vorhabens einfligen.
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- Griinordnungsplan (Anlage ...),

d) die von der Stadt/Gemeinde genehmigte Ausbauplanung fiir die Erschliefungs-
anlagen mit Baubeschreibung (Anlage ...).

Teil Il Vorhaben

§ V 1 — Beschreibung des Vorhabens

Das Vorhaben betrifft die Errichtung ...83

§ V 2 — Durchfiihrungsverpflichtung

(1) Der Vorhabentrager verpflichtet sich zur Durchfiihrung des Vorhabens im Vertrags-
gebiet nach den Regelungen dieses Vertrages.

(2) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, spatestens ... Monate nach dem Inkrafttreten
der Satzung iber den Vorhaben- und ErschlieBungsplan einen vollstindigen und
genehmigungsfdhigen Bauantrag fiir das Vorhaben einzureichen. Er wird spatestens ...
Monate nach Rechtskraft der jeweiligen Baugenehmigung mit dem Vorhaben beginnen
und es innerhalb von ... Monaten/Jahren fertigstellen.

§ V 3 — Weitere Anforderungen an das Vorhaben und Nutzungsbindungen

(1) Bei der Realisierung des Vorhabens sind weitere Anforderungen zu erfiillen, namlich
...84

(2) Der Vorhabentrager verpflichtet sich ferner, das Vorhaben fiir die Dauer von ...
Jahren wie folgt zu nutzen ...85

(3) Zur Sicherung der in Absatz 1 und 2 eingegangenen Bindungen bewilligt bzw.
verpflichtet sich der Vorhabentrager ...86

§ V 4 — Vorbereitungsmafnahmen

(1) Der Vorhabentrager wird alle fir die ErschliefRung und Bebauung der Grundstiicke

erforderlichen Vorbereitungs- und Ordnungsmafnahmen durchfiihren. Dazu gehéren
...87

(2) ... 88

83 Es folgt eine Projektbeschreibung, z.B. Anzahl der Wohneinheiten, Stellpldtze, Grolle der gewerb-
lich nutzbaren Flache, weitere Elemente, an die der Vorhabentrager gebunden sein soll. Moglich
ist auch die Bezugnahme auf einen architektonischen Entwurf mit Skizzen und Ansichten.

84 Hier kdnnen ergdnzend zu den in der Satzung festzusetzenden Regelungen Anforderungen an das
Vorhaben konkretisiert werden wie z.B. emissionsbegrenzende Vorkehrungen, Errichtung mit Mit-
teln des sozialen Wohnungsbaus, Gestaltungsvorgaben, Energie- und Warmeversorgung usw.

85 Hier konnen, soweit erforderlich, erganzende Regelungen i.S.v. § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr.2 und 3
BauGB getroffen werden, z.B. Arbeitsplatzgarantien, Belegungsrechte usw.

86 Hier sollten die jeweils geeigneten Sicherungsmittel vereinbart werden, z.B. Vertragsstrafe, be-
schrankt personliche Dienstbarkeit, Einrdumung eines bedingten Kaufangebots mit Auflassungs-
vormerkung.

87 Hier konnen die im Einzelfall erforderlichen Mafnahmen Gbertragen werden, z.B. der Abbruch
von Gebduden, die Beseitigung von Bodenverunreinigungen usw.
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Teil 11 ErschlieRung

§ E 1 — Herstellung der ErschlieBungsanlagen

(1) Der Vorhabentrager Gbernimmt gemals § 12 Abs. 1 BauGB die Herstellung der in
§ E 2 Abs. 2 genannten Erschliefungsanlagen im Vertragsgebiet gemal} den sich aus
§ E 2 Abs. 2 ergebenden Vorgaben.

(2) Die Stadt/Gemeinde verpflichtet sich, die ErschlieBungsanlagen bei Vorliegen der in
§ E 8 genannten Voraussetzungen in ihre Unterhaltung und Verkehrssicherungspflicht
zu tbernehmen.

§ E 2 — Art und Umfang der herzustellenden ErschlieBungsanlagen

(1) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, die in den beigefiigten Plianen dargestellte
Entwdsserung (Anlage ...) sowie die Straflen- und Wegeflichen (Anlage ...) und die
Griinanlagen (Anlage ...) in dem Umfang bis zum ... fertigzustellen, der sich aus der von
der Stadt/Gemeinde genehmigten Ausbauplanung gemals Anlagen ... bis ... ergibt.

(2) Die vom Vorhabentrager nach diesem Vertrag durchzuflihrende Erschliefung
umfasst:89

a) die Freilegung der 6ffentlichen Erschliefungsflachen,
b) die Herstellung der 6ffentlichen Abwasseranlagen,

c) die erstmalige Herstellung der &ffentlichen StraBen, Wege und Plétze einschlieSlich
Fahrbahnen, Parkflachen, Geh-/FulR- und Radwege, Strallenentwasserung, Strafen-
beleuchtung und Strallenbegleitgriin,

d) die Herstellung der offentlichen, aus rechtlichen oder tatséchlichen Griinden mit
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen (Wohnwege),

e) selbstandige offentliche Parkflachen,
f) selbstandige offentliche Griinanlagen,

g) Immissionsschutzanlagen,

nach Mafigabe der von der Stadt/Gemeinde genehmigten Ausbauplanung (Anlagen ... —
).

§ E 3 — Ausschreibungen, Vergabe und Bauleitung

(1) Mit der Ausschreibung und Bauleitung der Erschliefungsanlagen beauftragt der
Vorhabentrdger ein leistungsfahiges Ingenieurbiiro, das die Gewahr fiir die technisch
beste und wirtschaftlichste Abwicklung der BaumafRnahme bietet. Der Abschluss des
Ingenieurvertrages zwischen dem Vorhabentrdger einerseits und dem Ingenieurbiiro
andererseits erfolgt im Einvernehmen mit der Stadt/Gemeinde.

88 Soweit erforderlich sind Regelungen Uber Fristen und Standards hinsichtlich der Durchfiihrung
der Vorbereitungs- und Ordnungsmalinahmen zu treffen.

89 Beispielhafte Aufzahlung.
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(2) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, Bauleistungen nur nach Ausschreibungen auf
der Grundlage der Verdingungsordnung fiir Bauleistungen (VOB)90 ausfiihren zu lassen
und diese mit Zustimmung der Stadt/Gemeinde zu vergeben. Der Zustimmung bediirfen
die Leistungsverzeichnisse — vor deren Ausgabe —, die Auswahl der aufzufordernden
Bieter und die Auftragserteilung.

(3) Die erforderlichen Katastervermessungsarbeiten werden einem offentlich bestellten
Vermessungsingenieur mit der Auflage in Auftrag gegeben, alle Arbeiten mit der
Stadt/Gemeinde abzustimmen.

§ E 4 — Baudurchfiihrung

(1) Gemals § 123 Abs. 2 BauGB sollen die ErschlieBungsanlagen zeitlich entsprechend
den Erfordernissen der Bebauung hergestellt werden und spétestens bis zur Fertig-
stellung der anzuschlieBenden Bauten benutzbar sein. Der Vorhabentrager verpflichtet
sich, die ErschlieRungsanlagen bis zu folgenden Terminen in dem Umfang fertig zu
stellen, der sich aus den von der Gemeinde/Stadt gebilligten Ausfiihrungsplanen ergibt:

ErschlieBungsanlage Fertigstellungszeitpunkt
1.
2.

(2) Erfullt der Vorhabentrager seine Verpflichtungen nicht oder fehlerhaft, so ist die
Stadt/Gemeinde berechtigt, ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Ausfiihrung der
Arbeiten zu setzen. Erfullt der Vorhabentrager bis zum Ablauf dieser Frist die vertrag-
lichen Verpflichtungen nicht, so ist die Stadt/Gemeinde berechtigt, die Arbeiten auf
Kosten des Vorhabentrdgers auszufiihren oder ausfiihren zu lassen, wobei ihr weitere
Anspriiche vorbehalten bleiben, oder von diesem Vertrag zuriickzutreten. Der Vor-
habentrédger ist auf Verlangen der Stadt/Gemeinde verpflichtet, Vorschiisse auf die von
ihm zu tragenden Kosten zu leisten. Zahlungen sind innerhalb von ... ab Anforderung
durch die Gemeinde fillig.

(3) Der Vorhabentrager hat notwendige bau-, wasserrechtliche sowie sonstige Geneh-
migungen bzw. Zustimmungen vor Baubeginn einzuholen und der Stadt/Gemeinde
vorzulegen. Der Baubeginn ist der Stadt/Gemeinde vorher schriftlich anzuzeigen. Die
Stadt/Gemeinde oder ein von ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, die ordnungsgemale
Ausfihrung der Arbeiten zu Uberwachen und die unverziigliche Beseitigung
festgestellter Madngel zu verlangen.

(4) Der Vorhabentrager hat durch Abstimmung mit Versorgungstragern und sonstigen
Leistungstragern  sicherzustellen, dass die Versorgungseinrichtungen fir das
ErschlieBungsgebiet (z.B. Kabel fiir Telefon- und Antennenanschluss, Strom-, Gas-,
Wasserleitung) so rechtzeitig in die Verkehrsflachen verlegt werden, dass die ziigige
Fertigstellung der ErschlieBungsanlagen nicht behindert und ein Aufbruch fertig

90 Wenn Bauleistungen abweichend von der VOB vergeben und ausgefiihrt werden diirfen, muss
insbesondere aus Griinden der Gewdhrleistung im Vertrag geregelt werden, welche Nachweise
und sonstigen Unterlagen vor Auftragserteilung vorzulegen bzw. zu tibergeben sind.
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gestellter Anlagen ausgeschlossen wird. Das Gleiche gilt fiir die Herstellung der
Hausanschliisse fiir die Grundstiicksentwdsserung an die &ffentliche Abwasseranlage.
Die Verlegung von Kabeln muss unterirdisch erfolgen.

(5) Vor Beginn der Hochbaumafnahmen sind die Entwdsserungsanlagen und die
vorgesehenen Strallen als Baustrafen herzustellen. Schaden, einschliefSlich der Stra-
Renaufbriiche an den Baustrafen, sind vor Fertigstellung der Stralen fachgerecht durch
den Vorhabentrager zu beseitigen. Mit der Fertigstellung der ErschlieBungsanlagen darf
erst nach Beendigung der Hochbaumalinahme begonnen werden.

(6) Die Herstellung der StraRenbeleuchtung hat der Vorhabentrager im Einvernehmen
mit der Stadt/Gemeinde durch den zustdndigen Versorgungstrager zu veranlassen.

(7) Die Pflanzung von Baumen im StraBenraum ist im Bereich von Leitungstrassen
moglichst zu vermeiden; ggf. sind die Anordnungen der Stadt bzw. des Leitungstragers
zu beachten und die notwendigen Schutzvorkehrungen zu treffen.

(8) Der Vorhabentrdger hat im Einzelfall auf Verlangen der Stadt/Gemeinde von den fiir
den Bau der Anlage verwendeten Materialien nach den hierfiir geltenden technischen
Richtlinien Proben zu entnehmen und diese in einem von beiden Vertragsparteien
anerkannten Baustofflaboratorium untersuchen zu lassen sowie die Untersuchungs-
befunde der Stadt/Gemeinde vorzulegen. Der Vorhabentrager verpflichtet sich weiter,
Stoffe oder Bauteile, die diesem Vertrag nicht entsprechen, innerhalb einer von der
Stadt/Gemeinde bestimmten Frist zu entfernen.

§ E 5 — Haftung und Verkehrssicherung

(1) Vom Tage des Beginns der ErschlieBungsarbeiten bis zur Ubernahme der mingelfrei
abgenommenen ErschlieBungsanlagen tragt der Vorhabentrager im gesamten Erschlie-
Rungsgebiet die Verkehrssicherungspflicht.

(2) Der Vorhabentriger haftet bis zur Ubernahme der Anlagen — ggf. bis zur Beseitigung
aller bei der Abnahme festgestellten Mangel — fir jeden Schaden, der durch die Ver-
letzung der bis dahin ihm obliegenden allgemeinen Verkehrssicherungspflicht entsteht,
und fir solche Schéaden, die infolge der ErschlieBungsmaBnahmen an bereits verlegten
Leitungen oder sonst wie verursacht werden. Der Vorhabentrager stellt die Stadt/Ge-
meinde insoweit von allen Schadensersatzanspriichen frei. Diese Regelung gilt unbe-
schadet der Eigentumsverhdltnisse. Vor Beginn der BaumaBnahmen ist das Bestehen
einer ausreichenden Haftpflichtversicherung gegen Personen- und Sachschdden nach-
zuweisen.

§ E 6 — Abnahme

(1) Der Vorhabentrager zeigt der Stadt/Gemeinde die vertragsgemdlRe Herstellung der
Anlagen schriftlich an. Zur Abnahme der Entwdsserungseinrichtungen hat der
Vorhabentrdger einen Bestandsplan Uber die Entwdsserungseinrichtung zu libergeben
sowie die Schadensfreiheit der erstellten Kanalhaltungen durch einen von beiden
Vertragsparteien anerkannten Sachverstandigen nachzuweisen. Zudem hat der Vor-
habentrager zur Abnahme der einzelnen ErschlieBungsanlagen jeweils geeignete
Nachweise zu erbringen, dass die Materialbeschaffenheit der in der Ausbauplanung und
Projektierung geforderten entspricht.
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(2) Die Stadt/Gemeinde setzt einen Abnahmetermin auf einen Tag innerhalb von vier
Wochen nach Eingang der Anzeige im Benehmen mit dem Vorhabentrager fest. Die
Bauleistungen sind von der Stadt/Gemeinde und dem Vorhabentriger gemeinsam
abzunehmen. Das Ergebnis ist zu protokollieren und von beiden Vertragsparteien zu
unterzeichnen. Das Protokoll stellt den Umfang der abgenommenen Leistungen
(Bauwerke), die Beanstandungen, die Fristen, in denen sie zu beheben sind, sowie den
Termin fiir den Ablauf der Gewahrleistungsfristen fest. Wird auf die Festlegung einer
Frist zur Mangelbeseitigung in dem Protokoll zur Abnahme verzichtet, sind diese
innerhalb von zwei Monaten, vom Tage der gemeinsamen Abnahme an gerechnet,
durch den Vorhabentréager zu beseitigen.

(3) Gerat der Vorhabentrager mit der Beseitigung der Mangel nach Abs. 2 in Verzug, ist
die Stadt/Gemeinde berechtigt, die Mangel auf Kosten des Vorhabentrdgers beseitigen
zu lassen. Wird die Abnahme wegen wesentlicher Méngel abgelehnt, kann fiir jede
weitere Abnahme ein Entgelt von ... Euro angefordert werden. Dies gilt auch, wenn der
Vorhabentrager beim Abnahmetermin nicht erscheint.

§ E 7 — Gewabhrleistung

(1) Der Vorhabentrdager tGbernimmt die Gewdhr, dass seine Leistung zur Zeit der
Abnahme durch die Stadt/Gemeinde die vertraglich vereinbarten Eigenschaften hat, den
anerkannten Regeln der Technik und Baukunst entspricht und nicht mit Fehlern behaftet
ist, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgesetzten
Zweck aufheben oder mindern.

(2) Die Gewdbhrleistung richtet sich nach den Regeln der VOB. Die Frist fir die
Gewdhrleistung wird auf fiinf Jahre festgesetzt. Sie beginnt mit der Abnahme der
einzelnen mangelfreien Erschliefungsanlage durch die Stadt/Gemeinde.

(3) Der Vorhabentrager ist verpflichtet, alle wéahrend der Gewdhrleistungsfrist hervor-
tretenden Mangel auf seine Kosten zu beseitigen, wenn es die Gemeinde vor Ablauf der
Frist schriftlich verlangt. Der Anspruch auf Beseitigung der gerligten Mangel verjdhrt
nach fiinf Jahren, gerechnet vom Zugang des schriftlichen Verlangens an. Nach
Abnahme der Mdngelbeseitigungsleistung beginnt fiir diese Leistung eine neue Gewdhr-
leistungsfrist von fiinf Jahren.

(4) Kommt der Vorhabentrager der Aufforderung zur Mangelbeseitigung in einer von der
Stadt/Gemeinde gesetzten angemessenen Frist nicht nach, so kann diese die Mangel auf
Kosten des Vorhabentrdgers beseitigen lassen.

(5) Nach Ablauf der Gewahrleistungsfrist gehen etwaige Gewdhrleistungs- und sonstige
Anspriiche des Vorhabentragers aus Dienstleistungs-, Werk- oder Liefervertragen sowie
etwaige Anspriiche aus unerlaubter Handlung auf die Stadt/Gemeinde uber. Der
Vorhabentrager wird die Stadt/Gemeinde bei der Durchsetzung eventueller Anspriiche
auf Verlangen unterstiitzen und ihr entsprechende Auskiinfte erteilen sowie Vertrags-
unterlagen vorlegen.

§ E 8 — Ubernahme der ErschlieBungsanlagen

(1) Mit der Abnahme der mangelfreien Erschliefungsanlagen gehen Besitz und Nut-
zungen an den ErschlieBungsanlagen auf die Stadt/Gemeinde tber. Die Stadt/Gemeinde
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tbernimmt die Anlagen in ihre Baulast, Unterhaltung und Verkehrssicherungspflicht.
Die Stadt/Gemeinde bestitigt die Ubernahme der ErschlieBungsanlagen in ihre Ver-
waltung und Unterhaltung schriftlich.

(Ergdnzung fiir den Fall bei Vertragsschluss noch fehlender dinglicher Sicherungen hin-
sichtlich Eigentumsiibergang und Grunddienstbarkeiten: Voraussetzung der Ubernahme
nach Satz 1 ist, dass die Stadt/Gemeinde Eigentiimerin der offentlichen Erschlie-
Bungsflachen geworden ist und bei 6ffentlichen Abwasseranlagen, die nicht innerhalb
der offentlichen Erschliefungsflichen verlegt worden sind, diese durch Grund-
dienstbarkeiten zugunsten der Stadt/Gemeinde gesichert sind. Anstelle dessen kann die
Ubernahme auch erfolgen, sobald die genannten Rechte durch Auflassungsvormerkung
in den betroffenen Grundbiichern gesichert sind.)

(2) Die Stadt/Gemeinde widmet die vom Vorhabentrager an sie libergebenen Stralen
und Wege sowie die sonstigen offentlichen Verkehrsflichen fir den &ffentlichen
Verkehr. Soweit eine Widmung nicht vorgesehen ist, gibt die Stadt/Gemeinde die
Erschliefungsanlagen fiir die Benutzung durch die Allgemeinheit frei. Der Vor-
habentrager stimmt der Widmung durch die Stadt/Gemeinde ab dem Zeitpunkt der
Ubernahme zu. Er erklart sich ferner damit einverstanden, dass die Stadt/Gemeinde die
Erschliefungsanlagen entsprechend den Bestimmungen der Wasserversorgungssatzung
und Abwassersatzung zum Bestandteil der offentlichen Einrichtung Wasserversorgung
bzw. Abwasserbeseitigung erklart.

(3) Mit der Ubergabe der ErschlieRungsanlagen an die Gemeinde hat der Vorhaben-
trager eine Bescheinigung eines offentlich bestellten Vermessungsingenieurs tber die
Einhaltung der Grenzen zu libergeben, aus der sich weiterhin ergibt, dass samtliche
Grenzzeichen sichtbar sind.

§ E 9 — Kosten der Grundstiicksentwasserung, Entwdsserungsbeitrage91

(1) Die fir den Bau von Teilen der offentlichen Abwasseranlage entstandenen und
anerkannten Kosten — abziiglich ... Prozent als Anteil fir die StraRenentwdsserung —
werden auf die nach der im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses giiltigen Satzung fiir die
in § 1T Abs. 1 des Vertrages genannten Grundstiicke zu erhebenden Entwdsserungs-
beitrage angerechnet.

2) Ubersteigen die anerkannten Kosten — abziiglich ... Prozent (vgl. Abs. 1) — die Hohe
des satzungsgemdfRen Entwdsserungsbeitrages, so hat der ErschlieBungstrdger keinen
Anspruch auf Erstattung der lber die Hohe des Entwdsserungsbeitrages hinausgehenden
Kosten.

91 Erforderlich, wenn die Herstellung von &ffentlichen Abwasseranlagen Vertragsgegenstand ist, die
neben der Strafenentwdsserung auch der Grundstiicksentwdsserung dienen, und wenn nach
MaRgabe des Ortsrechts Entwdsserungsbeitrdge nach dem landesrechtlichen Kommunalabgaben-
gesetz zur Finanzierung der Entwdsserungsanlage erhoben werden.
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§ S 1 — Kostentragung92

(1) Der Vorhabentrager tragt die Kosten dieses Vertrages und die Kosten seiner
Durchfiihrung. § E 9 bleibt unberiihrt.

(2) Bis zum Abschluss des Vertrages sind der Stadt/Gemeinde im Zusammenhang mit
der Planung und Vorbereitung sowie Herstellung des Vorhabens und der Erschlie-
Bungsanlagen die in Anlage ... aufgefiihrten Aufwendungen in Hohe von ... Euro (in
Worten: ... Euro) entstanden. Der Vorhabentrager verpflichtet sich, diese Aufwendungen
innerhalb eines Monats nach Wirksamwerden des Vertrags insgesamt93 zu erstatten.

(3) Sofern der Stadt/Gemeinde ein Aufwand fiir die Verschaffung des Eigentums an den
offentlichen Flachen entsteht, wird dieser vom Vorhabentrager innerhalb eines Monats
nach Aufforderung erstattet.

§ S 2 — VerauBerung der Grundstiicke, Wechsel des Vorhabentrigers

(1) Ein Wechsel des Vorhabentragers bedarf nach § 12 Abs. 5 Satz 1 BauGB der
Zustimmung der Stadt/Gemeinde. Die Gemeinde wird die Zustimmung erteilen, wenn
der neue Vorhabentrager sich gegeniiber der Gemeinde verpflichtet, die sich aus diesem
Vertrag ergebenden Verpflichtungen zu ibernehmen und die in diesem Vertrag
vereinbarten Sicherheiten selbst beizubringen. Die Stadt/Gemeinde wird die Bonitét des
neuen Vorhabentragers prifen und auf dieser Grundlage das Sicherungserfordernis neu
bewerten. Sie behdlt sich ausdriicklich vor, ihre Zustimmung von der Beibringung
weiterer Sicherheitsleistungen abhéngig zu machen.

(2) Der heutige Vorhabentrdger haftet der Gemeinde als Gesamtschuldner fiir die
Erfiillung des Vertrages neben einem etwaigen Rechtsnachfolger, soweit die Gemeinde
ihn nicht ausdriicklich aus dieser Haftung entlasst.

(3) Die Veraulkerung von Grundstlicken im Vertragsgebiet ist erst dann zuldssig, wenn
der Vorhabentrager die in diesem Vertrag vereinbarten Biirgschaften zur Sicherung der
Durchfiihrung des Vertrages Gibergeben hat.

(4) ..94
§ S 3 — Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen

(1) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, folgende Ausgleichs- und Ersatzmallnahmen
.95 durchzufiihren. Die Durchfiihrung ist mit der unteren Naturschutzbehdrde
abzustimmen.

92 Dieser Paragraf regelt nur die Kostenerstattung fiir die der Gemeinde im Zusammenhang mit der
Durchfithrung des Vorhabens unmittelbar entstandenen Aufwendungen. In Ergdnzung zum
Durchfiihrungsvertrag konnen auch weitergehende Vereinbarungen getroffen werden, z.B. Folge-
kostenvereinbarungen nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BauGB.

93 Eine vollstandige Kosteniibernahme ist nicht zwingend. Nach § 12 Abs. 1 BauGB kann sich der
Vorhabentrager zur Tragung der Planungs- und ErschlieBungskosten ,ganz oder teilweise” ver-
pflichten.

94  Soweit der Vorhabenzweck es erforderlich macht, sind auch weitergehende VerduRerungsbe-
schrankungen, z.B. zugunsten bestimmter Erwerbergruppen oder hinsichtlich der Bildung von
Wohnungseigentum, maglich.
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(2) Die Ausgleichs- und ErsatzmafSnahmen sind spatestens ... Monate/Jahre nach
Fertigstellung des Bauvorhabens fertig zu stellen.

§ S 4 — Schutz des Mutterbodens

Mutterboden, der bei der Durchfiihrung des Vorhabens und der ErschlieRung im Ver-
tragsgebiet ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung
zu schitzen. Seine Verbringung auBerhalb des Vertragsgebiets bedarf der Zustimmung
der Stadt/Gemeinde.

§ S 5 - Sicherheitsleistungen

(1) Zur Sicherung aller sich aus §§ E 1 bis E 8 fiir den Vorhabentrager ergebenden
Verpflichtungen leistet er Sicherheit in Héhe von ... Euro (in Worten: ... Euro) durch
Ubergabe einer unbefristeten selbstschuldnerischen Biirgschaft der ... (Bank/Spar-
kasse/Kreditversicherungsunternehmen). Die Biirgschaft wird durch die Stadt/Gemeinde
entsprechend dem Baufortschritt in Teilbetrdgen von je ... Euro freigegeben. Bis zur
Vorlage der Gewadhrleistungsbiirgschaft erfolgen die Freigaben hochstens bis zu
90 Prozent der Blrgschaftssumme nach Satz 1.

(2) Im Falle der Zahlungsunfahigkeit des Vorhabentrdgers ist die Stadt/Gemeinde
berechtigt, noch offen stehende Forderungen Dritter gegen den Vorhabentrager fir
Leistungen aus diesem Vertrag aus der Biirgschaft zu befriedigen.

(3) Nach der Abnahme der Malinahme und Vorlage der Schlussrechnungen mit Anlagen
ist fur die Dauer der Gewahrleistungsfrist eine Gewahrleistungsbiirgschaft in Héhe von
5 Prozent der Baukosten vorzulegen. Nach Eingang wird die verbliebene Vertrags-
erfillungsbiirgschaft freigegeben.

(4) Die Biirgschaften sind auf den Vordrucken der Stadt/Gemeinde auszustellen.96

(5) Mehrere Vertragspartner der Stadt/Gemeinde haften gesamtschuldnerisch fiir die
Erfiillung der vertraglichen Verpflichtungen.

§ S 6 — Vertragsstrafen

Bei Nichteinhaltung der sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtung sind vom
Vorhabentrager folgende Vertragsstrafen zu zahlen: (Auflistung der einzelnen Vertrags-
strafen jeweils mit Angabe der Vertragsstrafe einfiigen.)

§ S 7 — Vollstreckungsunterwerfung

Der Vorhabentrager unterwirft sich gemafR § 61 VwWVfG (einschlagige Bestimmungen des
Landes einfiigen) hinsichtlich der im Folgenden aufgelisteten Verpflichtungen der
sofortigen Vollstreckung: ...

95 Die Konkretisierung kann beispielsweise durch Bezugnahme auf ein landschaftspflegerisches
Gutachten oder einen Griinordnungsplan erfolgen.
96 Hierzu sind Muster als Anlagen beigefiigt.
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§ S 8 — Haftungsausschluss

(1) Aus diesem Vertrag entsteht der Stadt/Gemeinde keine Verpflichtung zur Aufstellung
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Eine Haftung der Stadt/Gemeinde fir
etwaige Aufwendungen des Vorhabentragers, die dieser im Hinblick auf die Aufstellung
der Satzung tatigt, ist ausgeschlossen.

(2) Fir den Fall der Aufhebung der Satzung (§ 12 Abs. 6 BauGB) kénnen Anspriiche
gegen die Gemeinde nicht geltend gemacht werden. Dies gilt auch fiir den Fall, dass
sich die Unwirksamkeit des vorhabenbezogenen Bebauungsplans im Laufe eines
gerichtlichen Streitverfahrens herausstellt.

§ S 9 - Vertragsianderungen, Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen

(1) Vertragsdanderungen oder -erganzungen bedirfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der
Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die
Stadt/Gemeinde und der Vorhabentrager erhalten je eine Ausfertigung.

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berthrt die Wirksamkeit der Gbrigen
Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame
Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages
rechtlich und wirtschaftlich entsprechen.

§ S 10 — Wirksamwerden, Kiindigung

(1) Dieser Vertrag wird mit rechtsgiiltiger Unterzeichnung durch beide Vertragspartner
wirksam.

(2) Beide Parteien konnen den Vertrag durch schriftliche Erklarung kiindigen, wenn die
Satzung Uber den Vorhaben- und ErschlieBungsplan aufgehoben oder fiir unwirksam
erklart wird.

Ort, Datum, Unterschriften
Quelle: Weiterentwickelt auf der Grundlage des Vertragsmusters der kommunalen
Spitzenverbande, in: Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbédnde:

Arbeitshilfe 7, Erschliefungs- und ErschlieBungsbeitragsrecht — Vertrags- und
Satzungsmuster mit Erlduterungen, 2. Auflage, Berlin 1994, S. 110-123.
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Anhang






Muster fiir einen stGdtebaulichen Vertrag nach § 11 BauGB

Hinweise zur Anwendung des Vertragsmusters:

Das Muster berlicksichtigt die typischen Regelungsgegenstiande von stadtebauli-
chen Vertrdgen nach § 11 Abs. 1 BauGB, wobei es fiir Vertrdge zur privatrechtli-
chen Neuordnung der Grundstlicksverhiltnisse (freiwillige Umlegung) ungeeignet
ist. Durch die groRe Vielzahl der bei solchen Bodenordnungsverfahren tblicher-
weise Beteiligten sowie die hierfiir moglichen unterschiedlichen Verfahrenswei-
sen ist in der Regel ein gesonderter Vertrag notwendig, der inhaltlich und nach
seiner Punktation von den sonstigen stddtebaulichen Vertrdgen erheblich ab-
weicht. Wegen der Einzelheiten wird auf die Ausfiihrungen in Kapitel Il und die
dort geschilderten Modelle mit weiteren Nachweisen verwiesen. Zudem finden
sich jeweils vollstindige Muster flir den Erschliefungsvertrag (Kapitel VI) und den
Durchfiihrungsvertrag beim vorhabenbezogenen Bebauungsplan sowie die Stadt-
umbauvertrige. Im Ubrigen sind die Regelungsbeispiele modulhaft im Sinne von
Vertragsbausteinen konzipiert.

Angesichts der Vielfalt der moglichen Vertragsgegenstinde nach Art und Umfang
wird der stiadtebauliche Vertrag im Einzelfall eine mehr oder weniger groRe Rege-
lungsdichte aufweisen. Die im Mustervertrag aufgefiihrten Leistungspflichten und
Bindungen sowie sonstigen Regelungen sind daher nur beispielhaft. Die genann-
ten Bestimmungen sind den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend anzu-
wenden und zu erginzen, im Ubrigen zu streichen. Die in diesem Buch im Kon-
text der unterschiedlichen Regelungsgegenstinde dokumentierten Regelungsbei-
spiele sind bei Bedarf in den Mustervertrag einzufiigen und den Erfordernissen des
Einzelfalls anzupassen. Der Mustervertrag enthdlt insoweit nur den Hinweis auf
mogliche Vertragsinhalte und verweist auf das hierzu jeweils einschldgige Rege-
lungsbeispiel. Er basiert auf einem Baukastensystem und erfordert die Zusammen-
stellung der Vertragsinhalte individuell fiir jeden Einzelfall. Lediglich die Ein-
gangs- und Schlussvorschriften sind im Volltext dokumentiert.

Soweit wegen bestimmter Vertragsinhalte die notarielle Beurkundung fiir die
Wirksamkeit des Vertrages erforderlich ist, wird bei den betroffenen Bestimmun-
gen auf die Beurkundungspflicht hingewiesen. Auf die Dokumentation der bei der
Ubertragung von Grundstiicken im Einzelnen zu regelnden und zu vollziehenden
Grundstiicksverdullerungsvorgdnge sowie der notariiblichen Hinweise wird im
Ubrigen verzichtet, da solche Vertrige ohnehin unter notarieller Beratung ge-
schlossen werden miissen.
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Verirag

Zwischen der Stadt/Gemeinde ..., vertreten durch ...1 — nachfolgend Stadt/Ge-
meinde genannt —

und ..., (bei juristischen Personen:) vertreten durch ... — nachfolgend ... genannt —
(z.B. ,Investor”, ,Vorhabentrager”, ,Bauwerber”, ,Bauherr”)

wird (soweit einschldgig: aufgrund des Beschlusses des Gemeinderats/Stadtrats
vom ...) folgender Vertrag geschlossen:2

1. Vorbemerkung/Vertragszweck

(1) Das Vertragsgebiet umfasst die in der Anlage ... rot umgrenzten Flachen in ...3

(2) Der/Die ... sind Eigentimer der innerhalb des Vertragsgebietes gelegenen
Grundstlcke ...4

(3) Die Gemeinde beabsichtigt, fiir das Vertragsgebiet einen Bebauungsplan
aufzustellen,

= um damit die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Genehmigung des
Vorhabens zu schaffen,

= um den dringenden Wohnbedarf von Bevolkerungsgruppen mit besonderen
Wohnraumversorgungsproblemen zu decken,

= um dem Wohnbedarf der ortsansdssigen Bevdlkerung zu dienen und/oder
" um..>

Grundlage dieses Vertrages ist der als Anlage ... beigefligte Bebauungsplanent-
wurf. Nach dem Stand der Planung ergeben sich folgende Probleme: ...6

(4) Der/Die ... haben ein Interesse an der Aufstellung des Bebauungsplans. Er/Sie
beabsichtigt, auf dem Grundstiick folgendes Vorhaben zu realisieren: ...7

1 Die Vertretung der Gemeinde richtet sich nach den kommunalrechtlichen Vorschriften der Lan-
der.

2 Stadtebauliche Vertrage nach § 11 BauGB bediirfen nach § 11 Abs. 3 BauGB der Schr_iftform,

sondern nicht durch Rechtsvorschriften eine andere Form vorgeschrieben ist. Soweit die Ubertra-

gung eines Grundstiicks Vertragsgegenstand ist, bedarf der Vertrag der notariellen Beurkundung.

Ortsbezeichnung einfiigen: z.B. Ortsteil, StraBenzug usw.

KatastermaRige Bezeichnung (Gemarkung, Flur und Flurstiick) einfiigen.

Das im Einzelfall malgebliche Ziel des Bebauungsplans einfiigen.

Die im Einzelfall mafgeblichen Probleme (z.B. Finanzierung von Folgeinvestitionen, Immissions-

konflikte etc.) auffiihren.

7 Genaue Beschreibung des beabsichtigten Vorhabens einfiigen. Ggf. ist es zweckmiRig, einen
Entwurf oder ein Nutzungskonzept als Anlage beizufiigen.

S U1~ W
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(5) Zur Sicherung der Ziele und Zwecke des Bebauungsplans und/oder um die
durch den Bebauungsplan (oder das Vorhaben8) aufgeworfenen Probleme auszu-
raumen, schlieen die Parteien folgenden Vertrag:

2. Stédtebauliche Planungen

Ubertragung stidtebaulicher Planungen (Beauftragung eines Planungsbiiros in Ab-
stimmung mit der Stadt/Gemeinde)

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 5

oder
Ubernahme der Kosten fiir stidtebauliche Planungen

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 22

3. Bodensanierung und Freilegung von Grundstiicken

Verpflichtung zur Durchfiihrung der Bodensanierung (und Freilegung) und ggf.
Beibringung erforderlicher Gutachten

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 4

4. Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen

Verpflichtung des Vorhabentrédgers (Eigentimers, Bauherrn) zur Durchfiihrung der
im Einzelnen aufzufiihrenden MaBnahmen auf seine Kosten mit Regelungen tiber

= den Nachweis der Durchfiihrung und

= ggf. die Nutzungsbindungen hinsichtlich der dem Ausgleich und Ersatz die-
nenden Anlagen und Flachen

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 8

oder:

Verpflichtung des Vorhabentrigers zur Ubernahme der Kosten der im Einzelnen
zu spezifizierenden Malinahmen mit Regelungen tiber

8  Bei Vertragen im Zusammenhang mit Genehmigungsentscheidungen.
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= die Falligkeit und Zahlungsmodalititen sowie ggf.

= die Abtretung von Grundstiicken fiir Ausgleichs- und Ersatzmalnahmen (Ach-
tung: Beurkundungspflicht!)

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 24

5. Bauverpflichtung

Verpflichtung des Vorhabentragers, (binnen bestimmter Frist) einen Bauantrag zu
stellen mit Regelungen iiber den

= Zeitpunkt des Baubeginns und

= Nachweis der Baufertigstellung

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 6

6. Bindungen im Zusammenhang mit dem sozialen Wohnungsbau
zugunsten einkommensschwacher Bevélkerungsschichten

Verpflichtung zur Errichtung von Wohnungen im Standard, ggf. auch mit Mitteln
des sozialen Wohnungsbaus (binnen bestimmter Frist), ggf. unter Bezugnahme auf
Forderbestimmungen mit Regelung folgender Punkte:

= Dauer der Nutzungsbindung und weitere Regelungsmodalititen (Belegungs-
recht, Mietpreisbindung usw.) sowie ggf.

= Ubertragung von Grundstiicken fiir Zwecke des sozialen Wohnungsbaus
(Achtung: Beurkundungspflicht!).

Vgl. hierzu Regelungsbeispiele 10-12
Vgl. hierzu Ubersicht 3
7. Bindungen zugunsten von Einheimischen bei Wohngebieten

Vereinbarung einer VerdulRerungsbeschrankung zugunsten ortsansdssiger Bau-
werber mit Sicherung durch Ankaufsrecht zugunsten der Gemeinde

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 14
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8. Bindungen zugunsten von Einheimischen bei Gewerbegebieten

Vereinbarung einer VerdulRerungsbeschrankung zugunsten ortsansdssiger Bau-
werber mit Sicherung durch Ankaufsrecht zugunsten der Gemeinde

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 16

9. Immissionsschutzbindungen

Nutzungsbindungen (z.B. hinsichtlich Betriebsablauf, Betriebszeiten usw.)
und/oder Verpflichtung des Betreibers zur Errichtung von Immissionsschutzvor-
richtungen bzw. emissionsmindernder Anlagen

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 39

oder

Verpflichtung zur Ubernahme der Kosten fiir Immissionsschutzvorrichtungen bzw.
emissionsmindernder Anlagen

Vgl. hierzu Kapite |V

10. Energieeinsparung, Erneuerbare Energien
Verpflichtung zur Einrichtung und Nutzung von Solaranlagen

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 17

Zentrale Warmeversorgung und Kraft-Warme-Koppelung

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 18

Baulicher Warmeschutz

Vigl. hierzu Regelungsbeispiel 19
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11. Sonstige Bindungen
Verpflichtung zur Schaffung von Arbeitspldtzen

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 15

Gestalterische Bindungen

Vgl. hierzu Regelungsbeispiele 20 und 40

Verpflichtung zur Bestellung von Wegen und Leitungsrechten

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 21

12. Soziale Infrastruktur

Verpflichtung des Vorhabentragers zur Errichtung von sozialer Infrastruktur auf
seine Kosten oder zur Ubernahme der Kosten fiir soziale Infrastruktur

und/oder

Ubertragung von Grundstiicken fiir soziale Infrastruktur
(Achtung: Beurkundungspflicht!)

Vgl. hierzu Regelungsbeispiele 23

sowie Ubersicht 4

13. ErschlieBung

Vorvertragliche Regelungen

(1) Dem/Der ... sollen die Planung und Herstellung der ErschlieBungsanlagen ge-
mal § 127 Abs. 2 BauGB, der sonstigen oOffentlichen Griinflichen sowie der &f-
fentlichen Kinderspielpldtze im Vertragsgebiet nach den Festsetzungen des zu-
kinftigen Bebauungsplans und ergidnzender, stadtebaulich notwendiger land-
schaftsplanerischer Malnahmen zur Durchfiihrung im eigenen Namen und fiir ei-
gene Rechnung (bertragen werden. Die Ubertragung wird in einem Erschlie-
Rungsvertrag auf der Grundlage des Musters in Anlage 2 geregelt. Die Ubertra-
gung gilt jedoch nicht fiir die Strafenentwdsserung. Hierzu ist eine gesonderte
Vereinbarung mit den Berliner Wasserbetrieben zu schliefSen.

(2) Die Ver- und Entsorgungsmallnahmen fir das Vertragsgebiet (Wasser, Abwas-
ser, Gas, Strom, ggf. Fernwdrme, Telefon) sollen von den jeweiligen Versorgungs-
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unternehmen nach deren Anschlussbedingungen in Abstimmung mit ... durchge-
fahrt werden. Es ist Aufgabe des ..., ggf. erforderliche Vereinbarungen mit den
Versorgungstragern zu schliefen und alle Erschliefungsmallnahmen im Rahmen
seiner Moglichkeiten zu koordinieren:

= Ubertragung der Herstellung von ErschlieBungsanlagen auf den Vorhabentri-
ger (ganz oder teilweise auf seine Kosten),

= {iber die Ablosung des Erschlieungsbeitrags und/oder
= {ber die Vorfinanzierung der Erschliefungsmalnahmen.

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 29

14. Sicherung der Erfiillung der Vertragspflichten?

Zur Absicherung von Geldforderungen:
= Biirgschaft, Kaution, Grundpfandrechte

Vgl. hierzu Regelungsbeispiele 29,30 und 35

Zur Absicherung unvertretbarer Handlungen:
= Grunddienstbarkeiten

Vgl. hierzu Regelungsbeispiele 9und 21
= Baulasten
Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 39

= Preislimitiertes Ankaufs- und Wiederkaufsrecht der Gemeinde

Vgl. hierzu Regelungsbeispiele 14 und 38

= Vertragsstrafen

Vgl. hierzu Regelungsbeispiel 40

9  Zu den Einzelheiten siehe die Ausfiihrungen in Kap. VIII.
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= Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung

Vgl. hierzu Hinweise auf Seite 331

15. Riicktrittsrecht

Fir den Fall, dass innerhalb von ... Jahren nach Vertragsschluss der Bebauungs-
plan fir das Vertragsgebiet nicht rechtsverbindlich wird oder von der vorliegen-
den Entwurfsfassung (Anlage ...) nicht nur unwesentlich abweicht,10 ist der/ die ...
berechtigt, von diesem Vertrag zurlickzutreten. Ein Ricktritt ist durch schriftliche
Erklarung gegeniiber der Gemeinde auszuiliben. Auch im Falle des Riicktritts
bleibt es bei der in Ziffer ... getroffenen Kostenregelung.

16. Haftungsausschluss zugunsten der Gemeinde

(1) Der/Die ... erkennt fiir sich und etwaige Rechtsnachfolger die kiinftigen Fest-
setzungen des Bebauungsplans ... an und verzichtet auf eventuell sich hieraus er-
gebende Ubernahme- und Geldentschidigungsanspriiche nach den §§ 40 bis 44
BauGB.

(2) Ein Anspruch auf Aufstellung eines Bauleitplans (oder einer sonstigen stddte-
baulichen Satzung) kann durch diesen Vertrag nicht begriindet werden.!! Eine
Haftung der Gemeinde fiir etwaige Aufwendungen des/der ..., die dieser/diese im
Hinblick auf die Festsetzung des Bebauungsplans und den Vollzug dieses Vertra-
ges tatigt, ist ausgeschlossen.

17. Rechisnachfolge

Die Verpflichtungen dieses Vertrages sind etwaigen Rechtsnachfolgern aufzuerle-
gen mit der Mafgabe, diese in Fillen von Rechtsnachfolgen entsprechend weiter-
zugeben.

10 Das dem Vertrag zugrunde liegende Nutzungskonzept sollte nach Art und Umfang ggf. z.B. in der
Vorbemerkung prézisiert werden.
11 Klarstellende Regelung entsprechend § 1 Abs. 3 Satz 2 BauGB.
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18. Kiindigung und Anpassung

(1) Eine Kiindigung dieses Vertrages kann nur erfolgen, wenn die Ausfihrung des
Vertrages technisch und/oder rechtlich unmoglich ist und sich eine Anpassung
aus diesem Grunde ausschliel’t.

(2) Die Gemeinde kann den Vertrag auch kiindigen, wenn der/die ... die sich aus
den Ziffern ... ergebenden Pflichten nicht fristgerecht einhalt oder wenn tber das
Vermdgen des/der ... das Konkurs- oder Vergleichsverfahren eréffnet wird.

(3) Eine Anpassung kann dann erfolgen, wenn der/die ... oder die Stadt die techni-
sche Unmoglichkeit oder wirtschaftliche Unvertretbarkeit oder rechtliche Unzu-
lassigkeit einer Mallnahme nachweist oder wenn der festgesetzte Bebauungsplan
von dem in diesem Vertrag angenommenen Nutzungskonzept nicht nur unwe-
sentlich abweicht. Eine nicht nur unwesentliche Abweichung liegt vor, wenn die
Bruttogeschossfldche die nach dem Planentwurf (Anlage) vorgesehene Bruttoge-
schossfliche um mehr als ... Prozent unterschreitet. Der/Die ... oder die Gemein-
de hat in diesem Falle den Nachweis zu erbringen, dass die vorgeschlagene alter-
native Mallnahme dem Vertragsziel gleichwertig dient. Die Vertragsanpassung
bedarf der Schriftform.

19. Wirksamwerden des Vertrages

Bei Vertrdgen im Zusammenhang mit Bebauungsplanverfahren:

Der Vertrag wird hinsichtlich der in Ziffer ... getroffenen Regelungen sofort, im
Ubrigen erst mit Inkrafttreten des Bebauungsplans oder Erteilung einer Bauge-
nehmigung nach § 33 BauGB wirksam.12

Bei Vertrdgen im Zusammenhang mit Baugenehmigungsverfahren:

Der Vertrag wird wirksam, sobald die Baugenehmigung fiir das in Ziffer ... des
Vertrages beschriebene Vorhaben bestandskriftig ist.

20. Kosten

Der/Die ... trdgt die Kosten dieses Vertrages.

12 Regelungen, die dem Vollzug des Bebauungsplans dienen, werden erst mit seinem Inkrafttreten
bzw. im Falle der Genehmigung nach § 33 BauGB mit Erteilung der Genehmigung wirksam.
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21. Schlussbestimmungen

(1) Vertragsdnderungen oder -ergdnzungen bedirfen der Schriftform. Nebenabre-
den bestehen nicht. Der Vertrag ist ... auszufertigen. Die Gemeinde und der/die ...
erhalten je ... Ausfertigung(en).

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen beriihrt die Wirksamkeit der tib-
rigen Regelungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich,
unwirksame Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck
dieses Vertrages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen.

22. Bestandteile des Vertrages

Dem Vertrag liegen ... Anlagen bei. Die Anlagen sind Bestandteil des Vertrages.
Die Vertragsparteien bestitigen, dass ihnen die Anlagen vollstindig vorliegen. Die
Anlagen wurden in allen Einzelheiten erortert bzw. verlesen.

Ort, Datum, Unterschrift

Verzeichnis der Anlagen
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— Benennungsrecht 139 ff.

— Besetzungsrecht 139 ff.

— Mietpreisbindung 141 ff.

— offentliche Forderung 136 ff.

— vertragliche Bindungen 136 ff.

Sozialplan

— beim Stadtumbauvertrag 304 f.

Spielplatz 224 ff.

Stadtumbaukonzept 304 f.

Stadtumbauvertrage

— Anderung des planungsrechtlichen
Status 307

— Begriff 298 f.

— Inhalte 300 f.

— Kostenbeteiligung bei Aufwertungs-
mafnahmen 305 f.

— Lastenausgleich 309 f.

— Sozialplan 304 f.

— Riickbaumafinahmen 305, 319 ff.

— Verzicht auf Austibung von Baurech-
ten 306

— Verzicht auf Entschadigungsan-
spriiche 308 f.

Stadtebauliches Entwicklungskonzept
302

Stadtebauliche Malinahmen

— Begriff 197 f.

Steuerliche Auswirkungen 30 ff.

— Einkommensteuer 35 ff.

— Korperschaftssteuer 35 ff.

— Umesatzsteuer 33 ff.

Strafrecht 68 ff.

Stuttgarter Modell 84 ff.

Subordinationsrechtliche Vertrage
375 ff.

Tragerwechsel 403 f.
Traunsteiner Modell 160 ff.
Treuhandkonto 248, 286

Ubertragung von Verfahrensschritten
106

Umlegung

— Begriindung einer Dienstbarkeit 134
f.



— Begriindung einer Reallast 134 f.

- Einwurfsflache 79

— Erwerbsvorgédnge auferhalb des form-
lichen Verfahrens 77

— freiwillige 78 f.

— Gebiihren- und Auslagenbefreiung
77 1.

— Grunderwerbsteuer 75 f.

— Kosten 75 f.

— Mehrflichenabtretung 81 ff.

Umsatzsteuer 33 ff.

— bei Ubernahme von Planungskosten
220

Urheberrechte 106, 219

Urkundeneinheit 62

VerduRerungsbeschrankungen

— bei Einheimischenmodellen
153 f., 170f.

— bei offentlich geférdertem
Wohnungsbau 145 f.

Verbrennungsverbote 191 f.

Vergabe von Bauleistungen beim
Erschliefungsvertrag 270 f.

Vergaberecht

- Vergaberichtlinien 58 f., 264 f.

Verkehrssicherungspflicht 273

Vermeidung

— artenschutzrechtlich 129

Vermessung 77 f.

Vertragliche Risikolibernahme 361 ff.

Vertragsanpassung 360, 364, 367 f.

— Anderung der wirtschaftlichen
Verhiltnisse 367 f.

Vertragskiindigung 369

Vertragsstrafe 354 f.

— als allgem. Geschiftsbedingung
nach AGB-Gesetz 54

— bei Baupflichten 120 f.

— bei Belegungsbindungen 142 ff.

— bei Gestaltungsbindungen 354 f.

- und AGB-Recht 49 f.

Vertragstypologie 19 ff.

— koordinationsrechtliche Vertrage
375 f.

— subordinationsrechtliche Vertrage
375 ff.

Vertretungsbefugnis 61

— beim ErschlieBungsvertrag 263 ff.

Verwaltungsinterne Kosten 221 f.

Verwaltungsvertrag 20

Verwendungsverbot und
-beschrankungen 192

Verwirklichungsrisiken 330

Vollstreckungsunterwerfung 331, 397

— beim Vorhaben- und ErschlieBungs-
plan 333, 412

- nach § 61 VwWVIG 331 ff.

— nach § 794 Abs. 1T Nr. 5 ZPO 333

Vorbereitende Planungen und Gutachten
107 f., 217 f.

Vorfinanzierungsvertrag

— bei Fremdanliegerféllen 288

Vorhaben- und ErschlieBungsplan

— Aufhebung 374

- Bauplanungs- und Zulassungsverord-
nung 18

— Durchfiihrungsvertrag 383 ff.

- Kosten 389

— Leistungsstorungen 374 ff.

- Nicht-Inkrafttreten 374

— Wechsel des Vorhabentrdgers 403 f.
(siehe auch Durchfiihrungsvertrag)

Vorhabenbezogener Bebauungsplan
384 ff.

Vorkaufsrecht

— bei Eigenheimforderung 145 f.

— bei Einheimischenmodellen 160

— preislimitiertes 160

Vorsteuerabzug 220

Vorteilsgewédhrung 68

Vorteilsnahme 68 f.

Vorvertrag 22 f., 79

Vorvertragliche Pflichten

— Auskunftspflichten der Gemeinde 379

— Pflichtverletzung 376 ff.

Vorwegbindungen 56 ff.

— beim vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan 404 f.
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— erlaubte Planungsforderungsklauseln
57 f.
— unzuldssige 56 f.

Wegfall der Geschaftsgrundlage

360, 363 ff.

Weilheimer Modell 151 ff.
Werkvertragsdhnliche Vertrage 371 f.
Wiederkaufsrecht 337 ff.

— AGB-Gesetz 338 ff.

— Angemessenheit 337 ff.

— Ausiibung 346 f.

— Auswirkungen auf Beleihungsmog-

lichkeiten 343 f.

— Begrenzung des Kaufpreises 331 f.
— bei Eigenheimforderung 145 f.
— bei Selbstnutzungsverpflichtung

337 f.

— Rechtsnachfolge 346 ff.
Wohnraumforderungsgesetz 136 ff.
- Kooperationsvertrage nach dem

146 f.

(siehe auch sozialer Wohnungsbau)
Wohnungsbauférderung 136 ff., 145 f.
— Eigenheimbau 145 f.

— Mietwohnungsbau 135 ff.
Wohnungsbindungsgesetz 147

Zeitlicher Zusammenhang 206

Zwischenerwerbsmodelle 148 ff.
Zwischennutzungsvertrag 310 ff.
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